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Früher bestand das Leben aus Frühling, Sommer und Winter, also aus Kindheit, Arbeit und Sterben. Mit den geschenkten Jah-
ren – so Heribert Prantl in diesem Heft – ist nun ein langer Herbst dazu gekommen. Das große und lange Altern muss von 
den Menschen noch gründlich gelernt werden. picture alliance/dpa
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Biologen sind sich darüber einig, dass das Alter(n) ein Ne-
beneffekt des Stoffwechsels ist. Auch Philosophen nehmen 
diese Unabänderlichkeit gelassen in den Blick: „Das Älter-
werden ist einem auf den Fersen wie ein Stalker, der sich an 
kein Distanzgebot hält und dafür nicht einmal belangt wer-
den kann“ (Wilhelm Schmid). Anders hingegen die öffentli-
che Debatte, in der Alter und Älterwerden oftmals als Ka-
tastrophe apostrophiert werden. Diesen Negativszena-
rien zufolge nehmen „die Alten“ den Jungen die Zukunft 
weg – einfach dadurch, dass sie zulange leben. Der 
„Herbst“ des Lebens bzw. die Phase des jungen Alters wird 
älteren Menschen durch demografische Schwarzmalerei 
vergällt. Ab und an wird gar das Bedrohungsszenario ei-
ner „Gerontokratie“ beschworen. Diesen pessimistischen 
Stimmen, die mit Blick auf die Gesundheits- und Rentensys-
teme die Lasten beklagen, stehen optimistische Sichtweisen 
gegenüber, die die positiven Potenziale in den Blick neh-
men und z. B. die innovativen Kräfte der Altersökonomie 
oder die zunehmenden intergenerationellen Beziehungen 
hervorheben. Ungeachtet aller Kontroversität müssen wir 
uns auf eine alternde Gesellschaft einstellen und das Bild 
vom Alter(n) den neuen Realitäten anpassen. 

Heribert Prantl veröffentlicht in der Süddeutschen Zeitung 
auch Leitartikel zu christlichen Feiertagen. In einem, anläss-
lich des Osterfestes geschriebenen Leitartikel geht es um die 
Frage, wie das Alter eine Gesellschaft positiv verändern 
kann. Hatte das Leben früher nur drei Abschnitte (Kindheit, 
Arbeit und Alter), hat sich nun zwischen Arbeit und Alter eine 
neue Lebensphase geschoben. Und genau diese Phase gilt 
es wertzuschätzen, sozial und gesellschaftlich zu nutzen. 
Das Alter kann eine Gesellschaft menschlicher machen. Dies 
erfordert gesellschaftlichen Ausgleich und die ethische Ver-
pflichtung, alte und demente Menschen nicht allein zu las-
sen. Die Gesellschaft hat es sich leider angewöhnt, über das 
Altern zu stöhnen. Dem hält Heribert Prantl entgegen, dass 
Menschsein „nicht am Lineal der Ökonomie“ gemessen wer-
den kann. Wenn sich eine alternde Gesellschaft zum Guten 
verändern will, sind ein gesamtgesellschaftlicher Mentali-
tätswandel und Kursänderungen in verschiedenen Politikfel-
dern notwendig.

Schon seit den 1980er Jahren haben Sozialwissenschaftler 
darauf hingewiesen, dass die demografische Entwicklung 
Deutschlands Probleme und Fragen aufwerfen wird. Die Öf-
fentlichkeit hat das Thema zunächst kaum beachtet. Seit der 
Jahrtausendwende hat sich der öffentliche Diskurs des The-
mas angenommen. Die kontroversen Debatten um den Ge-
burtenrückgang und die Alterung der Gesellschaft haben 
viele Bürgerinnen und Bürger verängstigt. Sie erwarten eine 
düstere Zukunft mit schmalen Renten, leeren Dörfern und 
nachwachsenden Generationen, die für die Alten und für ihr 
eigenes Alter zahlen müssen. Der sachliche Blick von Stefan 
Hradil auf den demografischen Wandel und seine Folgen 
zeigt, dass die gesellschaftliche Alterung zwar in der Tat Be-
lastungen mit sich bringen wird, aber auch manche Chan-
cen, die meist nicht bedacht werden. 

Vergrößert der zunehmende Anteil der Älteren an der Be-
völkerung die „latente Macht“ der Senioren? Beschreiten 
Länder mit alternder Bevölkerung den Weg in eine Geron-

tokratie, eine Herrschaft von Senioren, durch Senioren und 
für Senioren? Diese Fragen erörtert Manfred G. Schmidt 
am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland. Für die Ana-
lyse möglicher gerontokratischer Tendenzen ist Deutsch-
land ein interessanter Fall. Erstens ist die Alterung seiner 
Bevölkerung weit fortgeschrit ten: 21 Prozent aller Einwoh-
ner sind derzeit mindestens 65 Jahre alt – Tendenz stei-
gend. Damit liegt Deutschland mit Italien auf dem zweiten 
Platz hinter Japan, wo bereits jeder Vierte Senior ist. Zwei-
tens ist Deutschlands Staatsverfassung demokratisch und 
hat somit einen Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zess, der für die Interessen einer so großen Zahl wie die der 
Senioren weit geöffnet ist. Drit tens gehört zu Deutschland 
ein weit ausgebauter Sozialstaat, der für die Interessen 
der Älteren zu Lasten der jüngeren Generation genutzt 
werden könnte.

Das freiwillige Engagement Älterer wird gemeinhin positiv 
bewertet und entspricht dem modernen Leitbild des „akti-
ven Alterns“. Claudia Vogel und Sonja Nowossadeck be-
schreiben anhand empirischer Befunde, wer sich im Alter 
engagiert und wie sich dieses freiwillige Engagement je-
weils ausgestaltet. Hier zeigt sich, dass das soziale und 
politische Engagement der Älteren überaus vielfältig ist. 
Ebenso wird skizziert, bei welchen Altersgruppen in der 
Vergangenheit ein Anstieg des Engagements zu beobach-
ten war und wer im Alter ein Interesse hat, sich zu engagie-
ren. Basierend auf dem Deutschen Alterssurvey wird dar-
gestellt, welche soziodemografischen und individuellen 
Erklärungsfaktoren das Engagement im Alter beeinflussen. 
Bei aller positiven Würdigung des freiwilligen Engage-
ments im Alter ist zu bedenken, dass sich das Leitbild des 
„aktiven Alterns“ an gebildete, berufliche erfahrene und 
ökonomisch besser gestellte soziale Milieus richtet. Freiwil-
liges Engagement im Alter ist nicht als gesellschaftlich ge-
setzte Norm für gelingendes Altern geeignet. Auch im Alter 
muss es die Option zum Rückzug geben.

Am Maßstab der absoluten Armut gemessen, ist Altersarmut 
derzeit kein drängendes Problem in Deutschland. Legt man 
als Gradmesser hingegen die relative Armut an, waren 2013 
immerhin 14,9 Prozent der über 65-Jährigen armutsgefähr-
det. Im Vergleich mit anderen gesellschaftlichen Gruppen ist 
diese Quote relativ niedrig. Trotzdem bedarf es konstanter 
Aufmerksamkeit – ist doch die Altersarmut seit 2003 deutlich 
gestiegen. Axel Börsch-Supan argumentiert angesichts ak-
tueller Daten, dass zur Verhinderung drohender Altersarmut 
nicht vorrangig rentenpolitische Reformmaßnahmen not-
wendig sind. Altersarmut muss vielmehr an der Wurzel be-
kämpft werden. Reformen müssen diejenigen in den Blick 
nehmen, die aufgrund ihrer unzureichenden Qualifikation 
ein lebenslanges Armutsproblem fürchten müssen. Da die 
Entwicklung der Altersarmut von der zukünftigen Arbeits-
marktsituation gering verdienender Menschen abhängt, 
sind Maßnahmen, die zu einem möglichst langen Erwerbsle-
ben beitragen, besonders zielführend. Reformbedarf be-
steht in einer besseren Aus- und Weiterbildung sowie in ei-
ner wirksamen Integration von Migranten.

Ist die wachsende Zahl arbeitender Rentnerinnen und 
Rentner ein Indikator für Altersarmut und für die unzurei-
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chende Alterssicherung durch das Rentensystem? Aktuelle 
Fakten widerlegen diese Annahme. Jutta Schmitz erörtert 
die institutionellen Rahmenbedingungen der Erwerbstä-
tigkeit im Rentenalter und präsentiert empirische Daten, 
die einen Rückschluss auf die tatsächliche Verbreitung der 
Erwerbstätigkeit von Rentnerinnen und Rentnern erlauben. 
In einem weiteren Schrit t werden auf der Grundlage von 
Interviews die vielfältigen Motive der Erwerbstätigkeit äl-
terer Menschen skizziert. Konstatieren lässt sich, dass die 
Erwerbstätigkeit im Rentenalter gegenwärtig einen leich-
ten Aufwärtstrend verzeichnet. Ebenso drängt sich der 
Schluss auf, dass die Zahl derjenigen noch gering ist, die 
im Rentenalter arbeiten müssen, um das Existenzminimum 
zu erreichen. Fraglich ist jedoch, ob sich die Befunde so 
einfach in die Zukunft verlängern lassen. Wenn die gesetz-
liche Rente in den kommenden Jahren ihre Lohnersatzfunk-
tion immer weiter einbüßen und das Rentenniveau sinken 
wird, dürfte sich die Situation merklich verschärfen. 

Mit der zunehmenden Ausdifferenzierung des Alters wächst  
der Bedarf an Wohnformen, die Selbstständigkeit im Alter 
ermöglichen sowie kompetente Hilfe bei gleichzeitiger 
Selbst bestimmung gewährleisten. Die Wohnungswirtschaft 
wird sich auf differenziertere Wohnwünsche und auf „neue“ 
Wohnformen einstellen müssen. Rolf G. Heinze erörtert die 
Dimensionen zukunftsweisenden Wohnens (Sozialraumori-
entierung und technikunterstütztes Wohnen) mit Blick auf die 
älter werdende Bevölkerung. Das Wohnen in den eigenen 
vier Wänden ist für ältere Menschen die beliebteste Wohn-
form. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit neuer sozialer 
Dienstleistungen und lokaler Versorgungskonzepte, damit 
ältere Menschen in der eigenen Wohnung im höheren Le-
bensalter versorgt werden und selbstständig leben können. 
Dazu bedarf es neuer Allianzen auf kommunaler Ebene, um 
kleinteilige und professionelle Versorgungsstrukturen etab-
lieren zu können. 

Geht mit dem Alter gesundheitlich alles bergab? Der Bei-
trag von Susanne Wurm und Anke-Christine Saß liefert an-
hand von epidemiologischen Daten Informationen darü-
ber, wie gesund oder krank ältere Menschen sind. Verbes-
serungen in der medizinischen Versorgung, eine immer 
besser werdende Bildung, höhere Einkommen und ein ge-
sunder Lebensstil legen die Vermutung nahe, dass eine äl-
ter werdende Gesellschaft mit einer guten Gesundheit ein-
hergeht. Die Frage, ob der Gewinn an Lebensjahren mehr 
Jahre in Gesundheit oder in Krankheit mit sich bringt, wird 
durchaus kontrovers diskutiert. Unstrit tig ist hingegen der 
Einfluss der subjektiven Gesundheit. Subjektive Einschät-
zungen der Gesundheit und positive Altersbilder korrelie-
ren mit einer besseren körperlichen Funktionsfähigkeit so-
wie einer längeren selbstständigen Lebensführung und 
höheren Lebenserwartung. 

Das Thema Pflege ist eine der großen ge sell schafts po-
litischen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte. 
Viele Menschen fragen sich, wer sich im Alter um sie küm-
mern soll. 70 Prozent der sogenannten Pflegebedürftigen 
werden in der Familie versorgt. Viele Angehörige hat das 
an die Grenzen ihrer Belastbarkeit gebracht. Mehr Pflege-
heime können keine Lösung sein. Welche Alternativen aber 

gibt es zur Heimunterbringung? Thomas Klie fordert eine 
umfassende Reform des aktuellen Pflegesystems und plä-
diert für „Sorgende Gemeinschaften“, die sich ihrer sozia-
len Verantwortung bewusst sind und diese wahrnehmen. 
Will man ein neues Kapitel in der Sozialpolitik aufschla-
gen, so erfordert dies zunächst eine (selbst-)kritische Aus-
einandersetzung mit unseren gängigen Vorstellungen von 
Sorge, Pflege, Familie, Alter und Gemeinschaft. Thomas 
Klie entwickelt in seinem Beitrag eine grundlegend andere 
„Sorgepolitik“, die Familien-, Gesundheits-, Teilhabe- und 
Pflegepolitik miteinander verbindet und den Kommunen 
eine zentrale Rolle zuweist.

Die gesellschaftliche Sensibilität für das Phänomen alternder 
Migrantinnen und Migranten setzte in Deutschland relativ 
spät ein. Dies hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass sich 
die Bundesrepublik Deutschland mehr als 50 Jahre mit dem 
Begriff „Einwanderungsland“ schwer tat. Inzwischen sind die 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten der ersten Generation 
im Durchschnitt über 70 Jahre alt und leben zum Teil seit über 
50 Jahren in Deutschland. Was bedeutet es, in der Fremde 
älter zu werden bzw. alt zu sein? Wie wird diese Lebensphase 
subjektiv erlebt und reflektiert? Häufig sind ältere Migrantin-
nen und Migranten in ihrer „zweiten Heimat“ mehreren Be-
nachteiligungen ausgesetzt: Geringe Renten, psychosoziale 
Probleme, gesundheitliche Einschränkungen sowie kulturelle 
und sprachliche Barrieren prägen das Älterwerden in einem 
fremden Land. Gürcan und Anna-Lena Kökgiran folgern, dass 
aus diesen prekären Lebens- und Gesundheitsbedingungen 
ein (sozial-)politischer Handlungsbedarf resultiert. 

Bei der Frage, wie der demografische Wandel bewältigt 
werden kann, lässt sich vom Feminismus lernen. Die Alte-
rung der Bevölkerung berührt klassische Themen der Frau-
enbewegung: das Verhältnis der Geschlechter und der 
Generationen, die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Privatleben sowie die Gesundheits- und Sozialpolitik. 
Antje Schrupp erörtert dies zunächst an der „Sache des 
Kinderkriegens“. Unter den gegebenen Rahmenbedingun-
gen lässt sich die abnehmende Geburtenrate kaum poli-
tisch beeinflussen, zumal Haus- und Familienarbeit wenig 
finanzielle Wertschätzung erfahren und es für Frauen im-
mer noch schwierig ist, Beruf und Kinder zu vereinbaren. 
Ein Drehen an dieser demografischen „Stellschraube“ wird 
wenig bewirken, weil der Anteil älterer und pflegebedürf-
tiger Menschen stetig steigt. Will man dieser demografi-
schen Entwicklung sozialpolitisch angemessen begegnen, 
ist ein grundlegender Wandel der ökonomischen, pflege- 
und gesundheitspolitischen Strukturen unerlässlich. Frauen 
können bei diesem Paradigmenwechsel Modell und Vor-
bild sein, weil sie ihr Leben schon immer zwischen Erwerbs-
leben, Familienarbeit und Ehrenamt ausbalanciert haben. 

Allen Autorinnen und Autoren sei an dieser Stelle herzlich 
gedankt. Ein besonderer Dank geht an Sarah Klemm, die 
mit der notwendigen wissenschaftlichen Sorgfalt und mit 
großer Umsicht die Texte redigiert hat. Dank gebührt nicht 
zuletzt dem Schwabenverlag und der Druckvorstufe für die 
stets gute und effiziente Zusammenarbeit.
 
Siegfried Frech
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EIN NEUER GESELLSCHAFTSVERTRAG

Zeitenwende: 
Das Altern als Glücksfall für die Gesellschaft
Heribert Prantl

In diesem Leitartikel von Heribert Prantl, erschienen in 
der Süddeutschen Zeitung anlässlich der Ostertage, geht 
es um das Alter(n) und die Frage, wie das Alter eine 
Gesellschaft positiv verändern kann. Hatte das Leben 
früher nur drei Abschnitte (Kindheit, Arbeit und Alter), 
hat sich nun zwischen Arbeit und Alter eine neue Lebens-
phase eingeschoben. Und genau diese Phase gilt es wert-
zuschätzen, sozial und gesellschaftlich zu nutzen. Das 
Alter kann eine Gesellschaft menschlicher machen. Dies 
erfordert gesellschaftlichen Ausgleich und die ethische 
Verpflichtung, alte und demente Menschen nicht allein 
zu lassen. Die Gesellschaft hat es sich leider angewöhnt, 
über das Altern zu stöhnen. Treffend hält Heribert Prantl 
dem entgegen, dass Menschsein „nicht am Lineal der 
Ökonomie“ gemessen werden kann. Wenn sich eine al-
ternde Gesellschaft zum Guten verändern will, ist ein 
gesamtgesellschaftlicher Mentalitätswandel nötig, der 
mit einer nachhaltigen Kursänderung in verschiedensten 
Politikfeldern einhergehen muss. 

Geschenkte Jahre

Es ist Wundersames, es ist Ungeheuerliches geschehen: In 
nur einem Jahrhundert haben die Menschen 20 Jahre an 
Lebenszeit gewonnen. Die Lebenszeiten haben sich den 
Jahreszeiten angenähert. Früher bestand ein Leben aus 
Frühling, Sommer und Winter, also aus Kindheit, Arbeit und 
Sterben. Mit den geschenkten Jahren ist nun ein langer 
Herbst dazu gekommen – noch eher öde für viele, schon 
golden für manche. Das große und lange Altern ist so neu, 
dass die Menschen es noch gründlich lernen müssen.
Wenn sie es gut lernen, wird das die Gesellschaft grundle-
gend verändern. Es wird die Gesellschaft menschlicher 
machen, weil die älteren Menschen Zeit haben – Zeit für 
die Dinge, für die die Jungen keine Zeit haben. Es wird die 
Gesellschaft klüger machen, weil die älteren Menschen Er-
fahrung haben – Erfahrungen, die die Jungen noch nicht 
haben. Der lange Herbst wird die Gesellschaft sozialer 
machen, wenn die geschenkten Jahre nicht nur Freizeit, 
sondern auch eine soziale Zeit sein werden.

Das Altern als Glücksfall für die Gesellschaft

Das Altern der Gesellschaft wird also, wenn es ihr gelingt, 
das Altern zu lernen, ein Glücksfall sein – für die Jungen, 
aber vor allem für die sehr Alten. Es wird nämlich, wenn es 
gut geht, einen neuen Gesellschaftsvertrag geben: Die 
Menschen in der drit ten Lebenszeit, die die Erziehung ihrer 
Kinder hinter sich haben, werden sich um die Menschen in 
der vierten Lebenszeit, also um die ganz Alten, kümmern. Es 

wird einen neuen kategorischen Imperativ, einen geronto-
logischen Imperativ geben: Pflege die sehr Alten so, wie 
Du selbst in zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren gepflegt 
werden willst! Eine Vision? Ja, aber eine Gesellschaft ohne 
Vision geht zugrunde.
Bürger und Bürgerinnen, die anderen helfen können, leben 
länger – das ist eine aufregende empirische Erkenntnis. 
Die Herbst-Menschen, also die Menschen in der drit ten 
Lebenszeit, können sich für die ihnen geschenkten Jahre 
dankbar zeigen, indem sie sich um die Winter-Menschen 
kümmern, um die Menschen in der vierten Lebenszeit. Die 
nicht ganz Alten werden also, wenn es ganz gut geht, die 
Wahlverwandten der ganz Alten werden. Es werden im 
ganzen Land Nachbarschaftsvereine und Wohnpflege-
gruppen gegründet, in denen sich eine neue Kultur der 
Hilfe bewährt. Und die Menschen im drit ten Lebensalter 
werden glücklicher sein als heute, weil sie spüren, dass sie 
gebraucht werden – und auch noch ganz andere Dinge 
planen können als ihre nächste Kreuzfahrt.

Der neue Gesellschaftsvertrag

Dieser neue Gesellschaftsvertrag funktioniert aber nur, 
wenn die materielle Existenz der Menschen im drit ten Alter 
gesichert ist. In etlichen Jahren wird es eine hohe Zahl von 
Herbst-Menschen geben, die nicht ihre nächsten Reisen, 
sondern das Anstehen an der Tafel organisieren müssen – 
und die Klein-Jobs annehmen werden, um zu überleben. 
Wer sich im drit ten Lebensalter sein Überleben organisie-

76

BiS2015_02_03_umbr.indd   76BiS2015_02_03_umbr.indd   76 29.06.15   11:2029.06.15   11:20



ren muss, hat nicht die Zeit und Muße, sich um den neuen 
Gesellschaftsvertrag zu kümmern.
Wenn dieser neue Gesellschaftsvertrag funktioniert, 
könnte das die allgemeine und furchtbare Angst vor dem 
hohen Alter schwinden lassen – weil man dann weiß, dass 
man auch als dementer Mensch gut aufgehoben sein wird. 
John Bayley schreibt in seiner „Elegie für Iris“, in der er den 
Alltag mit seiner dementen Ehefrau beschreibt: „Die Be-
treuung und Pflege des altersverwirr ten Menschen ist we-
sentlich mehr als eine lästige Pflicht, der wir uns zu unter-
ziehen haben. Sie ist der einzig wirksame Schutz vor der 
Neuauflage der alten Idee vom ‚lebensunwerten Leben‘, 
zumal in einer Welt zunehmender wechselseitiger Distan-
ziertheit unter dem eisigen Dreigestirn von Geld, Technik 
und rationalem Eigennutz.“ Die dementen Menschen leh-
ren die (angeblich) gesunden Menschen, dass es um die 
beiderseitige Befreiung aus sozialer Verwüstung geht.

Frieden schließen mit der Demenz

Früher hatten die Menschen Angst vor dem Sterben; heute 
haben sie Angst vor dem Altern. In den vergangenen Jah-
ren haben Bedrohungsszenarien und Untergangsprophe-
zeiungen die Debatten über das Altern beherrscht: Der 
Kampf der Generationen wurde vorhergesagt und die Dik-
tatur der Rentner; die Alzheimerisierung des Landes wurde 
angekündigt und der Pflegenotstand – eine Zukunft also, in 
der Hunderttausende von Alten in ihrem Dreck liegen und 
sich dem Tod entgegenwindeln. Zukunft: das Wort bekam 
Druckgeschwüre. Und geredet wurde über den Umgang 
mit dem Alter wie über einen neuen Krieg. Dieser Krieg ge-
gen das Massenaltern wurde mit Risperdal und Zopiclon 
geführt, mit Psychopharmaka und Neuroleptika; auf diese 
Weise sollte der Feind, das Alter, mit Festschnallgurten fi-
xiert und niedergerungen werden. Das ist Irrwitz, das ist 
Stalingrad im Pflegeheim. Die Gesellschaft muss ihren Frie-
den machen mit der Demenz, die eher Schicksal ist denn 
Krankheit, nämlich eine bestimmte Variante des Lebens im 
hohen Alter.

Nicht die Demenz ist neu, die hohe Zahl der dementen 
Menschen ist neu. Früher starben die meisten Menschen 
lange bevor sie der Demenz nahe kamen. Heute erleben 
ganz viele, was früher nur wenige erlebt haben – zum Bei-
spiel der alte King Lear: „Ich fürchte fast, ich bin nicht recht 
bei Sinnen. Mich dünkt, ich kenn’ Euch, kenn’ auch diesen 
Mann. Doch zweifl’ ich noch, denn ich begreif ’ es nicht, an 
welchem Ort ich bin. All mein Verstand entsinnt sich dieser 
Kleider nicht, noch weiß ich, wo ich die Nacht schlief. Lacht 
nicht über mich.“ William Shakespeare lässt das den King 
Lear sagen, im vierten Akt, siebente Szene. King Lear ist de-
ment.

Menschsein wird nicht am Lineal der Ökonomie 
gemessen

So viele Menschen sind heute King Lear. Die Beziehung zu 
ihnen kann ein bitteres und zugleich bereicherndes, ein kö-
nigliches Erlebnis sein. Klaus Dörner zitiert in seinem schö-
nen Buch über das Altern die Erinnerungen von Eleonore 
von Rotenhan an ihre demente Mutter: „Als sie nicht mehr 
sprechen konnte, erreichte unsere Beziehung einen exis-
tenziellen Tiefgang wie zuletzt vielleicht in der Kindheit.“ 
Diese Erfahrung ist eine Erfühlung. Der demente Mensch ist 
Mensch, auch wenn er nicht mehr vernünftig ist. Er ist ein 
Mensch mit Demenz und mit Leib und Seele, Sinnlichkeit, 
Kreativität und Emotion.
Die Kunst besteht darin, demente Menschen nicht mit 
Kleinkindern zu vergleichen und wie Kleinkinder zu behan-
deln, sondern sie weiter als Erwachsene ernst zu nehmen. 
Das wird nicht nur den Alten gut tun, sondern auch den 
Kindern. Es wird die Kindheit der Kinder verändern, wenn 
sie in einer Gesellschaft aufwachsen, die ein anderes Bild 
vom Menschen entwickelt: das Menschsein wird nicht am 
Lineal von Ökonomie und Leistungsfähigkeit gemessen. 
Hilfebedürftigkeit ist dann keine Störung, die behoben 
werden muss, sondern gehört zum Mensch-Sein. Ein sol-
cher Umgang mit den Zeiten an den Schwellen des Lebens 
wäre eine Zeitenwende.

Prof. Dr. Heribert Prantl, Jurist, Journalist und Publizist, leitet das 
Ressort für Innenpolitik bei der Süddeutschen Zeitung; seit 2011 
ist er Mitglied der Chefredaktion. Er ist Verfasser zahlreicher Leit-
artikel bei der Süddeutschen Zeitung und Autor politischer Bücher 
und Essays, in denen er engagiert den liberalen Rechtsstaat und 
die Grundrechte verteidigt.  picture alliance/dpa

U
N

SER A
U

TO
R

Wenn sich eine alternde 
Gesellschaft zum Guten verän-
dern will, ist ein Mentalitäts-
wandel nötig, der Wert auf ein 
anderes Bild vom Alter(n) legt. 
Dies wird auch die Kindheit der 
Kinder nachhaltig verändern. 
Sie haben die Chance, in einer 
Gesellschaft aufzuwachsen, 
die das Menschsein nicht am 
Lineal von Ökonomie und Leis-
tungsfähigkeit misst.
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DIE DEMOGRAFISCHE ENTWICKLUNG DEUTSCHLANDS

Die Alterung der Bevölkerung  
Stefan Hradil

Schon seit den 1980er Jahren haben Bevölkerungs-und 
Sozialwissenschaftler darauf hingewiesen, dass die zu-
künftige demografische Entwicklung Deutschlands Prob-
leme und Fragen aufwerfen wird. Die Öffentlichkeit hat 
das Thema zunächst kaum beachtet. Seit der Jahrtausend-
wende jedoch hat der öffentliche Diskurs sich des Themas 
angenommen, das überaus kontrovers diskutiert wird. Die 
öffentlichen Debatten um den Geburtenrückgang und die 
Alterung der Gesellschaft haben viele Bürgerinnen und 
Bürger verängstigt. Sie erwarten eine düstere Zukunft mit 
schmalen Renten, leeren Dörfern und nachwachsenden 
Generationen, die für die Alten und für ihr eigenes Alter 
zahlen müssen. Der sachliche Blick von Stefan Hradil auf 
den demografischen Wandel und seine Folgen zeigt je-
doch, dass die gesellschaftliche Alterung zwar in der Tat 
Belastungen mit sich bringen wird, aber auch manche 
Chancen, die meist nicht bedacht werden. 

Die demografische Entwicklung Deutschlands

Wie viele Menschen in einem Gebiet wohnen und wie 
diese Bevölkerung zusammengesetzt ist, bestimmt sich 
ausschließlich durch die Lebenserwartung der Menschen, 
die Geburtenhäufigkeit und die Ein- bzw. Auswanderun-
gen. 

Lebenserwartung 
In vorindustriellen Gesellschaften lebten die meisten Men-
schen nicht lange (vgl. Bolte/Kappe/Schmidt 1980: 45 ff.). 
Noch um 1700 betrug die Lebenserwartung von Neugebo-
renen kaum 30 Jahre. Viele Kinder starben früh, weil Ernäh-
rung, Hygiene und medizinische Versorgung oft miserabel 
waren. 
Etwa um 1750 begann die allgemeine Lebenserwartung in 
Deutschland zu steigen. Von da an sorgten bessere Ernäh-
rung und medizinischer Fortschrit t für ein längeres Leben. 
Aber noch um das Jahr 1875 kamen Männer im Deutschen 
Reich über eine Lebenserwartung von gut 35 Jahren und 
Frauen von 38 Jahren nicht hinaus. 
Gegen Ende des 19. Jahrhunderts ging dann die Kinder-
sterblichkeit stark zurück. Die Bevölkerung wurde jünger. In 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts sank auch die 
Sterblichkeit im mittleren Lebensalter. Denn die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen wurden besser, und man konnte 
die großen Infektionskrankheiten immer wirksamer be-
kämpfen. Die Sterblichkeit im höheren Lebensalter konnte 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg durch die Fortschrit te der 
(teuren) Altersmedizin und die verbesserte finanzielle Ver-
sorgung der älteren Menschen entscheidend reduziert 
werden (Höhn 1997; 2000). 
Die Lebenserwartung der Männer bzw. der Frauen hat vor 
dem Ersten Weltkrieg auf 45 bzw. 48 Jahre zugenommen 
und ist bis zum Zweiten Weltkrieg auf etwa 60 bzw. 63 
Jahre gestiegen. Im Jahr 2011 betrug die Lebenserwartung 

Neugeborener schon 78 bzw. 83 Jahre. Dieser stetige Zu-
wachs an Lebenszeit trug dazu bei, die Gesellschaft altern 
zu lassen. 

Geburten
In Mittelalter und früher Neuzeit brachte jede Frau auf dem 
Gebiet des heutigen Deutschland durchschnittlich etwa 
sechs Kinder lebend zur Welt (vgl. Bolte/Kappe/Schmidt 
1980: 42 ff.; Hradil 2006: 47 ff.). Dies sind mehr als vier Mal 
so viele Geburten wie heute. So hoch blieb die Geburten-
rate bis etwa 1875. Diese vielen Kinder und die weiterhin 
steigende Lebenserwartung ließen im Laufe des 19. Jahr-
hunderts die Bevölkerungszahl wahrhaft explodieren.
Erst von etwa 1875 an gingen die Kinderzahlen in deut-
schen Familien zurück. 1934, als jede Frau im Durchschnitt 
nur noch 1,8 Kinder bekam, war dieser erste Geburtenrück-
gang in Deutschland zu Ende. Dieser Fall der Kinderzahlen 
war wesentlich tiefer als der zweite Geburtenrückgang 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Damit wurden in der Zwi-
schenkriegszeit schon weniger Kinder geboren, als lang-
fristig zur Erhaltung der Bevölkerungszahl erforderlich 
sind. Dazu sind in modernen Gesellschaften ca. 2,1 Kinder 
pro Frau nötig. 
In der Nachkriegszeit wurden in Deutschland und anderen 
Ländern viele Geburten „nachgeholt“, die der Krieg un-
möglich gemacht hatte. Zudem führten die optimistische 
Grundstimmung jener Zeit und das „Wirtschaftswunder“ 
zu einem Babyboom: In Westdeutschland stieg die Gebur-

Hohe Geburtenraten und 
Zuwanderungen sorgten bis 
Mitte der 1960er Jahre für 
eine rapide Vermehrung der 
Bevölkerung. Von den späten 
1950er Jahren an wurden 
sogenannte Gastarbeiter aus 
den Mittelmeerländern ange-
worben. Der millionste Gastar-
beiter Armando Rodrigues aus 
Portugal bekam am 10. Sep-
tember 1964 bei seiner 
Ankunft am Köln-Deutzer 
Bahnhof ein Moped geschenkt. 
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tenrate von 1952 bis Mitte der 1960er Jahre von 2,1 auf 2,5 
Kinder pro Frau an. Die Bevölkerung begann wieder zu 
wachsen.
Von 1965 bis 1975 kam es zum vieldiskutierten „Pillenknick“. 
Die Menschen in Deutschland reduzierten die Zahl ihrer 
Kinder in nur zehn Jahren von 2,5 auf 1,4 pro Frau. An die-
ser Geburtenrate hat sich bis heute nichts Wesentliches 
geändert. Damit kommen seit Mitte der 1970er Jahre nur 
noch etwa zwei Drit tel der Kinder zur Welt, die langfristig 
nötig wären, wollte man die Bevölkerungszahl konstant 
halten.

Ein- und Auswanderungen
Ein- und Auswanderungen sind in Deutschland nicht neu 
(vgl. Bolte/Kappe/Schmid 1980: 77 f.). Vom Dreißigjähri-
gen Krieg bis nach dem Ersten Weltkrieg war Deutschland 
im Wesentlichen ein Auswanderungsland. Im 19. Jahrhun-
dert war Deutschland aber auch schon Einwanderungs-
land, denn aufgrund der stürmischen Industrialisierung 
strömten zahlreiche Menschen aus ostelbischen deutschen 
und polnischen Gebieten vor allem in das Ruhrgebiet. 
Viele polnische Familiennamen lassen dies dort bis heute 
erkennen. 
Spätestens nach dem Zweiten Weltkrieg ist Deutschland 
vollends zum Einwanderungsland geworden: Heimatver-
triebene und Flüchtlinge aus den ehemals deutschen Ost-
gebieten kamen nach Deutschland. Dann flohen zahlrei-
che Menschen aus der Sowjetischen Besatzungszone bzw. 
der DDR in die Bundesrepublik. Von den späten 1950er 
Jahren an, verstärkt aber nach dem Mauerbau 1961, wur-
den bis 1973 „Gastarbeiter“ aus den Mittelmeerländern 
angeworben. Seit 1950, vor allem aber in den späten 
1980er und frühen 1990er Jahren, wanderten aus Osteu-
ropa und aus der damaligen Sowjetunion deutschstäm-
mige Aussiedler ein. Schließlich kamen und kommen zahl-

reiche politische Flüchtlinge sowie Asylbewerber nach 
Deutschland. Längst nicht alle, aber viele, blieben.
Im Gegensatz zu Geburten und Sterbefällen sind Einwan-
derungen durch politische Maßnahmen und ökonomische 
Veränderungen sehr direkt beeinflussbar und waren des-
halb in der Vergangenheit durch ein krasses Auf und Ab 
gekennzeichnet. 

Bevölkerungswachstum und Altersstruktur
Hohe Geburtenraten und Zuwanderungen sorgten von 
der Gründung der Bundesrepublik bis Mitte der 1960er 
Jahre für eine rapide Bevölkerungsvermehrung (vgl. Hradil 
2006: 63 ff.): 1946 lebten in Westdeutschland erst 46 Mil-
lionen, 1966 schon 59 Millionen Menschen. Von da an 
wuchs die Bevölkerung Westdeutschlands bis Ende der 
1980er Jahre nur noch langsam. Seit 1972 sterben nämlich 
jährlich in Deutschland mehr Menschen, als geboren wer-
den, und nur die Einwanderung ermöglichte ein beschei-
denes Bevölkerungswachstum. Ohne Zuwanderung wäre 
die Bevölkerung seither geschrumpft. Um das Jahr 1990 
wuchs nach den erheblichen Einwanderungen und der 
Wiedervereinigung die Bevölkerung nochmals deutlich 
an, um seither bei 82 Millionen zu stagnieren. 
Der Babyboom sorgte dafür, dass in der Nachkriegszeit 
bis zum Beginn der 1970er Jahre die Bevölkerung Deutsch-
lands relativ jung war. Freilich war der Bevölkerungsanteil 
der Kinder längst nicht so hoch wie Ende des 19. Jahrhun-
derts. Dazu war der Babyboom zu schwach und die Le-
benserwartung mittlerweile zu hoch. In den 1980er und 
1990er Jahren, als die geburtenstarken Jahrgänge heran-
gewachsen waren, gab es viele Menschen im mittleren, er-
werbsfähigen Lebensalter. Dies stärkte die Wirtschafts-
kraft und das Steueraufkommen und ermöglichte es, den 
(relativ wenigen) Rentnern hohe Altersrenten zu zahlen, 
trug aber auch zur Erhöhung der Arbeitslosigkeit bei.

Vergleich mit anderen entwickelten Ländern
In der öffentlichen Diskussion werden immer wieder die hö-
heren Geburtenraten Frankreichs und Schwedens oder die 
längeren Lebenserwartungen in den Mittelmeerländern 
erwähnt. Daraus entsteht nicht selten die Vorstellung, dass 
sich in den einzelnen Ländern unterschiedliche demografi-
sche Entwicklungen vollzogen hätten und heute ganz ver-
schiedene demografische Verhältnisse herrschten. Doch 
ein Vergleich ergibt, dass in praktisch allen entwickelten 
Ländern ähnliche demografische Entwicklungen abliefen 
und sich die gegenwärtigen demografischen Gegeben-
heiten nicht so sehr unterscheiden.
In allen alten Industrieländern verlängerte sich das Leben 
der Menschen seit dem 18. oder 19. Jahrhundert, als die 
Nahrungsversorgung, die hygienischen Verhältnisse und 
die medizinische Versorgung sich verbesserten. Diese Ent-
wicklung verlief in den einzelnen Ländern zwar nicht 
gleichzeitig, doch im Ergebnis bewegt sich die durch-
schnittliche Lebenserwartung heute in fast allen entwickel-
ten Ländern auf ähnlichem Niveau. 
Mit der Industrialisierung, dem entstehenden Wohlstand 
sowie der aufkommenden Alterssicherung und Gesund-
heitsversorgung gingen die Kinderzahlen in allen Indust-
riegesellschaften seit dem 19. Jahrhundert zurück. Auch 
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ein Babyboom und ein „Pillenknick“ war in den meisten ent-
wickelten Ländern nach dem Zweiten Weltkrieg zu beob-
achten. In Deutschland kam es dazu zwar etwas früher und 
heftiger als in anderen Ländern, aber insgesamt überwie-
gen auch hier die internationalen Gemeinsamkeiten.

Ein Blick auf die Länder des globalen Südens
In den „weniger entwickelten“ Ländern kam es in den letz-
ten Jahrzehnten zu ähnlichen Entwicklungen wie zuvor in 
Westeuropa und Nordamerika. Die Lebenserwartung hat 
sich schnell verlängert. In den meisten der „weniger entwi-
ckelten“ Länder – allerdings nicht in den Armenhäusern der 
heutigen Welt – können Neugeborene derzeit mit einem 
Leben von gut 60 Jahren rechnen. Dies war in Mitteleuropa 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg der Fall.
Auch in den weniger wohlhabenden Gesellschaften san-
ken in den letzten Jahrzehnten die Geburtenraten, aber 
unterschiedlich tief: In vielen Schwellenländern (China, 
Brasilien, Korea etc.) sind sie schon bis an oder sogar un-
ter das Bestandserhaltungsniveau (2,1 Kinder pro Frau) 
gesunken. Im zweitgrößten Land der Erde, in Indien, war 
der Geburtenrückgang aber bisher nur mittelstark. Des-
halb wird erwartet, dass die Bevölkerungszahl Indiens in 
absehbarer Zeit größer als die Chinas sein wird. Ähnlich 
mittelstark haben die Menschen unter anderem in Ägyp-
ten und Algerien ihre Kinderzahlen reduziert. Aber in Län-
dern wie Afghanistan, Kamerun, Nigeria, Uganda und Pa-
kistan hielt sich der Geburtenrückgang bisher in Grenzen. 
Dort bringt jede Frau auch heute noch ca. fünf Kinder zur 
Welt.
Diese Unterschiede sind primär eine Frage des Entwick-
lungsstandes. Je niedriger das Bildungsniveau und der 
Wohlstand eines Landes, desto mehr Kinder bekommen 
die Frauen. Aber auch die jeweilige Religion, die spezifi-
sche Situation und die Politik der jeweiligen Länder beein-
flussen die Geburtenrate. Insgesamt verlängern sich in 
den heutigen Ländern des globalen Südens nicht nur die 
Lebenserwartungen, sondern reduzieren sich auch die 
Geburtenraten wesentlich schneller als zuvor in den heuti-
gen Industrieländern (Höhn 1997: 173).

Aktuelle Situation und demografische 
Herausforderungen

Die derzeitige demografische Situation ist in Deutschland 
gekennzeichnet durch:
 l eine seit mehr als 30 Jahren konstant niedrige Gebur-

tenrate (etwa 1,4 Kinder pro Frau), 
 l eine weiterhin steigende Lebenserwartung und 
 l einen derzeit wieder ansteigenden Wanderungssaldo. 

Die Einwanderungen überwiegen die Auswanderun-
gen. Bürgerkriege treiben viele Bewohner aus ihren Län-
dern, und die günstige wirtschaftliche Situation lockt sie 
nach Deutschland. 

Die Bevölkerungswissenschaftler rechnen damit, dass sich 
an der Geburtenrate in absehbarer Zeit wenig ändern 
wird. Zwar könnten die Einführung des Elterngeldes, die 
Verbesserung der Kleinkinderbetreuung und der Einstel-
lungswandel hin zur Familie sich förderlich auswirken. 
Trotzdem werden aber immer mehr Frauen erst spät Kinder 
bekommen, da lange Bildungsgänge und der Berufseinstieg 
mit der Familiengründung konkurrieren. Daher wird auch 

damit gerechnet, dass der Anteil der kinderlosen Frauen 
steigen wird (Statistisches Bundesamt 2009: 27).
Mag auch die (relative) Zahl der Kinder pro Frau gleich 
bleiben, die (absolute) Zahl der Geburten wird in Deutsch-
land in den kommenden Jahrzehnten drastisch abnehmen. 
Denn immer mehr der seit Mitte der 1970er Jahre herange-
wachsenen geburtenschwachen Jahrgänge kommen ins 
Elternalter. Diese wenigen Eltern werden auch wenige Kin-
der hervorbringen. Dieser sogenannte Altersstruktureffekt 
wird das Geburtendefizit (der negative Saldo von jährli-
chen Geburten und Sterbefällen), das seit 1972 nur gering 
ausfiel, enorm vergrößern. Das Geburtendefizit wird so 
mächtig werden, dass sich daran selbst dann kaum etwas 
ändern würde, wenn die wenigen Paare bzw. Frauen künf-
tig wieder mehr Kinder bekommen sollten. Auch eine wei-
terhin steigende Lebenserwartung der Menschen und eine 
wieder zunehmende Einwanderung werden das enorme 
Geburtendefizit nicht auffüllen können.
Die Lebenserwartung wird voraussichtlich weiterhin zu-
nehmen, aber wohl etwas langsamer als bisher. Von 1960 
bis 2010 hat sie sich um ca. elf Jahre verlängert. Eine solche 
Steigerung ist in den nächsten 50 Jahren nicht zu erwarten, 
weil es mit steigendem Alter medizinisch und auch ökono-
misch immer schwieriger wird, die Lebenserwartung zu 
verlängern. 
Die Zahl der Zuwanderer nach Deutschland wird voraus-
sichtlich die der Auswanderer weiterhin überwiegen. Denn 
Zuwanderer werden auf dem Arbeitsmarkt wieder benö-
tigt werden (siehe unten), und Zuwanderung wird deshalb 
erleichtert werden. 

Bevölkerungsrückgang 

Das kommende riesige Geburtendefizit wird trotz Wande-
rungsgewinnen und steigender Lebenserwartung die Be-
völkerung Deutschlands schrumpfen lassen. Das statisti-
sche Bundesamt rechnet damit, dass die Bevölkerungszahl 
von derzeit etwa 82 Millionen Menschen bis zum Jahre 
2060 auf 65 bis 70 Millionen zurückgegangen sein wird. 
Entscheidend für die genaue Zahl wird die Entwicklung der 
Zuwanderungen sein. Die höhere Bevölkerungszahl unter-
stellt einen durchschnittlichen jährlichen Wanderungsge-
winn von 200.000, die niedrigere von nur 100.000 Men-
schen (Statistisches Bundesamt 2009: 12).
Der Bevölkerungsrückgang wird möglicherweise ökonomi-
sche und sozialpolitische Probleme erzeugen. Dann näm-
lich, wenn eine sinkende Nachfrage nach Konsumgütern 
oder sinkende Zahlen von Arbeitskräften die Wirtschafts-
leistung zurückgehen lassen, so dass die gleichzeitig stei-
gende Nachfrage nach staatlichen Dienstleistungen für äl-
tere Menschen nicht mehr finanziert und befriedigt werden 
kann. Eine kleinere Bevölkerung könnte aber auch Entlas-
tungen mit sich bringen: Es könnte leichter fallen, Infrastruk-
turen zu erhalten und natürliche Ressourcen zu schonen. 
Der Schrumpfungsprozess wird sich regional sehr un-
gleichmäßig vollziehen. Für die meisten Ballungsräume 
Westdeutschlands werden keine Rückgänge, sondern stei-
gende Bevölkerungszahlen vorausgesagt. Denn Agglome-
rationen werden Zuwanderer anziehen, und ältere Men-
schen werden vermehrt vom Land in die Städte ziehen, um 
Geschäfte, Ärzte etc. besser erreichen zu können. In den 
ländlichen Räumen Westdeutschlands und im größten Teil 
Ostdeutschlands werden jedoch erheblich weniger Men-
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schen als heute wohnen. Deshalb werden dort viele Ge-
meinden mit drohenden Abwärtsspiralen zu kämpfen ha-
ben: Wenn Schulen und Geschäfte mangels Nachfrage 
schließen, wenn Verkehrsverbindungen und Arztpraxen 
mangels Kunden eingestellt werden, dann werden sich 
auch immer weniger Menschen – insbesondere Familien – 
dort ansiedeln. Betriebe verlagern daraufhin ihren Stand-
ort, Arbeitsplätze gehen verloren, Entsorgungsdienste, 
Energie- und Wasserversorgung werden teurer und prob-
lematisch. In der Folge werden immer mehr Menschen 
wegziehen. Viele kreative Maßnahmen werden erforder-
lich sein, um diese sich selbst verstärkenden Entleerungs-
prozesse zu stoppen. Dazu gehören unter anderem Le-
bensmittelläden, die von Bürgergemeinschaften betrieben 
werden, Anruf- und Sammeltaxis zur Verkehrsverbindung, 
attraktive Spezialschulen und anderes mehr.

Alterung

Problematischer als der Bevölkerungsrückgang erscheint 
den meisten Experten die Veränderung der Altersstruktur. 
Wenn in Zukunft (absolut) viel weniger Kinder als heute zur 
Welt kommen werden und die Lebenserwartung immer 
weiter steigen wird, dann wird sich das Gros der Bevölke-
rung immer mehr in die älteren Jahrgänge hinein verschie-
ben. Deutschland wird eine „deformierte Altersstruktur“ 
(Miegel 2002) haben. Die Überalterung wird ihren Höhe-
punkt etwa in den Jahren 2040 bis 2050 dann erreichen, 
wenn die geburtenstarken Jahrgänge der Nachkriegszeit 
alle im Rentenalter, die geburtenschwachen Jahrgänge im 
Alter der Erwerbstätigkeit und deren wenige Kinder im 
Schulalter sein werden. Die Überalterung wird erst nach 

dem Jahr 2050 wieder nachlassen, wenn dereinst die ge-
burtenstarken Jahrgänge gestorben sein werden. Dann 
werden die Altersgruppen der Jüngeren, derjenigen im 
mittleren Alter und der Älteren etwa gleich groß sein. Eine 
Alterspyramide, wie noch im Wilhelminischen Kaiserreich, 
wird es aber auch dann nicht wieder geben.
Im Wesentlichen wird das Altern der Bevölkerung folgende 
vier Probleme mit sich bringen:

Problem: Ältere Erwerbstätige
Die Erwerbstätigen werden im Durchschnitt immer älter 
werden. Die Erstausbildung von immer mehr Arbeitenden 
wird immer länger zurückliegen. Er fahrung wird zum reich-
lich vorhandenen Gut, frisch erworbenes Wissen wird 
knapp werden. Ob der Erfahrungsvorsprung der zahlrei-
cheren älteren Erwerbstätigen deren eventuell sinkende 
Anpassungsfähigkeit und Mobilität ausgleichen wird, 
bleibt abzuwarten. Nicht selten wird ein Absinken der 
durchschnittlichen Arbeitsproduktivität vorausgesagt. Die 
Alterung der Erwerbstätigen droht angesichts eines schnel-
len technischen und ökonomischen Wandels Qualifikati-
onsrückstände hervorzurufen. Sie zu vermeiden, wird im-
mer mehr Weiterbildung nötig machen.

Problem: Arbeitskräftemangel
Die Zahl der Menschen im erwerbsfähigen Alter zwischen 
20 und 65 Jahren wird deutlich zurückgehen, von gegen-
wärtig ca. 50 Millionen auf 33 bis 36 Millionen im Jahr 
2060 (Statistisches Bundesamt 2009: 18). Damit wird die 

Wohnungen in einem baufälli-
gen Mehrfamilienhaus stehen 
im Landkreis Uckermark leer 
und werden zum Verkauf 
angeboten. In ländlichen Räu-
men in Ostdeutschland werden 
zukünftig weniger Menschen 
wohnen. Viele Gemeinden 
haben bereits jetzt angesichts 
der starken Entleerungspro-
zesse mit drohenden Abwärts-
spiralen zu kämpfen.

picture alliance/dpa
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Zahl verfügbarer Arbeitskräfte schrumpfen. Unterstellt 
man einen gleichbleibend hohen oder gar höheren Ar-
beitskräftebedarf – dies erscheint angesichts der Arbeits-
platzentwicklung der vergangenen Jahrzehnte und der 
anstehenden künftigen Aufgaben, zum Beispiel im Ge-
sundheitsbereich, durchaus wahrscheinlich – dann wer-
den Arbeitskräfte in großen Teilen des Arbeitsmarkts 
knapp werden. Zuerst im Bereich der qualifizierten Dienst-
leistungen und der neuen Technologien, wo sie heute 
schon fehlen, dann auch in anderen Bereichen qualifizier-
ter Erwerbstätigkeit. 
Dass der Mangel an Fachkräften besonders groß sein 
wird, hat mit dem demografischen Wandel nur bedingt zu 
tun. Hier macht sich bemerkbar, dass in Deutschland seit 
den 1990er Jahren eine im internationalen Vergleich ge-
ringe Bildungsexpansion stattgefunden hat, obwohl der 
Bedarf an Qualifizierten immer größer geworden ist. Wenn 
es in Zukunft aus demografischen Gründen weniger Men-
schen im mittleren Lebensalter geben wird, macht dies die 
Versäumnisse im Bildungsbereich nur schneller und groß-
flächiger spürbar, als dies bei gleich bleibender Alters-
struktur der Fall wäre.
Trotz Arbeitskräftemangels wird die Arbeitslosigkeit nicht 
völlig verschwinden, denn auch in den nächsten Jahrzehn-
ten werden immer weniger Arbeitsplätze für niedrig quali-
fizierte Erwerbstätige angeboten werden. Wir bewegen 
uns also auf eine zwiespältige Situation zu: Mangel und 
Überschuss an Arbeitskräften werden auf unterschiedli-
chen Feldern des Arbeitsmarkts gleichzeitig nebeneinan-
der bestehen, was sich bereits heute andeutet. Dies droht 
die ohnehin wachsende Ungleichheit der Löhne und Ge-
hälter noch zu verstärken.
Die dargestellten Probleme lassen sich durch Gegenmaß-
nahmen lindern. Folgende bieten sich an:
 l Wenn in Zukunft zu wenige (hoch-)qualifizierte und zu 

viele gering qualifizierte Erwerbspersonen einander 
gegenüberstehen, dann bietet es sich an, in Zukunft 
mehr Menschen als heute zu qualifizieren. Dies kann am 
Anfang des Berufsweges geschehen, aber auch später 
im Zuge der Weiterbildung. Um eine Ausweitung der Bil-
dung und Weiterbildung zu erreichen, bedarf es erheb-
lich besser ausgestatteter Vorschulen, Schulen und 
Hochschulen.
 l Um den drohenden Arbeitskräftemangel zu lindern, 

sollten immer mehr erwerbsfähige Menschen auch tat-
sächlich erwerbstätig sein. Dies versucht man seit eini-
ger Zeit auf zwei Wegen zu erreichen: Zum einen wer-
den die Lebensarbeitszeiten verlängert. Dazu wird un-
ter anderem das Renteneintrit tsalter schrit tweise 
angehoben: Ältere Arbeitnehmer, die vor einigen Jah-
ren noch aus dem Betrieb gedrängt wurden, gelten im-
mer mehr als geschätzte Arbeitskräfte. Aber auch die in 
Deutschland besonders langen Erstausbildungen sollen 
verkürzt (zum Beispiel durch Bachelor-Studiengänge) 
und damit ein früherer Arbeitsbeginn erreicht werden. 
Zum andern werden Frauen mehr und mehr gezielt in die 
Erwerbstätigkeit einbezogen. Die oftmals sehr gut (aus-)
gebildeten Frauen, denen man noch vor kurzem die Tore 
der Schulen und Hochschulen, weniger aber die von Be-
trieben geöffnet hatte, werden heute mehr und mehr als 
Arbeitskräfte gesucht. Unternehmen ist immer mehr da-
ran gelegen, mittels betriebsnaher Kindergärten, durch 
Karriereangebote auch für Paare etc. qualifizierte 
Frauen als Mitarbeiterinnen zu gewinnen.

Diese Bestrebungen erfordern indessen umfangreiche Be-
dingungen und Begleitmaßnahmen, sollen sie nicht schei-
tern. Wenn längere Lebensarbeitszeiten erreicht werden 
sollen, dann müssen auch Arbeitsplätze für ältere Arbeits-
kräfte zur Verfügung stehen. Dies ist derzeit nur für höher 
Qualifizierte der Fall. Sie arbeiten allerdings heute schon 
oft recht lange, so dass dieses Erwerbspotenzial schon 
weitgehend ausgeschöpft ist. Es sind die weniger Qualifi-
zierten, die heute oft früh in Rente gehen. Daher sind eine 
Vermehrung von Arbeitsplätzen und/oder eine Qualifizie-
rung für ältere gering Qualifizierte besonders dringlich. 
Sollen mehr Frauen als heute erwerbstätig sein, so bedarf 
es besserer Kinderbetreuungseinrichtungen, Ganztags-
schulen und einer Umorientierung vieler Männer hinsicht-
lich ihrer Familienrolle. Ohne dies würde es für die vielen 
erwerbstätigen Frauen noch schwieriger, Beruf und Familie 
zu vereinbaren, und mehr Frauenerwerbstätigkeit würde in 
weniger Geburten münden. Dies würde die Probleme erst 
recht schaffen, die doch gelöst werden sollen. 
 l Als weitere Maßnahme gegen den demografisch be-

dingten Schwund von Arbeitskräften bietet sich an, Ar-
beitsmigranten zur Einwanderung zu bewegen. Diese 
Maßnahme erscheint geboten, weil die Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit und die Einbeziehung von Frauen 
in die Erwerbstätigkeit schon rein rechnerisch nicht aus-
reichen werden, um den kommenden Arbeitskräfteman-
gel zu vermeiden. 

Aufschrift auf einem Kraftfahrzeug in München (Januar 
2011). Die Zahl der Menschen im erwerbsfähigen Alter zwi-
schen 20 und 65 Jahren wird deutlich zurückgehen, von 
gegenwärtig ca. 50 Millionen auf 33 bis 36 Millionen im Jahr 
2060. Damit wird die Zahl verfügbarer Arbeitskräfte 
schrumpfen.  picture alliance/dpa
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Eine neue Arbeitsmigration hat jedoch nur dann die ge-
wünschten Folgen, wenn es gelingt, höher qualifizierte 
Menschen zu gewinnen. Für gering Qualifizierte besteht 
kaum Bedarf, viele werden auf dem Arbeitsmarkt scheitern. 
Doch die internationale Konkurrenz um die Zuwanderung 
qualifizierter Arbeitskräfte ist groß. Es ist unsicher, wie 
viele qualifizierte Zuwanderer Deutschland als Arbeits- 
und Lebensort wählen werden. Außerdem würde ein „brain 
drain“ die Entwicklungschancen der Herkunftsländer 
schmälern. Dies kann langfristig nicht im Interesse Deutsch-
lands liegen. Daher spricht vieles dafür, künftige Arbeits-
migranten in Deutschland aus- und weiterzubilden. Um die 
so vermittelten Qualifikationen auch hierzulande zu nut-
zen, sollte auf eine dauerhafte Integration dieser Zuge-
wanderten hingewirkt werden.
Vorausberechnungen zufolge werden alle vorgenann-
ten Maßnahmen zusammen genommen den Rückgang 
der Erwerbstätigen zwar lindern, aber nicht völlig verhin-
dern.

Problem: Gefährdung sozialer Sicherung
Wenn weniger Menschen als heute erwerbstätig sein wer-
den, dann werden auch weniger Menschen Beiträge für 
Sozialversicherungen entrichten und Steuern zahlen. Zu-
gleich werden im Zuge der Alterung aber immer mehr Men-
schen Rentenzahlungen und Gesundheitsleistungen bean-
spruchen. Da in Deutschland die Alters- und Krankensiche-
rung im Wesentlichen auf dem Umlageverfahren beruht, 
wobei die mittlere, erwerbstätige Generation für die Si-
cherung der älteren Generation aufkommt, bedroht das 
wachsende Missverhältnis zwischen weniger Zahlern und 
mehr zu Versorgenden die Funktionsfähigkeit der Alters- 
und Gesundheitssicherung. 
Das verdeutlicht im Groben bereits der „Altenquotient“. Er 
beantwortet die Frage, wie viele ältere, im Prinzip zu ver-

sorgende Menschen (65+) auf 100 Menschen im erwerbs-
fähigen Alter (20–65 Jahre) kommen, die die Älteren prin-
zipiell finanzieren können. 2010 entfielen auf drei Men-
schen im erwerbsfähigen Alter zwei Ältere. Voraussichtlich 
werden im Jahre 2060 drei Menschen im erwerbsfähigen 
Alter drei zu Versorgenden gegenüberstehen. Gleichzeitig 
sinkt aber der analoge „Jugendquotient“ nur unbedeu-
tend. Von hier ist keine Entlastung zu erwarten.
Um zu vermeiden, dass das System der Alterssicherung 
und Krankenversorgung in Gefahr gerät, werden seit Jah-
ren Maßnahmen diskutiert und teilweise bereits realisiert:
 l Die erwähnten Schrit te zur Ausweitung der Bildung, zur 

Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit und des Renten-
einstiegsalters sowie einer neuen Arbeitsmigration hel-
fen auch, die Zahl der Beitragszahler zu stabilisieren 
und so die Finanzierung der Sicherungssysteme zu ver-
bessern.
 l Zusätzlich kann auch durch höhere Sozialversicherungs-

beiträge, die freilich ökonomisch nachteilig und poli-
tisch unerwünscht sind, und/oder durch angehobene 
Steuerzuschüsse die Finanzierung der Alterssicherung 
erleichtert werden.
 l Gelänge es, die künftigen Produktivitätssteigerungen in 

der deutschen Wirtschaft auf dem Niveau der letzten 
Jahre zu halten, so würden die hieraus erzielbaren Mit-
tel ausreichen, um die wachsenden Kosten der sozialen 
Sicherung auch in Zukunft zu finanzieren. Freilich wür-
den dann diese Mittel für Investitionen (Bildung, Verkehr 
etc.) fehlen. Auch bliebe den Einzelnen ein immer gerin-
gerer Teil ihres Einkommens als individuell verfügbarer 
Wohlstand, weil alle Produktivitätserhöhungen als Bei-
trags- oder Steuererhöhungen abgeschöpft würden.
 l Die Kosten der Renten-, Kranken- und Pflegeversiche-

rung lassen sich durch ein höheres Renteneintrit tsalter, 
durch Leistungskürzungen und durch Effizienzsteigerun-
gen im Gesundheitssystem vermindern sowie durch ver-
stärkte Eigenleistungen auf die Individuen verlagern. 
Eigenleistungen können finanzieller Art (zum Beispiel in 
Form der sogenannten Riesterrente), aber auch nicht-
monetär sein (verbessertes Gesundheitsverhalten, ver-
stärkte Familiensolidarität, mehr Hilfe durch Netzwerke 
und Nachbarschaft etc.). Alle diese Problemlösungen 
werden seit Jahren politisch diskutiert und in komplexen, 
oft konfliktreichen politischen Prozessen zunehmend re-
alisiert. 

Eine der genannten Maßnahmen allein wird zur Sicherung 
der demografisch bedrohten Sicherungssysteme kaum ge-
nügen: Wollte man die demografische Herausforderung 
zum Beispiel allein durch Beitragserhöhungen auffangen, 
so wären im Jahre 2030 doppelt so hohe Beiträge wie 
2000 zu zahlen (Birg 2001). Versuchte man, das Größen-
verhältnis zwischen Zahlenden und Zahlungsempfängern 
ausschließlich durch Zuwanderungen konstant zu halten, 
so bedürfte es einer jährlichen Zuwanderung von 3,4 Mil-
lionen (!) Menschen (Vereinte Nationen, in: Höhn 2000). 
Wollte man allein durch Hinausschiebung des Rentenal-
ters die Sicherungssysteme erhalten, so begänne es mit 77 
Jahren. Die Konsequenzen solcher Einzelmaßnahmen wä-
ren unzumutbar und auch kaum durchsetzbar. Meist wird 
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daher empfohlen, viele oder alle der dargestellten Maß-
nahmen zugleich zu ergreifen.
Bei der Abwägung, wie der demografischen Gefährdung 
der Sicherungssysteme zu begegnen sei, geht es auch um 
die jeweilige Belastung der verschiedenen Generationen. 
Da im Zuge des Generationenvertrags die mittlere Gene-
ration für die ältere aufkommt, führt die Aufrechterhaltung 
der Höhe von Sicherungsleistungen für immer mehr ältere 
Menschen zur wachsenden Belastung der kleiner werden-
den mittleren Generation. Auch jeder Übergang von die-
sem Umlageverfahren zur Eigensicherung belastet die 
mittlere Generation doppelt. Sie hätte sowohl höhere So-
zialversicherungsbeiträge bzw. Steuern für die wachsende 
Zahl der Älteren als auch für die eigene Sicherung zu zah-
len. Andererseits werden Leistungskürzungen von vielen 
Älteren als Beschneidung jahrzehntelang erworbener 
Rechte empfunden und abgelehnt. Hieraus resultiert ein In-
teressenkonflikt zwischen den Generationen. Zugeständ-
nisse auf beiden Seiten werden schwerlich zu vermeiden 
sein: Die mittlere Generation wird finanziell stärker belas-
tet werden und die Älteren werden von einer historisch pri-
vilegierten in eine weniger vorteilhafte Situation geraten. 
Unter anderem wegen der Frage, welche Generation wie 
sehr zu belasten ist, gerät das Thema der Generationen-
gerechtigkeit immer mehr in den Vordergrund.
Aufgrund des wachsenden Interessengegensatzes zwi-
schen der zahlungspflichtigen mittleren und der leistungs-
empfangenden älteren Generation halten viele einen Kon-
flikt, manche gar einen „Krieg“ zwischen den Generatio-
nen für unausweichlich. Wegen der zunehmenden Zahl 
der Wählerstimmen von älteren Menschen sehen einige 
schon eine Herrschaft der Älteren (Gerontokratie) über die 
mittlere Generation kommen. Doch wahrscheinlicher ist, 

dass beide Generationen sehr wohl registrieren werden, 
wie sehr sie (zum Beispiel schon in der eigenen Familie) 
gegenseitig aufeinander angewiesen sind, und es deshalb 
zu keinem ernsthaften Generationenkonflikt kommen wird.

Problem: Hochbetagte
Der Bevölkerungsanteil der Älteren und der Hochbetagten 
(80+) wird stark zunehmen. Er wird in den Jahren 2040 bis 
2050 seinen Höhepunkt erreichen, wenn die geburtenstar-
ken Jahrgänge des Babybooms alle im Rentenalter und die 
geburtenschwachen Jahrgänge alle im Erwerbsalter sein 
werden.
Neu für unsere Gesellschaft wird insbesondere sein, dass 
Hochbetagte erstmals einen unübersehbaren Bevölke-
rungsanteil ausmachen werden. Hierzu wird beitragen, 
dass die Älteren von morgen – auch und gerade die weib-
lichen – gesünder, gebildeter, aktiver und eher auf ihre in-
dividuelle Selbstverwirklichung hin ausgerichtet sein wer-
den als die Älteren von heute.
Die Alterung wird den gesamten Charakter der Gesell-
schaft beeinflussen, vom Straßenverkehr, über das Famili-
enleben bis hin zu den Nachbarschaften. Auch wird die 
Nachfrage nach vielen Konsumgütern zurückgehen und 
die nach bestimmten Dienstleistungen, insbesondere im 
Gesundheitswesen, wird zunehmen. Die Güter- und Ar-
beitsmärkte wird das sehr verändern.
Die Gesamtkosten der Gesundheitssicherung und der 
Pflege werden voraussichtlich direkt proportional mit dem 
Bevölkerungsanteil der über 70-Jährigen steigen. Die Alte-
rung wird daher die Gesundheitssicherung und Pflege be-
deutend verteuern. Gelegentlich wird argumentiert, dass 
die älteren Menschen immer gesünder sein werden, und 
daher die Gesundheitskosten nicht so dramatisch zuneh-

Viele Länder des globalen 
Südens befinden sich noch in 
Phase der Verjüngung der 
Bevölkerung. Die Geburtenra-
ten sind hoch und das Gros der 
Bevölkerung ist sehr jung. 
Zahlreiche Gesellschaften 
haben alle Mühe, Entwick-
lungschancen für die vielen 
jungen Menschen in ihrem 
Land zu schaffen. Die Auf-
nahme zeigt Grundschülerin-
nen in Sansibar. 

picture alliance/dpa

84

S
te

fa
n 

H
ra

d
il

BiS2015_02_03_umbr.indd   84BiS2015_02_03_umbr.indd   84 29.06.15   11:2029.06.15   11:20



men werden. Daran ist zwar richtig, dass zum Beispiel 
80-Jährige heute im Durchschnitt gesünder als gestern 
sind und morgen voraussichtlich gesünder als heute sein 
werden. Richtig ist aber auch, dass jedes neu hinzugekom-
mene Jahr der Lebenserwartung keineswegs ausschließ-
lich aus Gesundheit, sondern zu etwa zwei Drit teln aus 
Krankheit bestehen wird. 
Die Alterung der Gesellschaft hat jedoch nicht nur nega-
tive Aspekte. Sie stellt im Gegenteil sogar die Erfüllung ei-
nes Menschheitstraums dar. Die Menschen wollten schließ-
lich immer alt werden. So werden die Älteren nicht aus-
schließlich hilfsbedürftig sein, nicht nur eine Belastung für 
Jüngere darstellen und ihr Leben keineswegs vollständig in 
Krankheit und Kümmernis verbringen. Viele Ältere werden 
autonom leben und ihr Dasein genießen können. Zahlrei-
che Aufgaben, die heute im Wesentlichen die mittlere Ge-
neration erfüllt, zum Beispiel bürgerschaftliche Engage-
ments in Gemeinden, in Schulen, Familien, Schuldnerbera-
tungsstellen etc., werden von aktiven, kompetenten älteren 
Menschen verrichtet werden können.
Die Alterung der Gesellschaft wird in der zweiten Hälfte 
dieses 21. Jahrhunderts, anders als viele meinen, allmäh-
lich auch in der Bundesrepublik wieder zurückgehen. Die 
Altersgruppen werden sich dann wieder gleichmäßiger 
auf die Bevölkerung verteilen. Damit werden sich auch die 
oben genannten Probleme entschärfen.

Internationaler Vergleich 

Die demografische Entwicklung, die damit einhergehen-
den Probleme sowie die notwendigen Maßnahmen zu ih-
rer Bewältigung sind in Deutschland nicht wesentlich gra-
vierender als in vielen anderen hochentwickelten Ländern. 
Zwar gibt es Unterschiede hinsichtlich der Lebenserwar-
tung, doch sie halten sich in Grenzen. Auch gibt es Länder, 
in denen mehr oder aber weniger Kinder als in Deutsch-
land zur Welt kommen. Doch in keinem entwickelten Land 
ist die Geburtenrate hoch genug, um die Größe seiner Be-
völkerung zu erhalten. Einige Länder, wie Frankreich, 
Schweden und die USA, kommen zwar – nicht zuletzt dank 
der Migranten – in die Nähe der dafür nötigen Geburten-
rate von 2,1 Kinder pro Frau, aber auch diese Länder errei-
chen sie nicht.
Deshalb werden in den Ländern Europas und Nordameri-
kas sowie in Japan prinzipiell ähnliche Probleme wie in 
Deutschland im Zusammenhang mit Bevölkerungsschwund 
und Alterung auftreten. Teils werden sie etwas später spür-
bar werden (wie in Italien, Spanien, und noch etwas später 
in den osteuropäischen Ländern), teils werden sie (wie in 
Frankreich, Großbritannien und in Skandinavien) weniger 
krasse Ausmaße annehmen. Grob gesehen aber sitzen die 
entwickelten Länder demografisch gesehen „im gleichen 
Boot“. Daher werden sie sich demografisch allenfalls kurz-
fristig gegenseitig unterstützen können. Demografische 
Entlastung durch Zuwanderungen etwa ist aus Westeu-
ropa nicht und aus Osteuropa nur noch kurze Zeit zu er-
warten.

Herausforderung für die Länder des globalen Südens
Viele Länder des globalen Südens befinden sich dagegen 
zunächst noch in der Phase der Verjüngung der Bevölke-
rung. Die Geburtenraten sind noch hoch und das Gros der 
Bevölkerung ist sehr jung. Die Altersstruktur ist ebenfalls 

unausgewogen, jedoch spiegelbildlich zur Deformation 
moderner Gesellschaften. Zahlreiche Gesellschaften ha-
ben alle Mühe, Entwicklungschancen und Arbeitsplätze 
für die vielen jungen Menschen in ihrem Land zu schaffen. 
Diesbezügliche Fortschrit te werden in vielen Ländern stets 
wieder durch hohe Geburtenraten gefährdet. 
Dennoch wird die Alterung in absehbarer Zeit auch die 
heutigen Länder des globalen Südens erreichen. Denn die 
derzeitigen Geburtenrückgänge fallen dort meist sogar 
noch steiler aus als jene, die sich vormals in Europa vollzo-
gen. Einschlägige Prognosen besagen, dass in einigen 
Jahrzehnten die durchschnittliche Geburtenrate auf der 
gesamten Erde unter das Bestandserhaltungsniveau ge-
sunken sein wird (United Nations 2008). Wenn die dann 
entstehenden geburtenschwachen Jahrgänge im Elternal-
ter sein und daher weniger Kinder hervorbringen werden, 
wird die Weltbevölkerung zurückgehen. Die Alterung wird 
dann gegen Ende dieses Jahrhunderts auch den meisten 
der Länder des Südens Probleme bereiten. Sie werden vo-
raussichtlich noch krasser ausfallen als jene, die dem-
nächst auf uns zukommen. 
Die heutigen Industriegesellschaften haben nämlich die 
Chance, manche problematischen Begleiterscheinungen 
der Alterung durch die Zuwanderung von qualifizierten 
oder (besser) qualifizierbaren Arbeitskräften abzupuffern. 
Am Ende dieses Jahrhunderts, wenn vermutlich fast überall 
auf der Welt die Bevölkerungszahlen schrumpfen und die 
Bevölkerungen altern werden, wird diese Chance kaum 
noch bestehen. 

Beurteilungen des demografischen Wandels

Es besteht nicht immer Einigkeit darüber, wie groß die Pro-
bleme sein werden, die die Alterung der Gesellschaft her-
vorrufen wird, und was zu tun ist. Die Einschätzungen rei-
chen von „Katastrophe“, über „Herausforderungen“ bis hin 
zu „gar nicht so schlimm“. Entsprechend unterscheiden sich 
die Maßnahmenempfehlungen. Diesbezüglich sind in Öf-
fentlichkeit, Politik und Wissenschaft derzeit vier Gruppie-
rungen auseinanderzuhalten. 

Die „Pessimisten“
Die „Pessimisten“ (u. a. Birg 2001; Sinn 2004; mit Einschrän-
kungen auch: Kaufmann 2005) sehen ohne eine deutliche 
Steigerung der Geburtenraten, die indessen als schwierig 
gilt, viel Unheil kommen: Die Bevölkerung Deutschlands 
werde bis zum Ende des Jahrhunderts auf weniger als ein 
Drit tel schrumpfen (Birg 2001: 97–100). Sozialversicherun-
gen seien in Zukunft nicht mehr zu bezahlen. Auch die Wirt-
schaftsleistung werde dramatisch zurückgehen, nicht zu-
letzt weil die vielen älteren Menschen weniger konsumie-
ren werden als die vielen jüngeren zuvor. Der Wohlstand 
werde deshalb schwinden, die Arbeitslosigkeit dagegen 
zunehmen. Konflikte zwischen Jung und Alt seien unaus-
weichlich, allein schon wegen der hohen Kosten zur Finan-
zierung der Alterssicherung.
Was diese Sichtweise erst wirklich pessimistisch macht, ist 
das geringe Vertrauen in bestimmte Abhilfemaßnahmen: 
So sei die Hoffnung auf geeignete Zuwanderer trügerisch. 
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Sie werden nicht kommen. Und Kommende werden mehr 
Probleme aufwerfen als Nutzen mit sich bringen. Ähnlich 
steht es mit der Hoffnung, künftige Produktivitätssteigerun-
gen zum Beispiel zur Finanzierung der Sicherungssysteme 
zu nutzen. Die Produktivitätserhöhungen werden sich nicht 
einstellen, die Alterung der Erwerbstätigen werde dies ver-
hindern. Ähnlich stehe es schließlich mit einer künftigen Bil-
dungsoffensive. Das durch geburtenschwache Jahrgänge 
schwindende „Humankapital“ (Kaufmann 2005) könne kei-
nesfalls vollständig durch Bildungs- und Weiterbildungs-
maßnahmen ausgeglichen werden.

Die „Kritiker“
Die „Kritiker“ der vorgeschlagenen Maßnahmenpakete 
(u. a. Berger/Kahlert 2006; Bosbach 2006; Butterwegge 
2006) sind überwiegend auf der linken Seite des politi-
schen Spektrums angesiedelt. Sie vertreten die Meinung, 
die Auswirkungen des demografischen Wandels würden 
überdramatisiert. Ohnehin seien Prognosen über so lange 
Zeiträume von großen Unsicherheiten begleitet. Einschnei-
dende Maßnahmen zur Bewältigung des demografischen 
Wandels, insbesondere ein Zurückstutzen des Sozial-
staats, seien überflüssig. Die Folgen des demografischen 
Wandels lassen sich aus dieser Sicht auch ohne solche Ein-
schränkungen bewältigen.
Im Rahmen dieser Betrachtungsweise wurde die soge-
nannte „Demographisierungsthese“ verfochten: Hiernach 
sind demografische Argumente nur Vorwände. Hinter ih-
nen verbergen sich im Grunde die schon länger bekannten 
neoliberalen Bestrebungen, die schon immer den Sozial-
staat reduzieren wollten (Barlösius 2007). 
Der Sozialstaat kann nach Auffassung von „Kritikern“ auch 
durch bloße Erhöhungen der Erwerbsquoten und durch die 
Nutzung der laufenden Produktivitätserhöhungen finan-
ziert werden und ansonsten so bleiben, wie er ist. Die „Kri-
tiker“ weisen darauf hin, dass es auch früher schon gravie-
rende Geburtenrückgänge, Alterungen und Schrumpfun-
gen der Bevölkerung gab, ohne dass sozialstaatliche 
Errungenschaften geopfert werden mussten.

Die „Optimisten“
Die „Optimisten“ (wie z. B. Hondrich 2007) meinen, dass 
der demografische Wandel eine systemimmanente Ent-
wicklung der Modernisierung darstelle. Bevölkerungsrück-
gang und Alterung würden auch ohne spezielle Maßnah-
men durch Anpassungsmechanismen im und vom System 
bewältigt werden. 
Im Übrigen bergen die demografischen Veränderungen 
aus der Sicht der „Optimisten“ mehr Chancen als Risiken. 
Die Beschäftigungschancen werden sich verbessern, vor 
allem für Qualifizierte. Der Verzicht auf Kinder bringe mehr 
berufliche Flexibilität mit sich, die auch in steigendem 
Maße gebraucht werde. Die Altersökonomie enthalte in-
novative Kräfte: Sie werden sich zeigen in der Nahrungs-
produktion, in der Gesundheitsberatung, in neuen mit 
 Informationstechnologien versehenen Wohn- und Innen-
einrichtungskonzepten, in altersgerechten Sport- und 
Well nessangeboten. Ältere konsumierten nicht weniger, 
nur anders: Sie geben weniger für Mobilität und Kommuni-
kation aus, dafür mehr für Wohnung und Nebenkosten so-
wie für Gesundheit.
Zu den positiven Aspekten des demografischen Wandels 
gehöre auch, so die „Optimisten“, dass infolge der künftig 
notwendigerweise wachsenden Familiensolidarität die 

Familien nicht kleiner, sondern größer werden. Zur „Fami-
lie“ gehörten nämlich nicht nur Kinder, Eltern und Großel-
tern, sondern alle, die dazu gezählt werden. Und die Men-
schen werden zunehmend mehr Verwandte und Bekannte 
zur „Familie“ zählen. Familie werde zu einer Gefühlsge-
meinschaft. 

Die „Aktivierer“
Nach Ansicht der „Aktivierer“ (vgl. Hradil 2004) werden 
uns die demografischen Herausforderungen viele intelli-
gente und innovative Problemlösungen abfordern und uns 
damit zu unserem Glück zwingen. Teilweise verschärfen 
demografische Entwicklungen lediglich Problemstellun-
gen, die seit langem aufgelaufen sind und mit der Demo-
grafie ursprünglich gar nichts zu tun haben, und treiben 
uns endlich zu Lösungen. 
Dies gilt unter anderem für den Bildungsbereich. In 
Deutschland hinkt der Anteil der Studierenden hinter dem 
in vergleichbaren Ländern hinterher. Auch gelang es kaum, 
die Anteile von Schülerinnen und Schülern zu verkleinern, 
die keinen Hauptschulabschluss und/oder keine Berufs-
ausbildung absolvieren. Schließlich ist die Chancenun-
gleichheit im Bildungswesen in Deutschland besonders 
groß. Wir werden aus der Sicht der „Aktivierer“ eine Bil-
dungsoffensive starten müssen, die sich auch in bislang bil-
dungsferne Milieus erstreckt. Der demografische Wandel 
wird uns nötigen, endlich durchgreifend etwas gegen die 
Chancenungleichheit im Bildungswesen zu tun, um die Po-
tenziale von sogenannten „bildungsfernen“ Kindern bes-
ser auszuschöpfen.
Auch auf anderen Gebieten wird uns nach Meinung der 
„Aktivierer“ der demografische Wandel zu hilfreichen und 
überfälligen Veränderungen zwingen. Er wird uns zu einer 
anderen Einstellung zur Zuwanderung nötigen, ohne die 
sich unsere Zukunftsprobleme kaum lösen lassen. Er wird 
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zur Verdichtung bürgergesellschaftlicher Netzwerke füh-
ren, um geringere Leistungen des Sozialstaats auszuglei-
chen. Der demografische Wandel wird dabei zugleich die 
Lebensqualität verbessern. Wir werden uns auch um die 
Rationalisierung kommunaler Verwaltungen und die Auf-
rechterhaltung von Verkehrsverbindungen auf dem Lande 
kümmern müssen, wenn die Bewohner dort weniger wer-
den. Diese Verwaltungsvereinfachungen und neuen Nah-
verkehrssysteme können jedoch weit bürgerfreundlicher 
ausfallen als bisherige Lösungen: So bietet das Internet 
Möglichkeiten, besser und trotzdem billiger zu kommuni-
zieren. Oder: Anruftaxis kommen vor die Haustür und sind 
dennoch billiger als große Linienbusse.
Gemeinsam mit den „Pessimisten“ sind die „Aktivierer“ also 
der Meinung, dass etwas getan werden muss, wenn nicht 
Schaden entstehen soll. Hierzu sind erhebliche Sensibilisie-
rungen, Überzeugungsmaßnahmen und Anstrengungen 
notwendig. Hierin unterscheiden sich „Aktivierer“ von den 
„Optimisten“, die weitgehend auf Selbstregulierungskräfte 
vertrauen. Mit den „Optimisten“ teilen die „Aktivierer“ frei-
lich eine weitgehende Zuversicht. Sie meinen, dass die Alte-
rung keineswegs nur Bedrohungen und Zumutungen mit 
sich bringt, sondern auch große Chancen enthält. Eine ad-
äquate Reaktion auf den demografischen Wandel werde 
eine Reihe von Versäumnissen aufarbeiten und insgesamt 
eine „bessere“ Gesellschaft als zuvor hervorbringen.
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Ältere sind eine viel umwor-
bene Konsumentengruppe. 
Ältere konsumieren nicht weni-
ger, sondern anders: Sie geben 
weniger für Mobilität und All-
tag aus, dafür mehr für Woh-
nung, für altersgerechte 
Sportangebote sowie für 
Gesundheit.

picture alliance/dpa

Prof. Dr. Stefan Hradil, geboren 1946, studierte Soziologie, Poli-
tologie und Slawische Philologie an der Universität München, wo 
er noch bis 1989 als wissenschaftlicher Mitarbeiter tätig war. 
Anschließend übernahm er bis 1990 die Professur für soziologi-
sche Strukturanalyse an der Universität Bamberg. Zwischen 1991 
und 2011 war er Professor für Soziologie an der Universität 
Mainz. 1994 wurde er zum Ehrendoktor der Universität für Wirt-
schaftswissenschaften Budapest ernannt, von 1995 bis 1998 war 
er Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für Soziologie. Seit 
2006 ist er Mitglied, seit 2012 Vizepräsident der Akademie der 
Wissenschaften und der Literatur, Mainz. Seine Arbeitsschwer-
punkte sind die Sozialstrukturanalyse, soziale Ungleichheit, sozi-
ale Milieus und Lebensstile sowie sozialer Wandel.

picture alliance/dpa

U
N

SER A
U

TO
R

87

DIE ALTERUNG DER BEVÖLKERUNG
 
 

BiS2015_02_03_umbr.indd   87BiS2015_02_03_umbr.indd   87 29.06.15   11:2029.06.15   11:20



ALTER UND POLITIK

Auf dem Weg in die Gerontokratie?
Manfred G. Schmidt

Welche politischen Konsequenzen hat die Alterung der 
Bevölkerung?1 Vergrößert der zunehmende Anteil der 
Älteren an der Bevölkerung die „latente Macht“2 der Se-
niorinnen und Senioren? Beschreiten Länder mit altern-
der Bevölkerung womöglich den Weg in eine Geronto-
kratie, eine Herrschaft von Senioren, durch Senioren und 
für Senioren? Diese Fragen werden im Folgenden von 
Manfred G. Schmidt vor allem anhand der Bundesrepu-
blik Deutschland beantwortet. Für die Analyse möglicher 
gerontokratischer Tendenzen ist Deutschland ein beson-
ders interessanter Fall. Erstens ist die Alterung seiner 
Bevölkerung weit fortgeschritten: 21 Prozent aller Ein-
wohner sind derzeit mindestens 65 Jahre alt – Tendenz 
steigend. Damit liegt Deutschland, der Alterung nach zu 
urteilen, mit Italien auf dem zweiten Platz hinter Japan, 
wo bereits jeder Vierte Senior ist. Zweitens ist Deutsch-
lands Staatsverfassung demokratisch und hat somit einen 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozess, der für die 
Interessen einer so großen Zahl wie die der Senioren weit 
geöffnet ist. Drittens gehört zu Deutschland ein weit und 
gut ausgebauter Sozialstaat, der für die Interessen der 
Älteren zu Lasten der jüngeren Generation genutzt wer-
den könnte. 

Demografischer Wandel und Machtverteilung 
zwischen Jung und Alt

Indikatoren latenter Macht der Senioren
Mit der Alterung der Bevölkerung wächst sowohl die Zahl 
der Senioren als auch ihr Anteil an der Bevölkerung und an 
den Wahlberechtigten. Bei der Bundestagswahl von 2013 
lag der Anteil der mindestens 60-Jährigen an den Wahl-
berechtigten schon bei knapp 34 Prozent3 und der Anteil 
der mindestens 65-Jährigen bei rund 25 Prozent.4 Allein 
diese Zahlen signalisieren ein beträchtliches politisches 
Gewicht der Senioren. Zudem sind die meisten Älteren be-
sonders eifrige Wähler, was ihr Gewicht noch weiter ver-
größert. So lagen beispielsweise die Wahlbeteiligung der 
60- bis 70-Jährigen und die der über 70-Jährigen bei der 
Bundestagswahl 2013 mit 78,9 bzw. 74,8 Prozent deutlich 
über dem Durchschnitt von 72,4.5 
Auch ihre Beteiligung an einflussreichen In te res sen ver bän-
den bezeugt die politische Präsenz der Älteren.6 Dass Se-
nioren die Mitgliedschaft der Wohlfahrtsverbände domi-
nieren, versteht sich fast von selbst. Doch auch in den Ge-
werkschaften sind die Älteren ein tendenziell weiter 
wachsender, meist recht kampfeslustiger Teil der Mitglie-
der. Beispielsweise nahm der Anteil der Rentner an den 
Mitgliedern der DGB-Gewerkschaften von 15 Prozent 
1970 auf über 20 Prozent im Jahre 2002 zu – Tendenz stei-
gend.7

Noch auffälliger ist die Alterung der Parteimitglieder. In 
allen politischen Parteien in Deutschland sind die Jünge-

ren unter- und die Älteren überrepräsentiert, und zwar in 
zunehmendem Maße. Der Anteil der mindestens 61-Jähri-
gen schwankt in den größeren Parteien und in der Links-
partei um die 50-Prozent-Marke. Nur bei der FDP und bei 
den Grünen liegt er mit 34,9 bzw. 11,4 Prozent auf einem 
niedrigeren Stand. 
Zudem kennzeichnet ein hoher, weiter wachsender Senio-
renanteil die Wählerschaft der meisten Parteien: Bei der 
Bundestagswahl 2013 beispielsweise waren 35 Prozent der 
CDU/CSU-Wähler und 33 Prozent der SPD-Wähler min-
destens 60 Jahre alt. Bei der FDP und der Partei Die Linke 
lagen die entsprechenden Anteile bei 30 und 28 Prozent. 
Nur bei den Grünen hatten die älteren Wählerinnen und 
Wähler mit 16 Prozent ein erheblich geringeres Gewicht.8

Inwieweit schlägt die Alterung der Bevölkerung auf die Zu-
sammensetzung des Parlaments und der Regierung durch? 
Auf den ersten Blick scheint auch hier der demografische 
Wandel deutliche Spuren zu hinterlassen: Die jüngeren 
Altersgruppen sind in der Legislative unterrepräsentiert. 
Das Durchschnittsalter der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages beispielsweise schwankt um die 50 Lebens-
jahre.9 Noch höhere Altersgruppen sind in der Exekutive 
vertreten: Das Durchschnittsalter der Minister der Bundes-
regierungen beispielsweise liegt über 50 Jahre, und Bun-
deskanzler oder Kanzlerin ist bislang niemand unter 51 
Jahren geworden.10

Ein hoher Seniorenanteil kenn-
zeichnet inzwischen die Wäh-
lerschaft der meisten Parteien. 
Bei der Bundestagswahl 2013 
beispielsweise waren 35 Pro-
zent der CDU/CSU-Wähler 
und 33 Prozent der SPD-Wäh-
ler mindestens 60 Jahre alt. Bei 
der FDP und der Partei Die 
Linke lagen die Anteile bei 30 
und 28 Prozent.
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Senioren als Nutznießer der Sozialpolitik
Auf eine einflussreiche Position der Seniorinnen und Senio-
ren im Konflikt um die Verteilung begehrter Güter verwei-
sen auch Studien zur Staatstätigkeit. Insbesondere von der 
Sozialpolitik profitieren die Senioren von heute ungleich 
mehr als frühere Generationen. Ihnen kommen vor allem 
umfangreiche, finanziell aufwändige Leistungen der Al-
terssicherung und des Gesundheitswesens sowie seit Mitte 
der 1990er Jahre in Deutschland auch der Pflegeversiche-
rung zugute. Wer nach einem Gesamtanzeiger für den 
Nutzen sucht, den die Sozialpolitik den Senioren in 
Deutschland stiftet, könnte näherungsweise die öffentli-
chen Sozialausgaben für Alter und Hinterbliebene im 
Lande wählen. Diese betragen laut Sozialbudget-Statistik 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales im Jahr 
2013 307 Milliarden Euro. Das entspricht 38 Prozent aller 
öffentlichen Sozialausgaben und 11,2 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes.11 Damit hat Deutschland eine der welt-
weit höchsten Sozialleistungsquoten für Ältere und Hinter-
bliebene.12 Entsprechend aufwändig ist die Finanzierung 
der Alterssicherung. Gut 70 Prozent ihrer Ausgaben wer-
den aus den Sozialbeiträgen der Arbeitnehmer und ihrer 
Arbeitgeber finanziert, 27 Prozent entfallen auf den Bun-
deszuschuss zur gesetzlichen Rentenversicherung, ohne 
den der Beitragssatz der Rentenversicherung weit über 
dem derzeitigen Stand von 18,7 Prozent läge, und der Rest 
auf sonstige Quellen.13

Die Verteilung der Armutsrisiken signalisiert ebenfalls keine 
Benachteiligung der Senioren, sondern eher Begünstigun-
gen. Vor der Rentenreform von 1957 hatte in der Arbeiter-
schaft noch panische Angst vor dem Alter geherrscht. Mit 
gutem Grund: Denn jenseits der Altersgrenze drohte der 
Absturz in bittere Armut. Mittlerweile haben die Sozial- und 

die Steuerpolitik das Armutsrisiko der gesamten älteren Be-
völkerung in Deutschland aber drastisch verringert. Spür-
bar höhere Armutsrisiken drohen hingegen insbesondere 
Familien und Alleinerziehenden mit mehreren Kindern.
Auch andere Messlatten sozialstaatlicher Politik deuten 
auf eine beträchtliche Besserstellung der Älteren hin. 
Wenn die Relation zwischen den Ausgaben für Alter und 
Hinterbliebene einerseits und für Bildung andererseits ein 
Maßstab für Alt-Jung-Differenzen in den Staatsausgaben 
sein sollte,14 so zeigen die Daten nach wie vor einen klaren 
Vorsprung der Alterssicherung vor der Bildungsfinanzie-
rung an. Auf Bevorzugung der Älteren verweist zudem die 
inverse Beziehung zwischen den öffentlichen Ausgaben 
für Alterssicherung und den Sozialausgaben für Kinderer-
ziehung im OECD-Länder-Vergleich: Je höher (niedriger) 
die Aufwendungen für das Alter, desto niedriger (höher) 
die Ausgaben für die Kindererziehung.15 
Außerdem neigt die Politik dazu, bei finanziellen Sanie-
rungsmaßnahmen die ältere Bevölkerung zu schonen. Sind 
nicht die Staatsfinanzen auf erhebliche Kreditaufnahme 
geeicht – mit der Folge einer beträchtlichen Lastenverlage-
rung auf die Schultern nachfolgender Generationen? 
Hatte sich die Sozialpolitik der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht lange geziert, die Alterssicherung von Expansi-
ons- auf Reduktionsgesetzgebungen umzustellen, die an-
gesichts der Alterung der Bevölkerung und des schwäche-
ren Wirtschaftswachstums seit Mitte der 1970er Jahre 
erforderlich waren? Und ist nicht die seit 2013 amtierende 
drit te Große Koalition mit ihrer „Rente ab 63“ und der 
„Mütterrente“ wieder in Richtung expansive Sozialpolitik 
marschiert?
Die bislang erwähnten Befunde belegen zwar nicht die 
These, dass eine Gerontokratie nach Art der Herrschaft ei-
nes Ältestenrates wie etwa in Spartas Staatsverfassung 
entstanden sei. Doch stützen die Daten die Auffassung, 
dass die latente Macht der Seniorinnen und Senioren er-
heblich größer ist als in Zeiten, in denen die Alterung weni-
ger weit fortgeschrit ten war. Das gilt für Fragen der Staats-
macht ebenso wie für die Verbands- und die Marktmacht. 
Mehr Staatsmacht erringen die Senioren insbesondere 
durch ihren hohen und weiter zunehmenden Anteil an den 
Wahlberechtigten und ihre überdurchschnittliche Wahl-
beteiligung. Verbandsmacht haben sie durch Organisa-
tion in Interessenverbänden und politischen Parteien auf-
bauen können. Und ihre Marktmacht als Konsumenten ha-
ben die Senioren aufgrund ihrer großen Zahl und ihrer 
Einkommen ebenfalls vergrößern können.

Grenzen der Seniorenmacht

Allerdings gibt es auch gegenläufige Tendenzen und Be-
funde, die auf Grenzen der Seniorenmacht verweisen. Be-
sonders berichtenswert ist allein zweierlei. Trotz vorange-
schrit tener Alterung der Bevölkerung gibt es heutzutage in 
keinem Land größere oder große einflussreiche Senioren-
parteien.16 Und trotz fortschreitender Alterung ist in der 
Moderne kein Verfassungsorgan in Sicht, das, wie in etli-
chen Staatsformen der Antike, einem einflussreichen Rat 
der Geronten, der Älteren oder der Greise, gleichkäme.
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Alterung der Bevölkerung und Alterssicherungspolitik: 
Koppelung und Entkoppelung
Zudem hat die Politik auf die Alterung reagiert. Trotz aller 
Kritik an ihrer mitunter späten und halbherzigen Reaktion17, 
sind die Anpassungen der Alterssicherung an den demo-
grafischen Wandel nicht zu unterschätzen. Davon zeugen 
nicht zuletzt die öffentlichen Ausgaben für Alter und Hin-
terbliebene in Deutschland. Gewiss: Diese Ausgaben sind 
hoch. Doch ihre Höhe hängt eng mit der Alterung der deut-
schen Bevölkerung zusammen: Je höher der Bevölkerungs-
anteil der (mindestens 65-jährigen) Senioren, desto ten-
denziell höher der Anteil der Ausgaben für die Alterssiche-
rung am Bruttoinlandsprodukt. Dieser Trend kennzeichnet 
sowohl die Alterung in Deutschland als auch den internati-
onalen Vergleich der OECD-Mitgliedstaaten (siehe Schau-
bilder 1 und 2). 

Insoweit spiegeln Deutschlands hohe Ausgaben für Alter 
und Hinterbliebene einen starken demografischen Effekt 
wider – und sind nicht allein nur das Produkt einer spenda-
blen Sozialpolitik. Zudem weisen neuere Zahlen auf eine 
bemerkenswerte Richtungsänderung hin: Der Anteil der 
Ausgaben für Alter und Hinterbliebene am Bruttoinlands-
produkt nimmt seit dem Höchststand von 2005 wieder ab 
– in einer Periode, in der die Seniorenquote tendenziell 
steigt (siehe Schaubild 2)! 
Die Hauptursache dieses Trendbruchs liegt in einer Serie 
von teils kleineren, bisweilen mittelgroßen, selten großen 
Umbau- und Rückbaumaßnahmen in der Alterssicherung. 
Diese Maßnahmen verdrängten allmählich die Ausbaure-
formen, die die deutsche Politik der Alterssicherung insbe-
sondere von 1957 bis Mitte der 1970er Jahre geprägt hat-
ten. Einschnitte in der Alterssicherung unternahm nicht nur 
die wirtschaftsfreundliche bürgerlich-liberale Koalition, 
die von 1982 bis 1998 die Bundesregierung stellte.18 Nach 
anfänglich expansiver Sozialpolitik verständigte sich auch 
die rot-grüne Regierung von Gerhard Schröder auf sozial-
politische Umbau- und Rückbaumaßnahmen. Besonders 
richtungsweisend wurde der rot-grüne „Paradigmenwech-
sel“19 von der rentenniveau- zur einnahmenorientierten Al-
terssicherung. Dieser Wechsel erforderte die zusätzliche 
Absicherung im Alter. Dafür sollte vor allem die kapitalge-
deckte, subventionierte Riester-Rente geradestehen, die 
Rot-Grün einführte. 
Die Einschnitte und Umbaumaßnahmen der CDU/CSU- 
und der SPD-geführten Bundesregierungen summierten 
sich zu beträchtlichen Kürzungen der Renten der gesetzli-
chen Rentenversicherung und – mit Zeitverzögerung – der 
Pensionen der Beamten.20 Insoweit konnten Experten der 
deutschen Politik bescheinigen, sie sei „bei der Eindäm-
mung der Alterssicherungskosten recht erfolgreich“21 ge-
wesen, obwohl sie zahlreiche institutionelle Hindernisse 
und einflussreiche Gegenspieler überwinden musste. Hier-
durch wurde Deutschland, wie der internationale Vergleich 
zeigt, zu einem der Reformstaaten in der Rentenpolitik – 
gemessen an den Anpassungen der Alterssicherungssys-
teme an den demografischen Wandel und andere Heraus-
forderungen wie schwächere wirtschaftliche Entwicklung, 
Finanzierungsschwierigkeiten und internationaler Stand-
ortwettbewerb.22

Entkoppelung der Politik vom Alterungsprozess der 
Gesellschaft: Parlament und Regierung
Dass sich die Politik von der Alterung der Bevölkerung ent-
koppeln kann, zeigt auch das Alter der Abgeordneten und 
der Minister. Zwar sind die jüngeren Altersgruppen in der 
Legislative und der Exekutive unterrepräsentiert, die mittle-
ren und älteren Altersgruppen hingegen überrepräsen-
tiert. Doch die Repräsentationsunterschiede sind nicht grö-
ßer geworden, wie sich unter anderem am Durchschnittsal-
ter der Bundestagsabgeordneten ablesen lässt: Das 
Durchschnittsalter zu Beginn jeder Legislaturperiode stieg 
von 50 Lebensjahren in der ersten Wahlperiode des Deut-
schen Bundestages (1949–1953) auf den Höchststand von 
52 im vierten Bundestag (1961–65). Bis zum neunten Bun-
destag (1980–1983) sank es auf den Tiefststand von 47 
Jahren und pendelt sich seither auf einem Stand knapp un-
ter 50 Jahren ein.23 
Das Durchschnittsalter der Bundesministerinnen und -mi-
nister stützt ebenfalls nicht die Gerontokratie-These: Es 
liegt mittlerweile knapp oberhalb von 50 Jahren. Mehr als 
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Schaubild 2: Seniorenquote und Alterssicherungsaus-
gaben in der Bundesrepublik Deutschland 1950–2013 

Quellen: Schmidt 2012; BMAS 2014.
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55 Jahre betrug das Durchschnittsalter nur in den ersten 
beiden Kabinetten Adenauer und im zweiten Kabinett von 
Rot-Grün. Im internationalen Vergleich liegt Deutschland 
mit diesen Zahlen in der Mitte. Das Durchschnittsalter der 
Kabinettsmitglieder variiert von einem Minimum von 43,5 
Jahren in Litauen bis zu einem Höchstwert von 60,2 Jahren 
in Japan.24 
Das Alter der meisten Bundeskanzler liefert ebenfalls keine 
Hinweise auf zunehmende gerontokratische Tendenzen. 
Konrad Adenauer war insoweit die Ausnahme, als er beim 
Amtsantrit t als erster Kanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land mit 73 Jahren eine viel größere Lebenserfahrung als 
alle Nachfolger mitbrachte. Adenauers Nachfolger waren 
beim Amtsantrit t allesamt jünger. Ludwig Erhard, der Ade-
nauer 1963 ablöste, hatte in diesem Jahr das 66. Lebens-
jahr vollendet, Kurt Georg Kiesinger wurde 62-jährig zum 
Bundeskanzler gewählt, Willy Brandt und Helmut Schmidt 
mit 55 Jahren, und Helmut Kohl, Gerhard Schröder und An-
gela Merkel gehörten bei der Übernahme des Kanzleram-
tes mit 52, 54 und 51 Jahren zu den jüngsten Regierungs-
chefs. 

Entkoppelung von „Rentner-Demokratie“-Tendenzen
Auch in den Organisationen, in deren Mitgliedschaft die 
Älteren zahlenmäßig ein großes Gewicht erlangt haben, 
stehen die Zeichen nicht notwendig auf „Rentner-Demo-
kratie“25. Von einer Herrschaft der Rentner in den Gewerk-
schaften könne keine Rede sein, so folgerte Wolfgang 
Streeck, ein Experte der Gewerkschaftsforschung, aus den 
vorliegenden Spezialstudien. Der Grund: Die Gewerk-
schaftsführer heißen die Unterstützung der Älteren für ge-
werkschaftliche Aktivitäten willkommen, gewähren ihnen 
dafür aber nicht allzu viel Mitsprache.26 In die gleiche Rich-
tung deuten die Befunde der Verbände-Studie von Wolf-
gang Schroeder et al., der zufolge die Rentner und Pensio-
näre in den Gewerkschaften eine quantitativ „starke Rand-
gruppe […] mit schwachen Mitgliedschaftsrechten“ sind.27 
Noch schärfer grenzen sich die Führungsgruppen der poli-
tischen Parteien von den alternden Mitgliedschaften ab. 
Der tiefere Grund liegt im Parteienwettbewerb. Die Par-
teien müssen sich regelmäßig dem Wählerurteil stellen. 
Zudem sind sie zwischen den Wahlen durch Umfragen 
zu ihren Wiederwahlchancen einem erheblichen Konkur-
renzdruck ausgesetzt. Beides lässt die Parteiführungen da-
nach streben, eine möglichst große Zahl von Wählern bei 
den Älteren und den Jüngeren zu mobilisieren – und nicht 
danach, die Interessen ihrer älteren Mitglieder zu maxi-
mieren. 
Der Wettbewerb um Wählerstimmen zwingt die Parteien 
– soweit sie nicht Ein-Ziel-Bewegungen, beispielsweise 
reine Rentnerparteien sind – somit zur wählergruppen-
übergreifenden Werbung. Insoweit bringt in der Demokra-
tie ein Mechanismus hinter dem Rücken der Mitwirkenden 
ein dynamisches Gleichgewicht zustande – ähnlich der in-
visible hand in Adam Smiths Lehre vom „Wohlstand der Na-
tionen“: Der demokratische Marktmechanismus erzeugt – 
trotz Alterung der Bevölkerung – ein relatives Gleichge-
wicht zwischen Alt und Jung und wirkt gegen eine 
Gerontokratie der neuen Art. 
In anderen Spitzenpositionen der Politik verhindern Stopp-
Regeln ebenfalls gerontokratische Tendenzen. Die Amts-
dauer von Richtern des Bundesverfassungsgerichtes wird 
durch Altersgrenzen – 68 Lebensjahre – und eine Höchst-
mandatsdauer von zwölf Jahren geregelt. Lebenslange 

Amtsführung der Verfassungsrichter, wie im US-amerikani-
schen Supreme Court, ist somit in Deutschland unmöglich.

Gerontokratische Tendenzen im internationalen 
Vergleich: Jugendarbeitslosigkeit und Arbeitslosigkeit 
älterer Arbeitnehmer

Der Vergleich der Amtsdauer von Richtern des Bundesver-
fassungsgerichts und des Supreme Court legt die Vermu-
tung nahe, dass gerontokratische Tendenzen von Land zu 
Land unterschiedlich sein können. Wie groß diese Unter-
schiede sind und wodurch sie verursacht werden, kann 
beim derzeitigen Forschungsstand nicht zweifelsfrei ge-
sagt werden, weil es hierüber nicht allzu viele brauchbare 

Das Alter der meisten Bundeskanzler liefert keine Hinweise 
auf zunehmende gerontokratische Tendenzen. Konrad Ade-
nauer war insoweit eine Ausnahme, als er beim Amtsantritt 
als erster Kanzler der Bundesrepublik Deutschland mit 73 
Jahren eine viel größere Lebenserfahrung als alle Nachfol-
ger mitbrachte. picture alliance/dpa
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Daten gibt. Eine der löblichen Ausnahmen sind die im Em-
ployment Outlook 2013 veröffentlichten Arbeitslosenquo-
ten von Jung und Alt in den Mitgliedstaaten der OECD.28 
Die Auswertung der Arbeitslosenquoten am Beispiel der 
15- bis 24- und der 55- bis 64-Jährigen im Jahr 2013 för-
dert berichtenswerte Ergebnisse zutage. Dreierlei sticht 
hervor (siehe Tabelle 1). 
 l Erstens ist in allen OECD-Mitgliedstaaten das Arbeits-

losigkeitsrisiko der Älteren geringer als das der jünge-
ren Leute. 
 l Zweitens variieren die Arbeitslosigkeitsrisiken der Älte-

ren und der Jüngeren von Land zu Land, und zwar in 
großem Maße. 

 l Drittens: Die Extreme finden sich in Griechenland und 
Spanien einerseits und in Deutschland und Japan ande-
rerseits. In Griechenland ist die Jugendarbeitslosigkeit 
mit 56,3 Prozent mehr als dreimal so hoch wie die Ar-
beitslosenquote der Älteren, die bei 16,3 Prozent liegt. 
Ähnlich krasse Unterschiede zwischen Jung und Alt 
kennzeichnen Spanien. Dort sind 55,5 Prozent der jün-
geren und 20,0 Prozent der älteren Erwerbspersonen 
arbeitslos. In Japan und in Deutschland hingegen ist die 
Jugendarbeitslosigkeit mit 6,9 bzw. 7,9 Prozent 2013 
niedriger als anderswo. Zugleich ist der Unterschied 
zwischen den Arbeitslosenquoten der Älteren und der 
Jüngeren in Deutschland mit 2,1 Prozentpunkten kleiner 
als in allen anderen OECD-Ländern.

Tabelle 1: Arbeitslosenquoten jüngerer und älterer abhängiger Erwerbspersonen im OECD-Länder-Vergleich 
2013

Arbeitslosenquote der 
15- bis 24-Jährigen 

Arbeitslosenquote der 
55- bis 64-Jährigen 

Differenz der Arbeitslosen-
quoten von Jung und Alt

Deutschland 7,9 5,8 2,1
Japan 6,9 3,8 3,1
Schweiz 8,5 4,1 4,4
Niederlande 11,0 6,3 4,7
Österreich 9,2 3,5 5,7
Israel 10,5 4,4 6,1
Mexiko 9,2 2,8 6,4
Korea 9,3 2,1 7,2
Kanada 13,7 6,4 7,3
Island 10,7 3,2 7,5
Norwegen 9,2 1,3 7,9
Dänemark 13,1 5,1 8,0
Australien 12,2 3,8 8,4
USA 15,5 5,3 10,2
Luxemburg 15,5 4,7 10,8
Neuseeland 15,8 4,0 11,8
Estland 17,9 6,0 11,9
Chile 16,1 2,9 13,2
Tschechien 19,0 5,8 13,2
Finnland 20,0 6,7 13,3
Türkei 18,7 5,3 13,4
Slowenien 21,6 7,0 14,6
Großbritannien 20,9 4,7 16,2
Frankreich 23,9 7,0 16,9
Belgien 23,7 5,4 18,3
Schweden 23,6 5,1 18,5
Irland 29,6 10,7 18,9
Ungarn 27,2 7,7 19,5
Polen 27,3 7,7 19,6
Slowakei 33,6 11,0 22,6
Portugal 38,1 13,7 24,4
Italien 40,0 5,7 34,3
Spanien 55,5 20,0 35,5
Griechenland 58,3 16,3 42,0
Durchschnitt 20,4 6,3 14,1

Quelle: OECD 2014c, S. 271. Reihung der Länder anhand der Differenz der Arbeitslosenquoten von Jung und Alt.
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Im Lichte der Arbeitslosigkeitsrisiken von Jung und Alt 
schneidet Deutschland mithin vorteilhaft ab. Das legt die 
– noch weiter zu prüfende – Hypothese nahe, dass die 
Politik und die Wirtschaft in Deutschland zumindest einen 
Teil der gerontokratischen Tendenzen stärker zurückge-
staut haben als andere Mitgliedsstaaten der OECD.
Die Gründe dafür sind noch nicht zweifelsfrei geklärt. Mit-
verantwortlich dürften aber nach derzeitigem Kenntnis-
stand mindestens vier Faktoren sein: erstens die Existenz 
bzw. das Fehlen eines Berufs bildungssystems,29 zweitens 
der damit zusammenhängende Unterschied zwischen ei-
ner „koordinierten Marktöko nomie“ (wie in Deutschland) 
und „unkoordi nierten Marktökonomien“ wie in den eng-
lischsprachigen Ländern und in Südeuropa,30 und drit tens 
ein nach wie vor relativ großer gewerblicher Sektor mit 
passablen Beschäftigungs chancen auch für jüngere Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Eine vierte Ursache 
schließlich liegt in der sozialstaatsfreundlichen Parteien-
landschaft in Deutschland und in dem dort besonders breit 
und tief verankerten Be streben, Wählerstimmen in allen 
Altersgruppen zu gewinnen und auch die soziale Balance 
zwischen Alt und Jung zu wahren.

Politische Konsequenzen der Alterung 

Die politischen Konsequenzen der Alterung in Deutsch-
land wiegen weniger schwer als angesichts verbreiteter 
Warnungen vor einer „Rentner-Demokratie“ zu befürchten 
war. Eine Gerontokratie ist nicht in Sicht – weder eine alte 
noch eine neue Altenherrschaft. Von Exklusion oder nur 
Benachteiligung der älteren Bevölkerung kann allerdings 
ebenfalls nicht die Rede sein. Und Senilizid, Altentötung, 
die es in Jäger- und Sammlergesellschaften gab, ist heut-
zutage unvorstellbar. Eine Gerontokratie ist nicht in Sicht, 
doch die Staats-, die Verbands- und die Marktmacht der 
Seniorinnen und Senioren ist beachtlich. Allerdings sind 
die Senioren nicht die einzige Macht im Staate. Ferner 
sind Jung und Alt, wie Umfragen zeigen, nicht in einen 
unversöhnlichen Konflikt verstrickt. Gleiches gilt für Alters-
rentner und Erwerbstätige. Selbst potenziell explosive 
Spaltungen, wie Seniorenmehrheiten für die bürgerlichen 
Parteien und Mehrheiten der jüngeren Wähler für das 
nicht-bürgerliche Lager, wirken nicht eruptiv.31 Beträchtli-
che Anpassungen der Alterssicherungssysteme an den 
demografischen Wandel haben obendrein den poten-
ziellen Konflikt zwischen Alt und Jung gelindert. Das ver-
dient besondere Beachtung, weil diese Anpassungen 
wahlpolitisch riskante Umbau- und Rückbaumaßnahmen 
erfordern.32 
Allerdings sind die Grenzen der politischen Anpassung an 
den demografischen Wandel unübersehbar. Bei gleich-
bleibender Erwerbsquote und ohne weitere Reformen des 
Arbeitsmarktes und der Alterssicherung werden die Finan-
zierungslasten der Alterung zukünftig weiter steigen. Zu-
dem tut sich die Politik in Deutschland bei zwei weiteren 
Stellgrößen zur Anpassung an den demografischen Wan-
del schwer. Die Migrationspolitik entspricht nicht den An-
forderungen einer auf qualifizierte Arbeit angewiesenen 
Wirtschaft. Zudem hat die Politik bislang kein Mittel gegen 
die niedrigen Geburtenraten gefunden. Insoweit bleibt 
auch die ungelöste „Nachwuchssicherung“33 eine offene 
Flanke der politischen Anpassungen an die Alterung der 
Bevölkerung.
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FREIWILLIGES ENGAGEMENT – EINE NORM FÜR GELINGENDES ALTERN?

Aktives Alter(n): 
Freiwilliges Engagement im Alter
Claudia Vogel, Sonja Nowossadeck

Das freiwillige Engagement Älterer wird gemeinhin positiv 
bewertet und entspricht dem modernen Leitbild des aktiven 
Alterns. Claudia Vogel und Sonja Nowossadeck beschrei-
ben in ihrem Beitrag1 zunächst auf der Grundlage von em-
pirischen Befunden, wer sich im Alter engagiert und wie sich 
dieses freiwillige Engagement jeweils ausgestaltet. Hierbei 
zeigt sich, dass das soziale und politische freiwillige Enga-
gement der Älteren überaus vielfältig ist. Ebenso wird skiz-
ziert, bei welchen Altersgruppen in der Vergangenheit ein 
Anstieg des Engagements zu beobachten war und wer im 
Alter ein Interesse hat, sich zu engagieren. Daran schließt 
sich, basierend auf dem Deutschen Alterssurvey, die Erör-
terung der Frage an, welche soziodemografischen und indi-
viduellen Erklärungsfaktoren das Engagement im Alter be-
einflussen. Abschließend werden die Ergebnisse vor dem 
Hintergrund der Debatte um „aktives Altern“ diskutiert. Bei 
aller positiven Würdigung des freiwilligen Engagements im 
Alter ist zu bedenken, dass das Leitbild des aktiven Alterns 
insbesondere gebildete, berufliche erfahrene und ökono-
misch besser gestellte soziale Milieus anspricht. Freiwilliges 
Engagement im Alter ist – so das Fazit – nicht als gesell-
schaftlich gesetzte Norm für gelingendes Altern geeignet. 
Auch im Alter muss es die Option zum Rückzug geben. 

Einleitung

Einer bezahlten Arbeit oder einer unentgeltlichen freiwilligen 
Tätigkeit nachzugehen, sind zwei Möglichkeiten, um an der 
Gesellschaft teilzuhaben und aktiv zu sein, möglicherweise 
bis ins hohe Alter (Tesch-Römer 2012). Während die wach-
sende Erwerbsbeteiligung von Personen, die bereits die Re-
gelaltersgrenze für den Übergang in den Ruhestand erreicht 
haben, unter der Annahme steigender Altersarmut vielfach 
auch kritisch diskutiert wird (Motel-Klingebiel/Vogel 2013), 
geht der Blick auf das freiwillige Engagement Älterer meist mit 
einer deutlich positiveren Bewertung einher. Schließlich ent-
spricht das freiwillige Engagement den modernen Leitbildern 
des aktiven, produktiven und erfolgreichen Alterns. Diese be-
tonen einerseits die individuellen Ressourcen und Kompeten-
zen älterer Menschen, aber auch die gesellschaftliche Nutz-
barkeit dieser Aktivität, und sie schließen andererseits die Er-
wartung an Ältere ein, aktiv zu sein, sich einzubringen und sich 
nicht vom gesellschaftlichen Leben zurückzuziehen (Schroeter 
2013). Die Kehrseite, also die „Vorstellung von einem nicht ak-
tiven, nicht erfolgreichen oder nicht produktiven Alter bzw. ein 
potentiell denkbares ‚gescheitertes Alter(n)‘“ wird dabei meist 
ausgeblendet, auch weil sie den Aktivierungsdiskurs untermi-
niert und an „unangenehme“ Themen wie gesundheitliche De-
fizite, Pflegebedarf und Demenz rührt (Schroeter 2013: 268). 
Als Ziel des politischen Programms „Aktives Altern“, das glei-
chermaßen auf Erwerbstätigkeit und gesellschaftliche Partizi-

pation ausgerichtet ist, lässt sich zum Beispiel auf EU-Ebene 
nachlesen: „Older people make a significant contribution to 
the economy and society, but as their health and education 
levels improve over time, their contributions can be further en-
hanced. This could be done by making full use of their poten-
tial by optimizing opportunities for physical, social and mental 
well-being throughout the life course” (Council of the Euro-
pean Union 2012: 7).
Tatsächlich ist das soziale und politische freiwillige Enga-
gement der Älteren in Deutschland sehr vielfältig. Es umfasst 
alle Tätigkeiten, die unentgeltlich übernommen werden und 
sich an Personen außerhalb des eigenen Haushalts richten 
(Hank/Erlinghagen 2008). Freiwilliges Engagement defi-
niert sich darüber hinaus durch Gemeinnützigkeit, und es 
wird in der Regel gemeinschaftlich und kooperativ ausgeübt 
(Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen En-
gagements“ 2002). Es unterscheidet sich somit von Erwerbs-
arbeit, aber auch von privaten Unterstützungsleistungen für 
Familienmitglieder und Freunde. Zusätzlich leisten Ältere 
Unterstützung in ihren Familien, etwa bei der Betreuung von 
Enkelkindern oder Pflegebedürftigen.

Eine 68-jährige Lese-Oma erzählt den Knirpsen im Kinder-
garten eine Geschichte. Die ehrenamtliche Vorlesepatin ist 
alle zwei Wochen bei den jungen Zuhörern zu Gast. Das 
freiwillige Engagement Älterer wird gemeinhin positiv 
bewertet und entspricht dem modernen Leitbild des aktiven 
Alterns. picture alliance/dpa
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Die Produktivität der Älteren insgesamt ist beträchtlich und 
sie kommt sowohl den Individuen als auch der Gesellschaft 
als Ganzem zugute, wie sich etwa im Gesundheits- und 
Pflegebereich zeigen lässt (Künemund 2006). Vom freiwil-
ligen Engagement profitieren im besten Falle nicht nur die 
Personen, an die sich die übernommenen Aufgaben und 
Arbeiten richten, sondern auch die Engagierten selbst. 
Wer ein Ehrenamt ausübt, ist beispielsweise im Schnitt et-
was zufriedener als Personen, die kein Ehrenamt ausüben 
(Nowossadeck/Vogel 2013). Im Idealfall haben Enga-
gierte eine Aufgabe, die ihnen Freude bereitet, sie kommen 
mit gleichgesinnten Menschen zusammen und finden für 
ihr ehrenamtliches Engagement Dankbarkeit und Anerken-
nung. Möglicherweise kann die höhere Lebenszufrieden-
heit der Ehrenamtlichen somit als ein Ergebnis ihres Enga-
gements bewertet werden. Allerdings könnte es auch sein, 
dass sich Personen, die aus anderen Gründen zufriedener 
mit ihrem Leben sind, auch häufiger für andere einsetzen 
können und wollen. Wechselwirkungen sind zu vermuten, 
wie sie auch aus anderen Bereichen bekannt sind.
Der Zugang zu freiwilligen Tätigkeiten ist sozial strukturiert 
und etwa nach Bildung und sozio-ökonomischer Lage un-
gleich verteilt: Personen mit größeren Ressourcen – wie ei-
nem höheren Einkommen – wollen und können sich häufi-
ger freiwillig engagieren (Simonson u. a. 2013). Engage-
ment kann somit dazu beitragen, dass sich soziale 
Ungleichheit nicht nur reproduziert, sondern vielleicht 
auch verstärkt. Darüber hinaus gilt auch, dass Engagement 
genauso wie Erwerbsarbeit belastend sein kann, wenn es 
zum Beispiel mit einer hohen zeitlichen oder psychischen 
Belastung einhergeht.
In diesem Beitrag beschreiben wir zunächst auf Basis von 
Befunden aus dem Deutschen Freiwilligensurvey2, wer sich 
im Alter engagiert und wie das Engagement jeweils ausge-
staltet ist (Abschnitt 2). Zudem betrachten wir, bei welchen 
Altersgruppen in der Vergangenheit ein Anstieg der Enga-
gementbeteiligung zu beobachten war und wer im Alter 
ein Interesse hat, sich künftig zu engagieren (Abschnitt 3). 
In Abschnitt 4 betrachten wir – basierend auf dem Deut-
schen Alterssurvey3 – den Einfluss verschiedener Erklä-
rungsfaktoren für Ehrenamt im Alter und diskutieren die Er-
gebnisse abschließend vor dem Hintergrund der Debatte 
um aktives Altern (Abschnitt 5). 

Wer engagiert sich im Alter?

Die Engagementquote gibt den Anteil der Menschen an 
der Bevölkerung an, die sich freiwillig engagieren. In der 
Bevölkerung ab 40 Jahren ist sie am höchsten bei Männern 
im Alter von 40 bis 54 Jahren: In Westdeutschland enga-
gierten sich 2009 rund 45 Prozent von ihnen, in Ostdeutsch-
land 37 Prozent. Am geringsten ist die Engagementquote 
bei Frauen im Alter von 70 bis 85 Jahren. In Westdeutsch-
land engagiert sich lediglich jede Vierte von ihnen freiwil-
lig, in Ostdeutschland sogar nur etwa jede Sechste (Abbil-
dung 1). Ein Teil der Älteren reduziert das Engagement mit 
steigendem Lebensalter. Gründe dafür können zum Bei-
spiel gesundheitliche Einschränkungen sein oder gesell-
schaftliche Altersgrenzen, die in bestimmten Bereichen 
wirksam sind. Ein Schöffenamt darf z. B. nur antreten, wer 
jünger als 70 Jahre ist; bei der freiwilligen Feuerwehr gel-
ten in allen Bundesländern Altersobergrenzen für den ak-
tiven Dienst, die zwischen 60 und 67 Jahren liegen. Solche 
harten Altersgrenzen sind vergleichbar mit der Regelal-
tersgrenze für den Eintrit t in den Ruhestand. Daneben exis-
tieren weiche Altersgrenzen, die mit Erwartungen an die 
Älteren und mit Bildern vom Alter korrespondieren. Festge-
schriebene Altersgrenzen führen zu einer Beendigung des 
Engagements, unabhängig davon, ob der Einzelne dies als 
Entpflichtung oder eher als Tätigkeitsverbot empfindet.
Die Frage danach, wer sich im Alter engagiert, legt auch 
einen Blick auf die unterschiedlichen Generationen von Äl-
teren nahe: Männer und Frauen aus verschiedenen Ge-
burtskohorten engagieren sich unterschiedlich. Der jüngs-
ten der hier betrachteten Altersgruppen gehören Personen 
an, die zwischen 1955 und 1969 geboren wurden, sie ge-
hören zu den geburtenstarken Jahrgängen der heutigen 
Bundesrepublik; der mittleren Altersgruppe gehören Per-
sonen an, die zwischen 1940 und 1954 geboren wurden, 
und der ältesten Altersgruppe Personen, die zwischen 
1924 und 1939 geboren wurden. Für diese Geburtskohor-
ten unterscheiden sich die Sozialisations- und Arbeits-
markterfahrungen stark, da sie jeweils unterschiedlich ge-
prägt wurden durch historische Ereignisse wie den Zweiten 
Weltkrieg (1939 bis 1945), die Gründung der zwei deut-
schen Staaten (1949) und den Bedingungen der Vollbe-
schäftigung in den 1950er und 1960er Jahren. Für die jün-

Abbildung 1: 
Engagementquote 2009, 
nach Altersgruppe, 
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geren Geburtskohorten könnte die Engagementquote im 
Alter künftig höher sein als für die heute älteren Geburtsko-
horten, denn es ist anzunehmen, dass Engagement über 
weite Teile des Lebenslaufs stabil bleibt. Wenn Personen-
gruppen, die im mittleren Lebensalter bereits eine hohe En-
gagementquote aufgewiesen haben, in ein höheres Le-
bensalter kommen, wird die Engagementquote der Älteren 
also steigen. Wer sich in jungen Jahren engagiert hat, wird 
das vermutlich auch im höheren Lebensalter fortsetzen. 
Und wer es frühzeitig im Lebenslauf nicht gelernt hat, wird 
damit wahrscheinlich auch im höheren Lebensalter nicht 
mehr anfangen. Viele künftige Ältere werden also ihr früher 
ausgeübtes Engagement voraussichtlich auch dann wei-
terführen, wenn sie in den Ruhestand eintreten und ein zu-
nehmend höheres Lebensalter erreichen.
In allen Altersgruppen sind Frauen bislang etwas seltener 
freiwillig engagiert als Männer (Abbildung 1). Ein Grund 
kann in der Ausgestaltung der geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung gesehen werden: Frauen tragen zumeist die 
Hauptlast an der Familienarbeit, der Kindererziehung 
bzw. Enkelkinderbetreuung und der Pflege von Angehöri-
gen (Künemund 2006). Vor allem für die 40- bis 54-Jähri-
gen, aber auch für diejenigen 55- bis 69-Jährigen, die 
noch nicht im Ruhestand sind, stellt sich nicht nur die Frage 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sondern auch der 
Vereinbarkeit von freiwilligem Engagement mit dem Beruf. 
Zusätzlich sehen sich alle vor der Herausforderung, famili-
äre Verpflichtungen und freiwilliges Engagement in Ein-
klang zu bringen.

In der Altersgruppe der 40- bis 54-Jährigen ist die Ge-
schlechterdifferenz in der Engagementquote am gerings-
ten. Es ist anzunehmen, dass die Unterschiede im Engage-
mentverhalten von Männern und Frauen künftig abnehmen 
werden, da sich die Lebensmodelle von Männern und 
Frauen ebenfalls ähnlicher geworden sind, etwa bezüglich 
Bildungsabschlüssen und beruflicher Tätigkeit. Eine stei-
gende Erwerbsbeteiligung von Frauen muss nicht zu einer 
sinkenden Engagementquote führen, weil sich vielerlei 
Möglichkeiten für Engagement auch über die Kontakte und 
Gelegenheiten im Beruf ergeben.
Im Folgenden ist dargestellt, wie viel Prozent der Engagier-
ten sich jeweils in einem der 14 im Freiwilligensurvey abge-
fragten gesellschaftlichen Bereiche engagieren. Ältere 
Männer engagieren sich zum Beispiel häufiger im Sport, 
ältere Frauen eher im sozialen und kirchlichen Bereich. Da 
sich Personen mehrfach und in verschiedenen Bereichen 
engagieren können, übersteigen die Anteile in den Spal-
ten der Tabelle 1 jeweils den Wert 100, wenn man diese 
zusammenzählt. Bei Personen, die 40 Jahre und älter sind, 
insbesondere bei den Männern unter ihnen, kommt dem 
Bereich „Sport und Bewegung“ eine große Bedeutung zu, 
wie in der gesamten Bevölkerung im Alter ab 14 Jahren ist 
dies der größte Engagementbereich (Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2010a). Weitere 
große gesellschaftliche Bereiche sind „Schule und Kinder-

Tabelle 1: Engagementbereiche 2009, nach Altersgruppen und Geschlecht

Engagementbereich Männer Frauen

40–54 J. 55–69 J. 70–85 J. 40–54 J. 55–69 J. 70–85 J.

Sport und Bewegung 35,7 % 27,8 % 30,1 % 24,8 % 18,9 % 13,3 %

Kultur und Musik 12,6 % 18,1 % 16,1 % 15,0 % 17,8 % 15,0 %

Freizeit und Geselligkeit 13,6 % 15,7 % 15,6 % 12,9 % 13,1 % 15,8 %

Sozialer Bereich 11,8 % 16,4 % 16,5 % 14,8 % 28,1 % 31,2 %

Gesundheitsbereich 3,4 % 7,6 % 6,7 % 6,2 % 9,2 % 14,1 %

Schule oder Kindergarten 23,1 % 6,9 % 4,0 % 32,4 % 8,8 % 5,5 %

Außerschulische Jugendarbeit oder 
Bildungsarbeit für Erwachsene

6,8 % 5,9 % 3,9 % 8,1 % 5,2 % 0,9 %

Umwelt, Natur- oder Tierschutz 7,3 % 10,9 % 12,5 % 9,1 % 8,6 % 9,9 %

Politik und politische Interessen-
vertretung

9,7 % 11,6 % 10,7 % 5,8 % 6,7 % 5,3 %

Berufliche Interessenvertretung 
 außerhalb des Betriebes

8,6 % 8,6 % 6,9 % 5,2 % 2,9 % 2,0 %

Kirchlicher oder religiöser Bereich 14,5 % 15,1 % 18,1 % 22,9 % 26,6 % 33,4 %

Justiz und Kriminalitätsprobleme 3,3 % 3,3 % 0,3 % 1,7 % 2,6 % 0,6 %

Unfall- oder Rettungsdienst, Feuerwehr 15,9 % 6,9 % 4,0 % 3,9 % 1,6 % 0,5 %

Sonstige bürgerschaftliche Aktivität 
am Wohnort

6,6 % 8,7 % 10,3 % 5,5 % 4,7 % 2,7 %

Daten: Freiwilligensurvey 2009; eigene Berechnungen, gewichtet. Basis der Prozentuierung: Freiwillig Engagierte im Alter von 40 bis 85 Jahren. Mehr-
fachnennungen möglich, da Engagierte gleichzeitig in mehreren Bereichen freiwillige Tätigkeiten ausüben können. 
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garten“, „Kirche und Religion“, „Kultur und Musik“ sowie 
„Freizeit und Geselligkeit“. Hier zeigen sich allerdings 
deutliche Altersgruppen- und Geschlechterunterschiede, 
die im Folgenden dargestellt werden.
Männer aus der jüngsten betrachteten Altersgruppe der 
40- bis 54-Jährigen engagieren sich mit 35,7 Prozent am 
häufigsten im Bereich „Sport und Bewegung“. Zudem en-
gagiert sich ein knappes Viertel von ihnen im Bereich 
„Schule und Kindergarten“ und 15,9 Prozent im Bereich 
„Rettungsdienst und Feuerwehr“. Frauen in dieser Alters-
gruppe engagieren sich mit über 32 Prozent am häufigsten 
im Bereich „Schule und Kindergarten“, ein Viertel enga-
giert sich zudem im Bereich „Sport und Bewegung“. Anders 
als Männer engagieren sie sich mit unter vier Prozent aller-
dings kaum im Bereich „Rettungsdienst und Feuerwehr“. Bei 
den 40- bis 54-jährigen Frauen steht an drit ter Stelle hin-
gegen das Engagement im Bereich „Kirche und Religion“: 
Rund 23 Prozent von ihnen engagieren sich dort freiwillig.
Männer im Alter von 70 bis 85 Jahren engagieren sich 
ebenfalls am häufigsten im Bereich „Sport und Bewegung“, 
und zwar mit 30,1 Prozent nur unwesentlich seltener als 
jüngere Männer. In den Bereichen „Schule und Kindergar-
ten“ und „Rettungsdienst und Feuerwehr“ (jeweils vier Pro-
zent) ist ihr Engagement hingegen deutlich seltener als bei 
den 40- bis 54-jährigen Männern. Mit 16 Prozent bzw. 18 
Prozent sind die Bereiche „Kultur und Musik“ sowie „Kirche 
und Religion“ bei älteren Männern dagegen stärker ver-
breitet als bei jüngeren Männern. Gleiches gilt für den 
Bereich „Soziales“. Die Gruppe der engagierten Frauen, 
die 70 bis 85 Jahre alt sind, betätigt sich mit 33,4 Prozent 
am häufigsten im Bereich „Kirche und Religion“. Auch das 
Engagement im sozialen Bereich (31,2 Prozent) sowie im 
Gesundheitsbereich (14 Prozent) nimmt bei ihnen einen gro-
ßen Raum ein. Engagement in „Schule und Kindergarten“ 
spielt für ältere Frauen kaum mehr eine Rolle (5,5 Prozent). 
In diesem Bereich engagieren sich kaum Personen ohne 
eigene Kinder im schulpflichtigen Alter. Bei den wenigen 
dort aktiven Älteren wird das Engagement möglicherweise 
von den eigenen Enkelkindern befördert.
Die Ergebnisse zu geschlechtsspezifischen Unterschieden 
im Engagement aller Altersgruppen spiegeln eine traditio-
nelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung wider, die 
auch in anderen Sphären un serer Gesellschaft, wie etwa 
in Beruf und Familie, zum Tragen kommt. Die Unterschiede 
zwischen den Altersgruppen lassen den Schluss zu, dass 

neben Bereichen, die in allen Lebensphasen wichtig sind, 
wie „Sport und Bewegung“, im Alter zusätzliche Bereiche 
erheblich an Bedeutung gewinnen, wie „Gesundheit“ und 
der soziale Bereich.
Das Engagement von Frauen und Männern in unterschied-
lichen Lebensphasen unterscheidet sich nicht nur hinsicht-
lich der Tätigkeitsbereiche, sondern auch darin, an wel-
che Personenkreise es sich richtet. Im Freiwilligensurvey 
wird danach folgendermaßen gefragt: „Geht es bei die-
ser Tätigkeit speziell um einen der folgenden Personen-
kreise?“ Die Antwortvorgaben umfassen: „Kinder und Ju-
gendliche“, „Familien“, „ältere Menschen“, „Behinderte“, 
„Zuwanderer, Ausländer, Flüchtlinge“, „Frauen“, „Arbeits-
lose, Existenzgründer, andere Arbeitssuchende“, „anderer 
Personenkreis“ und „kein spezieller Personenkreis“. Frauen 
engagieren sich häufiger für bestimmte Personenkreise, 
und zwar über alle Generationen hinweg. Männer üben 
insgesamt etwas häufiger freiwillige Tätigkeiten aus, die 
sich an keinen speziellen Personenkreis richten. Das frei-
willige Engagement Älterer richtet sich in erster Linie an 
ältere Personen, insbesondere Frauen zwischen 70 und 85 
Jahren engagieren sich vorrangig für Ältere; Jüngere en-
gagieren sich hingegen häufiger für Kinder und Jugendli-
che (Hagen/Vogel 2012). Auch hier sind lebensphasen-
spezifische Verhaltensmuster zu erkennen: Engagement 
für Kinder und Jugendliche ist bei denjenigen am stärks-
ten ausgeprägt, die auch eigene Kinder im schulpflichti-
gen Alter haben. Die Muster nach Alter und Geschlecht 
sind in Ost- und Westdeutschland zudem sehr ähnlich.
Ältere Frauen verwenden häufiger mehr Zeit für ihr freiwil-
liges Engagement als jüngere Frauen: Zehn Prozent der 70- 
bis 85-Jährigen und drei Prozent der 40- bis 54-Jährigen 
wenden mehr als 15 Stunden pro Woche dafür auf. Auch 
unter den Männern, die sich regelmäßig freiwillig engagie-
ren, wenden die 70- bis 85-Jährigen etwas häufiger über 
15 Stunden pro Woche für ihr Engagement auf als die 40- bis 
54-Jährigen. Dies hat sicherlich mit den beschränkten Zeit-
ressourcen zu tun, insbesondere der Berufstätigen in der 
jüngeren Altersgruppe. Gleichzeitig ist auf die große Hete-
rogenität und breite Streuung des durchschnittlichen Zeit-
aufwandes für freiwilliges Engagement zu verweisen, die 
mit dem Alter noch steigen (Menning 2006). Die Muster der 
Zeitverwendung für freiwilliges Engagement sind nach Alter 
und Geschlecht in Ost- und Westdeutschland sehr ähnlich.

Tabelle 2: Engagementquote 1999, 2004 und 2009, nach Altersgruppen und Geschlecht 

Männer Frauen

40–54 J. 55–69 J. 70–85 J. 40–54 J. 55–69 J. 70–85 J.

Westdeutschland
1999 43,5 % 37,3 % 25,0 % 37,3 % 29,0 % 18,2 %
2004 43,7 % 40,2 % 30,1 % 37,3 % 35,0 % 19,8 %
2009 45,2 % 42,2 % 34,4 % 41,6 % 34,8 % 24,3 %
 Ostdeutschland1 
1999 31,6 % 35,5 % 24,6 % 25,0 % 20,2 % 9,4 %
2004 35,4 % 39,4 % 20,1 % 31,1 % 25,0 % 10,5 %
2009 37,2 % 32,2 % 23,5 % 31,6 % 26,2 % 16,6 %

1 Ostdeutschland umfasst die fünf neuen Bundesländer und Berlin.
Daten: Freiwilligensurvey 1999, Freiwilligensurvey 2004, Freiwilligensurvey 2009; eigene Berechnungen, gewichtet. Anteile freiwillig Engagierter an allen 
Personen im Alter von 40 bis 85 Jahren (in Prozent).
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Wie verändert sich das Engagement 
im Zeitvergleich?

Im Zeitvergleich steigt die Engagementquote bei den Älte-
ren deutlich an. Sie ist von 1999 zu 2009 in allen hier be-
trachteten Altersgruppen gestiegen, insbesondere bei den 
beiden Altersgruppen ab 55 Jahren (mit Ausnahme der 
ostdeutschen Männer) (Tabelle 2). Bei den Personen, die 
sich kurz vor dem oder bereits im Ruhestand befinden, ist 
somit bereits heute eine hohe Beteiligung im Engagement 
festzustellen, die künftig noch stärker ausfallen kann, falls 
die Menschen nicht nur immer länger leben, sondern auch 
mehr gesunde Jahre im Ruhestand verbringen können und 
falls dem nicht Entwicklungen wie eine Zunahme der Armut 
im Alter entgegenwirken. 
Zum Vergleich: Gemessen an der Gesamtbevölkerung im 
Alter ab 14 Jahren beträgt die Engagementquote im Bun-
desdurchschnitt 36 Prozent (Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 2010a). Im Jahr 2009 variiert 
der Anteil der Engagierten zwischen 26 Prozent in Sach-
sen-Anhalt und rund 41 Prozent in Baden-Württemberg, in 
Niedersachsen und in Rheinland-Pfalz. In Westdeutsch-
land sind die Engagementquoten im Schnitt etwas höher 
als in Ostdeutschland. Stadtstaaten wie Berlin weisen ge-
ringere Engagementquoten auf als Flächenländer. Seit 
1999 ist die Engagementquote von 34 Prozent auf 36 Pro-
zent lediglich leicht angestiegen. Somit ist der Anteil der 
freiwillig Engagierten auf Bundesebene weitgehend sta-
bil. Zwar sind Ältere bislang tendenziell seltener engagiert 
als der Bevölkerungsdurchschnitt, aber bei ihnen wird das 
größte Zuwachspotenzial für Engagement in der Zukunft 
gesehen (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 2011). Wenn die großen Geburtsjahrgänge 
der Babyboomer in den nächsten Jahren das Rentenalter 
erreichen, steigt nicht nur die Anzahl Älterer, die sich enga-
gieren können, sondern es gehen auch Personen in den 
Ruhestand, die die Gesellschaft auch in der Lebensphase 
Alter mitgestalten wollen. 
Insgesamt zeigt sich bei den jungen Alten eine große Be-
reitschaft, sich künftig zu engagieren. Das dargestellte En-
gagementpotenzial gibt die Bereitschaft derjenigen an, 
sich künftig zu engagieren, die aktuell keiner freiwilligen 
Tätigkeit nachgehen. Im Freiwilligensurvey lautet die 
Frage: „Wären Sie heute oder zukünftig interessiert, sich in 

Vereinen, Initiativen, Projekten oder Selbsthilfegruppen zu 
engagieren und dort Aufgaben oder Arbeiten zu überneh-
men, die man freiwillig oder ehrenamtlich ausübt?“ Als En-
gagementpotenzial ist hier der Anteil derjenigen Personen 
ausgewiesen, die diese Frage mit „ja“ beantwortet haben. 
(Weitere, hier nicht dargestellte Antwortkategorien sind 
„vielleicht“, „nein“ und „weiß nicht“). 
Tatsächlich ist das Engagementpotenzial bei den Ältesten 
am geringsten (Abbildung 2). Dies ist auch der Fall, wenn 
eine weite Berechnung des Potenzials zugrunde gelegt 
wird, die auch die Anteile derjenigen beinhaltet, die mit 
„vielleicht“ geantwortet haben (vgl. Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2011: 10). Weniger 
als sechs Prozent der Ost- und weniger als vier Prozent der 
Westdeutschen zwischen 70 und 85 Jahren beabsichti-
gen, künftig eine freiwillige Tätigkeit aufzunehmen. In den 
Altersgruppen der 40- bis 54-Jährigen und der 55- bis 
69-Jährigen ist jeweils mehr als jeder bzw. jede Neunte 
bereit, künftig einer freiwilligen Tätigkeit nachzugehen. 
Auch wenn freiwilliges Engagement eine gewisse Stabili-
tät im Lebenslauf aufweist, ist es somit nicht ausgeschlos-
sen, auch in einem höheren Lebensalter zum ersten Mal 
oder wieder eine freiwillige Tätigkeit aufzunehmen. Ob 
sich die geäußerte Bereitschaft zum Engagement jedoch 
auch in eine Verhaltensänderung umsetzen lässt, hängt 
nicht nur von individuellen Ressourcen und Einschränkun-
gen ab, sondern auch von den politischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen für Engagement.
Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Freiwilligensur-
veys, die freiwillig engagiert sind, werden folgende fünf 
Aussagen zu möglichen Motiven für ihr freiwilliges Enga-
gement vorgelegt (mit drei Antwortkategorien: „Stimme 
voll und ganz zu“, „Stimme teilweise zu“ und „Stimme über-
haupt nicht zu“):
 l Ich will durch mein Engagement die Gesellschaft zumin-

dest im Kleinen mitgestalten.
 l Ich will durch mein Engagement vor allem mit anderen 

Menschen zusammenkommen.
 l Ich will durch mein Engagement Ansehen und Einfluss in 

meinem Lebensumfeld gewinnen.

Abbildung 2: 
Engagementpotenzial 
2009, nach Altersgruppe, 
Geschlecht und Region
Engagementpotenzial: Anteil der 
„Ja“-Antworten auf die Frage: „Wä-
ren Sie heute oder zukünftig interes-
siert, sich in Vereinen, Initiativen, 
Projekten oder Selbsthilfegruppen 
zu engagieren und dort Aufgaben 
oder Arbeiten zu übernehmen, die 
man freiwillig oder ehrenamtlich 
ausübt?“
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Daten: Freiwilligensurvey 2009; eigene Berechnungen, gewichtet. Anteile der Personen mit Engagementpotenzial 
an allen Personen im Alter von 40 bis 85 Jahren.
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 l Ich will durch mein Engagement auch beruflich voran-
kommen.
 l Ich will mir Qualifikationen erwerben, die im Leben 

wichtig sind.

Die breiteste Zustimmung findet die Aussage „Ich will durch 
mein Engagement die Gesellschaft zumindest im Kleinen 
mitgestalten.“ Rund zwei Drittel der Engagierten im Alter ab 
40 Jahren stimmen dieser Aussage voll und ganz zu, fast 
ebenso viele Engagierte stimmen voll und ganz der Aussage 
zu „Ich will durch mein Engagement vor allem mit anderen 
Menschen zusammenkommen“. In der Tat stehen diese bei-
den Aussagen keineswegs im Gegensatz zueinander. 
Der Erwerb von Qualifikationen und insbesondere das be-
rufliche Vorankommen durch das Engagement finden hin-
gegen insbesondere bei den älteren Engagierten kaum 
Zustimmung. Dies ist vor dem Hintergrund der Tatsache 
nachvollziehbar, dass viele bereits im Ruhestand sind. Of-
fensichtlich betrachten aber auch die 40- bis 54-Jährigen 
ihr freiwilliges Engagement in der Regel unabhängig von 
möglicher Erwerbsarbeit. Abgesehen von der Freude und 
dem Interesse an der freiwilligen Tätigkeit sind Mitgestal-
tung und Geselligkeit somit über die Altersgruppen hinweg 
die beiden zentralen Motive für freiwilliges Engagement.

Wovon hängt das ehrenamtliche Engagement 
Älterer ab? 

Wie weit verbreitet ehrenamtliches Engagement unter den 
Älteren ist, lässt sich auch mit den Daten des Deutschen Al-
terssurveys (DEAS) zeigen. Im Jahr 2008 bejahten 16,5 Pro-
zent der 55- bis 85-Jährigen und Älteren die Frage: „Üben 
Sie in einem Verein, einer Gruppe oder Organisation eine 
Funktion aus oder haben Sie ein Ehrenamt inne?“. Von den 
Personen zwischen 55 und 69 Jahren übte etwa jeder Fünfte 
(19,8 Prozent) ein Ehrenamt aus. Auch von den 70- bis 85-Jäh-
rigen waren noch 11,8 Prozent ehrenamtlich engagiert (Ta-
belle 3). Der Anteil Ehrenamtlicher ist in den höheren 
Altersgruppen zwar geringer ist als bei jüngeren Personen, 
das Alter selbst ist aber keine hinreichende Erklärung für die-
sen Befund. Die Entscheidung, ein Ehrenamt aufzunehmen 
und auszuüben, wird durch eine Vielzahl von Faktoren beein-
flusst (Dury u. a. 2014; Morrow-Howell 2010).
Betrachtet man das ehrenamtliche Engagement von 55- 
bis 85-Jährigen, so zeigen sich hinsichtlich ihrer soziode-
mografischen Merkmale folgende Befunde: Männer haben 
vergleichsweise häufiger ein Ehrenamt als Frauen, in West-
deutschland wohnende Personen häufiger als in Ost-
deutschland wohnende und Personen ohne Migrationshin-
tergrund häufiger als Personen mit Migrationshintergrund 
(Abbildung 3). Diese Befunde replizieren bekannte Be-
funde anderer Studien. 
Neben den demografischen Merkmalen stehen auch indi-
viduelle Ressourcen der Älteren im Zusammenhang mit dem 
Ausüben eines Ehrenamtes: das Bildungsniveau und die 
Gesundheit. Die Wahrscheinlichkeit für ehrenamtliches En-
gagement hängt stark ab von Bildungsvoraussetzungen. 
Je höher ihre Bildung ist, umso häufiger zeigen sich die Per-
sonen ab 55 Jahren engagiert. Die Bedeutung von Bildung 
als Ressource für das Ehrenamt ist bereits vielfach beschrie-
ben. Für einige ehrenamtliche Tätigkeiten ist ein entspre-
chendes Bildungsniveau nicht nur vorausgesetzt, sondern 
Personen mit höherer Bildung verfügen auch häufiger über 

die Kontakte und die Informationen, um ein Ehrenamt auf-
nehmen zu können, d. h. die Opportunitätsstrukturen sind 
vergleichsweise förderlicher (Emmerich 2012; Erlinghagen 
2008; Künemund/Schupp 2008; Simonson/Hagen/Vo-
gel/Motel-Klingebiel 2013).
In Abbildung 3 zeigt sich kein Effekt von gesundheitlichen 
Einschränkungen auf ehrenamtliches Engagement. Einer-
seits lässt sich vermuten, dass gesundheitliche Einschrän-
kungen Barrieren für physische Aktivitäten darstellen kön-
nen. Andererseits können Einschränkungen und Krankhei-
ten, von denen Familienangehörige oder man selbst 
betroffen sind, auch Motivation dafür sein, ein Ehrenamt 
beizubehalten oder aufzunehmen, etwa um seine Interes-
sen vertreten zu können. Bildungseffekte können den Ein-
fluss von Gesundheit auf die Ausübung eines Ehrenamtes 
zudem abschwächen. Dafür gibt es verschiedene Erklärun-
gen: Wenn Engagement Wohlbefinden und Lebenszufrie-
denheit erhöht, sind auch positive Effekte für die Gesund-
heit zu erwarten (Jenkinson u. a. 2013; Komp/van Tilburg/
van Groenou 2012). Insofern ist gerade für Menschen mit 
einer eingeschränkten funktionalen Gesundheit das Eh-
renamt eine gute Möglichkeit, mit anderen Gleichgesinn-
ten Kontakt zu haben und gemeinsame Interessen zu pfle-
gen. Zudem können die gesundheitlichen Probleme selbst 
einen Impuls dafür setzen, sich zu engagieren und somit 
Austausch und Unterstützung zu finden, z. B. in einer 
Selbsthilfegruppe. 
Einen bedeutenden Platz innerhalb des ehrenamtlichen 
Engagements nehmen kirchliche Aktivitäten ein (Emmerich 
2012). Dennoch gibt es in unserem Modell keinen signifi-
kanten Zusammenhang zwischen der Zugehörigkeit zu ei-
ner Religionsgemeinschaft und dem ehrenamtlichen Enga-
gement unter Kontrolle der verschiedenen Einflussfaktoren. 
Eine gute soziale Einbindung ist jedoch förderlich für Enga-
gement. Eine weitere Verbindung besteht zwischen Ehren-
amt und dem sozialen Umfeld: dem Leben in Partnerschaft, 
dem Verhältnis zu Freunden und Bekannten und dem Er-
bringen von informeller Unterstützung für andere. Für eh-
renamtliches Engagement ist es nach unseren Befunden 
nicht von Bedeutung, ob jemand mit einem Partner zusam-
menlebt oder nicht. Es ist aber offenbar so, dass ein als gut 
eingeschätztes Verhältnis zu Freunden und Bekannten 
auch die Wahrscheinlichkeit erhöht, ein Ehrenamt auszu-
üben. Gleiches gilt für das Erbringen von informellen Un-
terstützungsleistungen für andere. Wer im privaten Umfeld 
anderen hilft, ist auch mit höherer Wahrscheinlichkeit eh-
renamtlich aktiv. Aktive Menschen entfalten ihre Aktivität 

Tabelle 3: Anteil der ehrenamtlich Engagierten nach 
Alter, Geschlecht, Region und Migrationshintergrund 

Anteil Ehrenamtliche

55 bis 69 Jahre 19,8 %

70 bis 85 Jahre 11,8 %

Männer 20,3 %
Frauen 13,2 %
West 17,9 %
Ost 10,5 %
Ohne Migrationshintergrund 17,3 %

Mit Migrationshintergrund  7,6 %

Daten: Deutscher Alterssurvey (DEAS) 2008, Personen im Alter zwischen 
55 und 85 Jahren, Basisstichprobe; eigene Berechnungen, gewichtet.
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offenbar umfassend, sowohl im Freundes- und Bekannten-
kreis als auch über das ehrenamtliche Engagement und die 
Unterstützung für andere. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der Einfluss 
von Alter, Geschlecht und von Migrationsgeschichte auf 
die Wahrscheinlichkeit, ein Ehrenamt auszuüben, abnimmt, 
wenn man die Wirkung des Bildungsniveaus berücksich-
tigt. Daneben fördert auch die soziale Einbindung in ein 
Netzwerk von Freunden und Bekannten ein ehrenamtliches 
Engagement. Knapp zehn Prozent der Varianz der Aus-
übung eines Ehrenamts können durch die in die Analyse 
einbezogenen Variablen erklärt werden.

Diskussion

Unstrit tig ist, dass sich heute mehr Personen in der Lebens-
phase Alter sozial oder politisch engagieren als jemals zu-
vor. Ob freiwilliges Engagement im Alter jedoch Fluch oder 
Segen ist, darüber ist nach wie vor kritisch zu diskutieren. 
Auf der individuellen Ebene werden in der Regel die posi-
tiven Aspekte für die Engagierten selbst betont, wenn sie 
sich möglichst bis ins hohe Alter engagieren, das sind zum 
Beispiel eine höhere Lebenszufriedenheit, ein größeres so-
ziales Netz und ein stärkeres Zugehörigkeitsgefühl (Wil-
son 2012; Morrow-Howell 2010). Auch im vorliegenden 
Beitrag werden diese positiven Aspekte betont, da mit an-
deren zusammenzukommen ein wichtiges Motiv ist, sich zu 
engagieren, fast ebenso wichtig, wie die Gesellschaft 

auch im Alter noch mitgestalten zu können. Auch wird zu 
Recht der Beitrag zur gesellschaftlichen Wohlfahrtspro-
duktion hervorgehoben, der durch die vielen Arbeitsstun-
den ehrenamtlicher Helferinnen und Helfer geleistet wird. 
Mögliche negative Aspekte einer ehrenamtlichen Aufgabe 
wie Stress, soziale Verpflichtung bis zum sozialen Zwang, 
sowie körperliche oder seelische Belastungen durch die 
Tätigkeit, die – wie bei bezahlter Arbeit auch – anfallen 
können, werden in der Regel kaum thematisiert. Zwar ist 
plausibel, dass eine ehrenamtliche Tätigkeit im Schnitt ei-
nen geringeren Zeitumfang hat als Erwerbsarbeit und dass 
sie leichter aufzugeben ist als eine bezahlte Arbeit, wenn 
sie mehr Frust statt Lust mit sich bringt. Trotzdem sollten Be-
lastungen und Überlastungen im Engagement thematisiert 
werden, auch um die Engagierten im Einzelfall zu schützen. 
Formal festgeschriebene Altersgrenzen, die eine solche 
Schutzfunktion haben können, existieren insbesondere in 
den Bereichen Justiz, Feuerwehr und Unfall- und Rettungs-
dienst (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 2010b: 373 ff.). Dort sind sie in der Regel nicht 
nur begründet durch den Schutz der tätigen Personen 
selbst, sondern auch der Personen, an die sich das Enga-
gement richtet, also den Schutz Drit ter (vergleiche Ab-
schnitt 2: Beispiel Schöffe). Eine weitere Funktion von etab-
lierten Altersgrenzen, die wegen der Gefahr einer Alters-
diskriminierung allerdings zunehmend in der Kritik stehen 
und überprüft bzw. flexibilisiert werden sollten, ist es zum 
Beispiel, Engagierten einen planbaren und ehrenvollen 
Rückzug aus ihrer Aufgabe zu ermöglichen. Übergabepro-
zesse von einer Generation zur nächsten können so gere-
gelt und mit einer geregelten Verlässlichkeit für die Orga-
nisationen erfolgen; auch ist häufig die Anzahl der Wie-
derwahlen in politische Ämter als demokratisch legitimiert 
begrenzt. Ohne fixe Altersgrenzen, d. h. wenn nicht jeder 
mit Erreichen zum Beispiel des 65. Lebensjahres ausschei-
den muss, werden häufig individuelle Leistungstests einge-
setzt, um nachzuweisen, ob eine Person ihrer Aufgabe 
nach wie vor gewachsen ist, oder eben nicht. Solche Leis-
tungstests werden beispielsweise regelmäßig gefordert, 
um die Fahrtüchtigkeit von Senioren und Seniorinnen zu 
überprüfen. Politisch scheint in Deutschland aber weder 
eine Regel durchsetzbar, dass jeder Autofahrer und jede 
Autofahrerin den Führerschein im Alter von zum Beispiel 85 
Jahren abzugeben hat, noch dass zum Beispiel ab dem 
Erreichen des 80. Lebensjahres jedes Jahr ein Leistungs-
check mit Gesundheits- und Sehtests absolviert werden 
muss, um die Fahrerlaubnis zu behalten. In zivilgesell-
schaftlichen Bereichen wie dem Bereich Kultur ist es hinge-
gen längst üblich, die Leistungsfähigkeit der Ehrenamtli-
chen gelegentlich zu überprüfen, um festzustellen, wer 
weiter im Chor mitsingen oder die Hauptrolle in der nächs-
ten Aufführung des Theaterstücks übernehmen darf. Der 
Nachteil von festen Altersgrenzen ist denn auch offensicht-
lich: Möglicherweise müssen Personen aufgrund ihres Le-
bensalters ihre freiwillige Tätigkeit aufgeben, obwohl sie 
diese noch viele Jahre erfolgreich ausüben könnten. So 
wird ebenfalls Potenzial vergeben.
Niemandem soll also verwehrt werden, bis ins hohe Alter 
aktiv zu sein (Liam/Foster 2015). Eine Hauptkritik an dem Leit-
bild des aktiven Alterns ist jedoch, dass dieses nicht für die 
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Daten: DEAS 2008, Basisstichprobe, Personen im Alter zwischen 55 und 85 
Jahren, logistische Regression, Pseudo-R2 (Nagelkerke): 0,096 

Abbildung 3: Faktoren, die die Wahrscheinlichkeit für 
ehrenamtliches Engagement beeinflussen
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gesamte Bevölkerung geeignet ist, sondern sich ausdrück-
lich an gebildete und beruflich erfahrene Bürgerinnen und 
Bürger aus der Mittel- und Oberschicht richtet, denen es 
möglich ist, einem an der ökonomisierten Leistungsgesell-
schaft orientierten Aktivierungsparadigma nachzukommen 
(Amann/Kolland 2014). Während mit den Vorzügen des Eh-
renamtes geworben wird, überträgt sich gleichzeitig die 
Verantwortung für das persönliche Glück im Alter auf das 
Individuum, ungefähr in dem Sinne: Selbst schuld, wer seine 
Gesundheit, seine Zufriedenheit und sein soziales Umfeld 
nicht optimiert, in dem er ehrenamtlich tätig ist. Obwohl ge-
gen Eigenverantwortung an sich nichts spricht, werden eh-
renamtliche Tätigkeiten, die als politisches Engagement zur 
Interessenbildung und -artikulation und als soziales Enga-
gement für hilfebedürftige Personen gemeinnützige Zwecke 
haben sollten, so letztlich zum Selbstzweck, um die eigene 
Biografie zu optimieren. Nicht so dramatisch, könnte man 
meinen, handelt es sich doch um eine Win-Win-Situation, 
gut für andere und gut für einen selbst? Aber wehe dem, der 
im Alter kein Ehrenamt mehr übernehmen will, oder eben kei-
nes übernehmen kann. Unter dem Aktivierungsdiskurs laufen 
vermeintlich Nicht-Engagierte Gefahr, Ausgrenzung zu er-
fahren und stigmatisiert zu werden (Schroeter 2013).
Betrachtet man die Zunahme des Anteils freiwillig Enga-
gierter unter den Älteren aus einer gesellschaftlichen Pers-
pektive, kommt man möglicherweise auch zu weniger posi-
tiven Schlussfolgerungen. Nach wie vor existiert eine große 

soziale Ungleichheit im Alter zwischen Frauen und Män-
nern (Backes 2006). Auch das freiwillige Engagement von 
Älteren ist mittlerweile zu einem neuen Ausgangspunkt sozi-
aler Ungleichheiten im Alter geworden, weil Engagement 
einerseits als erstrebenswertes Gut charakterisiert wird, an-
dererseits der Zugang zu diesem Gut systematisch struktu-
riert ist (Simonson u. a. 2013). Das heißt, für Personengrup-
pen mit bestimmten Merkmalen ist es schwieriger als für 
andere bzw. für sie bestehen mehr Barrieren, ein freiwilliges 
Engagement aufzunehmen: So haben etwa Personen mit 
geringer Bildung oder Personen, die nur geringe Deutsch-
kenntnisse mitbringen, seltener die Möglichkeit, sich für an-
dere zu engagieren, und Vereine oder Einrichtungen tun 
sich nach wie vor schwer mit einer interkulturellen Öffnung 
für Menschen mit Migrationsgeschichte. Die Nachteile aus 
geringeren Ressourcen wie einem niedrigeren Lebensein-
kommen und einer kürzeren Lebenserwartung von armuts-
gefährdeten Personen werden dann noch durch die Aus-
grenzung aus der gesellschaftlichen Teilhabe vergrößert. 
Gleichzeitig möchten wir warnen, einen Anstieg des freiwil-
ligen Engagements bei den Älteren lediglich als einen Aus-
druck der im Durchschnitt verbesserten Leistungsfähigkeit 
und Ressourcenausstattung auch in der Lebensphase Alter 
zu deuten, denn auch ein steigender gesellschaftlicher Be-
darf nach Hilfeleistungen etwa aufgrund von Armut oder 
Asylsuche kann zu einem solchen Anstieg beitragen. Als 
Beispiel sei hier auf die ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfer in Tafeln verwiesen, die aufgrund der sich öffnenden 
Schere zwischen Arm und Reich in fast jeder deutschen 
Stadt etabliert wurden.
Dem schließt sich die Kritik an, dass freiwilliges Engage-
ment von Älteren möglicherweise zunehmend politisch ins-
trumentalisiert wird, nämlich dann, wenn staatliche und 
kommunale Dienstleistungen rückgebaut werden. Könnte 
dies nicht auch so interpretiert werden, dass die von Indivi-
duen erbrachten Leistungen missbraucht oder zumindest 
ausgenutzt werden? Müsste nicht der Staat diese Aufga-
ben für die Bürgerinnen und Bürger übernehmen, statt 
Letztere die Lücken schließen zu lassen? Allerdings geht es 
nicht in erster Linie um die Fragen der Finanzierung von 
Leistungen, sondern tatsächlich grundsätzlich um das Ver-
hältnis von Bürgerinnen und Bürgern zu Staat und Gemein-
schaft. Zynisch wird es dann, wenn nach neoliberalen oder 
konservativ-bürgerlichen Positionen statt auf Sozialpolitik 
auf Engagementpolitik gesetzt wird, d. h. die solidarische 
Verantwortung für die Lebensqualität älterer Frauen und 
Männer auf die Individuen abgewälzt wird, die dankbar 
sein sollen, sich engagieren zu dürfen, das heißt, im Ruhe-
stand unentgeltlich weiterarbeiten dürfen, weil das ja auch 
gut für sie selbst ist. Insbesondere in den Bereichen, in de-
nen Ältere vermehrt selbst auf Dienstleistungen angewie-
sen sind, zum Beispiel im Gesundheits- und Pflegebereich, 
kann das unentgeltliche Engagement sicherlich nicht die 
einzige Lösung sein.
Das zunehmende freiwillige Engagement Älterer, das wir in 
den letzten Jahrzehnten beobachten können, ist demnach 
durchaus positiv zu bewerten. Es nützt dem Einzelnen und es 
nützt seinem sozialen Umfeld und der Gesellschaft. Den-
noch ist freiwilliges Engagement nicht als gesellschaftlich 
gesetzte Norm für gelingendes Altern geeignet, und die 
Mehrheit der Älteren engagiert sich nach wie vor nicht. Auch 
im Alter muss es die Freiheit zum Rückzug geben, die Mög-
lichkeit, sich auf ein Leben ohne gesellschaftliche „Nützlich-
keit“ zu konzentrieren, ohne dafür stigmatisiert zu werden.

Freiwilliges Engagement ist nur bedingt als gesellschaftliche 
Norm für gelingendes Altern geeignet (und die Mehrheit der 
Älteren engagiert sich nach wie vor nicht). Auch im Alter 
muss es die Freiheit zum Rückzug geben, die Möglichkeit, sich 
auf ein Leben ohne gesellschaftliche „Nützlichkeit“ zu kon-
zentrieren. picture alliance/dpa
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ANMERKUNGEN

1 Das Manuskript stellt eine aktualisierte und erweiterte Fassung des 
Abschnittes zu freiwilligem Engagement von Sonja Nowossadeck und 
Claudia Vogel (2013) dar aus: Nowossadeck, Sonja/Vogel, Claudia 
(2013): Aktives Altern: Erwerbsarbeit und freiwilliges Engagement. Report 
Altersdaten (Nr. 2/2013). Berlin (Deutsches Zentrum für Altersfragen).
2 Der Deutsche Freiwilligensurvey (FWS) ist eine repräsentative Befra-
gung zum freiwilligen Engagement in Deutschland, die sich an Personen 
ab 14 Jahren richtet. Freiwillige Tätigkeiten und die Bereitschaft zum En-
gagement werden in telefonischen Interviews erhoben und können nach 
Bevölkerungsgruppen und Landesteilen dargestellt werden. Der FWS ist 
die wesentliche Grundlage der Sozialberichterstattung zum freiwilligen 
Engagement und wird aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert. Informationen zum Deut-
schen Freiwilligensurvey finden Sie unter: www.deutscher-freiwilligensur-
vey.de
3 Der Deutsche Alterssurvey (DEAS) ist eine bundesweit repräsentative 
Quer- und Längsschnittbefragung von Personen in der zweiten Lebens-
hälfte, die 40 Jahre und älter sind. Der DEAS wird aus Mitteln des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert 
und bildet eine Informationsgrundlage für politische Entscheidungsträge-
rinnen und Entscheidungsträger, die interessierte Öffentlichkeit und für die 
wissenschaftliche Forschung. Ausführliche Informationen zu Inhalten und 
Datenzugang finden Sie unter: www.fdz-dza.de.

Dr. Claudia Vogel ist Soziologin und als wissenschaftliche Mitar-
beiterin im Projekt Deutscher Freiwilligensurvey 2014 am Deut-
schen Zentrum für Altersfragen tätig. Ihre Forschungsschwerpunk-
te umfassen neben der Engagementforschung die Ausgestaltung 
von Generationenbeziehungen, Einkommen und Vermögen älte-
rer Menschen, sowie insbesondere die Lebenssituation älterer 
Migrantinnen und Migranten. 
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ALTERSARMUT WIRKSAM VERHINDERN

Armut im Alter 
Axel Börsch-Supan

Am Maßstab der absoluten Armut gemessen, ist Alters-
armut derzeit kein drängendes Problem in Deutschland. 
Legt man als Gradmesser hingegen die relative Armut 
an, waren 2013 immerhin 14,9 Prozent der über 65-Jäh-
rigen armutsgefährdet. Im Vergleich mit anderen gesell-
schaftlichen Gruppen ist diese Quote relativ niedrig. 
Trotzdem bedarf das Problem der Altersarmut konstan-
ter Aufmerksamkeit – ist doch die Altersarmut seit 2003 
deutlich gestiegen. Axel Börsch-Supan argumentiert an-
gesichts aktueller Daten, dass zur Verhinderung drohen-
der Altersarmut nicht vorrangig rentenpolitische Reform-
maßnahmen notwendig sind. Altersarmut muss vielmehr 
an der Wurzel bekämpft werden. Reformen müssen die-
jenigen in den Blick nehmen, die aufgrund ihrer geringen 
Qualifikation ein lebenslanges Armutsproblem fürchten 
müssen. Da die Entwicklung der Altersarmut von der zu-
künftigen Arbeitsmarktsituation gering Verdienender 
abhängt, sind Maßnahmen, die zu einem höheren Ein-
kommen im Erwerbsleben und zu einem möglichst langen 
Erwerbsleben beitragen, zielführend. Reformbedarf be-
steht daher primär in einer besseren Aus- und Weiterbil-
dung sowie in einer wirksamen Integration von Migran-
tinnen und Migranten. 

Altersarmut an der Wurzel bekämpfen

Globalisierung und demografischer Wandel sind große 
Herausforderungen für Deutschland. Wie sich im Zuge der 
Finanz- und Euroschuldenkrise gezeigt hat, ist Deutschland 
im Vergleich mit seinen europäischen Nachbarn recht gut 
aufgestellt, vor allem wegen der Strukturreformen seit 
Mitte der 1990er Jahre. Diese Strukturreformen haben je-
doch auch ihre Schattenseiten. Der Arbeitsmarkt ist zwar 
flexibler geworden und die Zahl der Beschäftigten so hoch 
wie nie zuvor, aber die Problemfälle (Langzeitarbeitslosig-
keit, prekäre Beschäftigungsverhältnisse) sind hartnäcki-
ger geworden. In der Rentenpolitik haben die Reformen im 
Großen und Ganzen zu einer nachhaltigen Finanzierung 
geführt, so dass die Rente auch langfristig wieder einiger-
maßen sicher gewährleistet werden kann (vgl. Börsch-Su-
pan 2015a). Aber die Dämpfung des Beitragssatzes be-
deutet unweigerlich eine Senkung des Rentenniveaus, 
wenn dies nicht durch eine längere Arbeitszeit oder zu-
sätzliche private Vorsorge ausgeglichen wird, was für we-
nig qualifizierte Arbeitnehmer besonders schwierig ist. Die 
2014 verabschiedete „Mütterrente“ hat hier die Situation 
für eine eng begrenzte Bevölkerungsgruppe verbessert, 
für die wenig verdienenden Beitragszahler aber gleichzei-
tig verschlechtert. Die „Rente mit 63“ entfaltet ihre positive 
Wirkung ebenfalls nur für einen kleinen Empfängerkreis, 
der zudem im Durchschnitt besser verdient, besser ausge-
bildet und weniger krank ist. Wiederum verschlechtert sie 
jedoch die Nettoeinkommenssituation der wenig verdie-
nenden Beitragszahler.

Das Problem der Altersarmut bedarf daher konstanter Auf-
merksamkeit. Dieser Beitrag zeigt, dass die Armut im Alter 
derzeit niedrig ist. Selbst eine künftige Verdopplung oder 
gar Verdreifachung würde immer noch bedeuten, dass im 
Alter weniger Armut herrschen wird als im Mittel der Bevöl-
kerung und vor allem unter jungen Menschen, wo die Ar-
mutsquote am höchsten ist. Der Beitrag argumentiert daher, 
dass Reformbedarf nicht primär in der Rentenversicherung 
besteht, die dank der Kombination von Grundsicherung bei 
Niedrigeinkommen und Äquivalenzprinzip bei Normalein-
kommen ein in sich schlüssiges Konzept des Ausgleichs zwi-
schen sozialer Gerechtigkeit und ökonomischer Effizienz 
gefunden hat, sondern dass wir besser werden müssen, 
Unterqualifikation zu vermeiden. Reformen müssen sich auf 
diejenigen konzentrieren, die ein lebenslanges Armutspro-
blem fürchten müssen. Reformbedarf besteht daher primär 
in einer besseren Aus- und Weiterbildung, auch in höheren 
Altersklassen, sowie einer wirksameren Integration von Mi-

Am Maßstab der absoluten Armut gemessen, ist Altersarmut 
derzeit kein drängendes Problem in Deutschland. Legt man 
als Gradmesser hingegen die relative Armut an, waren 2013 
immerhin 14,9 Prozent der über 65-Jährigen armutsge-
fährdet. picture alliance/dpa
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grantinnen und Migranten. Altersarmut muss an der Wurzel 
bekämpft werden, nicht erst dann, wenn es schon zu spät 
ist.

Altersarmut heute

Misst man Armut im Alter als „absolute Armut“, also einem 
Einkommen, dass so niedrig ist, dass es nicht für den in 
Deutschland üblichen sozio-kulturellen Mindestlebens-
standard ausreicht und daher den Empfang von Grundsi-
cherung im Alter begründet, dann zeigt sich, dass Altersar-
mut derzeit, von speziellen Gruppen abgesehen, kein 
drängendes Problem in Deutschland ist.1 Ende 2013 waren 
3,0 Prozent der über 65-Jährigen auf die Grundsicherung 
im Alter angewiesen, also „arm“ im Einklang mit dem Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung und im 
Sinne des Sozialgesetzbuchs. Dies waren 2013 etwa 

499.000 Personen.2 Der Anteil der in diesem Sinne armen 
Menschen im Alter ist deutlich niedriger als der in der Ge-
samtbevölkerung. Ein mehr als dreimal so hoher Anteil der 
Gesamtbevölkerung, nämlich 9,4 Prozent, lebten in Be-
darfsgemeinschaften, die Grundsicherung für Arbeitssu-
chende beziehen (vgl. Abbildung 1).3

Armut lässt sich auch als „relative Armut“ definieren. Hier 
hat sich eingebürgert, Personen als „armutsgefährdet“ ein-
zustufen, wenn sie ein Einkommen einschließlich Sozialleis-
tungen beziehen, das weniger als 60 Prozent des Median-
einkommens beträgt.4 Nach dieser von der OECD und der 
EU-Kommission oft verwendeten Definition waren im Jahr 
2013 14,9 Prozent der über 65-Jährigen armutsgefährdet. 
Auch hier ist der Anteil der Armutsgefährdeten an den über 
65-Jährigen niedriger als derjenige in der Gesamtbevöl-
kerung, in der die durchschnittliche Armutsgefährdung im 
Jahr 2013 bei 16,1 Prozent lag (vgl. Abbildung 2).
Auch im internationalen Vergleich sind die Armutsgefähr-
dungsquoten älterer Menschen in Deutschland niedrig. Bis 
vor der Finanz- und Schuldenkrise hatten von den EU-
15-Ländern5, nur Frankreich, die Niederlande und Däne-
mark niedrigere Armutsgefährdungsquoten älterer Men-
schen als Deutschland. Seit der Krise sind Irland, Spanien 
und Portugal hinzugekommen, (vgl. Abbildung 3). Dies ge-
schah jedoch nicht, weil ihre ärmeren Mitbürgerinnen und 
Mitbürger reicher geworden wären, sondern weil ihre rei-
cheren Mitbürger ärmer geworden sind. Dies verdeutlicht, 
dass man Armutsmaße mit Vorsicht interpretieren muss.
Das Armutsproblem Deutschlands liegt derzeit eher bei 
den Jungen und bei Menschen mit Migrationshintergrund. 
Abbildung 2 zeigt, dass weniger als 20 Prozent der 15-jäh-
rigen und jüngeren Kinder armutsgefährdet sind, hingegen 
46,2 Prozent der alleinerzogenen Einzelkinder in armuts-
gefährdeten Haushalten leben. Diese Quote erhöht sich 
auf 62,2 Prozent, wenn weitere Geschwister dabei sind. 
Auch bei Menschen mit Migrationsgeschichte ist die Armut 
deutlich höher als bei den Älteren: der Grundsicherungs-
empfang liegt hier bei 15,6 Prozent (vgl. Abbildung 1). 
Auch hier sind es die Jüngeren, bei denen die Armutsge-
fährdung besonders besorgniserregend ist: 28,5 Prozent 
der Jugendlichen und 49,3 Prozent der alleinerzogenen 
Kinder sind armutsgefährdet.

Altersarmut in der Zukunft

Auch wenn man in Deutschland also derzeit nicht von ei-
nem Altersarmutsproblem sprechen kann, so ist dennoch 
Wachsamkeit geboten. Seit 2003 ist die Altersarmut so-
wohl absolut (linke Achse der Abbildung 4, S. 108) als auch 
anteilmäßig (rechte Achse) deutlich gestiegen.
In Zukunft wird sich das Risiko der Altersarmut weiter erhö-
hen, wenn im Zuge der Bevölkerungsalterung das Netto-
rentenniveau vor Steuern bis 2030 voraussichtlich von 51 
Prozent im Jahr 2005 auf etwa 43 Prozent im Jahr 2030 
sinken wird. Es ist jedoch nicht ausgemacht, ob deswegen 
die Altersarmut steigen wird. Denn gegenläufig wirken die 
Erhöhung des Renteneintrit tsalters und die Einführung der 
Riester-Rente bzw. die Stärkung der betrieblichen Alters-
vorsorge. 

Abbildung 1: Absolute Armutsquote (Anteil der 
 Haushalte, die Grundsicherung nach SGB II bzw. XII 
erhalten)

Quelle: Eigene Darstellung aus https://www.destatis.de/DE/
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialleistungen/Sozialhilfe/
Grundsicherung/Tabellen/09_ZV_Empf_AlterQuote.html und 04_Empf_
GebietGeschlInsgQuoteAlter.html
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Abbildung 2: Relative Armutsquote (Anteil der 
 Haushalte, deren Einkommen unter 60 % des Median-
einkommens liegt)

Quelle: Eigene Darstellung aus https://www.destatis.de/DE/
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialleistungen/Sozialhilfe/
Grundsicherung/Tabellen/09_ZV_Empf_AlterQuote.html und 04_Empf_
GebietGeschlInsgQuoteAlter.html
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Diese Maßnahmen bilden zusammen mit der Anpassung 
des Rentenniveaus und des Rentenbeitragssatzes an die 
demografische Entwicklung durch den Nachhaltigkeits-
faktor das Paket der Rentenreformen 2001 bis 2007 und 
ergänzen sich gegenseitig. So wird erwartet, dass bis zum 
Jahr 2030 die Lebenserwartung um drei Jahre und das Re-
geleintrit tsalter um zwei Jahre ansteigen (gegenüber den 
Werten von 2001). Hinzu kommt, dass durch die Einführung 
der Abschläge bei frühzeitiger Verrentung diese Frühver-
rentung zurückgehen wird, so dass insgesamt erwartet 
wird, dass die mittlere Lebensarbeitszeit schließlich um vier 
Jahre ansteigen wird. Die so zusätzlich erworbenen Ent-
geltpunkte kompensieren knapp zwei Drit tel der Absen-
kung des Nettorentenniveaus. Addiert man eine vollum-
fängliche Riester- oder gleich hohe Betriebsrente, wird das 
übrige Drit tel der reformbedingten Rentenreduzierung ab 
einer jährlichen Rendite von 1,5 Prozent und einer Einzah-
lungsdauer von etwas über 25 Jahren voll ausgeglichen.
Eine erhöhte Altersarmut entsteht also nicht per se aus den 
rentenpolitischen Maßnahmenpaketen der letzten Jahre, 
sondern nur dann, wenn die Kompensationsmaßnahmen für 
die Absenkung des Rentenniveaus nicht ergriffen werden 
oder nicht greifen können. Ob dieses Paket seine Wirkung 
auch tatsächlich entfaltet, hängt erstens vom Wollen und 
vom Können der Menschen ab, später als bisher in Rente zu 
gehen, und zweitens vom Wollen und vom Können der Men-
schen, privat oder betrieblich für das Alter vorzusorgen.
Bezüglich einer höheren Erwerbstätigkeit sind die Nach-
richten gut. Vor allem die Beschäftigung Älterer und das 
durchschnittliche Renteneintrit tsalter haben sich deutlich 
erhöht. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten unter den 60- bis 64-Jährigen hat sich laut der Bun-
desagentur für Arbeit in den letzten zehn Jahren verdop-
pelt, und das durchschnittliche Zugangsalter bei Altersren-
ten ist in der gleichen Zeit um 1,2 Jahre, bei Männern sogar 
um 1,7 Jahre gestiegen. 
Bei der zusätzlichen Altersvorsorge ist das Glas halbvoll 
(vgl. Börsch-Supan/Bucher-Koenen/Coppola/Lamla 2014). 
Nur noch ca. ein Fünftel der Haushalte haben keine zusätz-
liche Altersvorsorge (privat oder betrieblich). Hier spielt die 
Riester-Rente eine wichtige, aber keineswegs eine aus-
schließliche Rolle. Etwa 45 Prozent der Berechtigten haben 
einen Vertrag über eine Riester-Rente. Dieser Anteil ist hö-
her bei Einkommensstarken (ca. 55 Prozent im obersten Ein-
kommensquintil) und Kinderreichen (ca. 70 Prozent bei Fa-

milien mit drei oder mehr Kindern), jedoch deutlich weniger 
bei den unteren Einkommensschichten (25 Prozent im un-
tersten Einkommensquintil).
Was die Entwicklung der Beschäftigung einschließlich 
nicht sozialversicherungspflichtiger, Teilzeit arbeitender 
und gering entlohnter Beschäftigter angeht, ist keine seri-
öse Voraussage möglich. Einiges entwickelt sich positiver 
als oft dargestellt wird, auf andere Entwicklungen wird 
man vermehrt achten müssen. Die Anzahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten war seit 1990 eine Zeit-
lang rückläufig, was zu den Sorgen geführt hat, die Anzahl 
der Jahre sinke, die in ausreichend vergüteter sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung verbracht werden. Seit-
dem ist die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten jedoch wieder angestiegen (vgl. Abbildung 5 
oben). Auch der Anteil der sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsverhältnisse ist im Vergleich zur Gesamtbeschäfti-
gung wieder gestiegen, und zwar von 87,3 Prozent im Jahre 

Abbildung 3: Relative 
 Armut im Alter im inter-
nationalen Vergleich 
 (Anteil der Haushalte, 
deren Einkommen unter 
60 % des Medianeinkom-
mens liegt)
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Quelle: Eurostat At-risk-of-poverty rate by poverty threshold, age and sex (source: EU-SILC) [ilc_li02] [16. 02. 2015].

Zukünftig wird sich das Risiko 
der Altersarmut erhöhen, wenn 
das Nettorentenniveau im 
Zuge der Bevölkerungsalte-
rung sinken wird. Es ist jedoch 
nicht ausgemacht, ob deswe-
gen die Altersarmut faktisch 
steigen wird. Denn die Erhö-
hung des Renteneintrittsalters 
und die Einführung der Riester-
Rente bzw. die Stärkung der 
betrieblichen Altersvorsorge 
wirken gegenläufig.

picture alliance/dpa

Armutsgefährdung 2013
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2005 auf 88,5 Prozent im Herbst 2012, bzw. von 65 auf 72 
Prozent der Zivilbevölkerung im Alter zwischen 15 und 64 
Jahren. Gleichzeitig ist jedoch auch die Anzahl der Mini-
jobs gestiegen, und zwar seit 2006 von 6,4 Millionen auf 
7,1 Millionen im Jahr 2011. Der weitaus größte Teil dieses 
Anstiegs entfällt jedoch auf Minijobs, die neben einer sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigung ausgeübt wer-
den. Der Anteil der Niedriglohnempfänger ist von 16,5 Pro-
zent im Jahr 1995 auf 22,8 Prozent im Jahr  2007 gestiegen. 
Seitdem ist diese Zahl in etwa konstant geblieben (vgl. Ab-
bildung 5 unten).
Schließlich muss die Sondersituation der Rentnerinnen und 
Rentner in den neuen Bundesländern beachtet werden. 
Aufgrund der großzügigen Anrechnung von Beschäfti-
gungsjahren während der DDR-Zeit ist die Altersarmut dort 
(1,7 Prozent unter Männern, 1,9 Prozent unter Frauen) der-
zeit deutlich niedriger als im Westen (2,3 bzw. 3,2 Prozent). 
Bei jungen Menschen zeigt sich jedoch ein gegensätzli-
ches Bild. So liegt der Mittelwert des sozialversicherungs-
pflichtigen Jahreseinkommens für 30- bis 34-jährige Män-
ner im Westen bei knapp über 29.000 Euro, im Osten da-
gegen bei knapp unter 21.000 Euro. Wenn sich dieses Bild 
nicht ändert, dürfte Altersarmut in den neuen Bundeslän-
dern künftig häufiger auftreten als im Westen.

Mögliche Szenarien zukünftiger Altersarmut

Insgesamt gibt es also positive wie negative Entwicklun-
gen, deren Gesamtwirkung sich nicht leicht abschätzen 
lässt. Eine ungefähre Vorstellung von den Größenordnun-
gen der einzelnen Entwicklungen können daher nur Simu-
lationsrechnungen vermitteln. Je nach Gewichtung der 
einzelnen Komponenten – d. h. wie wahrscheinlich ist wel-
che Entwicklung? – ergibt sich das Gesamtergebnis.6 Dies 
wird in Abbildung 6 dargestellt.

Effekt des Rentenreformpakets
Durch die rentendämpfende Wirkung des Nachhaltig-
keitsfaktors werden ca. 80.000 zusätzliche Personen (3,4 
Prozent statt 3,0 Prozent der über 65-Jährigen) die Grund-
sicherung in Anspruch nehmen müssen. Durch die Einfüh-
rung der Rente mit 67 müssten bei Ausbleiben jeglicher An-
passung der Lebensarbeitszeit etwa 37.000 zusätzliche 
Personen Abschläge in Kauf nehmen, was die Grundsiche-
rungsquote um weitere etwa 0,2 Prozentpunkte erhöht. Zu-
sammengenommen besteht die isolierte Wirkung der Ren-
tenreformen 2001 bis 2007, also die hypothetische Wir-
kung, wenn zwar die gesetzlichen Regelungen, nicht aber 
das Verhalten der Menschen sich ändern, darin, dass etwa 
120.000 zusätzliche Personen unter die Schwelle der Al-
tersarmut fallen und die Grundsicherungsquote von 3,0 
auf 3,7 Prozent steigt.

Verhaltensanpassungen
Allerdings passen sich Menschen einem veränderten Um-
feld an. Dies sollte einen großen Teil dieser reformbeding-
ten Zunahme kompensieren, im besten aller Fälle sogar 
überkompensieren, so dass in Zukunft die Altersarmut so-
gar sinken könnte:
 l Lebensarbeitszeit: Eine Zunahme der Lebensarbeitszeit 

um 1,5 Jahre würde 26.000 derzeit von Altersarmut be-
troffene Personen über das Grundsicherungsniveau he-
ben (0,3 Prozentpunkte der Grundsicherungsquote). 
Diese Zunahme entspricht den vergangenen Verhal-
tensreaktionen auf die Einführung der Abschläge in der 
Rentenreform 1992, übertragen auf die noch ausstehen-
den Arbeitnehmergruppen. Damit würde die Lebensar-
beitszeit immer noch deutlich unter der des heutigen 
„Eckrentners“ liegen, die 45 Jahre beträgt. Dieser Wert 
entspricht in etwa dem Median der derzeit erworbenen 
Entgeltpunkte. Eine zusätzliche Verschiebung der ge-
samten derzeitigen Verteilung der Renteneintrit tsalter 
um zwei Jahre im Zuge der Rente mit 67 würde die ren-
tendämpfende Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors 
vollständig kompensieren. Würden die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer durch einen wiederum späteren 
Renteneintrit t Rentenabschläge völlig vermeiden, d. h. 
sich vollständig an das Rentenzugangsalter von 67 Jah-
ren anpassen, würde die Grundsicherungsquote trotz 
der Reformmaßnahmen 2001 bis 2007 von 3,0 Prozent 
auf 2,7 Prozent sinken.
 l Zusätzliche Altersvorsorge: Nicht eingerechnet in diese 

Ergebnisse sind zusätzliche Einkünfte aus Riester- und 
Betriebsrentenansprüchen. Derzeit haben etwa 26 Pro-
zent der Menschen im untersten Einkommensquintil eine 
Riester-Rente und ein ähnlicher Prozentsatz eine Be-
triebsrente.

Zunahme bei der geringfügigen Beschäftigung
Dieser Effekt ist potentiell deutlich größer als die Ein-
schnitte durch die Rentenreformen 2001 bis 2007. Wir si-
mulieren eine unrealistisch drastische Entwicklung: Würde 
ein Viertel des Arbeitslebens (zehn Jahre) der betroffenen 
Personen in versicherungsfreien Minijobs verbracht, würde 
sich die Zahl der Grundsicherungsempfänger um knapp 
130.000 Personen erhöhen. Dabei ist zu berücksichtigen, 

107

ARMUT IM ALTER
 
 

BiS2015_02_03_umbr.indd   107BiS2015_02_03_umbr.indd   107 29.06.15   11:2029.06.15   11:20



dass auch aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ein Minijob im 
Vergleich zur Arbeitslosigkeit die bessere Alternative ist: 
Wäre es statt eines Minijobs die Arbeitslosigkeit (ALG II), 
wären es 170.000 Personen.

Sondersituation neue Bundesländer
Unterstellt man, dass zukünftige Rentner im Osten nicht 
mehr die erhöhte Entgeltpunktverteilung aufweisen, die sie 
derzeit haben, würde die Grundsicherungsquote um wei-
tere 0,4 Prozentpunkte steigen, was ca. 70.000 zusätzli-
chen Grundsicherungsempfängern entspräche. Unterstellt 
man gar die derzeitige Einkommensverteilung der 30- bis 
35- Jährigen in den neuen Bundesländern, sind es 120.000 
zusätzliche Grundsicherungsempfänger, was einem An-
stieg der Grundsicherungsquote um 0,7 Prozentpunkte 
entspräche. Auch diese hypothetischen Annahmen sind 
sehr drastisch gewählt.
Im schlimmsten aller Fälle – wenn die Menschen ihren Ren-
teneintrit t nicht der steigenden Lebenserwartung anpas-
sen, keine zusätzliche Altersvorsorge betreiben, während 
eines hohen Anteils ihres Erwerbslebens kein sozialversi-
cherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis haben, und 
wenn zudem in den neuen Bundesländern die derzeitige 
Einkommensverteilung der 30-bis 35-Jährigen für die Ein-
kommensverteilung der dortigen Rentner maßgeblich wäre 
– würde die Zahl der Grundsicherungsempfänger (ein-
schließlich der jüngeren erwerbsgeminderten) um unge-
fähr 400.000 auf etwa 1,4 Millionen Menschen ansteigen. 
Die Altersarmut läge dann bei 5,4 Prozent. Dies wäre zwar 
deutlich höher als derzeit, läge aber immer noch deutlich 
unter der Armutsquote der Gesamtbevölkerung von 9,4 
Prozent (vgl. Abbildung 1).
Ob das Reformpaket 2001 bis 2007 die Grundsicherungs-
quote erhöht oder sogar senkt, hängt also im Wesentli-
chen damit zusammen, inwieweit die von der Reform beab-
sichtigten Änderungen im Rentenzugangsverhalten und in 
der privaten bzw. betrieblichen Altersvorsorge auch tat-
sächlich eintreten. Ebenso wird die Altersarmut zunehmen, 
wenn der Arbeitsmarkt versagt und insbesondere gering 
Qualifizierten keine Beschäftigungschancen bietet. Bei-
des hängt eng miteinander zusammen, da nur in einem 

funktionierenden Arbeitsmarkt ein späterer Renteneintrit t 
und eigene Sparleistungen möglich sind.

Politikmaßnahmen

Da die zukünftige Altersarmut vor allem von der zukünfti-
gen Arbeitsmarktsituation der gering verdienenden Men-
schen abhängt, sind zum einen Maßnahmen, die zu einem 
höheren Einkommen im Erwerbsleben, und zum anderen 
Maßnahmen, die zu einem möglichst langen Erwerbsleben 
einer Person beitragen, besonders zielführend zur Vermei-
dung von Altersarmut. Hier spielt Bildung eine entschei-
dende Rolle. Personen ohne Schulabschluss können in der 
Regel nur für wenig produktive und deshalb gering be-
zahlte Arbeiten eingesetzt werden; sie haben überdies ein 
weit höheres Arbeitslosigkeitsrisiko als andere. Menschen, 
die heute die Schule ohne Abschluss verlassen, sind häufig 
die Geringverdiener und Arbeitslosen von morgen und die 
durch Altersarmut Gefährdeten von übermorgen. Das 
grundsätzlichste Mittel zur Bekämpfung der Altersarmut 
besteht folglich darin, möglichst viele Menschen durch an-
gemessene Bildung davor zu bewahren, dass sie in die 
Gruppe der Geringverdienenden geraten. Durch effekti-
vere Bildungsanstrengungen im Vergleich zum Status quo 
sollte vor allem das Bildungsniveau bei Kindern von Eltern 
im unteren Einkommensbereich gesteigert und damit das 
Risiko der Altersarmut insgesamt reduziert werden.
Altersarmut wird bei Migrantinnen und Migranten beson-
ders hoch sein: Jugendliche mit Migrationshintergrund ver-
bringen ihre Kindheit häufig in Armut und haben die höchs-
ten Schulabbruchsquoten, danach das höchste Arbeitslo-
sigkeitsrisiko. Sie sind in hohem Maße das ganze Leben 
lang armutsgefährdet, bis ins Alter. Daher ist bessere Inte-
gration wichtig für die Vermeidung späterer Armut.
Während ein höheres Bildungsniveau des Einzelnen eine 
Einkommenserhöhung über einen höheren Stundenlohn 

Abbildung 4: Absolute Altersarmut im Zeitvergleich 
(65 Jahre und älter)
(Anzahl und Quote der Personen, die Grund-
sicherung im Alter nach SGB II erhalten)

Quelle: Eigene Darstellung aus https://www.destatis.de/DE/
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialleistungen/Sozialhilfe/
Grundsicherung/Tabellen/09_ZV_Empf_AlterQuote.html und 04_Empf_
GebietGeschlInsgQuoteAlter.html
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generiert, kann das Einkommen auch durch die Erhöhung 
des Arbeitsvolumens eines Beschäftigten gesteigert wer-
den. Dabei geht es nicht um eine Erhöhung der individuel-
len Wochenarbeitszeit, sondern um eine Ausweitung der 
Erwerbsphasen bezogen auf das gesamte Leben. Da ins-
besondere Frauen aufgrund der Kindererziehung unter-
brochene Erwerbsbiografien aufweisen, sind sie beson-
ders gefährdet, ein niedriges Alterseinkommen zu erzielen. 
Generell gilt es, die Frauenerwerbsquote bzw. die Er-
werbsquote von Müttern zu erhöhen. Maßnahmen wie 
beispielsweise die Einrichtung von mehr Krippenplätzen 
und Ganztagsschulen können hier positiv wirken, da sie 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf stärken und mehr 
Anreize zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit setzen.
Darüber hinaus ist es wichtig, die Erwerbsphase zu verlän-
gern. Dies kann durch zwei verschiedene Maßnahmen, die 
an den „Rändern der Erwerbslebens“ ansetzen, erreicht 
werden. Zum einen durch kürzere Ausbildungszeiten, die 
einen früheren Einstieg ins Erwerbsleben ermöglichen, und 
zum anderen durch eine höhere Erwerbsbeteiligung der 
Älteren. Bei beiden Handlungsfeldern spielt wieder die Bil-
dungspolitik eine entscheidende Rolle: Optimierung der 
Schul-, Berufs- und Universitätsausbildung und Schaffung 
von Anreizen zur Weiterbildung älterer Arbeitnehmer. Die 
längeren Beitragszeiten durch früheren Erwerbseintrit t 
und späteren Erwerbsaustrit t führen tendenziell zu höhe-
ren Renten und verringern das Risiko der Altersarmut. 
Alle diese Maßnahmen sind zielführend, weil sie das Prob-
lem an der Wurzel packen. Maßnahmen zur Erhöhung des 
Renteneintrit tsalters wirken sofort. Andere Maßnahmen 
(wie eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf) wir-
ken eher mittelfristig. Wieder andere Maßnahmen (wie 
eine bessere Schulbildung) wirken erst in noch längeren 
Zeiträumen. Erst wenn diese Strategien versagen und die 
pessimistischen Szenarien der Abbildung 6 eintreffen, sind 
rentenpolitische Maßnahmen nötig.
Der Vorschlag, Altersarmut durch einen allgemein gültigen 
gesetzlichen Mindestlohn zu vermeiden, erweist sich aus 
gesamtwirtschaftlicher Perspektive als nicht tragfähig. Um 

eine Rente auf Grundsicherungsniveau zu erhalten, braucht 
man etwa 23 Entgeltpunkte in der Rentenversicherung. 
Dies entspricht während eines 40-jährigen Erwerbslebens 
einem sozialversicherungspflichtigen Bruttoentgelt von 
jährlich knapp 19.000 Euro bzw. bei der derzeitigen durch-
schnittlichen Jahresarbeitszeit einem Bruttostundenlohn 
von etwa elf Euro. Ein Mindestlohn, der eine Rente von 850 
Euro im Monat sichert, läge dementsprechend bei etwa 
14,40 Euro je Stunde. Es ist kaum vorstellbar, dass ein Min-
destlohn, der so deutlich über dem gegenwärtigen Min-
destlohn von 8,50 Euro liegt, keine negativen Beschäfti-
gungseffekte auf dem Arbeitsmarkt hervorrufen würde; die 
internationale Evidenz zeigt das deutlich (vgl. Börsch-Su-
pan 2015b). Die Sicherung einer armutsvermeidenden 
Lohnhöhe würde also durch eine höhere Arbeitslosigkeit 
gerade unter den gering Qualifizierten gleich wieder kon-
terkariert. Wiederum gilt: Man muss das Übel an der Wur-
zel packen und die niedrige Qualifikation der armutsge-
fährdeten jungen Arbeitnehmer erhöhen.
Auch die vor einigen Jahren viel diskutierten Varianten der 
Zuschussrente sind problematisch.7 Wird deren Kreis der 
Berechtigten restriktiv definiert, ist ihr Beitrag zur Reduktion 
der Zahl der Grundsicherungsempfänger gering, zumal nur 
Langzeitbeschäftigte diese Zuschussrenten beziehen kön-
nen. Die tatsächlichen Lebensarmutsgefährdeten bekom-
men jedoch erst gar nicht die Chance, ausreichende Be-
schäftigungszeiten anzusammeln. Wird eine Zuschussrente 
jedoch großzügig über der derzeitigen Grundsicherung 
definiert, müssen die zusätzlichen Ausgaben entweder 
über erhöhte Beiträge oder Steuern finanziert werden, was 
die mühsam erreichte nachhaltige Finanzierung der Renten-
versicherung wieder gefährden würde. Zudem steckt der 
Teufel im Detail: Zuschüsse, welche die Rente bis zu einer 
bestimmten Höhe (etwa 850 Euro) aufstocken, machen es 
unattraktiv, in höherem Alter noch zu arbeiten, denn sobald 

Abbildung 6: Simulation 
möglicher Szenarien zu-
künftiger Altersarmut

Ausgangsniveau 2013

Rentensenkung wg. Nachhaltigkeitsfaktor

Abschläge bei unverändertem Rentenalter
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Volle Anpassung an Rentenalter 67
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Mögliche Spanne 2013-2029

Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Wissenschaftlicher Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium (2012)
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man den Schwellenwert von Entgeltpunkten für eine Zu-
schussrente erreicht hat, kann daraus keine höhere Rente 
mehr entstehen. Erst nach sehr vielen weiteren Beitragsjah-
ren geht dieser negative Anreiz wieder verloren.

Schlussfolgerungen

Altersarmut ist derzeit, von speziellen Gruppen abgese-
hen, kein drängendes Problem. Falls Altersarmut in der Zu-
kunft zu einem Problem werden sollte, so ist dies weniger 
auf die Rentenreformen 2001 bis 2007 als auf negative 
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt zurückzuführen. Be-
sonders bedroht sind hier Geringqualifizierte und Men-
schen mit Migrationshintergrund. Auch in den neuen Bun-
desländern droht eine höhere Armutsgefährdung im Alter, 

die zum Teil auf die höhere Arbeitslosigkeit in den neuen 
Bundesländern zurückzuführen ist. Daher sind Maßnah-
men, die die Qualifizierung und die Integration in den Ar-
beitsmarkt fördern, am ehesten geeignet, das Übel der Al-
tersarmut an der Wurzel zu packen. Altersarmut haupt-
sächlich durch rentenpolitische Maßnahmen in den Griff 
bekommen zu wollen, bedeutet dagegen, erst einmal das 
Kind in den Brunnen fallen zu lassen und es danach teuer 
zu retten, wenn ein oft lebenslanger Schaden bereits an-
gerichtet wurde.
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ANMERKUNGEN

1 Die im Folgenden aufgeführten Zahlen sind die im März 2015 zur 
Verfügung stehenden aktuellsten Daten: erstens der Online-Datenbank 
des Statistischen Bundesamts zum 31. 12. 2013, zweitens der Online-Da-
tenbank des Europäischen Statistikinstituts zum Jahresdurchschnitt 2013, 
und drittens dem Armuts- und Reichtumsbericht 2013 der Bundesregierung.
2 Hinzu kommen erwerbsgeminderte jüngere Personen, so dass insge-
samt im vergangenen Jahr ca. 962.000 Personen Grundsicherung nach 
SGB XII bezogen.
3 Gemäß SGB II; auch ALG II genannt.
4 Das Medianeinkommen ist dasjenige Einkommen, das die Bevölkerung 
in zwei gleich große Gruppen teilt: genau so viele Menschen beziehen 
weniger wie mehr als dieses Medianeinkommen.
5 Die 15 Länder, die vor der Ost-Erweiterung ab 2004 der Europäischen 
Union angehörten.
6 Die Berechnungen entstammen dem Gutachten zur Altersarmut des 
wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie vom November 2012, das dieser Autor federführte.
7 Vgl. z. B. die Ausführungen des Wissenschaftlichen Beirats beim Bun-
deswirtschaftsministerium (2012).
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roökonomik und Wirtschaftspolitik an der Universität Mannheim. 
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Sozialpolitik, das um das „Munich Center for the Economics of 
Aging (MEA)“ erweitert wurde. Axel Börsch-Supan ist Mitglied 
der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften 
und der Deutschen Nationalen Akademie Leopoldina, koordi-
niert den Survey of Health, Ageing and Retirement in Europe 
(SHARE), leitete die Rentenreformgruppe der Nachhaltigkeits-
(„Rürup“)-Kommission, ist Mitglied des wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, des 
 Beraterkreises „Demographischer Wandel“ beim Bundespräsi-
denten und der Expertengruppe „Demographie“ der Bundesre-
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ERWERBSTÄTIGKEIT IM RENTENALTER

Lust oder Frust? – Erwerbstätigkeit im 
Rentenalter im Kontext aktueller Deutungen
Jutta Schmitz

Ist die wachsende Zahl arbeitender Rentnerinnen und 
Rentner ein Indikator für Altersarmut und für die unzurei-
chende Alterssicherung durch das umlagefinanzierte 
deutsche Rentensystem? Jutta Schmitz erörtert eingangs 
die institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
der Erwerbstätigkeit im Rentenalter und präsentiert an-
schließend empirische Daten, die einen Rückschluss auf 
die tatsächliche Verbreitung der Erwerbstätigkeit von 
Rentnerinnen und Rentnern erlauben. In einem weiteren 
Schritt werden auf der Grundlage von Interviews die 
vielfältigen Motive der Erwerbstätigkeit älterer Men-
schen skizziert. In der Summe lässt sich konstatieren, dass 
die Erwerbstätigkeit im Rentenalter gegenwärtig einen 
leichten Aufwärtstrend verzeichnet. Ebenso drängt sich 
der Schluss auf, dass die Zahl derjenigen noch gering ist, 
die im Rentenalter arbeiten müssen, um das Existenzmi-
nimum zu erreichen. Allerdings wird deutlich, dass es für 
viele Rentnerinnen und Rentner schon heute nicht möglich 
ist, ihren Lebensstandard ohne einen Hinzuverdienst zur 
Rente zu halten. Fraglich ist daher, ob sich die Befunde 
so einfach in die Zukunft verlängern lassen. Wenn die 
gesetzliche Rente in den kommenden Jahren ihre Lohn-
ersatzfunktion immer weiter einbüßen und das Rentenni-
veau sinken wird, dürfte sich die Situation merklich ver-
schärfen. In naher Zukunft werden immer mehr Rentne-
rinnen und Rentner aus finanziellen Gründen gezwungen 
sein, sich in der Rente ein Zubrot zu verdienen. 

Der Ruhestand als Problem?

Beim Blick auf die deutsche Armutsdebatte der letzten De-
kade fällt auf, dass Rentnerinnen und Rentner zunehmend 
in den öffentlichen und politischen Fokus geraten sind. Al-
lerdings ist der Eindruck trügerisch: Prüft man die empiri-
sche Faktenlage, so ist zu konstatieren, dass es eine Viel-
zahl anderer Problemgruppen (z. B. Erwerbslose, Alleiner-
ziehende, Kinder) gibt, die sehr viel stärker von Armut 
betroffen sind (vgl. Bäcker/Schmitz 2013: 31). Gleichwohl 
kann es unter dem Eindruck der medialen Berichterstattung 
nicht erstaunen, dass auch das Stichwort der „arbeitenden 
Rentner“ überwiegend mit finanziellen Notlagen in Ver-
bindung gebracht wird. Die immer größer werdende An-
zahl von Erwerbstätigen im Rentenalter verweise darauf, 
dass das deutsche Rentensystem zunehmend leistungsun-
fähig und die Lebensführung im Alter insbesondere für ge-
ring Qualifizierte kaum mehr ohne Arbeit zu bewältigen sei 
– so die weit verbreitet Annahme. 
Die wissenschaftliche Forschung zeigt jedoch, dass eine 
solche Sichtweise kaum problemangemessen ist. Das liegt 
allein schon an der Einsicht, dass im Alter nur all jene arbei-
ten können, die gesundheitlich und qualifikatorisch dazu 

auch in der Lage sind. Wer schon vor dem Rentenalter den 
Anschluss an den Arbeitsmarkt verloren hat, etwa durch 
Langzeitarbeitslosigkeit oder körperlichen Verschleiß früh-
zeitig ausgeschieden ist, wird es auch im Ruhestand schwer 
haben, eine Beschäftigung zu finden. Das muss umgekehrt 
allerdings nicht bedeuten, dass nur hochqualifizierte Spe-
zialisten im Alter arbeiten, die ihre Profession aus Spaß 
auch jenseits der gesetzlichen Rentenaltersgrenze fortfüh-
ren. Insofern greift auch eine Auffassung zu kurz, die allein 
auf die Freiwilligkeit der Rentnerarbeit abstellt. Nicht zu-
letzt, weil in dieser Perspektive drängende sozialpolitische 
Probleme vernachlässigt werden.
Es scheint also an der Zeit, auch in diesem sehr jungen For-
schungsfeld mit einigen Fehlschlüssen aufzuräumen und 
kritisch die noch blinden Flecken zu benennen. Dazu wer-
den im Folgenden ausgewählte Befunde präsentiert, mit 

Ist die wachsende Zahl arbeitender Rentnerinnen und Rent-
ner ein Indikator für Altersarmut und für die unzureichende 
Alterssicherung durch das umlagefinanzierte deutsche Ren-
tensystem? Welche zentralen Fakten kennzeichnen die 
Erwerbstätigkeit im Rentenalter? picture alliance/dpa
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denen sowohl die institutionellen Rahmenbedingungen als 
auch die empirische Verbreitung und Interpretation des 
Phänomens systematisiert werden können. Dabei handelt 
es sich um Zwischenergebnisse aus dem von der Hans-
Böckler-Stiftung geförderten Forschungsprojekt „Erwerbs-
tätigkeit im Rentenalter. Beschäftigte, Betriebe und Alters-
sicherung“, das von 2013 bis 2015 am Institut Arbeit und 
Qualifikation durchgeführt wurde bzw. wird und sowohl 
auf einer quantitativen Bestandsaufnahme (Datenbasis: 
Mikrozensus) als auch qualitativer Rekonstruktion (50 nar-
rativ-biografische Interviews) des Phänomens basiert. Im 
Rahmen des Beitrags soll zum einen die Frage beantwortet 
werden, welche zentralen Fakten die Erwerbstätigkeit im 
Rentenalter kennzeichnen. Zum anderen gilt es aber auch, 
die bisherigen Befunde kritisch einzuordnen: Was wissen 
wir derzeit über die Erwerbstätigkeit im Rentenalter, und 
was wissen wir (bislang) nicht?

Hinzuverdienst: Institutionelle Anreize und Grenzen 

Mit den institutionellen Rahmenbedingungen wird der 
Hinzuverdienst zur Rente teilweise stark reglementiert. Al-
lerdings ist dabei immer zwischen den verschiedenen Ren-
tenarten zu unterscheiden. Grundsätzlich ist festzuhalten, 
dass ein Hinzuverdienst zur Rente – unabhängig von der 
Rentenart – im geringfügigen Umfang (bis 450 Euro monat-
lich) stets rentenunwirksam und insofern unbedenklich ist. 
Darüber hinaus gilt die sogenannte „doppelte Hinzuver-
dienstgrenze“, die es zulässt, dass die 450-Euro-Schwelle 
in zwei Monaten eines Kalenderjahres bis zum doppelten 
Verdienst (900 Euro) überschrit ten wird, ohne dass sich da-
raus rentenwirksame Konsequenzen ergeben. Dadurch 
können eventuell gewährte Urlaubsgelder oder Weih-
nachtsprämien bedenkenlos angenommen werden. 

Abbildung 1: Hinzu-
verdienstregelungen 
nach Rentenarten in 
Deutschland

Hinzuverdienstregelungen 

Rentenart Umfang Hinzuver-
dienst-
faktor 

Monatliche Bezugsgröße  

X (2014 = 2.765 €) 

 

X Entgeltpunkte … 

Altersrente nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze 

Voll Keine Hinzuverdienstgrenze 

Altersrente vor Erreichen der  
Regelaltersgrenze 

Voll Maximal 450 € 

 1/3 0,25  

 

West: monatliche 
Bezugsgröße 

Ost: monatliche 
Bezugsgröße x aktueller 

Rentenwert (Ost) ÷ 
aktueller Rentenwert 

… der letzten drei 
Kalenderjahre vor Beginn 

der ersten Altersrente 
(mindestens 1,5 
Entgeltpunkte) 

Altersrente als Teilrente 1/2 0,19 

 2/3 0,13 

Rente wegen teilweiser  
Erwerbsminderung (ab 2001) 

Voll 0,23  

… der letzten drei 
Kalenderjahre vor Eintritt 

der Erwerbsminderung 
(mindestens 1,5 
Entgeltpunkte) 

1/2 0,28 

Rente wegen voller 
Erwerbsminderung (ab 2001) 

3/4 0,17 

1/2 0,23 

1/4 0,28 

Voll Maximal 450 € 

Rente wegen Berufsunfähigkeit (bis 
2001) 

Voll 0,57 West: monatliche 
Bezugsgröße 

Ost: monatliche 
Bezugsgröße x aktueller 

Rentenwert (Ost) ÷ 
aktueller Rentenwert 

… im letzten Kalenderjahr 
vor Eintritt der 

Berufsunfähigkeit 
(mindestens 0,5 
Entgeltpunkte) 

2/3 0,76 

1/3 0,94 

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit 
(bis 2001) 

Voll Maximal 450 € 

Rente wegen Todes:  

 

Keine Hinzuverdienstgrenze 

Waisen bis zum 18. Lebensjahr 

Witwen und Witwer / 
eingetragene Lebenspartner bis 
zu drei Monaten nach dem 
Todesfall 

Waisen nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres 

 

Anrechnung von 40% des Einkommens über dem Freibetrag 
 (Waisen = 17,6 x aktueller Rentenwert, Witwer/ Lebenspartner = 26,4 x aktueller 

Rentenwert + 5,6 x aktueller Rentenwert je Kind) Witwen und Witwer / 
eingetragene Lebenspartner 

Eigene Zusammenstellung, Quelle: Deutsche Rentenversicherung 2015a,b,c
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Die weiteren Hinzuverdienstgrenzen variieren teilweise er-
heblich, je nachdem, wie alt der Rentenbezieher bzw. die 
Rentenbezieherin ist und welche Rentenart (Regelalters-
rente, vorgezogene Altersrente, Teilrente, Erwerbsminde-
rungsrente) er oder sie bezieht (siehe Abbildung 1). Dahin-
ter verbirgt sich ein rentenrechtliches und sozialpolitisches 
Kalkül, das grundsätzlich die Funktionslogik der unter-
schiedlichen Rentenarten stützen soll. Für Bezieherinnen 
und Bezieher einer vorgezogenen Altersrente beispiels-
weise ist ein Hinzuverdienst oberhalb der Geringfügig-
keitsgrenze nicht möglich, weil sich mit einer derartigen 
Erwerbsoption der verfrühte Rentenbezug nicht weiter 
rechtfertigen ließe. Denn dann würde die Rente einerseits 
ungewollt eine Kombilohnfunktion erfüllen und anderer-
seits einen Anreiz darstellen, Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer frühzeitig zu verrenten und ohne Sozialversi-
cherungsabgaben weiter zu beschäftigen. Sowohl für die 
Versicherten als auch die Solidargemeinschaft der gesetz-
lichen Rente ist es aber wünschenswert, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer möglichst bis zum Erreichen 
des Regelrentenalters Beiträge entrichten, aus denen an-
schließend ein vollständiger Rentenanspruch entsteht. 
Soll die Parallelität von Ruhestand und Arbeit diskutiert 
werden, ist es folglich sinnvoll, unter erwerbstätigen Rent-
nerinnen und Rentnern nur all jene zu fassen, die bereits 
eine reguläre Altersrente beziehen. Daher werden im Fol-
genden ausschließlich Erwerbstätige ab 65 Jahren bespro-

chen. Sie hatten in dem Jahr, auf das sich die quantitativen 
Daten stützen (2011) bereits die Altersgrenze überschritten 
und dürfen prinzipiell unbegrenzt rentenunschädlich zur 
Rente hinzuverdienen. Dabei sind sie grundsätzlich von Bei-
trägen zur gesetzlichen Rentenversicherung befreit, nur der 
Arbeitgeber zahlt weiterhin seinen Anteil, damit die Be-
schäftigung von Rentnerinnen und Rentnern für Unterneh-
men finanziell nicht attraktiver ist als die Anstellung sonsti-
ger Arbeitnehmer. Überschreiten Altersrentnerinnen und 
Altersrentner jedoch die Geringfügigkeitsgrenze, so müs-
sen sie Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung ent-
richten und ihren Lohn (bis auf einen steuerfrei gestellten 
Altersentlastungsbetrag) regulär versteuern. Dabei hat die 
pauschale Steuerbefreiung unterhalb der Geringfügig-
keitsgrenze zur Folge, dass die Steuereinschnitte oberhalb 
der 450-Euro-Marke drastisch erscheinen und insbeson-
dere für diejenigen, die in einem mittleren Einkommensbe-
reich von etwa 450 bis 800 Euro hinzuverdienen, nicht loh-
nend wirken. In der Folge orientiert sich ein großer Teil der 
regulären Altersrentnerinnen und Rentner daher weiterhin 
an der Geringfügigkeitsgrenze, obwohl auch ein höherer 
Hinzuverdienst unter rentenrechtlichen Gesichtspunkten 
völlig unproblematisch wäre (vgl. Schmitz 2014: 111). 

Überschreiten Altersrentnerin-
nen und Altersrentner die 
Geringfügigkeitsgrenze, müs-
sen sie Beiträge zur Kranken- 
und Pflegeversicherung ent-
richten und ihren Lohn (bis auf 
einen steuerfrei gestellten 
Altersentlastungsbetrag) regu-
lär versteuern. Dabei hat die 
pauschale Steuerbefreiung 
unterhalb der Geringfügig-
keitsgrenze zur Folge, dass die 
Steuereinschnitte oberhalb der 
450-Euro-Marke drastisch 
erscheinen. Daher orientiert 
sich ein großer Teil der regulä-
ren Altersrentnerinnen und 
Altersrentner an der Geringfü-
gigkeitsgrenze.

picture alliance/dpa
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Arbeitsrecht: Gleiche Standards mit 
kleinen Ausnahmen

Grundsätzlich gelten für erwerbstätige Rentnerinnen und 
Rentner die gleichen arbeits(schutz)rechtlichen Standards 
wie für die übrigen Beschäftigten. Spezielle Regelungen 
liegen lediglich in Hinsicht auf die Befristung von Rentne-
rinnen und Rentnern vor. In diesem Zusammenhang findet 
das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) Anwendung, 
das die üblichen sachlichen Gründe zur Befristung (auch 
für Rentnerinnen und Rentner) enthält (siehe § 14 I TzBfG). 
Der drit te Absatz des genannten Paragraphen regelt aber, 
dass die „kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertra-
ges ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes […] bis zu 
einer Dauer von fünf Jahren zulässig“ ist, wenn „der Arbeit-
nehmer bei Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses 
das 52. Lebensjahr vollendet hat und unmittelbar vor Be-
ginn des befristeten Arbeitsverhältnisses mindestens vier 
Monate beschäftigungslos im Sinne des § 138 Absatz 1 
Nummer 1 des Drit ten Buches Sozialgesetzbuch gewesen 
ist […]. Bis zu der Gesamtdauer von fünf Jahren ist auch die 
mehrfache Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig“ 
(siehe § 14 III TzBfG).1

Demnach können Rentnerinnen und Rentner sachgrundlos 
nur dann einfacher befristet werden, wenn sie vorher min-
destens vier Monate nicht gearbeitet haben. Wenn Rent-
nerinnen und Rentner aber unmittelbar nach Renteneintrit t 
beim gleichen oder einem anderen Arbeitgeber (wieder) 
eingestellt werden sollen, war das bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes über die Leistungsverbesserungen in der ge-
setzlichen Rentenversicherung (kurz RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetz) (siehe unten) ohne weiteres nicht möglich. Ein 
unbefristeter Arbeitsvertrag mit einem Rentner bzw. einer 
Rentnerin kann für Arbeitgeber jedoch teuer sein, zum Bei-
spiel dann, wenn die Kompetenzen des Rentners oder der 
Rentnerin eigentlich nur für einen begrenzten Zeitraum ge-
braucht werden oder das Risiko hoch ist, dass ein unbefris-
tet beschäftigter Rentner krankheitsbedingt wiederholt 
oder für längere Zeit nicht verfügbar ist.

Eine weit verbreitete Alternative ist daher das Abschließen 
eines (befristeten) Beratervertrages, durch das der ehe-
mals fest angestellte Arbeitnehmer im Rentenalter zum 
freien Mitarbeiter wird. Auf diese Art und Weise werden 
nicht nur die oben skizzierten Bedingungen des TzBfG um-
gangen, für den Arbeitgeber besteht außerdem der Vor-
teil, dass keine Sozialabgaben entrichtet werden müssen. 
Wichtig im rechtlichen Sinne ist ausschließlich, dass der 
Arbeitnehmer tatsächlich selbstständig arbeitet und seine 
Mitarbeit vor allem weisungsfrei ist (vgl. Steinau-Stein-
brück/Burkard-Pötter 2012: 306). 
Diese Regelungen wirken zugegebener Weise zunächst 
spitzfindig, sind aber von großer Bedeutung für die Er-
werbstätigkeit im Rentenalter. Hier stellt die Selbstständig-
keit ein entscheidendes Merkmal dar. So waren nach Da-
ten des Mikrozensus im Jahr 2011 von den etwa 760.000 
arbeitenden Personen ab 65 Jahren etwa die Hälfte 
(370.000 Menschen) selbstständig tätig.2 Im Vergleich zu 
den Erwerbspersonen zwischen 15 bis 65 Jahren, bei de-
nen die Selbstständigkeit einen Anteil von etwa zehn Pro-
zent ausmacht, ist die Selbstständigkeit im Rentenalter da-
mit überproportional stark verbreitet. Bei diesen Personen 
handelt es sich nur zu einem Teil um bereits vor dem Ren-
tenalter selbstständig Tätige, die nicht gesetzlich versi-
chert sind und folglich weniger stark von der Regelalters-
grenze beeinflusst werden. Ein anderer Teil der Selbststän-
digen dürften daher die „neuen“ Selbstständigen (und 
ehemals abhängig Beschäftigten) ausmachen, die ihre Er-
werbstätigkeit im Rentenalter selbstständig (etwa auf Ho-
norarbasis) ausüben. Für diese These spricht, dass immer-
hin 61 Prozent der Selbstständigen ab 65 Jahren solo-
selbstständig (ohne Angestellte) arbeitet (Statistisches 
Bundesamt 2015, eigene Berechnungen). 
Aus sozialpolitischer Perspektive ist es wichtig, die Hetero-
genität der Rentnerbeschäftigung nicht durch die Sammel-
kategorie der Selbstständigkeit zu verwässern. Denn die 
Lebens- und Problemlagen von auch vor dem Rentenalter 
selbstständig Tätigen und ehemals abhängig Beschäftig-
ten sind grundsätzlich unterschiedlich. Es bleibt abzuwar-
ten, ob sich das zukünftig auch besser in den Bestandsda-

Abbildung 2: Vergleich 
der Zahlen Erwerbs-
tätiger ab 65 aus der 
 BA-Statistik und dem Mi-
krozensus nach Stellung 
im Beruf 2011 (absolute 
Zahlen und Anteile)
1) Für die BA-Daten sind ausschließ-
lich geringfügig Beschäftigte dar-
gestellt, für die MZ-Daten ist immer 
der Zustand der Haupttätigkeit er-
fasst.

2) Die BA erfasst Selbstständige 
nicht eigenständig, sondern schätzt 
deren Zahl u.a. auf Grundlage der 
MZ-Daten, die daher hier übernom-
men wurden.

147.112 11,9 115.000 15,2

743.981 60,3

270.000 35,6

30.000 4,0

343.000 27,8

343.000 45,3

0

200.000

400.000

600.000

800.000

1.000.000

1.200.000

1.400.000

Zahlen als Anteile Zahlen als Anteile

BA MZ

2)

Selbständige und mithelfende 
Familienangehörige

Geringfügige Beschäftigung 
Selbstständiger

Geringfügige Beschäftigung 1)

sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung

Quelle: Statistisches Bundesamt (2015): Mikrozensus; Bundesagentur für Arbeit (2015): „Sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigte nach Altersgruppen. Deutschland. Zeitreihe“ und „Geringfügig entlohnte Beschäftigte nach 
Altersgruppen. Deutschland. Zeitreihe“; eigene Berechnungen.
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ten abbilden lässt. Entscheidend dafür dürfte sein, inwie-
weit die zu unterstellende Rechtsunsicherheit über eine 
justiziable Befristung von Rentnerinnen und Rentnern auch 
in Zukunft zur starken Verbreitung von Honorarverträgen 
führt. In diesem Zusammenhang ist auf eine Neuregelung 
zu verweisen, die mit dem RV-Leistungsverbesserungsge-
setz am 1. 7. 2014 in Kraft getreten ist. Im Rahmen der Ren-
tenversicherungsreform wurde dem Paragraphen zur Al-
tersrente und Kündigungsschutz der folgende Satz hinzu-
gefügt: „Sieht eine Vereinbarung die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses mit dem Erreichen der Regelalters-
grenze vor, können die Arbeitsvertragsparteien durch Ver-
einbarung während des Arbeitsverhältnisses den Beendi-
gungszeitpunkt, gegebenenfalls auch mehrfach, hinaus-
schieben“ (siehe § 41 SGB VI). Eine gegebenenfalls auch 
wiederholte Befristung eines Arbeitnehmers beim gleichen 
Arbeitgeber ist damit nach dem Überschreiten der Regel-
altersgrenze problemlos möglich. Wichtig ist bloß, dass 
die entsprechenden Vereinbarungen stets vor Ablauf des 
Beschäftigungsverhältnisses getroffen werden müssen. 
Sollten Arbeitnehmer und Arbeitgeber eine Verlängerung 
erst nach Ablauf des vorherigen Vertrages vereinbaren, ist 
das rechtlich nicht wirksam und es käme ein unbefristeter 
Vertrag zustande. Es bleibt daher abzuwarten, ob das Ge-
setz dazu beiträgt, dass die Weiterbeschäftigung abhän-
gig Beschäftigter in Zukunft statistisch besser sichtbar ge-
macht werden kann. 

Verbreitung: Aufwärtstrend auf geringem Niveau

Wie verbreitet die Erwerbstätigkeit im Rentenalter in 
Deutschland genau ist, lässt sich auf Basis verschiedener 
Datenquellen quantifizieren. Den hier vorgestellten Befun-
den liegen Auswertungen des Mikrozensus zu Grunde, ei-
ner Repräsentativstatistik, die vom Statistischen Bundes-
amt erhoben wird. Betrachtet werden Beschäftigte ab 65 
Jahren, die zum überwiegenden Teil reguläre Altersrenten 
(sowie entsprechende Pendants aus der berufsständischen 
Versorgung oder der privater Vorsorge) beziehen.3

Die Analyse des Mikrozensus zeigt, dass im Jahr 2011 in 
Deutschland etwa 760.000 Personen ab 65 Jahren er-
werbstätig waren. Sie machten 4,5 Prozent der Bevölke-
rung über 65 Jahren aus und setzen so den Aufwärtstrend 
der letzten beiden Dekaden weiter fort. In dieser Zeit hat 
der Anteil an Personen im Rentenalter, die einer Erwerbstä-
tigkeit nachgehen, nahezu stetig zugenommen. Dabei ver-
deckt die gleichmäßige aber weithin geringfügige Steige-
rung der Erwerbstätigenquoten, dass die Zuwachsraten 
beachtlich sind: Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Be-
stand an Erwerbstätigen im Rentenalter im Jahr 2011 um 
etwa 13 Prozent erhöht, seit dem Jahr 2001 ist ihre Anzahl 
um knapp 100 Prozent gewachsen. Darüber hinaus sind 
deutliche geschlechtsspezifische Unterschiede zu konsta-
tieren. Mit etwa 482.000 Beschäftigten waren im Jahr 2011 
weit über die Hälfte der ab 65-jährigen Erwerbstätigen 
männlich (62,6 Prozent), während die erwerbstätigen 
Frauen ab 65 Jahren lediglich einen Anteil von 37,4 Prozent 
(etwa 288.000 Personen) ausmachten. Auch bei der Be-
trachtung im Zeitverlauf zeigt sich, dass die Erwerbstäti-
genquoten der Männer stets deutlich über den Erwerbstä-
tigenquoten der Frauen lagen (Schmitz 2014: 112).
Ergänzend sei jedoch angemerkt, dass sich die Erwerbstä-
tigkeit im Rentenalter statistisch nur lückenhaft abbilden 
lässt. Ein Indikator dafür ist die Tatsache, dass die Bestands-
daten je nach Datenquelle teilweise erheblich variieren. So 
führt die Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) im Jahr 2011 allein knapp 892.000 abhängig Be-
schäftigte im Rentenalter. Zählt man die selbstständig Täti-
gen hinzu, die von der Bundesagentur für Arbeit grundsätz-
lich nicht selbst erfasst, sondern auf Basis des Mikrozensus 
geschätzt werden, lässt sich die Erwerbstätigkeit im Ren-
tenalter nach dieser Quelle insgesamt auf 1.234.093 Perso-
nen beziffern (siehe Abbildung 2). Der massive Abstand 
zwischen beiden Datenquellen ist erklärungsbedürftig. Er 
lässt sich maßgeblich auf die Untererfassung von geringfü-

Abbildung 3: Bevölke-
rung/Erwerbstätige ab 
65 Jahren nach beruf-
lichem Bildungsabschluss 
2011 (nach Geschlecht, 
 Altersgruppe, Stellung 
im Beruf, in Prozent)
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gigen Beschäftigungsverhältnissen im Mikrozensus zurück-
führen, die in der Vergangenheit  bereits wiederholt in me-
thodischen Diskussionen besprochen wurde (vgl. Körner 
u. a. 2011). Ob die Beschäftigung im Rentenalter mit den Da-
ten der Bundesagentur für Arbeit besser abgebildet werden 
kann, ist jedoch nicht gesagt. Schließlich gehen in die Pro-
zessstatistik der BA nur diejenigen in die Berechnung ein, 
deren Erwerbstätigkeit auch angemeldet ist. In Berichten 
aus der Praxis wird aber vermehrt darauf hingewiesen, dass 
häufig sogenannte Aufwandsentschädigungen gezahlt 
werden, die im Ergebnis einem geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnis entsprechen, ohne als solche angemeldet 
zu sein. Insofern müssen empirische Bestandsaufnahmen 
immer unvollständig bleiben, da davon auszugehen ist, 
dass die (amtlichen) Statistiken einen mitunter erheblichen 
Teil der Rentnerarbeit gar nicht erfassen.

Qualifikationen und Einsatzfelder: Hohe Abschlüsse 
und einfache Tätigkeiten

Unabhängig von den schwankenden Bestandsdaten zei-
gen sich über alle Datenquellen hinweg einige Charakte-
ristika der Beschäftigung von Rentnerinnen und Rentnern. 
So ist die Verbreitung der Rentnerinnen- und Rentnerarbeit 
regional höchst unterschiedlich. Im Jahr 2011 streut die Er-
werbstätigenquote der ab 65-jährigen zwischen minimal 
1,9 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern und maximal 6,2 
Prozent in Bayern (vgl. Schmitz 2014). Das kann allerdings 
kaum überraschen, weil auch für die Beschäftigung von 
Rentnerinnen und Rentnern mit einer regional stark variie-
renden Angebotsstruktur an geeigneten Arbeitsplätzen 
auszugehen ist. 
Weithin bekannt ist ferner, dass sich das Stundenvolumen 
der Erwerbstätigen im Rentenalter stark auf den Teilzeitbe-
reich konzentriert. Dabei arbeiten Selbstständige grund-

sätzlich länger als abhängig Beschäftigte. Während die 
normalerweise geleistete Wochenarbeitszeit von Selbst-
ständigen im Jahr 2011 etwa 29 Stunden umfasst, sind die 
abhängig Beschäftigten im Durchschnitt nur etwa 15 Stun-
den tätig (vgl. Statistisches Bundesamt 2015, eigene Be-
rechnungen). Die Unterscheidung der Erwerbstätigen ab 
65 Jahren nach Wirtschaftsbereichen zeigt darüber hin-
aus, dass auch die Nachfrage in den einzelnen Sektoren 
unterschiedlich ausfällt. Besonders stark verbreitet sind Tä-
tigkeiten im Dienstleistungssektor. Unter den Erwerbstäti-
gen ab 65 Jahren waren im Jahr 2011 knapp 80 Prozent in 
Handel, Gastgewerbe, Verkehr oder im Bereich sonstiger 
Dienstleistungen tätig. Bei der Verteilung auf die weiteren 
Wirtschaftsbereiche zeigen sich erneut Differenzen zwi-
schen abhängig Beschäftigten und Selbstständigen. Letz-
tere sind deutlich stärker in der Land- und Forstwirtschaft 
vertreten (13,1 Prozent), während dieser Wirtschaftsbe-
reich unter den abhängig Beschäftigten nur einen margi-
nalen Anteil (2,1 Prozent) ausmacht.
Kennzeichnend für die Rentnerinnen- und Rentnerarbeit ist 
auch, dass das Qualifikationsniveau der Erwerbstätigen im 
Vergleich zur übrigen Bevölkerung ab 65 Jahren überdurch-
schnittlich hoch ist. Das Ergebnis bestätigt sich, auch wenn 
das Qualifikationsniveau nach Alter und Geschlecht unter-
scheiden wird (siehe Abbildung 3). Auf diese Weise kann 
sichergestellt werden, dass durch die Durchschnittswerte 
keine geschlechts- und altersspezifischen Unterschiede ver-
deckt werden. Insgesamt verfügen knapp 85 Prozent der Er-
werbstätigen im Rentenalter über einen beruflichen Bil-
dungsabschluss. Mit etwa 48,8 Prozent macht die Lehre/
Berufsausbildung den höchsten Anteil aus. Ihm folgen der 
Fachschulabschluss (14,2 Prozent), Hochschulabschluss 
(10,9 Prozent) und Fachhochschulabschluss (6,3 Prozent). 
Im Gegensatz zu dem überdurchschnittlich hohen Qualifi-
kationsniveau lassen sich die Aufgabengebiete der Er-
werbstätigen im Rentenalter durch die starke Bedeutung 

Der Rentner Rudolf Siebke 
arbeitet auf Honorarbasis in 
einem Reifenwerk als Schu-
lungsleiter. Ein nennenswerter 
Teil der Rentnerinnen und 
Rentner gehen der Beschäfti-
gung nicht aufgrund einer kon-
kreten finanziellen Notlage 
nach, sondern weil Gründe wie 
der Spaß an der Tätigkeit, der 
Kontakt zu anderen Menschen 
oder die Weitergabe von Wis-
sen im Vordergrund stehen.
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einfacher Tätigkeiten kennzeichnen. In Abbildung 4 sind 
die Berufe nach Blossfeld in drei Bereichen klassifiziert und 
die Aufgabengebiete bestimmt. Ob in der Produktion, der 
Verwaltung oder bei den Dienstleistungsberufen, für ab-
hängig Beschäftigte sind einfache Einsatzfelder meistens 
von höherer Bedeutung als für Selbstständige, die wiede-
rum tendenziell höher qualifizierte Tätigkeiten ausüben. Im 
Dienstleistungssektor ist diese Unterscheidung besonders 
stark ausgeprägt, hier dominieren mit etwa 71 Prozent al-
ler abhängig Beschäftigten Hilfstätigkeiten (siehe Abbil-
dung 4). 
Unter Rückgriff auf die im Rahmen der Beschäftigtenbefra-
gung erhobenen qualitativen Daten lässt sich das Parado-
xon von hohen Qualifikationen und einfachen Tätigkeiten 
(teilweise) aufklären. Demnach sind nicht eingeschränkte 
physische Fähigkeiten der Rentnerinnen bzw. Rentner oder 
veraltete Qualifikationen für die starke Nachfrage einfacher 
Tätigkeiten verantwortlich. Vielmehr berichten die befragten 
Rentnerinnen und Rentner überwiegend einstimmig, stressi-
gen Arbeitsbedingen und starken Leistungsdruck vermeiden 
zu wollen. Zu den zentralen Anforderungen, die eine Er-
werbstätigkeit im Rentenalter erfüllen sollte, zählen für einen 
Großteil der Befragten ein begrenztes Aufgabenvolumen, 
das im Idealfall eine freie Zeiteinteilung und gute Vereinbar-
keit mit der Freizeit bietet, sowie eine autonome Aufgaben-
einteilung möglich macht. Im Gegenzug sind die befragten 
Rentnerinnen und Rentner mitunter dazu bereit, ihre vor dem 
Rentenalter ausgeübten durchaus prestigeträchtigen Berufe 
gegen einfache Hilfsarbeiten einzutauschen. 

Motive: Existenz, Teilhabe, und Lebensstandard

Die bisherigen Forschungsarbeiten zur Erwerbstätigkeit im 
Rentenalter lassen sich grob in drei Strängen zusammen-
fassen. Während eine Reihe von Studien mittels quantitati-
ver Methoden die soziodemografische Struktur der Rent-
nerarbeit beleuchtet (siehe z. B. Scherger u. a. 2012), liegt 
der Fokus der eher qualitativ orientierten Arbeiten auf der 

Untersuchung individueller Motivlagen (vgl. z. B. Graetz 
u. a. 2010). In einem drit ten Strang werden vor allem die 
Beschäftigungspotenziale der Rentnerinnen und Rentner 
bewertet und personalpolitisch evaluiert (siehe z. B. Del-
ler/Pundt 2015). 
Dabei wird die Frage nach den Motiven für die Arbeit im 
Rentenalter besonders häufig auf die dichotome Unter-
scheidung zwischen materiellen und immateriellen Be-
weggründen zugespitzt. Durch die Auswertung von knapp 
50 narrativ-biografischen Interviews mit Erwerbstätigen im 
Rentenalter lässt sich auch im Rahmen der hier zugrunde 
liegenden Untersuchung eine große Vielfalt individueller 
Motive identifizieren, die sich grob an den soeben be-
nannten Extrempolen aufspannen lässt. Sie stehen stets in 
enger Verbindung zur individuellen (gesundheitlichen, 
qualifikatorischen, geschlechtsspezifischen, haushaltsbe-
zogenen und biografischen) Konstitution, zu rechtlichen 
Rahmenbedingungen und der Nachfrage durch die Be-
triebe (siehe Abbildung 5). 
Insgesamt wird sichtbar, dass die Motive für die Rentnerar-
beit überaus vielfältig sind. Ein nennenswerter Teil der ab 
65-Jährigen geht der Beschäftigung nicht aufgrund einer 
konkreten finanziellen Notlage nach, sondern weil Gründe 
wie der Spaß an der Tätigkeit, der Kontakt zu anderen 
Menschen, die Weitergabe von Wissen oder das Gefühl, 
eine sinnvolle Aufgabe zu erfüllen, im Vordergrund stehen. 
Allerdings treten immaterielle Argumente nicht zwangs-
weise ohne materielle Interessen auf. Aber auch die finan-
ziellen Aspekte müssen ausdifferenziert werden, um die 
Spannbreite der gesamten Antriebsfedern zu beleuchten. 
Finanzielle Motive sind nicht automatisch mit Armutsver-
meidung gleichzusetzen, auch die Absicherung des Le-
bensstandards und der Wunsch, zusätzliche Anschaffun-
gen zu tätigen oder Familienangehörige finanziell zu un-
terstützen, spielen eine Rolle. 

Abbildung 4: Erwerbs-
tätige ab 65 Jahren nach 
Berufsklassifikation1) und 
Stellung im Beruf 2011 
(in Prozent)
1) Dargestellt wird die Berufsklassi-
fikation nach Blossfeld
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Nach bisherigem Stand drängt sich Eindruck auf, dass 
Rentnerinnen und Rentner, die arbeiten müssen, um das 
Existenzminimum zu erreichen und Armut zu vermeiden, 
(noch) einen kleineren Anteil an der Gesamtpopulation 
ausmachen. Allerdings verstellt der Blick auf die mit dem 
Armutsbegriff verbundene minimale Versorgungslage, 
dass Einkommen, die vom Armutsgrenzwert abweichen, 
nicht zwangsweise auskömmlich sind. Im Rahmen der hier 
zugrunde liegenden Untersuchung waren Alterseinkünfte 
besonders häufig, die den Schwellenwert der (politisch 
oder relativ gemessenen) Armut deutlich überschrit ten, 
und in einem Einkommensbereich von 1.100 Euro bis 1.300 
Euro zu verorten sind. Diese Rentnerinnen und Rentner be-
richten gleichsam, zwar die Versorgung mit Gütern des 
täglichen Lebens (Wohnung, Heizung, Nahrungsmittel, 
Kleidung etc.) durch ihre Alterseinkünfte bewältigen zu 
können. Zur Abwicklung von außerplanmäßigen Anschaf-
fungen oder Aktivitäten, die sich insgesamt unter dem Be-
grif f der gesellschaftlichen Teilhabe fassen lassen (Kino, 
Theater, Familienbesuche, Ausflüge etc.), reichen ihre Al-
tersbezüge jedoch nicht. In Verbindung mit der bereits im 
Jahr 2001 eingeleiteten Rentenreform deutet sich damit 
bereits jetzt schon an, was in Zukunft für viele zur (Un-)Ru-
hestandsrealität werden dürfte. Denn wenn die gesetzli-
che Rente ihre Lohnersatzfunktion in den kommenden Jah-
ren immer weiter einbüßt und das Rentenniveau wie ge-
plant sinkt (auf 43 Prozent im Jahr 2030), dann müsste sich 
der Deckungsgrad der betrieblichen und (für Versicherte 
ohnehin deutlich teureren) privaten Vorsorge schon dras-
tisch erhöhen, um die zunehmend aufklaffende Rentenlü-
cke zu schließen. Ansonsten werden in Zukunft immer mehr 
Menschen dazu gezwungen sein, ihre Renteneinkommen 
durch eine Erwerbstätigkeit aufzustocken. 

Fazit: Trotzdem keine Problementschärfung

Auch wenn Prognosen grundsätzlich mit großen Unsicher-
heiten behaftet sind, weil sie von einer Vielzahl persönli-
cher, struktureller, institutioneller und ökonomischer Bedin-
gungen beeinflusst werden, scheint es nicht überzeugend, 
dass sich die bisherigen Befunde so auch in die Zukunft 
verlängern lassen. Während die Erwerbstätigkeit im Ren-

tenalter derzeit ein zwar wachsendes, aber nur für einen 
(kleineren) Teil der Beschäftigten problematisches Phäno-
men darstellt, dürfte sich die Situation in Zukunft deutlich 
verschärfen. Perspektivisch wird in der sozial-, arbeits-
markt- und rentenpolitischen Diskussion deshalb erörtert 
werden müssen, wie es sich verhindern lässt, dass immer 
mehr Rentnerinnen und Rentner aus finanziellen Gründen 
ein zusätzliches Erwerbseinkommen erwirtschaften müs-
sen. Dabei ist zu berücksichtigen, welche Konsequenzen 
sich für die Einkommens- und Versorgungslage im Alter er-
geben, wenn dies nicht bzw. nicht mehr möglich ist. Frag-
lich ist auch, was getan werden muss, um jenseits der Auf-
gabe der Gewährleistung einer armutsfesten und lebens-
standardsichernden Altersversorgung Erwerbstätigkeit im 
Alter sozialverträglich zu gestalten. Hierzu ist eine syste-
matische wissenschaftliche sowie politische Aufarbeitung 
des Themas unabdingbar, in deren Rahmen die hier rein 
additiv aufgelisteten Befunde nicht allzu stark vereinfacht 
werden und Wissenslücken weiter geschlossen werden 
sollten. 
Darüber hinaus weisen die hier lediglich skizzenhaft dar-
gestellten rechtlichen Rahmenbedingungen verschiedene 
Regelungslücken auf, die es zu schließen gilt. Dabei muss 
das Ziel im Fokus stehen, verlässliche Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die sowohl für Rentnerinnen und Rentner 
als auch die übrigen Beschäftigten fair sind. In diesem Zu-
sammenhang steht einerseits die Frage auf der Agenda, 
ob es sinnvoll ist, auch bereits verrenteten Beschäftigten 
Möglichkeiten zu eröffnen, ihr Erwerbseinkommen weiter 
zu verbeitragen und damit höhere Rentenzahlungen zu re-
alisieren. Gegenwärtig ist es insbesondere für geringfügig 
Beschäftigte nicht ersichtlich, warum Arbeitgeber zwar 
Pauschalabgaben leisten, die jedoch anonym der Renten-
kasse zufließen. Zwar ist dringend davon abzuraten, diese 
Abgaben zu streichen und die Rentnerarbeit damit zu ver-
billigen, weil das den Druck auf die übrigen Beschäftigten 
erhöhen dürfte. Sinken die Renteneinkommen der ins Ren-
tenalter nachrückenden Kohorten aber wie erwartet, so 
wird früher oder später die Frage aufkommen, ob und unter 
welchen Bedingungen sich die Arbeitgeberabgaben in-
dividualisieren lassen. Inwieweit damit ein Weg einge-
schlagen wird, der die eigentlich erwerbsarbeitsfreie Ru-
hestandsphase sukzessiv delegitimiert, bleibt kritisch zu 

Abbildung 5: 
Motive der Erwerbstätig-
keit trotz Rente

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Institutionelle Rahmenbedingungen und Hinzuverdienstregelungen 

Materielle Motive 

� Armutsvermeidung 
 

� Lebensstandardsicherung 
 

� Finanzielle Unterstützung 
von Familienangehörigen 
 

� Einmalige oder zusätzliche 
Anschaffungen, große Rei-
sen 

 
� Vorsorge für erwerbsar-

beitsfreie Ruhestandspha-
se 

Immaterielle Motive 

� Strukturierung der Zeit 
� Soziale Erfahrungen und 

Anerkennung 
� Beteiligung an kollektiven 

Zielen 
� Regelmäßige körperliche 

Aktivitäten 
� Erhalt der geistigen Fitness 
� Weitergabe von Wissen 
� Freude an der Tätigkeit 
� Perspektive und Planung 

des Ruhestandes 

Individuelle Faktoren 

� Gesundheitszustand 
� Qualifikation 
� Haushaltskontext 
� Erwerbsbiografie 
� Geschlecht 
� Wohnort 

Arbeitsplatzange-
bot durch die Be-

triebe 
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beobachten. Geklärt werden muss aber auch, welche ver-
bindlichen Einstellungs- und Befristungsregelungen bei 
Rentnerinnen und Rentnern Anwendung finden, und ob 
bzw. wie sie in Kontrast zu den arbeitsschutzrechtlichen 
Standards der übrigen Beschäftigten stehen. Schließlich 
darf die Arbeit im Rentenalter nicht zu einer Erwerbstätig-
keit zweiter Klasse verkommen, die durch prekäre Rahmen-
bedingungen destabilisiert wird. Auch das würde langfris-
tig auf die Beschäftigung auch vor dem Rentenalter zurück 
wirken. 
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ANMERKUNGEN

1 Die Bedingung der vormaligen Beschäftigungslosigkeit wurde in Re-
aktion auf die Mangold-Entscheidung des EuGH eingefügt (BT-Dr 
16/3793, S. 7). Dieser hatte die vorherige Fassung des § 14 III TzBfG als 
diskriminierend kritisiert, weil die erleichterte Befristungsmöglichkeit ein-
zig an dem Alter des Arbeitnehmers festgemacht wurde (vgl. Steinau-
Steinbrück/Burkard-Pötter 2012: 306).
2 Inklusive mithelfende Familienangehörige.
3 Auch wenn es sich bei dieser Personengruppe nicht ausschließlich um 
Rentenbezieherinnen und Rentenbezieher handelt. Allerdings wird die 
Möglichkeit, den Rentenbezug auch über die Regelaltersgrenze hinaus zu 
verlängern, nur selten genutzt. Es ist deshalb davon auszugehen, dass es 
sich bei den über 65-jährigen Erwerbstätigen zum überwiegenden Teil um 
Rentnerinnen und Rentner handelt. Dennoch ist es genauer, im vorliegen-
den Fall von Erwerbstätigkeit im Rentenalter und nicht von erwerbstätigen 
Rentnerinnen und Rentnern zu sprechen.

Jutta Schmitz studierte Sozialwissenschaften in Düsseldorf (B.A.) 
und Sozialpolitik in Bremen (M.A.) und ist seit dem Jahr 2008 als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Universität Duisburg-Essen 
tätig. Seit 2012 arbeitet sie in dem der Universität angehörigen 
Forschungsinstitut Arbeit und Qualifikation (IAQ), in dem sie das 
von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Projekt „Erwerbstätig-
keit im Rentenalter. Beschäftigte, Betriebe und Alterssicherung“ 
leitet und bearbeitet. Zu ihren Arbeitsschwerpunkten in Forschung 
und Lehre zählen die Themenbereiche Alterssicherung und Er-
werbsarbeit im Ruhestand, (weibliche) Lebensverläufe im Sozial-
staat, Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigungsverhältnisse, Armut 
und Ausgrenzung.
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DAHEIM STATT HEIM!

Wohn- und Lebensformen im Alter: 
Selbstständigkeit erhalten, Integration fördern
Rolf G. Heinze

Alt ist nicht gleich alt! Mit der zunehmenden Ausdifferen-
zierung des Alters wächst der Bedarf an Wohnformen, 
die einerseits Selbstständigkeit im Alter ermöglichen und 
andererseits vernetzte und kompetente Hilfe bei gleich-
zeitiger Selbstbestimmung gewährleisten. Die Woh-
nungswirtschaft wird sich auf differenziertere Wohnwün-
sche und auf „neue“ Wohnformen (Mehrgenerationen-
wohnen, Wohngemeinschaften) einstellen müssen. Rolf 
G. Heinze erörtert die Dimensionen zukunftsweisenden 
Wohnens (Sozialraumorientierung und technikunter-
stütztes Wohnen) mit Blick auf die älter werdende Bevöl-
kerung. Das Wohnen in den eigenen vier Wänden ist für 
ältere Menschen die beliebteste Wohnform. Daraus er-
gibt sich die Notwendigkeit neuer sozialer Dienstleistun-
gen und lokaler Versorgungskonzepte, damit ältere Men-
schen in der eigenen Wohnung im höheren Lebensalter 
versorgt werden und selbstständig leben können. Dazu 
bedarf es neuer Allianzen auf kommunaler Ebene, um 
kleinteilige und professionelle Versorgungsstrukturen 
etablieren zu können. Die altersgerechte Gestaltung des 
kommunalen Umfeldes schließt auch die Nutzung bisher 
weitgehend ungenutzter Potenziale von technischen As-
sistenzsystemen ein. 

Problemstellung: Der langsame Abschied von 
„den“ Alten

Die Lebenserwartung hat sich in Ländern wie Deutschland 
in den vergangenen 100 Jahren um rund 30 Jahre erhöht 
und dieser Prozess wird sich fortsetzen. Die vom Statisti-
schen Bundesamt prognostizierte demografische Entwick-
lung geht davon aus, dass im Jahr 2050 die Hälfte der Be-
völkerung älter als 50 Jahre sein wird. Der Anteil der 
60-Jährigen und Älteren erhöht sich von etwa einem Vier-
tel im Jahr 2002 auf mehr als ein Drit tel in 2050, die über 
80-Jährigen werden sogar zwölf Prozent der Bevölkerung 
ausmachen. „Gemäß der BBSR-Wohnungsmarktprognose 
nehmen die Haushalte der über 60-Jährigen bis 2025 um 
2,9 Mio. zu. Insbesondere der Anteil von Haushalten der 
über 75-Jährigen wird deutlich ansteigen […]. Während 
die Zahl der jüngeren Alten (65- bis 80-Jährige) bis 2030 
zunächst steigt und sich dann bis 2050 wieder reduziert, 
erhöht sich die Zahl der Hochaltrigen (80 Jahre und älter) 
bis 2050 kontinuierlich auf dann ca. zehn Millionen Men-
schen. Daraus ergeben sich zwei unter schiedliche Be-
darfslagen für das Wohnen im Alter: 
 l Wohnformen, die weniger umfassende Hilfe anbieten, 

als vielmehr dem Bedarf nach Selbstständigkeit und der 
freien Wahl von Gemeinschaft sowie einer Lebensform 
für eine Lebensphase zwischen Familie und Beruf sowie 

dem eigentlichen ‚Altsein‘ nachkommen. Dieser Bedarf 
ist vor allem mittelfristig (bis 2030) besonders hoch. 
 l Wohnformen, die umfassende Hilfe gewährleisten, der 

Vereinsamung entgegenwirken und weniger auf Selbst-
ständigkeit als auf Selbstbestimmung, trotz schwerwie-
gender körperlicher und auch psychischer/geistiger Ein-
bußen, setzen (Hochaltrige)“ (BMVBS 2011: 21 f.).

Der zahlenmäßige Zuwachs wird also von einem weiteren 
Trend begleitet: der zunehmenden Ausdifferenzierung des 
Alters. Alt ist nicht gleich alt, die breite Gruppe der älteren 
Menschen wird immer verschiedenartiger. Gerade für das 
Alter gilt, dass Lebensläufe und Lebensphasen immer hete-
rogener gestaltet und gelebt werden. Altern wird also zu-
nehmend durch plurale Verlaufsformen und Individualisie-
rung gekennzeichnet. Dies ist mit sozialen Wandlungspro-
zessen einerseits sowie der zeitlichen Ausdehnung der 
Altersphase und längerer Lebenserwartung andererseits 
zu erklären. Die Altersphase erreicht heute nicht selten 
über 30 Lebensjahre; d. h. konkret, es geht bei vielen Men-
schen um mehr als ein Drit tel des Erwachsenenlebens und 
nicht um die „Restzeit“ des Lebens.
Die Erweiterung der Altenpopulation und der damit not-
wendige Blick auch auf die Potenziale der Älteren wurde 
kürzlich auch vom Bundespräsidenten explizit hervorgeho-

Junge Leute mit Kindern und 
Ältere sitzen am Frühstückstisch 
im Mehrgenerationenhaus 
Apolda. Trotz der medialen 
Aufmerksamkeit, die alternati-
ven Wohnformen im Senio-
renalter entgegengebracht 
werden, stellen diese Wohn-
konzepte in quantitativer Hin-
sicht noch eine Nische dar und 
sind nur für einen kleineren Teil 
der heute Älteren attraktiv.
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ben: „Für die meisten von uns geht es ab fünfzig nicht un-
aufhaltsam abwärts. Es folgt eher ein Hochplateau, eine 
früher sehr seltene Lebensphase in guter körperlicher und 
mentaler Verfassung, die persönliches Fortkommen oder 
Neuorientierung ermöglicht. Die Wissenschaft sagt uns: 
Als Individuen haben wir die Möglichkeit, diese Hochpla-
teau-Zeit auszudehnen. Und als Gesellschaft haben wir es 
in der Hand, die Chancen dieser Lebensphase möglichst 
vielen zu eröffnen. Wenn wir rechtzeitig handeln, muss 
eine Gesellschaft des längeren Lebens eingeschränkte Po-
tenzen nicht deuten als eine Gesellschaft ohne Potentiale“ 
(Gauck 2015).
Das chronologische Alter eignet sich nur noch als grobe 
Abgrenzung des risikobehafteten hohen Alters (ab ca. 85 
Jahre), aber nicht mehr als generelles Distinktionsmerkmal. 
In der Gerontologie wird schon seit langem nach Abgren-
zungen der Lebensphase gesucht. Verbreitete Einteilungen 
sprechen vom „jungen Alter“ (55/65), „mittleren/normalen 
Alter“ (65/75), „hohen Alter“ (75–85/90) und „Hochaltrig-
keit“ (ab 85/90). Was bedeutet das für das Wohnen im 
Alter, wenn es nicht mehr den älteren Menschen gibt, viel-
mehr verschiedene „Wohntypen“?

„Neue“ Wohnwelten, die soziale Integration 
ermöglichen

Im Zusammenhang mit der veränderten demografischen 
Entwicklung und der Ausdifferenzierung des Alters macht 
sich im Bereich des Wohnens auch der fortschreitende so-
ziale Wandel bemerkbar. Es wächst die Zahl der Privat-
haushalte, während gleichzeitig die durchschnittliche 
Haushaltsgröße in Personen sinkt. Mit anderen Worten: Es 
leben immer weniger Menschen in immer mehr Wohnraum. 
Die klassische Haushaltsform der Zwei-Generationenfami-

lie als dominante Wohnform wurde von einer Vielzahl ver-
schiedener Formen des Zusammenlebens abgelöst. Dazu 
gehören insbesondere die Einpersonen- oder Singlehaus-
halte, die mit einem Anteil von 37 Prozent an allen Haushal-
ten zur führenden Haushaltsgröße herangewachsen sind 
(in Großstädten sind dies bereits 50 Prozent und mehr). 
Auch im zunehmenden Alter stellt das Wohnen im Einper-
sonenhaushalt eine weit verbreitete Wohnform dar. In der 
Altersgruppe der 80- bis 99-Jährigen leben nur etwa 31 
Prozent in einem Paarhaushalt, während 64 Prozent der äl-
teren Menschen in einem Einpersonenhaushalt wohnen. 
Gegenseitige Hilfeleistungen der Partner bei einfachen 
Verrichtungen des Alltags können also nicht geleistet wer-
den. Diese Form der Singularisierung dehnt sich aus und 
erfordert „neue“ Wohnwelten, die soziale Integration er-
möglichen. Deshalb ist neben dem chronologischen Alter 
und dem Gesundheitszustand die Einbindung in Familien, 
Verwandtschaften und Freundschaften sowie soziale 
Netzwerke auch für lebensphasenspezifische Wohnwün-
sche bedeutsam. 
Die Wohnsituationen älterer Menschen, gemessen an 
baulichen Standards und Ausstattungsmerkmalen, weisen 
auf eine grundsätzliche Steigerung des Wohlstandes hin. 
Trotz der im zeitlichen Vergleich guten Ausstattung beste-
hen allerdings weiterhin erhebliche Barrieren im Wohnum-
feld, die die Lebensqualität älterer Menschen signifikant 
beeinflussen. Da sich mit zunehmendem Alter die physi-
schen und psychischen Fähigkeiten eines Menschen in der 
Regel verändern, werden Umweltfaktoren für das eigene 
Wohlbefinden immer wichtiger. Die physische Vitalität kor-
reliert mit einer leichteren Anpassung an günstige und un-
günstige Umweltfaktoren. Das bedeutet, dass ein körper-
lich gesunder Mensch angesichts von Faktoren wie einer 
von Barrieren geprägten Wohnumwelt keine Defizite be-
merkt, während sich bei älteren, gehbehinderten Men-
schen dieser ungünstige Zustand einschränkend auf Le-
benswelt und Wohlbefinden auswirkt, da alltägliche Vor-
gänge nur mühevoll bewältigt werden können. Dabei 
könnten durch Reduzierung von Barrieren gesundheitliche 
Einschränkungen vermieden, ein längerer Verbleib in der 
Wohnung ermöglicht und gesellschaftliche Teilhabe gesi-
chert werden. Inwieweit sich die Nutzer, neben angepass-
ten baulichen Strukturen, flankierende soziale und woh-
nungsbezogene Dienstleistungen wünschen bzw. benöti-
gen, wird kontrovers diskutiert. Regional bzw. lokal 
fokussierte Untersuchungen haben gezeigt, dass die Be-
wertung von Dienstleistungen bei jüngeren Alterskohorten 
grundsätzlich positiver ist, aber auch unrealistische Vor-
stellungen bezüglich der Preise bestehen.
Gegenwärtig konzentriert sich die Wohnraumplanung 
noch stark auf ein klassisches Leitbild vom Alter, in dem 
Veränderungswünsche an die Wohnsituation eher selten 
auftreten. Schon heute (und zukünftig noch stärker) plurali-
siert sich die Gruppe der Älteren; daher werden Ältere zu-
nehmend Wohnformen, die sowohl Selbstständigkeit för-
dern und erhalten, aber auch kollektive Wohnformen 
(Mehrgenerationenwohnen, Wohngemeinschaften etc.)1 
präferieren. Die Wohnungswirtschaft wird sich auf diffe-
renziertere Wohnwünsche einstellen müssen und dies im-
pliziert auch Handlungsbedarf im Wohnumfeld. Der de-
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mografische Wandel mit der Ausdehnung der Lebens-
phase des Alters macht das Wohnen stärker zum 
Lebensmittelpunkt und gleichzeitig wächst die Bedeutung 
der Nahräumlichkeit. Da sich die Phase des „Wohnens im 
Alter“ immer weiter verlängert, sind spezifische Angebote 
für das traditionelle Alter überholt. Demgegenüber bekom-
men vielfältige neue Wohnformen für Senioren eine brei-
tere Realisierungschance, wobei der Trend in Richtung al-
tersübergreifender Wohnquartierkonzepte mit wohnungs-
nahen Serviceleistungen geht. 

Wohnen und sozialräumliche Vernetzung

Allgemein geht es primär nicht mehr allein um die Woh-
nung, sondern um das Wohnen, und das bedeutet sozial-
räumliche Vernetzung. Hinzu kommt gerade in letzter Zeit 
eine Neuakzentuierung durch die sich ausbreitende Digita-
lisierung, die das „moderne“ Wohnen von morgen ausruft. 
„Smart Homes“ oder „Ambient Assisted Living“ (AAL) sind 
die Schlagworte, die hier immer wieder fallen. Aktuell leben 
zwar nur knapp sechs Prozent nach einer im Frühjahr veröf-
fentlichten Umfrage in einem vernetzten Haus (vgl. Süd-
deutsche Zeitung vom 27. 03. 2015), aber die mediale De-
batte schlägt hohe Wellen und erfasst auch das „Wohnen 
im Alter“. Ohne Zweifel bieten sich hier neue Sicherheitsop-
tionen gerade für ältere Menschen – etwa wenn man über 
ein Smartphone schauen kann, ob der Herd abgestellt ist 
oder die Fenster geschlossen sind. Auch „intelligente“ Tep-
piche, die Alarm schlagen, wenn eine Person sich länger als 
einen vorher definierten Zeitraum nicht bewegt oder nicht 
autorisierte Personen (ggf. Einbrecher) die Wohnung betre-
ten, können für mehr Sicherheit sorgen. Insgesamt reicht 

das Spektrum von Hausnotrufsystemen, die schon länger 
verfügbar sind, über automatische Meldesysteme etwa für 
Nachbarn, Tele-Health-Monitoring, um Vitaldaten abzu-
fragen, mobiles Shopping bis hin zu mobil steuerbaren An-
lagen für Haushaltsgeräte und Energie. Insbesondere die 
individualisierte und mobile Gesundheitsversorgung erlebt 
weltweit eine boomartige Verbreitung, wenngleich sicher-
heitstechnische und ethische Fragen nicht hinreichend ge-
klärt sind. Ausgehend von der „Digital Community“ im Sili-
con Valley kommunizieren auch bei uns zunehmend mehr 
„Smartphones und Sensoren, Server und winzige Chips, 
Bewegungsmelder und Ordnungsdienste ständig miteinan-
der“ (Beise/Schäfer 2015: 26; vgl. auch Rifkin 2015) und 
erzeugen neue Konsumprodukte bzw. -dienstleistungen, 
die auch das Feld des „Wohnens im Alter“ längst erreicht 
haben (insbesondere die „jungen Alten“).2

Im Folgenden sollen diese Dimensionen zukunftsweisen-
den Wohnens (Sozialraumorientierung und technikunter-
stütztes Wohnen) mit Blick auf die älter werdende Bevölke-
rung diskutiert werden. Der Bereich Wohnen ist, wie be-
reits erwähnt, ein wichtiger Bestandteil der eigenen 
Lebenswelt – für hochaltrige Menschen umso mehr, da sie 
aufgrund langsam zunehmender körperlicher Einge-
schränktheiten mehr Zeit in den eigenen vier Wänden ver-
bringen. Die Verschiedenartigkeit von Lebenslagen und 
Lebensformen im Alter hat sich allerdings in den letzten 
Jahrzehnten erhöht und weist auf die Notwendigkeit hin, 
ein breites Spektrum von Interventionsansätzen im Feld des 
Wohnens zu entwickeln. Trotz unterschiedlicher Bedürf-
nisse (etwa hinsichtlich persönlichen Wohnstandards, 
dem Grad der Selbstständigkeit und im Ausmaß sozialer 
Integration), die differenziert angegangen werden müs-
sen, sollte dennoch die Schaffung selbstständigkeitserhal-

Nach rund neun Jahren Bau-
zeit ist in Tübingen 2015 ein 
„LebensPhasenHaus“ für eigen-
ständiges Wohnen von Pflege-
bedürftigen und Senioren 
eröffnet worden. Das zweistö-
ckige Gebäude bietet eine 
barrierefreie Ausstattung und 
Multimediasysteme, die Men-
schen dabei helfen sollen, län-
ger in der eigenen Wohnung 
zu leben.
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tender Wohnbedingungen für alle alten Menschen ange-
strebt werden. 
Wenngleich der Wohnbereich für die persönliche Identität 
wie die soziale Integration hohe Bedeutung genießt, sind 
derzeit noch erhebliche Nachholbedarfe im Bereich alten-
gerechten Wohnens zu konstatieren. Schätzungen gehen 
davon aus, dass unter zwei Prozent des gesamten Woh-
nungsbestands altersgerecht sind. Eine Quantifizierung 
sowohl des Bestands als auch des Bedarfs an barriere-
freien bzw. -armen Wohnungen ist aber schwierig. Kon-
sens besteht darin, dass sehr viele Wohnungen und auch 
das kommunale Umfeld in dieser Hinsicht Defizite aufwei-
sen und deshalb altersgerecht umzugestalten sind. Der 
großen Nachfrage nach geeigneten Wohnformen für Äl-
tere stehen derzeit in Deutschland eindeutig zu wenig at-
traktive Angebote gegenüber. 

Zufriedenheit mit der Wohnsituation und dem 
Wohnumfeld

Empirische Untersuchungen bestätigen die relativ hohe 
Zufriedenheit mit der eigenen Wohnsituation und dem 
Wohnumfeld. Die Zufriedenheit mit dem Wohnen steht so-
gar an der Spitze der Bewertung der einzelnen Lebensbe-
reiche und erweist sich über alle Altersgruppen hinweg als 
stabil. Anderer seits sind Defizite unübersehbar: nur 31 Pro-
zent der 65- bis 85-Jährigen bezeichnen ihre Wohnung 
bzw. ihr Haus als altengerecht, während 65 Prozent sagen, 
dass dies nur einge schränkt der Fall sei. Jedoch betrachtet 
nur ein Bruchteil die nicht alten gerechte Wohnsituation als 
Problem: unter zehn Prozent der 65- bis 85-Jährigen geben 
dies an (vgl. Generali Altersstudie 2013). Nur rund fünf Pro-
zent der über 65-Jährigen leben in institutionalisierten Le-
bensformen wie beispielsweise Altenheimen. Das Alten-
pflegeheim wird von der Mehrheit der Älteren nur akzep-
tiert, wenn keine Möglichkeiten mehr zur selbstständigen 
Lebensführung bestehen. Selbst im Falle von Pflegebedürf-
tigkeit bleibt mit etwa 70 Prozent der größte Teil der Betrof-
fenen zu Hause in der eigenen Wohnung und wird dort 
versorgt. „Wohnen im Alter assoziieren viele Menschen mit 
Sonderwohnformen. Die häufigste Wohnform im Alter ist 
jedoch die ‚normale‘ Wohnung. 93 Prozent der 65-jähri-
gen und älteren Menschen leben in ‚normalen‘ Wohnun-
gen, und auch noch rund zwei Drit tel der 90-Jährigen nut-
zen keine besonderen Wohnformen für das Alter, sondern 
wohnen im ‚normalen‘ Wohnungsbestand. Die meisten äl-
teren Menschen leben auch dann noch in einer ‚normalen‘ 
Wohnung, wenn sie auf Hilfe und Pflege angewiesen sind“ 
(BMVBS 2011: 9).
Für den Fall, dass man nicht mehr vollkommen selbststän-
dig leben kann und auf Unterstützung angewiesen sein 
sollte, ist die eigene Wohnung mit Pflegedienst die präfe-
rierte Option: fast 60 Prozent der Befragten wünschen sich, 
mit Unterstützung eines ambulanten Pflegedienstes in der 
Wohnung bleiben zu können. Deutlich dahinter folgt das 
Seniorenwohnheim mit eigener Wohnung (32 %) oder mit 
eigenem Zimmer (21 %). Gemeinschaftliche Wohnformen 
wie ein Mehrgenerationenwohnprojekt oder Wohnge-
meinschaften sind – obwohl darüber in den Medien viel 
gesprochen wird – mit 19 bzw. zwölf Prozent für die we-
nigsten eine bevorzugte Option. Für Ältere mit höherem Bil-
dungsabschluss ist diese Option attraktiver, für gut ein 
Viertel ist eine eigene Wohnung in einem Mehrgeneratio-

nenhaus und für 18 Prozent eine Wohngemeinschaft mit 
Älteren erste Wahl (Generali Altersstudie 2013). Dies ist 
überraschend und mag zum einen an einer Unkenntnis 
über diese Wohnformen liegen, andererseits bestätigen 
Untersuchungen den Wunsch nach autonomer Lebensfüh-
rung im klassischen Wohnumfeld. Es besteht also eine so-
zial selektive Nachfrage nach innovativen Wohnprojekten 
im Alter, was auch bei Planungen nicht vergessen werden 
darf und differenzierte Wohnlösungen für die verschiede-
nen Alten gruppen erfordert. Gleichwohl gibt es in Deutsch-
land vielfältige Experimente im Bereich des vernetzten 
Wohnens. Dazu gehören verschiedene lokale Initiativen, 
die sich in den letzten Jahren gebildet haben und oft durch 
öffentliche Förderprogramme gestützt wurden. Über diese 
einzelnen Initiativen hinaus, die oft nur „Leuchtturmpro-
jekte“ sind, ist der Aufbau einer neuen Versorgungsinfra-
struktur auf kommunaler Ebene notwendig, um der Verant-
wortung gegenüber der wachsenden Zahl älterer Men-
schen nachzukommen.3 

Möglichst lange in den eigenen vier Wänden

Insbesondere die Altersgruppe der 50- bis 65- Jährigen 
setzt sich (noch) nicht mit Sonderwohnformen für das Alter 
auseinander; für viele wirken sie sogar stigmatisierend. Äl-
tere Menschen wollen zumeist auch bei Vorhandensein 
von Angeboten solange es geht in den eigenen vier Wän-
den bleiben. Dafür müssen jedoch umfassende Konzepte 
umgesetzt werden, die eine Anpassung des Wohnumfel-
des, der Infrastruktur sowie der Versorgung mit Einkaufs- 
und sonstigen Dienstleistungsangeboten einschließen. Zu-
dem gilt es, das soziale Engagement der Älteren weiter zu 
stützen. Die Mehrheit der Älteren führt überwiegend ein 
aktives Leben, in dem Familie, Hobbys, aber auch ehren-
amtliches Engagement eine große Rolle spielen. Die mit 
fortschreitendem Alter zu beobachtende Verkleinerung so-
zialer Netzwerke ist also zumeist nicht mit abnehmender 
Zufriedenheit verbunden. Im Durchschnitt sind die 65- bis 
85-Jährigen noch relativ mobil. 
Wenn auch verschiedene Umfragen bestätigen, dass das 
Wohnen in den eigenen vier Wänden die beliebteste Wohn-
form für ältere Menschen darstellt, besteht einerseits ein 
Anpassungsbedarf in baulicher Hinsicht und anderseits 
zeigt sich die Notwendigkeit neuer sozialer Dienstleis-
tungsangebote, damit ältere Menschen auch in der eige-
nen Wohnung oder dem eigenen Haus im höheren Lebens-
alter versorgt werden können. Sicherheit im Alter wird so in 
den verschiedenen Dimensionen (auch in gesundheitlicher 
Hinsicht) zu einem zentralen Thema. Hinsichtlich der Wohn-
wünsche und Umzugswahrscheinlichkeiten liegen nur 
punktuelle Ergebnisse vor. Über alle Milieus hinweg ist die 
Verbundenheit mit der Wohnung und dem Wohnumfeld 
sehr groß. Die große Mehrheit der Älteren (Untersuchungen 
sprechen von über 90 Prozent) möchte im angestammten 
Wohnumfeld bzw. in der aktuellen Wohnung bleiben. Son-
derwohnformen stoßen hingegen nur auf geringe Akzep-
tanz. Dies betrif ft insbesondere institutionalisierte Lebens-
formen wie Alten(pflege)heime, aber auch Senioren-Wohn-
gemeinschaften sowie Senioren-Wohnanlagen. 
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Wohnen im Sozialraum

„Wohnen im Alter“ wird sich künftig nicht mehr nur auf die 
Anpassung des unmittelbaren Wohnraumes beschränken 
können. Vielmehr gilt es, umfassende lokale Versorgungs-
konzepte zu entwickeln, die auch eine Anpassung des 
Wohnumfeldes, der quartiersbezogenen Infrastruktur so-
wie der Versorgung mit Einkaufs- und sonstigen Dienstleis-
tungsangeboten (z. B. Ärzten) einschließen. In diesem Kon-
text wird in letzter Zeit sowohl in der Wissenschaft als auch 
der Politik oft auf das „Quartier“ verwiesen. Der Quartiers-
begriff ist heute ausgesprochen populär, manchmal wird 
das Quartier schon zum Zauberwort, auf das viele verant-
wortliche Akteure sowohl in der Wohnungs- und Immobili-
enwirtschaft als auch in anderen lokalen Politikfeldern 
(etwa in der Energiepolitik mit der „Energiewende von un-
ten“) setzen. Auf wissenschaftlicher Ebene gibt es trotz vie-
ler Debatten um die Definition eines Quartiers keine fest in 
Theorie und Praxis verankerte Abgrenzung. Gerade weil 
der Begriff zumeist im politischen Kontext verwandt wird, 
ist zu Pragmatismus zu raten. 
Allgemein gilt: ein Quartier ist überschaubar (ein Dorf in der 
Stadt), basiert auf räumlichen und kulturell-sozialen Gege-
benheiten (u. a. lokale Identität, hohe Interaktionsdichte, Ak-
tivitäten beispielsweise in Vereinen), zeichnet sich durch eine 
eigenständige städtebauliche, infrastrukturelle und soziale 
Vielfalt aus und kann ebenso heterogen sein wie die Bewoh-
nerschaft. Die kontextuelle Einbettung und soziale Konstruk-
tion von Quartieren ist hervorzuheben und geht damit über 
verwaltungsmäßige Abgrenzungen hinaus.4 Die Betrach-
tung von Quartieren hat in der Stadtentwicklung und -pla-
nung eine lange Tradition; Städte wurden seit jeher in kleine-
ren Einheiten organisiert. Noch heute stehen Ortsbezeich-
nungen für diese Tradition (etwa „Krämerviertel“). Mit der 
Industrialisierung ging jedoch eine Funktionstrennung von 
Wohnen und Arbeiten einher, die immer breitere Teile der 
Bevölkerung ergriff. Quartiere wurden zu Wohnquartieren 
(zumeist nach unterschiedlichen Leitbildern für Arbeiter, Be-
amtensiedlungen, Villenviertel usw.). Generell nehmen die 
sozialräumlichen Differenzierungen zu und Quartiere entwi-
ckeln sich unterschiedlich. Einige Quartiere boomen (derzeit 
etwa „Kreativquartiere“), andere haben ihren hohen sozia-
len Status erhalten und wieder andere zeigen problemati-
sche Entwicklungsprozesse: soziale Probleme überlagern 
sich, die Gebäudesubstanz wird vernachlässigt. So entste-
hen städtische Verarmungsviertel, die sich insbesondere in 
wirtschaftlich schlecht gestellten Großstädten ausbreiten. 
Von der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse, wie sie nicht 
nur im Grundgesetz steht, sondern jahrelang auch als Leit-
bild der Stadtentwicklung gelebt wurde, bleibt in manchen 
Regionen nicht mehr allzu viel übrig. Die Stadtplanung ver-
sucht seit den 1980er Jahren verstärkt darauf mithilfe integ-
rierter Konzepte zu reagieren. In den „Soziale Stadt-Pro-
grammen“ fanden sie ihre Entsprechung in der Förderkulisse 
des Bundes. Einige Quartiere durchliefen diese Programme 
und konnten oftmals neue Akzente gerade mit Blick auf die 
Bearbeitung sozialräumlicher Ungleichheiten bewirken, 
ohne dass jedoch die Probleme vollständig gelöst werden 
konnten.
Seit einigen Jahren wird nun das Quartier als neuer „Ort“ 
für vernetzte Politiken (etwa im Bereich des altengerechten 
Wohnens und der Pflege, aber auch im Feld der Energie-
versorgung oder der urbanen Mobilität) revitalisiert. Aber 
auch generelle Umbrüche in der Wirtschaftslandschaft 

führen zu einem „Reset“ des Quartiers: etwa der Rückgang 
der Industriearbeit, flexible Arbeitsverhältnisse, kleine 
projektförmige Unternehmen sowie generell die Durchset-
zung neuer Technologien durch das Internet („Arbeiten zu-
hause“) generieren neue Anforderungen an die Infrastruk-
tur, das Wohnen und das Wohnumfeld. Generell er fordern 
diese neuen Herausforderungen etwa im Feld Energieeffi-
zienz, integrierte Gesundheitsversorgung oder integrierte 
Mobilitätskonzepte einerseits branchenübergreifende 
Wertschöpfungsnetzwerke, andererseits eine starke 
Quartiersorientierung. Hierzu müssen neue Allianzen auf 
kommunaler Ebene gebildet werden: Akteure aus der Kom-
munalpolitik und -verwaltung, Wohnungsunternehmen, so-
ziale Dienstleistungsträger (von Wohlfahrtsverbänden bis 
hin zu privaten Pflegeunternehmen), Wirtschaft und Wis-
senschaft sind in vielen Fällen noch zu motivieren, in „sor-
genden Gemeinschaften“ zusammenzuarbeiten.
Dies gilt ebenso für die soziale Vernetzung mit der Nach-
barschaft und dem Wohnquartier. Hier liegt sicherlich die 
entscheidende sozialräumliche Dimension, auf der Wohn- 
und Betreuungsbedarfe gedeckt werden müssen und wo 
sich insbesondere auch der Wunsch nach Selbstständig-
keit und sozialen Kontakten verwirklichen kann. Entspre-
chend der hohen Zufriedenheit mit der eigenen Wohnsitu-
ation verweilen viele 65-bis 85-Jährige extrem lange im 
gewohnten Umfeld (fast ein Drit tel lebt mehr als 40 Jahre 
an einem Ort). Die hohe Zufriedenheit mit der Wohnsitua-

Die häufigste Wohnform im Alter ist die normale Wohnung. 
93 Prozent der 65-jährigen und älteren Menschen leben in 
normalen Wohnungen; ebenso noch rund zwei Drittel der 
90-Jährigen. Das Altenpflegeheim wird von der Mehrheit 
der Älteren nur akzeptiert, wenn keine Möglichkeiten mehr 
zur selbstständigen Lebensführung bestehen.
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tion resultiert sicherlich daraus, dass in der unmittelbaren 
Wohnumgebung bislang die Infrastruktur noch gut aufge-
stellt ist: Mehr als 80 Prozent haben eine Apotheke, einen 
Hausarzt und einen Supermarkt in ihrer unmittelbaren Um-
gebung, während Ausgehmöglichkeiten, Sport-, Freizeit-, 
Kultur- und Bildungsangebote weniger vorhanden sind.5 
Bislang verfügt die Altersgruppe der über 65-Jährigen 
über eine weit überdurchschnittliche Wohnfläche und 
auch die Eigentümerquote ist hier relativ hoch (knapp 
55 %). Ein Wohnungswechsel aus finanziellen Gründen 
trat bislang selten auf, was sich allerdings zukünftig verän-
dern wird, da für viele ältere Menschen sinkende Alters-
einkommen und in manchen Regionen stark steigende 
Wohnkosten auftreten werden. Einkommensschwache 
Haushalte sind zunehmend gefährdet. Die traditionell sta-
bilen Wohnverhältnisse könnten bei dieser Gruppe ten-
denziell erodieren und damit die erreichten Wohnformen 
und Sicherheiten im vertrauten sozialräumlichen Umfeld 
verloren gehen.

Kleinteilige und professionelle Versorgungsstrukturen

Generell reduziert sich aber der Möglichkeitsraum im Alter 
und von daher ist es eine zentrale Aufgabe, in den Quar-
tieren kleinteilige Versorgungsstrukturen zu etablieren, die es 
älteren Menschen möglich machen, 
 l notwendige Versorgungs- und Dienstleistungen ein-

schließlich Pflege und Betreuung innerhalb ihres Quar-
tiers in für sie erreichbaren Distanzen zu erhalten;
 l im Nahbereich um ihre Wohnung herum soziale Kon-

takte zu erleben und zu pflegen;
 l selbstbestimmt durch Mitgestaltung von Prozessen und 

Teilhabe am öffentlichen Leben in Würde zu altern.

Ausschließlich individuelle oder wohnungsbezogene Akti-
vitäten greifen zu kurz. Es reicht nicht, Bestandswohnungen 
zu altengerechtem Wohnraum umzubauen oder ganze Se-
niorenwohnanlagen neu zu errichten. Vielmehr sind eine 
Aufwertung des gesamten Wohnquartiers und die aktive 
Mitgestaltung verschiedener Akteure auf kommunaler 
Ebene erforderlich. Beispielsweise gehört dazu die Ein-
richtung eines Beratungsbüros im Quartier oder die Akti-
vierung des Bürgerengagements. Es gibt keine Alternative 
dazu, im Wohnquartier komplementär zum erforderlichen 
altersgerechten Umbau zusätzlich soziale Unterstützungs-
netzwerke aufzubauen und das nahe Wohnumfeld als 
Pflege- und Kontaktstützpunkt bei Bedarf zu nutzen („Care-
Points“). Gute Pflege braucht professionelle Unterstüt-
zungsinfrastruktur, zu der nicht nur die räumliche Architek-
tur zählt, sondern auch informelle Unterstützungsnetz-
werke und ein „Empowerment“ der älteren Menschen. 
Inzwischen liegen auch verschiedene, an den Bedürfnis-
sen in der Praxis orientierte lokale Wegweiser für das 
Wohnen im Alter vor, die sowohl praktische Tipps als auch 
Leuchtturmprojekte umfassen.6

Hervorzuheben ist der ansteckende Charakter innovativer 
Wohnprojekte und Netzwerke, die insgesamt eine Aktivie-
rung des Bürgerengagements und der Generationenbe-
ziehungen bewirken. Integrierte Wohnstrukturen, die ein 
individuelles und selbstbestimmtes Leben für (ältere) Men-
schen mit Hilfe-, Pflege- und Unterstützungsbedarf im sozi-
alräumlichen Umfeld ermöglichen, bieten viele Vorteile. So 
können Bewohnerinnen und Bewohner ihr Leben (in Ab-
hängigkeit vom Hilfebedarf) selbstbestimmt gestalten und 
in einer Gemeinschaft mit stabiler Nachbarschaft leben. 
Sie sind so auch im Alter nicht allein, bleiben aktiv und kön-
nen ihre Potenziale bis ins hohe Alter besser entfalten. Auf-
grund dieser sozialstrukturellen Entwicklungen werden 
„Lebensräume“ zum Älterwerden immer zentraler.
Einer solchen sozialraumorientierten Strategie vernetzten 
Wohnens für Ältere wirken in einzelnen Regionen und Kom-
munen in den letzten Jahren gewachsene soziale Spal-
tungsprozesse mit wachsenden Verarmungen, Bildungs- 
und Gesundheitsdefiziten etc. entgegen. Die tendenziell 
schrumpfende Gesellschaft rückt bei zunehmender Polari-
sierung sozialer Lagen immer weiter auseinander, und dies 
impliziert für manche Gruppen älterer Menschen eine Ver-
schlechterung der Lebensqualität. Die räumliche Konzent-
ration armer Haushalte hat fatale Wirkungen auf die Qua-
lität der Infrastruktur im Wohngebiet. Anbieter personen-
bezogener Dienstleistungen, nicht zuletzt auch Ärztinnen 
und Ärzte, aber auch Einzelhandelsgeschäfte und Gast-
stätten sowie Restaurants verlassen auf der Suche nach 
zahlungsfähiger Kundschaft diese Quartiere. Eine Ab-
wärtsspirale beginnt sich zu drehen, die massive soziale 
Probleme aufwir ft.

Soziotechnisch unterstütztes Wohnen im Alter

Neue Technologien ermöglichen es älteren Menschen, im-
mer länger in der eigenen Wohnung zu verweilen. Schon 
seit einigen Jahren sind die technologischen Grundlagen 
vorhanden, Wohnungen „intelligent“ zu machen. Durch 
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die breite Thematisierung in den Medien unter den Stich-
worten „Digitale Revolution“ und das „Internet der Dinge“ 
wird auch real das zukünftige Wohnen neu definiert. Intel-
ligent wird eine Umgebung dadurch, dass sie auf die An-
wesenheit von Menschen reagiert und in Abhängigkeit von 
deren Befindlichkeit unterschiedliche Dienste bereitstellt. 
Die Reaktionen und Dienste werden in der Regel durch 
Computer gesteuert, die für ihre Benutzerinnen und Benut-
zer nahezu unsichtbar sind. Sie sind untereinander ver-
netzt und verfügen über Sensoren, mit denen sie Infor-
mationen über ihre Umgebung sammeln und auswerten. 
„Ambient Assisted Living“ (AAL) ist heute in allen Lebensbe-
reichen  einsetzbar: von der Überwachung bis hin zur Mel-
dung von Notfällen. Viele Wohnungen sind in den vergan-
genen Jahren technisch aufgerüstet worden und verfügen 
zunehmend über universelle informationstechnische Infra-
strukturen. Mittlerweile ist die Schaffung eines Internetzu-
gangs in (fast) jeder Bestandswohnung möglich. Auch bis-
lang noch bestehende mentale Barrieren gegenüber den 
neuen Technologien dürften sich im Zuge der allgemeinen 
Nutzung neuer Technologien in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten sukzessive abbauen. Dies dürfte auch für die 
künftigen Älteren gelten. Schon jetzt steigen zumindest bei 
den jüngeren Älteren die Besitz- und Nutzungsquoten von 
Computern und Internetanwendungen. 
Allen AAL-Konzepten ist jedoch gemein, dass sie bislang 
den Status von Forschungs- und Entwicklungsprojekten 
noch nicht überwunden bzw. ihren Weg in die praktische 
Anwendung gefunden haben. Die notwendigen Schnitt-
stellen zu den potenziellen Anwendungsbereichen funktio-
nieren nicht ausreichend. Es würde sich zweifellos lohnen, 
neben den erfolgreichen Projekten auch die gescheiterten 
Projekte zu analysieren, um Anhaltspunkte und Erfolgskri-
terien für die zukünftige Entwicklung zu gewinnen. Es man-
gelt an der Regelumsetzung; viele und hohe Hürden (vor 
allem die Fragmentierung im deutschen Gesundheits- und 
Sicherungssystem) stehen im Weg. Vor allem muss die 
technische Entwicklung den konkreten Kundennutzen im 
Blick haben. Technische Lösungen werden nur dann erfolg-
reich sein und sich am Markt durchsetzen, wenn für die 
Nutzer ein deutlicher „Mehrwert“ entsteht, der nur in der 
Verbesserung der Lebensqualität und in einer leichteren 
Bewältigung alltäglicher Verrichtungen liegen kann. Darü-
ber hinaus müssen die technischen Lösungen abgestimmt 
und verknüpft werden mit den Angeboten und Dienstleis-
tungen der traditionellen Anbieter sozialer Dienste und 
aus der Gesundheitswirtschaft. Großes Interesse besteht 
schon heute an „einfach“ anwendbaren Techniken, kom-
plexere Lösungen werden bislang kaum nachgefragt. Im 
Bereich der Sicherheitsdienstleistungen stoßen insbeson-
dere Hausnotrufsysteme bei älteren Menschen auf ein 
wachsendes Interesse – insbesondere, seit die Technik we-
sentlich vereinfacht wurde. 

Vernetztes Wohnen

Vernetztes Wohnen meint in diesem Zusammenhang nicht 
nur die Einbindung von Informations- und Kommunikations-
technologien in der Wohnung, sondern auch die Vernet-
zung unterschiedlicher Branchen, Technologien und der 
jeweiligen Akteure (vgl. Heinze/Ley 2009). Angebote, die 
einen gleitenden Übergang von noch vollständiger Selbst-
ständigkeit bis zu abgestufter, betreuender und pflegen-

der Unterstützung beinhalten, stehen erst am Anfang. 
Wenn zusätzlich bestehende Bedenken gegenüber neuen 
technischen Assistenzsystemen abgebaut werden, könn-
ten es diese Systeme älteren Menschen ermöglichen, län-
ger in der eigenen Wohnung zu verweilen. Zielgruppe für 
technische Assistenzsysteme sind Menschen, die ihre 
Selbstständigkeit erhalten wollen, jedoch durch chroni-
sche Krankheiten oder altersbedingte Beeinträchtigung 
gefährdet sind und in einer Notsituation das Telefon zum 
Notruf nicht rechtzeitig erreichen würden. Diese techni-
sche Maßnahme trif f t nach den vorliegenden empirischen 
Studien auf relativ große Zustimmung und deshalb sollten 
auch aufwändigere Assistenzsysteme weiter erprobt wer-
den; bisher fehlt jedoch die Umsetzung in der Breite. Ziel 
muss es sein, ein Netzwerk aus kooperativen Dienst- und 
Technologieanbietern aufzubauen, das die Integration 
vorhandener Geräte und Infrastrukturen sowie vorhande-
ner Dienstleistungen gewährleistet. Für die Zukunft sollte 
allerdings stärker die Maxime gelten: Die Technik muss 
den älteren Bewohnern dienen und sich auf das konzent-
rieren, was notwendig und auch bezahlbar ist. In anderen 
westlichen Ländern (etwa den Niederlanden, Großbritan-
nien oder den skandinavischen Ländern) haben sich sol-
che „Welfare Technologien“ bereits stärker etabliert, wäh-
rend in Deutschland technisch anspruchsvolle integrierte 
Wohnlösungen bislang nur in Modellprojekten realisiert 
werden. Großes Interesse besteht schon heute an „ein-
fach“ anwendbaren Techniken (Rauchmelder, Einbruch-
meldung etc.), komplexere Lösungen werden bislang kaum 
nachgefragt. Im Bereich der Sicherheitsdienstleistungen 

Schon seit einigen Jahren sind 
die technologischen Grundla-
gen vorhanden, Wohnungen 
„intelligent“ zu machen. Gro-
ßes Interesse besteht schon 
heute bei „einfach“ anwendba-
ren Techniken. Im Bereich der 
Sicherheitsdienstleistungen sto-
ßen Hausnotrufsysteme bei 
Seniorinnen und Senioren auf 
ein hohes Interesse. Über frei 
programmierbare Notrufschal-
ter können Nachbarn oder ein 
Rettungsdienst informiert wer-
den.
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stoßen Hausnotrufsysteme bei Seniorinnen und Senioren 
auf ein hohes Interesse – insbesondere seit die Technik we-
sentlich vereinfacht wurde. Zurzeit sind schon über 350.000 
Haushalte an ein Hausnotrufsystem angeschlossen. Mitt-
lerweile ist für die Installation nur noch ein Telefonan-
schluss erforderlich, der in (fast) jeder Wohnung verfügbar 
ist. Für die Nutzer muss die Technik aber kontrollierbar, be-
greifbar und verlässlich sein und vor allen Dingen von An-
fang an und in jeder denkbaren Situation funktionieren.
Die technologische Basis für vernetztes Wohnen steht in 
vielen Fällen bereit, es fehlt jedoch – nach den Modellpro-
jektphasen – an nachhaltigen Geschäftsmodellen und in-
novativen unternehmerischen Allianzen als Voraussetzung 
für eine flächendeckende Umsetzung. „Die weitere Ent-
wicklung des Marktes erfordert es, dass die Marktpartner 
– Wohnungsunternehmen, Gerätehersteller und die An-
bieter von Dienstleistungen – über das bisherige Maß hin-
aus kooperativ an der Entwicklung von tragfähigen Ge-
schäftsmodellen oder Geschäftsmodellvarianten arbei-
ten. Zusätzlich zu den traditionellen Marktrollen sollten 
neue Konzepte erprobt werden, mit denen die Belastung 
für die Mieterhaushalte möglichst gering gehalten wird 
bzw. deren Zahlungsmöglichkeit nicht übersteigt und für 
die anderen Beteiligten – Wohnungsunternehmen, Gerä-
teanbieter und Anbieter von Dienstleistungen – Kosten und 
Nutzen in einem angemessenen Verhältnis zueinander-
stehen“ (InWIS/GdW/SIBIS 2015: 167).
Ein Aufbrechen der im deutschen Sozialsystem vorherr-
schenden sektoralen Trennungen („Silodenken“) ist dazu 
erforderlich, aber wohl nur etappenweise zu realisieren. 

Dies gilt auch für das Verhältnis von sozialen Dienstleistern 
und der Wohnungswirtschaft, die sich erst in den letzten 
Jahren aufeinander zubewegt haben. Viele Diskussionen 
und Handlungsempfehlungen leiden zudem darunter, dass 
zu sehr die technische Vernetzung in der Wohnung in den 
Blick genommen wird, ohne auch die soziale Vernetzung 
im Wohnquartier bzw. den Stadtteil zu berücksichtigen. 
Hierfür müssen neue Kooperationsformen zwischen Woh-
nungsunternehmen, sozialen und Gesundheitsdiensten, 
Technologieanbietern unterschiedlicher Branchen sowie 
Krankenkassen und Pflegekassen entwickelt werden. Die 
Akteure müssen explizit von der Vorteilhaftigkeit der Ko-
operation überzeugt werden. Insbesondere die Aktivie-
rung der Sozialversicherungsträger stellt eine zentrale He-
rausforderung für zukünftige Vernetzungsstrategien in ei-
ner alternden Gesellschaft dar. Aufgrund der zersplit terten 
Struktur (innerhalb eines Quartiers sind zahlreiche Pflege- 
und Krankenversicherungen anzusprechen) ist die kon-
krete Umsetzung allerdings schwierig. Die Sozialversiche-
rungsträger als Kostenträger wird man letztlich nur dann 
überzeugen können, wenn sich Kostenreduzierungen ein-
deutig nachweisen lassen (z. B. über eine empirisch fun-
dierte Vergleichsberechnung zwischen ambulanter und 
stationärer Versorgung bzw. der Berechnung eines verhin-
derten bzw. verzögerten Heimeintrit tes).
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Fazit 

Der demografische Wandel mit der Ausdehnung der Le-
bensphase des Alters macht das Wohnen im Kontext des 
öffentlichen Raumes immer stärker zum Lebensmittelpunkt. 
Gleichzeitig wächst die Bedeutung der Nahräumlichkeit. 
Das Wohnen in den eigenen vier Wänden stellt weiterhin 
für die große Mehrheit der Älteren die beliebteste Wohn-
form dar. Diese Präferenz wird aber nur realisiert werden 
können, wenn einerseits der Anpassungsbedarf in bauli-
cher Hinsicht aktiv angegangen wird und anderseits neue 
soziale Dienstleistungsangebote entwickelt werden, damit 
ältere Menschen auch in der eigenen Wohnung oder dem 
eigenen Haus im höheren Lebensalter versorgt werden 
können. Verbunden mit dem steigenden Alter wachsen die 
Anforderungen und Ansprüche an die Wohnqualität, vor 
allem in den Bereichen Sicherheit, Komfort, Bedienbarkeit 
von technischen Geräten und auch Bezahlbarkeit. Die 
Selbstständigkeit und Lebensqualität erhaltende Gestal-
tung der Wohnung gilt heute als zentrales Merkmal von 
Wohnqualität. Wohnungen konstruieren die eigene Le-
benswirklichkeit, sind mit vielen Erinnerungen versehen 
und geben damit Sicherheit. Dies gilt vor allem in gesell-

schaftlichen Umbruchphasen7, wo sie ein Ort der Privatheit 
und des Schutzes sind. Es gibt jedoch keinen homogenen 
Wohnungsmarkt, viel mehr differenzieren sich die Wohn-
wünsche auch bei Älteren durch die wachsende Pluralisie-
rung immer weiter aus. Den alten Menschen gibt es nicht, 
und damit nicht die Ansprüche an die Wohnung und das 
Wohnumfeld. Deshalb muss bei der Analyse und bei Hand-
lungsempfehlungen für das Wohnen im Alter nach Krite-
rien wie Geschlecht, Familienstand, Anzahl der Verwand-
ten und Freunde, Haushaltseinkommen/-vermögen, Fähig-
keiten (in körperlicher, handwerklicher, sozialer Sicht, aber 
auch Bildung), nationale/ethnische Zugehörigkeit sowie 
regionale Wohnungsmärkte differenziert werden.
Eine Quantifizierung sowohl des Bestands als auch des Be-
darfs an altersgerechten Wohnungen ist aber schwierig 
und jeweils primär auf Lokalitäten zu beziehen. Konsens 
besteht darin, dass sehr viele Wohnungen und auch das 
kommunale Umfeld altersgerecht zu gestalten sind. Der 
großen Nachfrage nach geeigneten Wohnformen für Äl-
tere stehen derzeit in Deutschland eindeutig zu wenige An-
gebote gegenüber. Den Herausforderungen kann durch 
verschiedene Maßnahmen begegnet werden: von der 
technischen Verbesserung der Wohnungen, der Schaffung 
neuer adäquat ausgestatteter Altenwohnungen mit Quar-
tiersanbindungen und technischer Assistenz bis hin zum 
Aufbau einer vielfältigen Wohnlandschaft für Ältere, die 
den pluralen Sozialstrukturen auch in der wachsenden 
Gruppe der „jungen Alten“ entspricht. Zentrales Ziel für die 
große Mehrheit der Älteren ist die Aufrechterhaltung einer 
selbstständigen Lebensführung. Dies kann durch die För-
derung selbstständigen Wohnens, Wohnraumanpassung, 
Einsatz und Nutzung von Technik unterstützt werden. Ge-
fragt ist ein intelligenter „Wohlfahrtsmix“. Deshalb sind die 
Fragen nach Kooperation und Vernetzung sozialer und 
wohnbezogener Dienstleistungen auf kommunaler Ebene 
Schlüsselfragen im Bereich der Sozial- und Wohnungspo-
litik. Die bisher separaten, nebeneinander stehenden Ein-
richtungen müssen derart vernetzt werden, dass Reibungs-
verluste verhindert und Ressourcen gebündelt werden 
(vgl. u. a. Grohs et al. 2014). Nur so kann die Nachhaltig-
keit des vernetzten Wohnens in all ihren Dimensionen (von 
den quartiersbezogenen Vernetzungen bis hin zu Wohn-
gemeinschaften) sichergestellt werden. Die Netzwerkein-
bindung hat präventive Wirkungen, die Lebensqualität 
steigt in kooperativen Wohnformen bzw. aktiven Wohn-
quartieren. Ältere Menschen bleiben zudem bei entspre-
chenden Infrastrukturen und einem aktiven Wohnumfeld 
länger im „kostengünstigeren“ eigenen Haushalt und ge-
hen später in stationäre Versorgungsformen. Dadurch wer-
den sozialstaatliche Transferleistungen weniger in An-
spruch genommen. Wenngleich es hinsichtlich der Reali-
sierung von sozial-innovativen Dienstleistungen im Feld 
der integrierten Versorgung noch Umsetzungsprobleme 
gibt, haben sich neue Angebote im Feld des Wohnens rund 
um die alternde Gesellschaft bereits schrit tweise etabliert. 
Es fehlt aber noch an Umsetzungsmodellen in der Regelan-
wendung und an sozial-innovativen Allianzen. Hierfür 
müssen neue Kooperationsformen, vor allem zwischen 
Wohnungsunternehmen, sozialen und Gesundheitsdiens-
ten und -anbietern (u. a. niedergelassene Ärzte und Kran-
kenhäuser), Informations- und Kommunikationswirtschaft, 
den Kommunen, den Krankenkassen sowie den Selbsthilfe-
verbänden und bürgerschaftlich Engagierten entwickelt 
werden.

Das Wohnen in den eigenen vier Wänden stellt weiterhin für 
die größte Mehrheit der Älteren die beliebteste Wohnform 
dar. picture alliance/dpa
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ANMERKUNGEN

1 Mit dem Sammelbegriff „Alternative Wohnformen“ werden Wohnkon-
zepte zusammengefasst, die eine Alternative zur Einzelwohnung auf der 
einen Seite und stationären Einrichtungen auf der anderen Seite darstel-
len. Hierunter fallen ambulant betreute Senioren-Wohn- bzw. Hausge-
meinschaften, Mehrgenerationen-Wohnen sowie Wohnkonzepte für ein-
zelne Zielgruppen (z. B. Beginenhäuser) (vgl. zusammenfassend Schulz-
Nieswandt et al. 2012). Trotz der ihnen entgegengebrachten medialen 
Aufmerksamkeit stellen diese neuen Wohnkonzepte in quantitativer Hin-
sicht noch eine Nische dar und sind nur für einen kleinen Teil der heute 
Älteren attraktiv. Zukünftig werden gerade ambulant betreute Wohnge-
meinschaften als Alternative zu traditionellen Pflegeeinrichtungen an Be-
deutung gewinnen. In den letzten Jahren ist in vielen Städten und Gemein-
den schon ein breiteres Angebot an altersgerechten Wohnformen entstan-

den, wobei die größte Verbreitung derzeit das „betreute Wohnen“ auf-
weist. Die hochpreisigen Residenzangebote bestehen nur in relativ weni-
gen Städten und Gemeinden. Zur aktuellen Vielfalt des Wohnens im Alter 
vgl. die Praxisbeispiele in: Süddeutsche Zeitung vom 11./12. 4. 2015 „Da-
heim statt Heim“ (S. 11 ff.).
2 Vgl. zur realen Verbreitung in der Wohnungswirtschaft die Beispiele 
in: InWIS/GdW/SIBIS 2015.
3 Das Thema „sorgender Gemeinschaften“ auf lokaler Ebene wird ex-
plizit in der siebten Altenberichtskommission der Bundesregierung behan-
delt, die seit 2013 konzeptionelle Vorschläge und praktische Handlungs-
empfehlungen für die Politik erarbeitet. Die Herausforderungen für die 
kommunalen Akteure wurden auch in verschiedenen Projekten aufbereitet 
(vgl. u. a. zusammenfassend Deutscher Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 2014). 
4 Vgl. zu dieser Debatte die Beiträge in Schnur 2014; Deffner/Meisel 
2013 sowie Fehren/Hinte 2013; für die politische Thematisierung auf Lan-
desebene vgl. für Nordrhein-Westfalen MGEPA 2012.
5 Zu den empirischen Daten vgl. die „Generali Altersstudie“ von 2013. 
6 Vgl. hierzu u. a. Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) 2011 und Deut-
scher Städte- und Gemeindebund 2012.
7 Vgl. hierzu u. a. Bude 2014 sowie Heinze 2011.
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GESUNDHEIT UND KRANKHEIT IM ALTER

Gesundes Leben im Alter – geht mit dem Alter 
alles nur bergab? 
Susanne Wurm, Anke-Christine Saß

Geht mit dem Alter gesundheitlich alles bergab? Der Bei-
trag von Susanne Wurm und Anke-Christine Saß liefert 
zunächst anhand von epidemiologischen Daten Informa-
tionen darüber, wie gesund oder krank ältere Menschen 
sind. Neben diesen „objektiven“ Maßzahlen wird die 
große Bedeutung der subjektiven Gesundheit hervorge-
hoben. Verbesserungen in der medizinischen Versor-
gung, eine immer besser werdende Bildung, höhere Ein-
kommen und ein gesunder Lebensstil legen die Vermutung 
nahe, dass eine älter werdende Gesellschaft mit einer 
guten Gesundheit einhergeht. Die Frage, ob der Gewinn 
an Lebensjahren mehr Jahre in Gesundheit oder in Krank-
heit mit sich bringt, wird durchaus kontrovers diskutiert. 
Unstrittig ist hingegen der Einfluss der subjektiven Ge-
sundheit. Subjektive Einschätzungen der Gesundheit und 
positive Altersbilder korrelieren mit einer besseren kör-
perlichen Funktionsfähigkeit sowie einer längeren selbst-
ständigen Lebensführung. Wie gesund sich eine Person 
fühlt, ist zentral für ihre Lebensqualität und ihre Lebens-
erwartung. Der zweite Teil des Beitrags beleuchtet, was 
wir dazu beitragen können, das Alter bei guter Gesund-
heit zu erleben. Obwohl das Älterwerden von gesund-
heitlichen Einbußen begleitet wird, können wir diese Ent-
wicklung selbst in vielfältiger Weise beeinflussen. 

Nimmt die Krankheitslast eher zu oder eher ab?

In den ersten Jahrzehnten unseres Lebens, also in Kindheit, 
Jugend und jungem Erwachsenenalter ist für viele Men-
schen eine gute Gesundheit selbstverständlich, während 
Krankheiten, zum Beispiel Infekte, meist vorübergehender 
Art sind. Ab dem mittleren Erwachsenenalter, also ab etwa 
40 Jahren, machen sich nach und nach mit dem Alter ein-
hergehende (altersphysiologische) Veränderungen be-
merkbar, sei es in Form von Altersweitsichtigkeit (Presbyo-
pie), grauen Haaren oder dem Beginn der Wechseljahre. 
Außerdem treten vermehrt gesundheitliche Einbußen auf, 
chronische und teilweise auch schwere Erkrankungen. 
Geht man chronologisch im Lebensverlauf weiter und be-
trachtet die Lebensjahre im Ruhestand, zeigt sich, dass sich 
die Gesundheit hier oftmals weiter verschlechtert. Viele 
Menschen haben mehrere gleichzeitig bestehende Erkran-
kungen (Multimorbidität), nehmen regelmäßig Medika-
mente ein, und die Wahrscheinlichkeit zu versterben steigt 
deutlich an. Geht mit dem Alter also alles bergab? 

Wie gesund sind ältere Menschen? 

Körperliche Erkrankungen im Alter weisen mehrere Beson-
derheiten auf: Im höheren Lebensalter steigen chronische 

Erkrankungen deutlich an. Zudem haben Krankheiten im Al-
ter eine veränderte und oftmals unspezifische Symptomatik. 
Hinzu kommen häufig ein längerer Krankheits- und Gene-
sungsverlauf sowie eine veränderte Reaktion auf Medika-
mente. Im Alter sind Herz-Kreislauf-Erkrankungen (z. B. Blut-
hochdruck und Herzinsuffizienz) am stärksten verbreitet, 
gefolgt von Krankheiten des Bewegungsapparates (z. B. 
Arthrose, Arthritis, Rückenbeschwerden; vgl. Wurm/Schöll-
gen/Tesch-Römer 2010). Die Dominanz dieser beiden 
Krankheitsgruppen zeigt sich im Rahmen von bevölkerungs-
basierten Surveys (z. B. Deutscher Alterssurvey, Gesundheit 
in Deutschland aktuell 2009 und 2010) ebenso wie auf der 
Grundlage von Daten der ambulanten und stationären Ver-
sorgung (z. B. Abrechnungsdatenträger-Panel, Statistik der 
Krankenhausdiagnosen). Die genauen Zahlen (Prävalenz-
raten) variieren je nach Datengrundlage – dies liegt unter 
anderem darin begründet, dass viele Krankheiten nicht zu 
Krankenhauseinweisungen führen, teilweise auch nicht zu 
Arztbesuchen. Je nach Datengrundlage werden dadurch 
unterschiedlich viele Informationen erfasst.

Eine Gruppe älterer Menschen 
läuft durch den Innenhof des 
Dresdner Zwingers. Nach und 
nach machen sich mit dem 
Älterwerden einhergehende 
(altersphysiologische) Verän-
derungen bemerkbar, und sei 
es nur in Form grauer Haare. 
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In der Studie „Gesundheit in Deutschland aktuell 2009“ 
(GEDA 2009) zeigte sich beispielsweise, dass etwa bei jeder 
fünften Frau (20,5 %) und jedem dritten Mann (31 %) zwi-
schen 65 und 74 Jahren eine ärztlich diagnostizierte Herz-
Kreislauf-Erkrankung vorliegt (Fuchs/Busch/Lange/ Scheidt-
Nave 2012). Ab 75 Jahren war rund jede dritte Frau betroffen 
(35,1 %), bei den Männern lag der Anteil mit 40 Prozent noch 
etwas darüber. In diesem Alter haben Frauen deutlich häufi-
ger Erkrankungen des Bewegungsapparates als Männer. 
Nahezu zwei von drei Frauen dieser Altersgruppe (63,7 %) 
und fast die Hälfte der gleichaltrigen Männer (45,8 %) lei-
den an Arthrose, rheumatoider Arthritis, Osteoporose oder 
chronischen Rückenschmerzen. Eine dritte große Krankheits-
gruppe im Alter sind Krebserkrankungen. Von allen neu dia-
gnostizierten Krebserkrankungen entfallen knapp zwei Drit-
tel auf Menschen ab 65 Jahren (Zentrum für Krebsregister-
daten 2015). In der Studie „Gesundheit in Deutschland 
aktuell 2009“ berichtet ein etwa gleich hoher Anteil von 
Frauen in den Altersgruppen 65 bis 74 Jahre (17,5 %) und 75 
Jahre und älter (16,6 %) über eine jemals ärztlich diagnosti-
zierte Krebserkrankung. Bei Männern liegt der Anteil bei je-
nen ab 75 Jahren etwas höher (18,6 %) als bei den 65- bis 
74-Jährigen (13,6 %; vgl. Fuchs/Busch/Lange/Scheidt-Nave 
2012). Insgesamt nehmen Krankheiten im Alter also zu. Da es 
sich überwiegend um chronische Erkrankungen handelt, 
kommt es dadurch oftmals zu einer Häufung von Erkrankun-
gen. Dies bedeutet für eine angemessene Behandlung und 
Versorgung eine besondere Herausforderung. Mehrfacher-
krankungen erhöhen das Risiko für eine psychische Ko-Er-
krankung (z. B. Depression) und gehen oftmals mit der Ein-

nahme verschiedener Medikamente einher, wodurch die 
Gefahr unerwünschter Medikamenten-Wechselwirkungen 
wächst. 
Mit Blick auf die psychischen Störungen dominieren im Al-
ter insgesamt Depressionen und demenzielle Erkrankun-
gen. Letztere Erkrankungen sind aber vor allem eine Her-
ausforderung im hohen Alter. Demenzielle Erkrankungen 
zeichnen sich durch fortschreitenden Gedächtnisverlust 
und den Abbau kognitiver Fähigkeiten aus, hiervon sind 
bei den 65- bis 69-Jährigen nur etwa 1,5 Prozent betroffen, 
bei den 90-Jährigen und Älteren hingegen über 30 Prozent 
(Busch 2011; Weyerer/Bickel 2007). Eine neuere Studie mit 
Krankenversicherungsdaten stützt diese Prävalenzschät-
zungen (Ziegler/Doblhammer 2009). Basierend auf einer 
aktuellen Auswertung zahlreicher bevölkerungsbasierter 
Studien wird geschätzt, dass etwa sieben Prozent aller Äl-
teren ab 75 Jahren eine klinisch bedeutsame Depression 
aufweisen (Riedel-Heller/Luppa 2013). Zusätzlich liegen 
bei vielen älteren Menschen depressive Symptome vor, die 
ebenfalls von großer Bedeutung sind. Die Prävalenz einer 
depressiven Symptomatik bei 75-Jährigen und Älteren 
wurde in der Studie von Steffi Riedel-Heller und Melanie 
Luppa (2013) auf 17 Prozent geschätzt. Depressionen und 
depressive Störungen werden im Alter möglicherweise un-
terdiagnostiziert und zu selten behandelt. Wesentliche 
Gründe dafür liegen vermutlich darin, dass ältere Men-
schen, ihre Angehörigen und das medizinische Personal 
dazu neigen, Schlafprobleme, soziale Rückzugstendenzen 
und mangelnde Lebensfreude im Alter als eine normale Be-
gleiterscheinung des Älterwerdens zu interpretieren und 
deshalb keinen Behandlungsbedarf sehen.
Funktionale Beeinträchtigungen sind eine weitere Gruppe 
wichtiger gesundheitlicher Probleme im Alter. Inwieweit 
sind Menschen gesundheitlich in der Lage, Alltagstätigkei-
ten nachzugehen (wie z. B. Einkaufen, Zubereiten von 
Mahlzeiten) und am gesellschaftlichen Leben teilzuneh-
men? Die funktionale Gesundheit umfasst die körperliche 
Mobilität, Hör- und Sehfähigkeit sowie die Fähigkeit, Akti-
vitäten des täglichen Lebens ausführen zu können. Hilfe- 
bzw. Pflegebedürftigkeit entstehen in der Regel dann, 
wenn keine ausreichende funktionale Gesundheit mehr 
gegeben ist und damit eine selbstständige Lebensführung 
beeinträchtigt oder unmöglich wird. Danach gefragt, ob 
sie innerhalb des letzten halben Jahres durch gesundheit-
liche Probleme in der Ausübung ihrer üblichen Aktivitäten 
gehindert waren, bejahten dies 80 Prozent der 80-Jähri-
gen und Älteren im Rahmen der deutschen SHARE-Studie 
(vgl. Menning/Hoffmann 2009). Solche Einschränkungen 
betreffen jedoch nur zu einem kleinen Anteil Basisaktivitä-
ten der Selbstversorgung wie das Baden oder Anziehen: 
Weniger als jede fünfte Person (18 %) im Alter zwischen 70 
und 85 Jahren hat hierbei Probleme (Wurm/Schöllgen/
Tesch-Römer 2010). Ab dem 85. Lebensjahr kommt es je-
doch zu einem deutlichen Anstieg von Funktionseinbußen 
und zu vermehrter Hilfe- und Pflegebedürftigkeit. Mehr als 
jede drit te Person (35 %), die in diesem Alter in einem Pri-
vathaushalt lebt, hat einen Hilfebedarf, im Alter zwischen 
65 und 74 Jahren ist dies hingegen nur etwa jede Zehnte 
(9 %; Schneekloth/Wahl 2005). Auch der Pflegebedarf 
steigt im Alter deutlich – von drei Prozent in der Gruppe der 
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65- bis 69-Jährigen auf 9,8 Prozent bei den 75- bis 79-Jäh-
rigen und 64,4 % bei den 90-Jährigen und Älteren (Statis-
tisches Bundesamt 2015). Funktionale Einschränkungen 
sind damit wie demenzielle Erkrankungen vor allem Her-
ausforderungen des hohen Alters. Doch wie gesund Men-
schen alt werden, lässt sich nicht allein an körperlichen 
und psychischen Erkrankungen oder funktionalen Ein-
schränkungen messen. 

Die „Gnade der späten Geburt“? 

Neben der individuellen Entwicklung über den Lebenslauf, 
die oftmals mit steigenden gesundheitlichen Einbußen ein-
hergeht, vollziehen sich auch auf gesellschaftlicher Ebene 
Veränderungen, die einen Einfluss auf die Gesundheit in 
der (älteren) Bevölkerung haben. Hierzu zählen beispiels-
weise Verbesserungen in der medizinischen Versorgung 
und neue Medikamente, aber auch die Tatsache, dass die 
nachfolgenden Geburtsjahrgänge eine bessere Bildung 
und ein höheres Einkommen sowie teilweise einen gesün-
deren Lebensstil haben. Diese positiven gesellschaftlichen 
Entwicklungen geben Anlass zur Hoffnung, dass der Zuge-
winn an Lebensjahren mit einer Verlängerung von Jahren 
in guter Gesundheit einhergeht. Aber ist dies auch tatsäch-
lich der Fall?
Bereits Ende der 1970er Jahre wurden hierzu verschiedene 
Thesen formuliert. Diese sollen kurz skizziert werden: (1) 
Die pessimistische These der Morbiditätsexpansion (Gru-
enberg 1977) geht davon aus, dass der Beginn von (meist 
chronischen) Krankheiten zeitlich nicht hinausgezögert 
wird. Die längere Lebenserwartung führt in diesem Fall 
dazu, dass der Anteil von Personen mit chronischen Krank-
heiten, körperlichen Einschränkungen, Hilfe- oder Pflege-
bedürftigkeit in den nachfolgenden Geburtsjahrgängen 
zunimmt. Die infolge steigender Lebenserwartung gewon-
nenen Lebensjahre wären damit vor allem eine Verlänge-
rung der Lebensphase in schlechter Gesundheit. (2) Im Ge-
gensatz dazu geht die optimistische These der Morbidi-
tätskompression (Fries 1980) davon aus, dass mit Hilfe von 
Maßnahmen der primären (Vorbeugung) und sekundären 
Prävention (frühzeitige Erkennung von Erkrankungen) ge-
sundheitliche Einschränkungen in ein späteres Alter hin-
ausgeschoben werden können, während die Lebenser-
wartung nicht gleichermaßen schnell steigt. Damit könnte 
die Dauer gesundheitsbedingter Beeinträchtigungen auf 
eine kürzere Zeit vor dem Tod komprimiert werden. Die ge-
wonnenen Lebensjahre wären in erster Linie mehr Jahre in 
guter Gesundheit. (3) Eine drit te Theorie, die These des dy-
namischen Äquilibriums (Manton 1982) ist inhaltlich zwi-
schen den anderen beiden anderen anzusiedeln. Sie geht 
wie die These der Morbiditätsexpansion davon aus, dass 
die Zahl der Erkrankungen zunimmt, sie nimmt jedoch zu-
gleich an, dass der Schweregrad der Erkrankungen ab-
nimmt. 
Welche dieser Thesen trif f t nun zu? Darauf gibt es bisher 
keine eindeutige Antwort. Einerseits stützt eine Reihe von 
empirischen Studien in Deutschland die Thesen des dyna-
mischen Äquilibriums oder sogar jene der Morbiditätskom-
pression: In den vergangenen Jahren kamen mehrere deut-
sche Studien zu dem Ergebnis, dass die Gesundheit der 
nachfolgenden Geburtskohorten besser ist, als jene früher 
geborener Jahrgänge (z. B. Dinkel 1999; Wurm/Schöll-
gen/Tesch-Römer 2010). Allerdings weisen nicht alle Da-

ten in diese Richtung. Ergebnisse des Lebenserwartungs-
surveys (Gärtner/Scholz 2005) deuten beispielsweise da-
rauf hin, dass zwar die Lebenszeit, die Ältere ohne 
gesundheitliche Beschwerden verbringen, zugenommen 
hat, nicht aber die sogenannte subjektive Gesundheit, die 
unten näher erläutert wird. Im internationalen Kontext 
zeigte sich in verschiedenen europäischen und amerikani-
schen Studien zwar eine Verbesserung der körperlichen 
Funktionsfähigkeit aber zugleich ein Anstieg von Erkran-
kungen. Andere Studien kommen zu pessimistischeren Ein-
schätzungen: Eine der führenden amerikanischen Wissen-
schaftlerinnen in diesem Forschungsfeld zog im Jahr 2010 
den Schluss, dass weder ein Rückgang von Krankheiten 
noch ein Rückgang körperlicher Einschränkungen festzu-
stellen ist und folgert: „However, compression of morbidity 
may be as illusory as immortality“ (Crimmins/Beltrán-Sán-
chez 2010: 83). Eine umfassende Studie, die im Jahr 2012 in 
der renommierten medizinischen Fachzeitschrift The Lancet 
veröffentlicht wurde und auf Daten aus 187 Ländern ba-
siert, geht sogar noch weiter und beschreibt international 
einen Anstieg der Häufigkeit von Erkrankungen, auch wenn 
es Unterschiede zwischen einzelnen Ländern gibt (Salo-
mon u. a. 2012). Auch wenn sich auf der Grundlage der 
bisher vorliegenden Befunde in Deutschland eher eine vor-
sichtig optimistische Entwicklung abzeichnet, wird sich erst 
anhand weiterer Untersuchungen besser einschätzen las-
sen, inwieweit sich dies zu einem stabilen Trend entwickelt 

132

S
us

a
nn

e 
W

ur
m

, A
nk

e-
C

hr
is

tin
e 

S
a

ß

BiS2015_02_03_umbr.indd   132BiS2015_02_03_umbr.indd   132 29.06.15   11:2129.06.15   11:21



oder auf einzelne Gesundheitsmaße und Geburtsjahr-
gänge beschränkt bleibt.

Alt = Krank? Die Schwierigkeit einer Unterscheidung 
von Alter und Krankheit

Die Übergänge zwischen natürlichem, physiologischem 
Altern und Krankheitsprozessen sind fließend. Mit steigen-
dem Lebensalter wird es deshalb zunehmend schwieriger, 
zwischen altersbezogenen Veränderungen und patholo-
gischen Prozessen oder einfacher gesagt, zwischen Alter 
und Krankheit zu unterscheiden. Diese Unterscheidung hat 
nicht allein theoretische, sondern auch praktische Bedeu-
tung. Ob ein schlechter werdender Gesundheitszustand 
durch Krankheitsprozesse bedingt ist oder eine Folge von 
Alternsprozessen ist, berührt nicht nur die wissenschaftli-
che Frage nach krankhaftem, normalem oder optimalem 
Altern. Sie entscheidet wesentlich mit über das eigene Ge-
sundheitsverhalten sowie über die medizinische Versor-
gung.
Mehrere Studien haben darauf hingewiesen, dass ältere 
Menschen, die gesundheitliche Beschwerden ihrem Alter 
zuschreiben, ein schlechteres Gesundheitsverhalten haben 
und seltener zum Arzt gehe als jene, die ihre Beschwerden 
auf Krankheiten zurückführen. In der medizinischen Versor-
gung ist darüber hinaus festzustellen, dass Erkrankungen 

und Risikofaktoren (zum Beispiel Bluthochdruck) bei Älteren 
häufiger übersehen werden als bei Jüngeren und dadurch 
unbehandelt bleiben. Körperliche wie psychische Be-
schwerden werden oft als normale Begleiterscheinung des 
Alterns angesehen. Dies birgt nicht nur die Gefahr, dass 
behandlungsbedürftige Krankheiten unerkannt bleiben. 
Ein weiteres Problem ist, dass eine (zum Beispiel medika-
mentöse) Dauerversorgung erfolgt, die auf den Umgang 
mit Beschwerden ausgerichtet ist, statt kurativen Maßnah-
men gegen die zu Grunde liegende Erkrankung. 
Die Unterscheidung zwischen krankheits- und altersbe-
dingten Problemen ist für viele Entscheidungen wichtig: 
Handelt es sich um Krankheitsprozesse, die beeinflussbar 
sind, sollten Maßnahmen stärker auf die Vermeidung der 
Krankheiten (etwa über die Veränderung gesundheitlich 
ungünstiger Verhaltensweisen wie z. B. Rauchen) und auf 
die Wiederherstellung der Gesundheit ausgerichtet sein. 
Handelt es sich hingegen um unvermeidliche und unverän-
derbare, mit dem Alter verbundene Gesundheitseinbußen, 
stehen der alltagspraktische Umgang mit diesen Einbußen 
und auch die psychische Bewältigung im Mittelpunkt, um 
mögliche Krankheitsfolgen und Folge-Erkrankungen zu 
vermeiden.

Die große Bedeutung der subjektiven Gesundheit 

Vor dem Hintergrund des Anstiegs von gesundheitlichen 
Einbußen im Alter ist es bemerkenswert, dass viele ältere 
Menschen ihre Gesundheit positiv bewerten. Danach be-
fragt, wie sie ihre eigene Gesundheit einschätzen, antwor-
teten beispielsweise im Rahmen des für Deutschland reprä-
sentativen Deutschen Alterssurveys 40 Prozent der 70- bis 
85-Jährigen, ihre Gesundheit sei gut oder sehr gut, weitere 
43 Prozent beurteilten ihre Gesundheit als mittelmäßig und 
weniger als jede fünfte Person dieser Altersgruppe bewer-
tete ihre Gesundheit als schlecht (Wurm/Schöllgen/Tesch-
Römer 2010). Die eigene subjektive Bewertung der Ge-
sundheit („subjektive Gesundheit“) spiegelt mit steigen-
dem Alter zunehmend weniger die körperliche Gesundheit 
wider, was dazu führen kann, dass sich eine Person gesund 
fühlt auch wenn sie mehrere ärztliche Diagnosen für Krank-
heiten hat.
Der subjektiven Gesundheitseinschätzung kommt beson-
ders im Alter eine hohe Bedeutung zu. Zahlreiche Studien 
zeigen, dass eine gute subjektive Gesundheit zum einen 
dazu beiträgt, dass ältere Menschen eine bessere körper-
liche Funktionsfähigkeit über die Zeit hinweg aufrechter-
halten können. Damit ist zum Beispiel eine höhere Mobili-
tät und bessere Bewältigung alltäglicher Aufgaben ge-
meint, was für eine selbstständige Lebensführung zentral 
ist. Sie erholen sich schneller von Krankheiten und entwi-
ckeln weniger kognitive Beeinträchtigungen. Die Bedeu-
tung der subjektiven Gesundheit wird jedoch in jenen Stu-
dien besonders deutlich, die sich mit der Vorhersage von 
Langlebigkeit und Sterblichkeit beschäftigen. In diesen 
Studien wurden objektive Gesundheitsmaße (z. B. Arztdia-
gnosen), die subjektive Gesundheit sowie weitere Informa-
tionen wie beispielsweise das Alter, Bildung, Einkommen 
und Beruf erhoben und untersucht, inwieweit diese Infor-

Eine Tanzlehrerin unterrichtet 
in einem Altenheim in Mainz 
eine Gruppe Senioren und 
Betreuer im Rollatortanz. 
Der Förderung der subjektiven 
Gesundheitseinschätzung 
kommt im Alter eine hohe 
Bedeutung zu. Eine gute sub-
jektive Gesundheit trägt dazu 
bei, dass ältere Menschen eine 
bessere körperliche Funktions-
fähigkeit aufrechterhalten kön-
nen. Sie erholen sich schneller 
von Krankheiten und entwi-
ckeln weniger kognitive Beein-
trächtigungen.
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mationen die Lebensdauer einer Person vorhersagen kön-
nen. Bemerkenswert an diesen Studien ist die Feststellung, 
dass die subjektive Gesundheit die Langlebigkeit bzw. 
Sterblichkeit besser vorhersagen kann, als der objektive 
Gesundheitszustand (für eine Übersicht über entspre-
chende Studien z. B. Benyamini/Idler 1999). Wie gesund 
sich eine Person fühlt, ist damit also zentral für ihre Lebens-
qualität und ihre Lebenserwartung.
Die Frage nach dem Grund, weshalb die subjektive Ge-
sundheit das Sterberisiko besser vorhersagen kann als 
viele andere (objektivere) Gesundheitsmaße, wird unter-
schiedlich beantwortet. Hierbei lassen sich mehrere Erklä-
rungsansätze unterscheiden: Zum einen handelt es sich um 
Erklärungen, die auf die Grenzen medizinischer Messbar-
keit von Erkrankungen hinweisen. Es ist denkbar, dass sub-
tile biologische und physiologische Veränderungen mit 
medizinischen Gesundheitsmessungen nicht ausreichend 
erfasst werden können. In der eigenen Gesundheitsein-
schätzung sind sie durchaus enthalten. Andere Erklärungs-
ansätze gehen davon aus, dass die subjektive Gesundheit 
einen dynamischen Bewertungsprozess widerspiegelt. 
Verschlechtert sich der Gesundheitszustand, verändern 
Menschen teilweise ihre Bewertungsmaßstäbe. Das heißt, 
sie passen ihre eigenen Kriterien an, was für sie gute oder 
schlechte Gesundheit ist. Außerdem geht in ihre Gesund-
heitsbewertung ein, wie ihre Stimmung im Alltag ist, ob sie 
Schmerzen haben oder wie gesund sie leben. Schließlich 
kann die subjektive Gesundheit auch widerspiegeln, in 

welchem Maß eine Person über psychische und soziale 
Ressourcen verfügt. Hierzu zählen unter anderem optimis-
tische Erwartungen und soziale Unterstützung durch Fami-
lie oder Freunde. Ältere Menschen ziehen bei der Bewer-
tung ihrer Gesundheit darüber hinaus die Gesundheit 
Gleichaltriger heran (sozialer Vergleich). Dies ermöglicht 
ihnen oftmals, die eigene Gesundheit als vergleichsweise 
gut zu erleben, wenn es Gleichaltrige gibt, denen es 
schlechter geht als ihnen selbst.

Wie tragen wir selbst zur Gestaltung eines längeren 
Lebens bei? 

Altern ist zwar mit einer Reihe von Verlusten verbunden, 
aber es ist zugleich durch Gewinne gekennzeichnet, die 
durch Wachstums- und Weiterentwicklungsprozesse ent-
stehen. Hierzu zählen Erfahrungen mit sich selbst und der 
Umwelt, die im Laufe des Lebens gewonnen werden. Zu-
dem existiert eine erhebliche Plastizität, das heißt, ein ho-
hes individuelles Änderungs- und Anpassungsvermögen. 
Dadurch können Defizite in einem Bereich oftmals durch 
Stärken in anderen Bereichen ausgeglichen werden. Auf 
psychologischer Ebene zeigt sich dies beispielsweise in 
der besseren Nutzung geringer werdender Ressourcen, 
der Optimierung von Handlungsabläufen oder auch dem 
besseren Umgang mit Verlusten. Alternsprozesse können 
dadurch aktiv beeinflusst werden, Abbauprozesse können 

Altersbilder haben einen star-
ken Einfluss auf die Gesund-
heit. Senioren mit einem positi-
ven Altersbild gehen trotz 
gesundheitlicher Probleme 
regelmäßig spazieren. Men-
schen mit einem negativen 
Altersbild hingegen sind deut-
lich seltener körperlich aktiv.
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aufgehalten oder kompensiert werden. Dies hat bedeutsa-
men Einfluss auf die Gesundheit und Lebensqualität im Al-
ter. Das soll am Beispiel unserer Sicht auf das Älterwerden 
verdeutlicht werden.
Bevor Menschen Erfahrungen mit ihrem eigenen Älterwer-
den und Altsein machen, verinnerlichen sie bereits als Kin-
der die in einer Gesellschaft vorherrschenden Alter(n)sste-
reotype, beispielsweise durch Kinderbücher oder Wer-
bung. Da diese Stereotype zunächst nicht die eigene 
Altersgruppe betreffen, werden sie unreflektiert angenom-
men und können zu diskriminierendem Verhalten gegen-
über Älteren führen. Gesellschaftliche Altersbilder, die sich 
in Altersstereotypen manifestieren, bilden zugleich den 
Hintergrund, vor dem die eigenen Erfahrungen mit dem Äl-
terwerden gemacht und interpretiert werden. Dies ist eine 
Besonderheit von Altersstereotypen, denn die meisten an-
deren Stereotype (z. B. geschlechtsbezogene) beziehen 
sich auf Personengruppen, denen man in der Regel ein Le-
ben lang (nicht) angehört. Altersstereotype hingegen be-
ziehen sich auf eine Gruppe, der man zunächst nicht ange-
hört, in die man aber unweigerlich hineinwächst, wenn 
man nur lange genug lebt (Levy 2003). Ältere Menschen 
beziehen Altersstereotype deshalb nicht nur auf andere, 
sondern auch auf sich selbst. Auf diese Weise prägen ge-
sellschaftliche Altersbilder auch die individuelle Sicht auf 
das eigene Älterwerden und Altsein mit. 
Das Zusammenspiel von gesellschaftlichen Altersbildern 
und der Sicht auf das eigene Älterwerden lässt sich an-
hand von folgendem Beispiel illustrieren: In den 1960er 
Jahren wurde mit der „Disengagement-Theorie“ (Cum-
ming/Henry 1961) gesagt, Altern sei, vergleichbar mit bio-
logischen Verlusten, in natürlicher Weise mit dem Rückzug 
aus sozialen Aktivitäten und Rollen verbunden. Heutzu-
tage wird hingegen vermehrt über die Potenziale des Al-
ters gesprochen und die Bedeutung des aktiven Alterns 
hervorgehoben (Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 2005). Dies veranschaulicht, dass sich 
gesellschaftliche Vorstellungen vom Älterwerden und Alt-
sein verändert haben. Auch auf individueller Ebene hat 
sich das Altersbild verändert. Heute erleben viele ältere 
Menschen, dass ihnen die nachberufliche Lebensphase 
die Möglichkeit bietet, persönliche Ziele und Interessen zu 
verfolgen, nicht selten wird diese Lebensphase deshalb 
auch als „späte Freiheit“ bezeichnet.
Die Folgen von Altersbildern für die Gesundheit und Lang-
lebigkeit älterer Menschen sind empirisch gut belegt. Eine 
Reihe von Studien untersuchte dies über viele Jahre hinweg 
und betrachtete hierbei gesellschaftliche Altersstereotype 
oder die individuelle Sicht auf das Älterwerden. Im Rah-
men der Studien wurde deutlich, dass Altersbilder nicht nur 
kurzfristige, sondern auch langfristige Folgen für die Ge-
sundheit und Langlebigkeit haben (z. B. Kotter-Grühn/
Kleinspehn-Ammerlahn/Gerstdorf/Smith 2009; Levy/My-
ers 2005; Levy/Slade/Kasl/ Kunkel 2002; Wurm/Tomasik/
Tesch-Römer 2008). In einer Längsschnittstudie über 23 
Jahre konnte beispielsweise gezeigt werden, dass Perso-
nen mit einer positiveren Sicht auf das Älterwerden meh-
rere Jahre länger lebten als jene mit einer negativeren 
Sicht (Levy u. a. 2002). Menschen mit einer schlechteren 
Gesundheit entwickeln oftmals negativere Altersbilder. 
Mehrere Studien weisen jedoch darauf hin, dass Altersbil-
der einen stärkeren Einfluss auf die Gesundheit haben als 
umgekehrt der Gesundheitszustand die Altersbilder verän-
dert (Levy u. a. 2002; Wurm/Tesch-Römer/Tomasik 2007).

Altersbilder können eine erhebliche Wirkung entfalten, sei 
es direkt über physiologische Stressreaktionen oder sei es 
indirekt über gesundheitsrelevante Verhaltensweisen.
Letzteres wird deutlich anhand von Studienergebnissen 
zur körperlichen Aktivität. Haben ältere Menschen ein 
eher negatives Bild vom Älterwerden, sind sie deutlich sel-
tener körperlich aktiv als Personen mit einem positiven Al-
tersbild. In einer Studie zeigte sich dabei Folgendes: Ältere 
Menschen gehen besonderes dann selten spazieren, wenn 
sie gesundheitliche Probleme haben. Dies ist zunächst ein-
leuchtend, denn gesundheitliche Probleme können die Be-
wegungsfreude und Bewegungsfähigkeit deutlich beein-
flussen. Allerdings werden heutzutage moderate körperli-
che Aktivitäten wie das Spazierengehen gerade auch 
älteren Menschen empfohlen, die bereits gesundheitliche 
Probleme haben (Nelson u. a. 2007). In vertiefenden Ana-
lysen konnte jedoch gezeigt werden, dass der beschrie-
bene Befund nur für jene Personen gilt, die ein eher negati-
ves Altersbild haben. Demgegenüber gingen ältere Perso-
nen mit einem positiven Altersbild trotz gesundheitlicher 
Probleme regelmäßig spazieren (Wurm/Tomasik/Tesch-
Römer 2010). Dies deutet darauf hin, dass Personen mit ei-
nem positiven Altersbild besser in der Lage sind, ein ge-
sundheitsförderliches Verhalten gerade auch angesichts 
von gesundheitlichen Problemen aufrechtzuerhalten und 
auf diese Weise aktiv zu ihrer Gesundheit und Langlebig-
keit beizutragen.

Ausblick

Geht mit dem Alter also alles nur bergab? Die Studienlage 
macht deutlich, dass für viele Menschen das Älterwerden 
von gesundheitlichen Einbußen begleitet wird. Dies ist je-
doch eine Entwicklung, die wir selbst in vielfältiger Weise 
aktiv mit beeinflussen können. Einige Beispiele dafür was 
wir beitragen können, wurden im Beitrag genannt, auch 
wenn diese sicherlich nicht erschöpfend sind. Wichtig ist, 
gesundheitliche Beschwerden nicht vorschnell dem Altern 
zuzuschreiben und damit möglicherweise auf wichtige 
Handlungsmöglichkeiten zu verzichten (Veränderung des 
eigenen Lebensstils, Aufsuchen eines Arztes). Anhand der 
subjektiven Gesundheit wird deutlich, dass Menschen 
über eine hohe Anpassungsfähigkeit verfügen und diese 
Fähigkeit große Bedeutung für die objektive Gesundheits-
entwicklung und Langlebigkeit hat. Mit den persönlichen 
Ressourcen und vor unserem jeweiligen kulturellen Hinter-
grund haben wir mehr oder weniger Möglichkeiten, biolo-
gische Verluste auszugleichen. Veranschaulicht werden 
kann dies an den gesellschaftlich mit geprägten, individu-
ellen Altersbildern, die neueren Studien zufolge einen be-
merkenswerten Einfluss auf die Gesundheit und Langlebig-
keit haben.
All dies macht deutlich, dass wir die Chancen von Interven-
tion im Alter nicht unterschätzen sollten. Interventionsmaß-
nahmen können an extraindividuellen und intraindividuel-
len Faktoren ansetzen, also solchen, die am Umfeld einer 
Person oder einer Person selbst ansetzen: Zu erfolgver-
sprechenden extraindividuellen Maßnahmen zählen Prä-
vention (z. B. präventive Hausbesuche), gute medizinische 
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Versorgung (z. B. geriatrisches Assessment), geriatrische 
Rehabilitation bis hin zur aktivierenden Pflege. Auch die 
Unterstützung durch Sozialdienste sowie die Veränderung 
von Umweltbedingungen (z. B. Wohnraumanpassungen) 
haben sich als wirksam erwiesen. Ein intraindividueller An-
satzpunkt für Interventionen ist zum Beispiel gesundheit-
lich ungünstige Verhaltensweisen zu ändern (z. B. körperli-
che Inaktivität zu reduzieren), was bis ins hohe Alter 
 gesundheitsfördernd wirkt. Dauerhafte körperliche und 
soziale Verluste sowie die vermehrte Auseinandersetzung 
mit Sterben und Tod dürfen als zwei große Herausforde-
rungen gelten, denen besonders häufig alte Menschen ge-
genüberstehen. Das Ziel, psychische und soziale Ressour-
cen zu stärken und Bewältigungsstrategien zu entwickeln, 
sollte deshalb ebenfalls im Mittelpunkt von Interventionen 
im Alter stehen. 
Mit dem Ziel, alte Menschen bei der Erhaltung und Stär-
kung ihrer Gesundheit zu unterstützen, wurde das Gesund-
heitsziel „Gesund älter werden“ erarbeitet. Eine inter-
disziplinäre Arbeitsgruppe des Kooperationsverbundes 
gesundheitsziele.de erarbeitete drei prioritäre Handlungs-
felder und 13 konkrete Ziele für alle gesundheitsrelevanten 
Bereiche, von der Prävention und Gesundheitsförderung 
bis hin zur medizinischen, psychosozialen und pfle gerischen 
Versorgung. Im Jahr 2012 wurde das Gesundheitsziel 
 „Gesund älter werden“ als siebtes Nationales Gesund-
heitsziel vorgestellt (vgl. Kooperationsverbund gesund-

heitsziele.de 2012). Es bietet konkrete Ansätze für die Be-
wältigung der gesundheitsbezogenen Herausforderungen, 
die aus dem demografischen Wandel resultieren. Das Ge-
sundheitsziel richtet sich vor allem an die Politik, an Kosten-
träger und Leistungserbringer im Gesundheitswesen, aber 
auch an die Wissenschaft und sensibilisiert dafür, dass wir 
alle aktiv mitgestalten können, wie ein gutes Leben im Alter 
aussehen kann. 
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QUO VADIS PFLEGE?

Wege in eine sorgende Gesellschaft? 
Thomas Klie

Das Thema Pflege ist eine der großen ge sell schafts po li-
ti schen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte. 
Viele Menschen fragen sich, wer sich im Alter um sie 
kümmern soll. 70 Prozent der sogenannten Pflegebe-
dürftigen werden in der Familie versorgt. Viele Angehö-
rige hat das an die Grenzen ihrer Belastbarkeit gebracht. 
Mehr Pflegeheime können keine Lösung sein. Welche 
Alternativen aber gibt es zur Heimunterbringung? Tho-
mas Klie fordert eine umfassende Reform des aktuellen 
Pflegesystems und plädiert für „Sorgende Gemeinschaf-
ten“, die sich ihrer sozialen Verantwortung bewusst sind 
und diese wahrnehmen. Will man ein neues Kapitel in der 
Sozialpolitik aufschlagen, erfordert dies zunächst eine 
(selbst-)kritische Auseinandersetzung mit unseren gängi-
gen Vorstellungen von Sorge, Pflege, Familie, Alter und 
Gemeinschaft. Thomas Klie entwickelt in seinem Beitrag 
eine grundlegend andere „Sorgepolitik“. Er skizziert ei-
nen Politikentwurf, der Familien-, Gesundheits-, Teil-
habe- und Pflegepolitik miteinander verbindet und dabei 
den Kommunen eine zentrale Rolle zuweist. 

Wird für mich im Alter gesorgt sein?

Wird für mich im Alter gesorgt sein? Nur eine Minderheit 
der Bundesbürgerinnen und -bürger ist sich da sicher – vor 
allem, wenn es um die tätige Sorge geht, nicht nur um finan-
zielle Vorsorge. Wenn alltäglich Hilfe und pflegerische 
Unterstützung gebraucht werden, dann sind nur noch 23 
Prozent der Bevölkerung gewiss, dass für sie gut gesorgt 
sein wird. Und zur Last fallen, das will der moderne, auf 
Autonomie bedachte Mensch nicht. Gleichzeitig sind Milli-
onen Bürgerinnen und Bürger alltäglich mit der Sorge um 
nahe stehende Menschen befasst: Über 50 Prozent der 
über 40-Jährigen haben in ihrem unmittelbaren Umfeld, in 
Familie oder bei nahen Freunden Erfahrungen mit Pflege 
gesammelt (Blinkert/Klie 2004). Nicht nur bei Kindern er-
scheint es selbstverständlich, dass man sich in Verantwor-
tung für sie weiß. Auch gegenüber alten Menschen gilt das 
in Deutschland: 70 Prozent der sogenannten Pflegebedürf-
tigen werden in ihrer eigenen Häuslichkeit versorgt, davon 
wiederum werden 70 Prozent ausschließlich von soge-
nannten Pflegepersonen gepflegt, d. h. überwiegend von 
Angehörigen.1 Und über 50 Prozent der Bundesbürger im 
Alter über 50 geben an, bereit zu sein, sich der Pflege ihrer 
Angehörigen zu widmen – in Dänemark sind dies gerade 
mal 13 Prozent.2 Neben den insgesamt 320.000 in der am-
bulanten Pflege Beschäftigten, ganz überwiegend Teil-
zeitkräften, sollen es inzwischen 330.000 bis 450.000 ost-
europäische Hilfen sein, die in deutschen Haushalten tätig 
sind, um Sorgeaufgaben zu übernehmen (Verdi 2014): die 
„Pflegeengel“, die über Agenturen vermittelt werden. Auf 
500.000 wird die Zahl der im Jahr 2030 fehlenden Be-
schäftigten in der Langzeitpflege beziffert3 – ohne Haus-
haltshilfen. 

Das Thema Pflege ist eine der großen und brisanten gesell-
schafts politischen Herausforderungen der nächsten Jahr-
zehnte. Die Zahl der auf Pflege angewiesenen Menschen 
wird von derzeit etwa 2,4 Millionen auf 4,5 Millionen im 
Jahre 2050 steigen. Gleichzeitig geht das sogenannte 
Pflegepotenzial zurück. Die Zahl der erwachsenen Kinder 
von auf Pflege angewiesenen Eltern nimmt ab. Ihre Bereit-
schaft und Fähigkeit auch: Immer mehr Frauen sind er-
werbstätig und stehen nicht einfach, wie von vielen voraus-
gesetzt, für Pflegeaufgaben zur Verfügung. Häufig leben 
sie an einem anderen Ort. Und viele, gerade aus den bil-
dungsbürgerlichen Kreisen4, können es sich nicht vorstel-
len, ihre Eltern zu pflegen. Nicht selten sind es Kinder und 
Jugendliche, die Pflegeaufgaben für ihre Eltern oder Groß-
eltern übernehmen: über 220.000 sollen es sein5. Gerade 
hier stellen sich Fragen nach den Grenzen der Belastbar-
keit der Pflegenden. Viele Frauen, die ihre an Demenz er-
krankten Eltern oder Männer pflegen, leiden an schweren 
Depressionen. Pflegende Kinder werden in ihrer Entwick-
lung beeinträchtigt, wenn sie durch die Aufgaben überfor-
dert werden. Und ist die Aufgabenverteilung zwischen 
den Geschlechtern und Generationen fair? Schlecht be-
zahlte und öffentlich kaum wahrgenommene Sorgeaufga-
ben werden typischerweise als Frauenaufgaben angese-
hen. Darf das so bleiben? Beteiligen sich auch Männer an 
der Pflege? Ja, sie tun es vermehrt6: als Partner, als Söhne. 
Sie tun es anders als Frauen. Aber sie sind weiterhin in der 
Minderheit. Offenbar gelingt die Teilung von Sorgeaufga-

70 Prozent der sogenannten 
Pflegebedürftigen werden in 
der Familie versorgt. Viele 
Angehörige hat das an die 
Grenzen ihrer Belastbarkeit 
gebracht. Mehr Pflegeheime 
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ben im Alter besser als in der Kindererziehung. Aber von 
gleichberechtigter Aufteilung ist man auch hier noch weit 
entfernt. Die Pflegeversicherung, das ist sicher, wird die Si-
cherung der Pflege niemals vollständig garantieren: sie 
unterstützt, sie zahlt Anteile der Kosten, sie achtet auf be-
stimmte Aspekte der Qualität der Pflege. Aber gewährleis-
ten, dass alle Pflegeaufgaben sozialstaatlich übernom-
men werden, kann sie nicht. Manche fordern dies7 – aller-
dings ohne realistische Chance. Das Thema Pflege gibt 
Anlass zur Sorge! 
Alter darf aber keinesfalls mit „Pflege“ gleichgestellt wer-
den. Von „Pflegebedürftigkeit“ betroffen sind zu einem 
ganz überwiegenden Teil Hochbetagte, über 85-Jährige 
– und auch in diesem Alter sind die „Pflegebedürftigen“ 
nicht in der Mehrheit. Nur eine kleine Minderheit der „jun-
gen Alten“ braucht regelmäßig Hilfen. Auch die von vielen 
als Geißel des Alters verstandene Demenz ist typischer-
weise eine Begleiterin des hohen Alters. Es gibt viele an-
dere „Sorgen“ in einer Gesellschaft des demografischen 
Wandels, bei denen die aktive Sorge auch älterer Men-
schen gefragt ist: Flüchtlinge, Umwelt, Zukunft der Ge-
meinde, benachteiligte Kinder, der örtliche Zusammenhalt, 
Menschen, die mit ihrem Leben nicht zurechtkommen, die 
unter Armut leiden. Und es sind gerade die älteren Men-
schen, die sich zunehmend engagieren: in der Familie, in 
der Nachbarschaft, am Ort, für Flüchtlinge. Keine Alters-
gruppe ist inzwischen so stark in den vielfältigen Feldern 
des Engagements unterwegs wie gerade die älteren Ge-
nerationen – vom Protest bis zur aktiven Mithilfe.8 Die Poli-
tik fordert sie auch dazu auf, setzt auf sie. Sogar ein Pflicht-
jahr für Seniorinnen und Senioren wird immer wieder in die 
Diskussion gebracht.9 „Sorge“ hat zwei Seiten: die Besorg-
nis und das Besorgen, das Sorge empfangen und das sich 
aktiv Sorgen gehören zum Alter. Das Leitbild der Caring 

Community, der „Sorgenden Gemeinschaft“, greift das Sor-
gethema in diesem doppelten Sinne auf.

Caring Community

Der Begriff der Caring Community hat Konjunktur. Er ist in-
ternational zu einem Leitbegriff geworden, um auf regio-
naler und lokaler Ebene Verantwortungsstrukturen neu zu 
beleben und zu gestalten, die das Zusammenleben von 
Bürgerinnen und Bürgern sichern und neue Formen gegen-
seitiger Unterstützung etablieren helfen.10 Was verbirgt 
sich in dem Begriff? Ein Sparprogramm?11 Ein neuer Slo-
gan? Die Nutzung der Ressource Engagement? Schon se-
mantisch finden sich vielfältige Variationen. Da ist die Rede 
von „Sorgender Gemeinschaft“, „Sorgender Gemeinde“ 
oder von „Verantwortungsgemeinschaften“. Auch sind die 
Handlungs- und Themenfelder, in denen sich eine Caring 
Community entfalten kann, vielfältig: Sorgende Kommunen 
oder Gemeinden sorgen sich um ihre Zukunftsfähigkeit, um 
Kinder, um Integration, um ihre Werte, um Spiritualität, um 
Fremde, um Vulnerable, um Sterbende und Trauernde.
Aufgegriffen wird das Leitbild nicht nur auf kommunaler 
Ebene, sondern auch in Schulen, Universitäten und Unter-
nehmen – vor allem in den USA. Auch hier geht es um das 
vertrauensvolle Miteinander, um soziale Kompetenz und 
gesellschaftliche Verantwortung. Auch in der Entwick-
lungszusammenarbeit wird das Leitbild in kommunalen 
Programmen verwendet: vor allem dort, wo es um den 
Wiederaufbau sozialer, von Vertrauen getragener Zusam-
menhänge geht. Verwandt mit den „Caring“ sind die „Com-
passionate Communities“, die den gesundheitspolitischen 
Diskussionen entstammen und vor allem die Palliative Care-
Diskussion aufnehmen.12 Eindrucksvoll sind die Berichte 
etwa aus Indien, wo in einigen Bundesstaaten in kurzer 
Zeit nachbarschaftliche Palliative Care-Netzwerke aufge-
baut wurden, die inzwischen 40 Prozent aller Sterbenden 
erreichen und begleiten – so gewünscht.13 Manchen ist der 
Begriff suspekt: Zieht sich der Staat aus seiner Verantwor-
tung zurück? Werden klassische Frauenrollen reaktiviert? 
Schwer sei der Sorgebegriff, unpassend für eine spätmo-
derne und auf Individualismus setzende Gesellschaft14; 
und braucht es schon wieder ein neues Leitbild? 

„Sorgende Gemeinschaft“ und Alter

Wir leben in einer Gesellschaft des langen Lebens. Fragen 
der Generationensolidarität stehen auf der Agenda und 
sind im gesellschaftlichen Bewusstsein verankert – mit al-
len Ambivalenzen. Der Sorgebegriff kann vielfältige, häu-
fig wenig wahrgenommene Sorgeformen sichtbar machen 
und ihre Voraussetzungen und Bedeutungen reflektieren 
helfen. Ältere sorgen sich um die nachfolgenden Generati-
onen. Sie erbringen finanzielle Sorgeleistungen und dies 
im beträchtlichen Umfang. Die jährlichen intergenerativen 
Transferleistungen der Älteren zugunsten der Jüngeren 
übersteigen die SGB XII-Ausgaben im Bereich Grundsi-
cherung im Alter. Auch in der Betreuung von Enkelkindern 
spielen ältere Menschen eine große Rolle. Millionen von 
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Älteren sind „Sorgende“ für nachfolgende Generationen, 
in Nachbarschaften und innerhalb ihrer Altersgruppe. Ge-
genseitige Unterstützung, Begleitung und Pflege ist un-
denkbar ohne die Älteren.
Wird für die Sorgenden gesorgt sein? Im Sorgenbarome-
ter15 steht die Frage nach der Versorgung im Alter ganz 
oben. Bei den Jüngeren nimmt mit Blick auf die sozialen 
Sicherungssysteme die Gewissheit ab, dass für sie einmal 
gesorgt sein wird. Altersarmut wird insbesondere für 
Frauen vorausgesagt. Wie wir zukünftig füreinander sor-
gen, beschäftigt viele Menschen. Die Frage spielt individu-
ell, kollektiv und politisch eine zunehmend wichtige Rolle. 
Halten die Versprechungen des Sozialstaates? Hält die 
Gesellschaft sozial und kulturell zusammen? Beides hat et-
was miteinander zu tun: Ohne einen starken Sozialstaat 
keine Solidarität! Die Empirie spricht für diesen Zusammen-
hang.16

Aus Sicht der Gerontologie wird von einer Deinstitutionali-
sierung des Alters und einer „bunten Altersgesellschaft“17 
gesprochen. In den Blick genommen werden hier die Chan-
cen und die Zumutungen der eigenen Lebensgestaltung im 
Alter: Wir leben in einer Gesellschaft des langen Lebens 
und haben uns individuell und kollektiv darauf auszurich-
ten. Sorge heißt auch, für sich und sein eigenes Alter zu 
sorgen. Es stehen viele Optionen für die Lebensgestaltung 
im Alter zur Verfügung, so denn die jeweilige Lebenslage 
entsprechende Handlungsspielräume eröffnet. Viele äl-
tere Menschen erkennen ihre Optionen: beim Thema Woh-
nen, beim Engagement, im Konsum und in der Freizeit. Es 
gilt Vorsorge zu treffen, gesundheitlich, vor allen Dingen 
auch sozial, mental und spirituell. Zu den interessanten Er-
gebnissen der interdisziplinären Forschung in der Geron-
tologie gehört die Erkenntnis, dass die Prädiktoren für die 
fernere Lebenserwartung nicht vorrangig im unproblema-
tischen Blutdruck und Cholesterinspiegel zu suchen sind, 
sondern in der Qualität sozialer Netzwerke und ihrer Be-
deutung im Alltag. Damit wird eine Vorsorgedimension ins 
Bewusstsein gerückt, die auch in Richtung eines Verständ-
nisses von Sorge weist, in dem es nicht (primär) um „synthe-
tische“ Vorsorge in und durch Versicherungen geht, son-
dern um soziale Netzwerke. Für sich zu sorgen heißt auch, 
für andere Sorge zu tragen. Der Begriff der Mitverantwor-
tung von Hannah Arendt18 stellt die Bezüge her: Die Da-
seinsthemen von älteren Menschen – so die Ergebnisse 
von Forschungen von Andreas Kruse19 – beziehen sich nicht 
primär auf die Gesundheit, sondern auf das Wohlergehen 
anderer. Das gilt auch für junge Menschen, die in ähnlicher 
Weise die Bezogenheit auf die Anderen als hochbedeut-
sam einschätzen.20 Die Chance und Zumutung der eigenen 
Lebensgestaltung ist eingebettet in von Verantwortung ge-
prägte Beziehungen. Passt das in eine nachmoderne Ge-
sellschaft mit ihrem Individualismus, ihren Nutzenerwä-
gungen, ihren eher sachorientierten Beziehungen?
Das Thema Sorge berührt unsere Vorstellungen von Gene-
rationenbeziehungen und eigener Lebensgestaltung im 
Alter, die immer eingebettet sind in Verantwortungszusam-
menhänge und ein – mitnichten spannungsfreies – soziales 
Miteinander. Im Sechsten Altenbericht des Deutschen Bun-
destages21 wurden vier anthropologische Leitbilder für das 
Altern bzw. das Alter formuliert, die „Sorgenden Gemein-
schaften“ eine ethische und anthropologische Grundie-
rung verleihen: Selbstständigkeit, für die ich selbst indivi-
duell sehr viel tun kann; Selbstverantwortlichkeit, nicht 
etwa in einem neoliberalen Sozialstaatsverständnis, son-

dern in ihrer anthropologischen Tiefe; Mitverantwortlich-
keit, die das Glück des Lebens nicht nur in mir sucht, son-
dern auf Andere und den öffentlichen Raum ausgerichtet 
ist; sowie die Akzeptanz von Abhängigkeit, die schwer zu 
lernen ist, die aber Grundlage für eine solidarische Gesell-
schaft darstellt. 

„Sorgende Gemeinschaft“ und Familie

Ein zweiter wesentlicher Kontext, der für die Caring Commu-
nity von Bedeutung ist, ist der der Familie. Wir wissen um 
die Bedeutung der Generationenbeziehungen und gleich-
zeitig vom dramatischen Wandel der Familienstrukturen 
und -formen. Familie ist grundlegend für unsere Kultur, für 
die moralischen Vorstellungen, auch im Sinne einer Wei-
tergabe von Verpflichtungen. Letztere sind, wie Frank 
Schulz-Nieswandt22 es formuliert, moralökonomisch hoch 
wirk- und bedeutsam. Der Achte Familienbericht des Deut-
schen Bundestages hat das Thema Vereinbarkeit von Fami-
lie, Beruf und Pflege sowie die Zeitpolitik in den Mittel-
punkt gestellt. Damit werden zentrale Fragen „Sorgender 
Gemeinschaften“ aufgegriffen. Die Verantwortungsüber-
nahme für andere, das soziale Miteinander braucht ver-
fügbare Zeit. In einer Zeit, in der Zeit zum kostbarsten Gut 
wird, die Beschleunigung zunimmt, die Ausdehnung der Ar-
beitszeit und Verfügbarkeit für Arbeitszusammenhänge 
Zeit für das soziale Miteinander beschränkt, sind „Sorge-
zeiten“ keineswegs selbstverständlich. Beim Thema Verein-
barkeit und Zeitpolitik lohnt der Blick ins europäische Aus-
land. Wie kommt es, dass beispielsweise Norwegen und 
Schweden mit ihrem sehr ausgebauten Sozialstaat einen 
hohen Anteil an „Sorgezeiten“, d. h. Zeiten für die Familien-
arbeit – über die Geschlechter hinweg – aufweisen? Das 
hängt mit der Verschränkung von sozialer Infrastruktur mit 
einer relativ rigiden Arbeitszeitpolitik zusammen. Die 
rechtliche, vielmehr noch kulturelle Begrenzung von Ar-
beitszeiten scheint ein wesentlicher Faktor zu sein. Auch 
zeigen uns die skandinavischen Länder exemplarisch, dass 
freiwilliges Engagement positiv korreliert mit einem aktiven 
Sozialstaat. Zeitpolitik, die Vereinbarkeit von Erziehung 
und Pflege, das sind Fragen, die für „Sorgende Gemein-
schaften“ im Kontext der Familienpolitik hoch relevant sind. 
Ohne eine solche Zusammenschau und Verknüpfung von 
zentralen Fragen unserer Zeit bleibt das Leitbild der „Sor-
genden Gemeinschaft“ appellativ. 

„Sorge“

Der Begriff der Sorge erscheint manchen betulich und alt-
modisch. Andere reagieren geradezu aversiv auf diesen 
semantischen „Rückschrit t“ in Richtung Familiarismus, De-
professionalisierung und Romantisierung gegenseitiger 
Solidarität. Konnotiert ist der Sorgebegriff in Deutschland 
mit einem patriarchalen und autoritären Fürsorgeverständ-
nis, das lange Zeit prägend war – und in manchen Subkul-
turen noch lebendig ist. Nun kommt dem Begriff der Sorge 
neue Aktualität zu. Sorge lässt sich verstehen als „voraus-
schauende anteilnehmende Verantwortungsübernahme 
für sich selbst und andere“.23 Albert Camus formulierte: 
„Die einfache ‚Sorge‘ ist aller Dinge Anfang“.24 Er sieht die 
Sorge um den Anderen und auch das Glück des Anderen 
als zentrale Dimensionen menschlicher Existenz. Die Be-

140

Th
o

m
as

 K
lie

BiS2015_02_03_umbr.indd   140BiS2015_02_03_umbr.indd   140 29.06.15   11:2129.06.15   11:21



reitschaft und das Interesse, die Gesellschaft im Kleinen 
mitzugestalten, gehören zu den ganz wesentlichen Moti-
ven, sich zu engagieren; diese Verankerung von Mitverant-
wortlichkeit in den Motivstrukturen von Bürgerinnen und 
Bürgern belegt etwa auch der Freiwilligensurvey.25 Die 
Sorge kennt Bezugspunkte im unmittelbaren sozialen Um-
feld: Familie, Freunde und Nachbarschaft („Nahraum“) – 
und im „Fernraum“, bezogen auf die Gesellschaft, auf den 
Fremden.
Die Wieder- oder Neuentdeckung eines prima vista altmo-
disch wirkenden Sorgebegriffs problematisiert implizit die 
Dominanz einer ökonomisierten Sichtweise im Sozial- und 
Gesundheitswesen und der mit ihr verbundenen „Degra-
dierung“ des Menschen zum bloßen Kunden, zum Empfän-
ger „qualitätsgesicherter“ Dienstleistungen.26 Anteilneh-
mende und vorausschauende Verantwortungsübernahme 
heißt wesentlich mehr als DIN- und ISO-Qualität. Die Wie-
derentdeckung der „Sorge“ im zivilgesellschaftlichen und 
politischen Diskurs kann wichtige Reflexionsprozesse über 
sozialstaatliche Logiken anstoßen. Hierin liegt seine pro-
duktive Irritationsqualität.
Bürgerinnen und Bürger sind in „Sorge um die Sorge“: Viele 
bezweifeln, dass für sie gesorgt sein wird, wenn sie allein 
nicht mehr zurechtkommen. Heime wurden für viele zum 
Schreckgespenst, ein Sterben im Krankenhaus „wünschen“ 
sich nur ein Prozent der Bevölkerung in Deutschland. Die 
Entwicklung würdiger Lebensangebote für vulnerable alte 
Menschen war weder in der Vergangenheit selbstver-
ständlich und ist es auch heute nicht. Auch Angehörigen 
wollen sie nicht zur Last fallen. Man fürchtet sich vor unwür-
digen Bedingungen einer Versorgung trotz ausufernder 
Qualitätssicherung und Kontrolle in Heimen. Sogar die Be-

reitschaft auf Lebensverzicht wird einem Schicksal als 
„Pflegefall“ vorgezogen. Eine besondere Sorge des mo-
dernen Menschen ist die Sorge um die eigene Würde und 
Personalität, wenn es um schwere Krankheit und Pflege 
geht: „So will ich nicht enden“, als „Pflegefall“, als „demen-
ter Idiot“. Auch Prominente wie Hans Küng äußern sich in 
dieser Weise27 – was individualethisch nachvollziehbar ist, 
aber sozialethisch mitnichten.28 Die Bereitschaft, das One-
Way-Ticket nach Zürich zu buchen, steigt. Zwei Drit tel der 
Bevölkerung sollen für die Legalisierung des assistierten 
Suizides votieren.29 Auf Hilfe anderer existentiell verwie-
sen zu sein, das Bild des kontrollierten, erfolgreichen Men-
schen einzubüßen, stellt sich als narzisstische Kränkung für 
den „selbstbestimmten autonomen“ Menschen dar. Müs-
sen wir neu lernen, ja zur Sorge zu sagen? 

„Gemeinschaft“

In der Caring Community steckt die Vorstellung von „Ge-
meinschaft“. Es wird von „Sorgenden Gemeinschaften“ ge-
sprochen. Was ist darunter zu verstehen? „Sorgende Ge-
meinschaften“ werden bisweilen mit einem modernen 
Hilfe-Mix gleichgestellt, dem Zusammenwirken von Staat, 
marktorientierten Dienstleistern sowie Nachbarschaften 
bzw. Angehörigen. In dem Freiburger Modell für Wohn-
gruppen für Menschen mit Demenz wird von der „geteilten 
Verantwortung“ gesprochen.30 Damit ist eine Konzeption 

Sorge ist immer in Verantwor-
tungszusammenhänge einge-
bettet und kann viele Formen 
annehmen. So sorgen sich bei-
spielsweise ältere Menschen 
um die nachfolgenden Gene-
rationen und spielen bei der 
Betreuung von Enkelkindern 
eine große Rolle.

picture alliance/dpa
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und Praxis angesprochen, die das aufeinander bezogene 
Tätigwerden von Profis und Familienangehörigen, staatli-
chen Instanzen und Familie synergetisch und produktiv zu 
gestalten sucht. Geteilte Verantwortung und Hilfe-Mix 
heißt aber noch nicht Gemeinschaft. Geteilte Verantwor-
tung basiert auf einem intelligenten Zusammenwirken, ei-
ner Kultur der Verständigung und Aushandlung und ökono-
mischer Effizienz des Arrangements. Gemeinschaft bedeu-
tet also mehr als wohlfahrtspluralistische Arrangements. 
Gemeinschaften sind geprägt durch Zugehörigkeit, durch 
gemeinsame Werte, durch Reziprozität, durch Verantwor-
tungsbeziehungen. 
Wir kennen die verschiedensten Gemeinschaften: die Fa-
milie – auch in einem familiensoziologischen Verständnis, 
das über die Blutsfamilie hinausweist –, Nachbarschaften, 
Freundeskreise, Formen der Selbstorganisation und Asso-
ziierung (Wohngemeinschaften, Jung- und Alt-Wohnpro-
jekte), Glaubensgemeinschaften mit ihrer spirituellen Qua-
lität. Der territoriale Zusammenhang, die Kommunen mit 
ihren unterschiedlichen Ebenen – etwa Kreis, Gemeinde, 
Ortsteil und Quartier – bieten Räume und Strukturen, in 
denen soziales Miteinander als gegenseitige Verantwor-
tung geübt und gelebt wird. Ob nun aus Kirchengemein-
den hervorgehend, aus Mehrgenerationenhäusern, aus 
Familienzentren oder Quartiersbüros. Gewillkürte und vor-
gefundene Gemeinschaften können „Sorgende Gemein-
schaften“ sein oder werden. Welchen sich Menschen dann 
zugehörig fühlen, bleibt die Entscheidung eines jeden Ein-
zelnen. Diese Entscheidung ist andererseits auch abhän-
gig von der Offenheit der jeweiligen Gemeinschaften: von 
der Willkommenskultur in Nachbarschaften, der Offenheit 
von Freundeskreisen oder religiösen Gruppen und Kirchen 
– auch und gerade für Zuwanderer. Verantwortung und 
Vertrauen31 sind die Grundlage einer zukunftsfähigen Ge-
sellschaft. In den kleinen Lebenskreisen spielen die erlebte 
Zugehörigkeit, die soziale Aufmerksamkeit für den Ande-
ren, sowie geteilte Werte und das Gefühl von Sicherheit 
eine große Rolle. Dem Staat kommt die Funktion zu, die Be-
dingungen zu fördern, aus denen Gemeinschaften entste-
hen und gepflegt werden. Er trägt die Verantwortung für 
förderliche Rahmenbedingungen. Seine Aktivität ist vor al-
lem dort gefragt, wo gemeinschaftliches Leben nicht von 
sich aus funktioniert oder gefährdet wird. 

Sorge und Geschlecht
Das Thema Sorge und „Sorgende Gemeinschaften“ ist im-
mer eingebettet in den Gender- und Gerechtigkeitsdis-
kurs. Die Verteilung von Sorgeaufgaben ist weiterhin ei-
nem vormodernen Rollenmuster verhaftet, auf ihm ist die 
soziale Pflegeversicherung fiskalisch kalkuliert. Die kultu-
relle Herausforderung des demografischen und sozialen 
Wandels liegt in einer fairen und intelligenten Neuvertei-
lung von Sorgeaufgaben im Geschlechter- und im Genera-
tionenverhältnis; ohne Rückgrif f auf einen familialen Revisi-
onismus. Gelingt dies, dann ist es sowohl vor Ort als auch 
auf der Ebene des nationalen Diskurses ein interessantes 
Projekt, über „Sorgende Gemeinschaften“, über Gerech-
tigkeitsfragen im Geschlechter- und im Generationenver-
hältnis zu verhandeln. Geschieht dies nicht, besteht entwe-
der die Gefahr, dass überkommene Frauenrollen wieder 
aufleben oder eine konservative Symbolpolitik betrieben 
wird, die von dringenden sozial- und ge sell schafts po li-
tischen Reformen ablenkt.32

Ethik und Subsidiarität
Das in diesem Zusammenhang bedeutsame Subsidiaritäts-
prinzip berührt nicht nur Fragen der Ordnung des Sozialen, 
sondern erinnert daran, dass Anthropologie die Basistheo-
rie der Sozialpolitik ist. Es berührt wichtige anthropologi-
sche und ethische Dimensionen unserer Gesellschaft. Das 
Subsidiaritätsprinzip gehört nicht nur in der katholischen 
Soziallehre in eine Trias mit den Prinzipien der Personalität 
und Solidarität. Es baut auf einer Anthropologie der Freiheit 
und Verantwortung. Heinz Bude33 zieht das Subsidiaritäts-
prinzip als ethischen Maßstab für sozialpolitische Gestal-
tungsoption heran. Er fragt, ob unser Handeln von subsidi-
ärer Vorsicht geleitet ist, wenn wir die Ganztagsschule ge-
gen gemeinnützige Freizeitangebote und Initiativen setzen. 
Ist der Initiativgeist der Eltern durch qualitätsgesicherte Be-
treuung substituierbar? Wohngemeinschaften versus Pfle-
geheime, die qualitätsgesicherte Dienstleistung versus 
Selbstorganisation. Das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit 
wohlfahrtspluralistischer Konzepte und hybrider Organisa-
tionsformen ist bei vielen Sozialpolitikern wenig ausge-
prägt. Der Staat verlegt sich seit Jahren auf das Kontrollie-
ren von Institutionen, um seiner Verantwortung gerecht zu 
werden. Nur, hilft Kontrolle wirklich? Dass sich hinter sehr 
guten Pflegenoten und jährlichen Kontrollen durch Heim-
aufsichtsbehörden massenhaft Menschenrechtsverletzun-
gen verbergen, ist kein Thema. Heinz Bude folgend wäre 
eine Beweislast der Institutionen des Sozialstaates einzu-
führen, dass ihre Interventionen den Grundsätzen der Sub-
sidiarität nicht widersprechen.

Das Thema „Sorgende Gemeinschaften“ ist immer eingebet-
tet in den Genderdiskurs. Die Verteilung von Sorgeaufgaben 
ist weiterhin einem vormodernen Rollenmuster verhaftet. 
Eine der Herausforderungen des demografischen Wandels 
liegt in der fairen und intelligenten Neuverteilung von Sor-
geaufgaben im Geschlechterverhältnis. picture alliance/dpa
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Laut Emmanuel Lévinas ist die Ethik der Solidarität in der 
„Güte der unbegrenzten Verantwortlichkeit“ verankert, die 
– so Heinz Bude – in der familialen Erfahrung ihren Ur-
sprung hat, aber in der Beziehung zum fremden Nächsten 
ihre Bewährung findet. In dieser Formulierung trit t die anth-
ropologische Grundlage des Subsidiaritätsprinzips deut-
lich heraus und zugleich die fast schon religiöse bzw. hu-
manistische Qualität: „die Güte der unbegrenzten Verant-
wortlichkeit“ kennt kein rationales Kalkül.

Lokale Communities und Verantwortungsgesellschaft

Wenn lokale Gemeinschaften in der „Verantwortungsge-
sellschaft“ thematisiert werden, geht es nicht um die Exeku-
tive allgemeiner Verteilungsstandards, um die Beteiligung 
an qualitätsgesicherten Angeboten in der Logik eines öko-
nomisierten Sozialwesens. Hier geht es vielmehr – so argu-
mentiert Marianne Heimbach-Steins34 – um Orte und Trä-
ger von Wohlfahrtsverantwortung und um das Spannungs-
verhältnis zur gesamtgesellschaftlichen Solidarität. Das 
bedarf sozialstaatlicher Rahmensetzung und lokaler Ge-
staltungsoptionen. Hierzu gibt es zahlreiche Hinweise und 
Empfehlungen zu einer neuen Familienpolitik35, einer Neu-
gestaltung des Sozialen36 und zur Rekommunalisierung 
von Pflegeaufgaben.37

Insgesamt spielt die sozialpolitische Neubewertung der 
Kommunen im Kontext einer Politik der „Sorgenden Ge-
meinschaft“ eine große Rolle. Die Infrastrukturverantwor-
tung gehört auf die kommunale Ebene und dies in einer 
Weise, die Kommunen zu Nutznießern sozialer Investitio-
nen macht. Die faktische Dominanz zentraler Steuerung 
durch nationale Agenturen wie den Pflegekassen, die in 
vielen Bereichen Platz gegriffen hat, marginalisiert die 
Kommune in ihrer Steuerungsfähigkeit und -bereitschaft. 

Dabei gilt es im Sinne der „Sorgenden Gemeinschaften“, 
Kommunen als Orte des guten Lebens, des sozial integrier-
ten Wohnens, der Inklusion – auch des leidenden Men-
schen, des Homo patiens – im Alter zu begreifen und zu 
gestalten. In einer Gesellschaft des langen Lebens und de-
mografischen Wandels wird die Qualität einer Kommune 
als inklusives Gemeinwesen und einer pathosophilen Kom-
munalität38 neben wirtschaftlicher Prosperität zu einem 
Faktor für den Standort.39 
Dabei ist Kommune nicht gleich Kommune. Alle Ebenen, 
vom Kreis bis zum Quartier oder Dorf, haben ihre Bedeu-
tung: der Kreis für die Infrastruktur, die Sozialleistungen, 
die Koordination, die Gemeinde für die Aktivierung und 
Würdigung von Partizipation und Engagement, für Sorge-
strukturen und -kulturen und seine lokalpolitische Themati-
sierung. Bei der sorgenden Gemeinde gibt der von Frank 
Schulz-Nieswandt aufgegriffene Begriff der „Inklusions-
gemeinschaft“40 die Richtung an. Inklusionsgemeinschaft 
meint ein neues Gemeindeleben als Form eines stärker ge-
meinschaftlich akzentuierten interpersonalen Lebens. In 
ihr ist das eigene Leben auch auf den Anderen ausgerich-
tet: in sozialer Aufmerksamkeit, in nachbarschaftlicher Un-
terstützung, durch genossenschaftliche Formen der Bewirt-
schaftung des gemeinsamen Lebens – und dies in Akzep-
tanz der Verschiedenartigkeit und der Vielfalt. Von der 
Genossenschaftlichkeit des Polis-Gedankens unter moder-
nen Bedingungen personaler Authentizität spricht Schulz-
Nieswandt.41 Mit einem solchen Verständnis geht eine 
ganze Reihe von Herausforderungen für die Kommunen 
einher. Dazu gehören:
 l die Überwindung einer Logik der Ökonomisierung aller 

Lebensbereiche;
 l die Überwindung eines anachronistisch-romantischen 

Familialismus;
 l die Praxis einer neuen Gastfreundschaft gegenüber 

dem Homo patiens;
 l die Offenheit für genossenschaftliche Antworten auf 

Voraussetzungen für Bedingungen der Existenz vor Ort 
(Daseinsvorsorge) sowie
 l die Entfaltung einer Innovationskultur.42

Dass eine solche substantielle Rekommunalisierung ge-
lingt, ist keineswegs selbstverständlich. Auch wenn die 
Kommunen sie fordern, fast alle Länder hinter den Vor-
schlägen stehen: die Kranken- und Pflegekassen mitsamt 
dem Bundesgesundheitsministerium sind nicht Fan eines 
damit verbundenen Aufgabenverlustes. Und nicht alle 
Kommunen sind dazu bereit und in der Lage, eine solche 
Aufgabenverlagerung umzusetzen. Ihre Ausgangslagen – 
sowohl kulturell als auch politisch und finanziell – sind 
höchst unterschiedlich. Die Resonanzfähigkeit eines Leit-
bildes der „Sorgenden Gemeinschaften“ in unterschiedli-
chen politischen Lagern und in breiten Teilen der örtlichen 
Bevölkerung, die Notwendigkeit, eine neue vorsorgende 
und sorgende Sozialpolitik zu entwerfen, um gegenüber 
den Herausforderungen des demografischen Wandels 
nicht zu kapitulieren, geben dem Leitbild eine gewisse Po-
tenzialität. In Studien zur kommunalen Demografiepla-
nung43 kommt immer wieder eine hohe Attraktivität des Ge-
nossenschaftsgedankens für die eigene Lebensführung 
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und die produktive Bearbeitung der „Sorge um die Sorge“ 
zum Ausdruck. Hier liegen lokale Potenziale. Das Pro-
gramm „Aktiv im Alter“44 hat sie in vielen hundert Kommu-
nen in Deutschland sichtbar gemacht. Von der zentralen 
Bedeutung der Dimension Partizipation und Mitgestaltung 
für die lokale gesellschaftliche Entwicklung war bereits die 
Rede. Sie trif f t vor Ort auf sehr unterschiedliche Typen von 
Kommunen. Sie öffnen sich sehr unterschiedlich den demo-
grafischen und sozialen Wandlungsprozessen. Frank 
Schulz-Nieswandt folgend lassen sich Kommunen diesbe-
züglich in Typen unterteilen: Der innovative Typus ist bereits 
auf dem Weg, der desorientier te, hilflose Typus ist eher des-
orientiert, aber veränderungsbereit, der depressive Typus 
sieht nur eine düstere Zukunft, ihm ist schwer zu helfen und 
der ignorante Typus ist der Besserwisserei verhaftet. Je 
nachdem, welchen Typus wir antreffen, finden wir eben 
auch unterschiedliche Voraussetzungen vor Ort. Die För-
derung „Sorgender Gemeinschaften“ ist damit eingebettet 
in ein breit angelegtes Kommunalentwicklungsprogramm. 
Nicht von ungefähr widmet sich die Kommunale Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) dem 
Thema Bürgerkommune.45 Auch das Programm „Soziale 
Stadt“ unterstützt seit langem Innovationskulturen in vielen 
Quartieren: das Ineinandergreifen von bundespolitischen 
Anreizstrukturen mit örtlichen Entwicklungspotenzialen 
wird zum wesentlichen Erfolgsindikator für eine Politik, die 
sich dem Leitbild „Sorgender Gemeinschaften“ verschreibt.

Auf dem Weg in eine sorgende Gesellschaft? Quo 
vadis Pflege?

Die Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte sind 
groß. Gerade beim Thema Pflege. Selbst Wirtschaftswis-
senschaftlerinnen und Wirtschaftswissenschaftler sehen 
keine Alternative zu Formen ortbezogener Versorgungs-
konzepte, in denen sich Professionelle, andere berufliche 
Tätige – Haushaltshilfen, Assistenz – mit Angehörigen, 
Nachbarn und Freiwilligen ergänzen, wenn es darum geht, 

ein gutes Leben unter Bedingungen der Verwiesenheit auf 
fremde Hilfe zu ermöglichen.46 Bewusst sollte auf den Be-
grif f der Pflegebedürftigkeit verzichtet und der Begriff des 
Pflegefalls vermieden werden. Beide Begriffe und das 
rechtliche Konstrukt sind problematisch. Pflegebedürftig-
keit dient dazu, Voraussetzungen für die Leistungen der 
Pflegeversicherung zu definieren. Da macht er Sinn. Er ist 
kein wissenschaftlicher Begriff, er ist ein rechtliches Konst-
rukt. Keinesfalls dürfen Menschen auf den Fall der Pflege 
reduziert werden: da fängt die Inhumanität schon in der 
Sprache an. Der Begriff der Sorge ist weiter – und er spricht 
alle an: Pflege und Sorge sind eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe. Die Bedingungen vor Ort sind unterschied-
lich.47 Keineswegs kann man davon ausgehen, dass sich 
die Pflegethematik in Deutschland überall gleich stellt. 
Auch in Baden-Württemberg nicht. Die Zahlen der Emp-
fänger von Leistungen der Pflegeversicherung sind ver-
schieden, die künftigen Entwicklungen unterscheiden sich 
dramatisch: hier Zuwanderung, dort Abwanderung, hier 
zu viele Heime, dort zu wenige, hier Bereitschaft, sich auf 
neue Wege – etwa Wohngemeinschaften – einzulassen, 
dort undenkbar. Hier sind viele Ehrenamtliche aktiv, dort so 
gut wie keine. Hier arbeitet man gut zusammen – Kranken-
häuser, Ärzte, Kommune –, dort klappt es mit der Koopera-
tion nicht. Auf den Ort kommt es an. Die Kranken- und Pfle-
gekassen haben in den meisten Fällen keinen Bezug zum 
Ort, an dem ihre Versicherten leben – und in der Regel 
auch sterben wollen. Setzt man auf neue Formen des Hilfe-
Mixes, baut man auf neue Formen der Solidarität. Will man 
die kommunale Intelligenz nutzen, dann gibt es keine Alter-
native dazu, die Kommunen wieder stärker in Aufgaben 
der Sorge- und Pflegepolitik einzubeziehen. Entspre-
chende Vorschläge liegen vor. Im Kern geht es darum, die 
Kommunen mit der Regiefunktion auszustatten, die Pflege 
vor Ort zu managen: in Sachen Planung, in Sachen 
I nfrastrukturentwicklung, im Quartier, durch Case- und 
Care-Management48 – in Kooperation mit den Kassen, mit 
Mitteln aus der Pflegeversicherung – und begleitet durch 
das Land. Ein Pflegestützpunkt pro Kreis reicht nicht. Die 

Kommunen müssen sich als 
Orte des guten Lebens, der 
Inklusion im Alter begreifen. 
Eine sorgende Gesellschaft ist 
auf kommunale Intelligenz 
angewiesen. Die Stadt Mün-
chen hat einen unentgeltlichen 
Friedhofs-Fahrservice einge-
richtet, der ältere Menschen 
dorthin bringt, wo ihre Ange-
hörigen begraben liegen.

picture alliance/dpa
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Wege, die Rheinland-Pfalz und das Saarland eingeschla-
gen haben, sind richtungsweisend, da sie Pflegeberatung 
und Planung konsequent auf der örtlichen Ebene ansie-
deln. 
Eine Politik, die sich damit begnügt, die Pflegeversicherung 
immer mal wieder etwas zu reformieren – auch ein neuer 
Pflegebedürftigkeitsbegriff, der nach jahrelanger Diskus-
sion kommen soll, hilf t nicht, die grundlegenden Fragen zu 
beantworten, weicht der Notwendigkeit einer Strukturre-
form aus und tut so, als könne man das Thema Pflege als ein 
Versicherungsthema behandeln. Das ist falsch und unver-
antwortlich. Die Pflegeversicherung ist wichtig, auch eine 
mit (deutlich) mehr Leistungen und Geld. Im Kern ist das 
Pflegethema ein kulturelles: Wie halten wir es mit der Soli-
darität mit vulnerablen alten  – und auch jungen – Men-
schen? Und es ist ein Thema, das vor Ort aufgegriffen wer-
den muss: Nicht was fachliche Standards anbelangt, die 
sind in den Fachwissenschaften zu entwickeln und bean-
spruchen landesweite Geltung, aber was tragfähige Sor-
gestrukturen und -kulturen anbelangt. Eine Bundes- und 
Landespolitik, die dies erkennt und aufgreift, wird mit dem 
Leitbild einer sorgenden Gesellschaft etwas anfangen kön-
nen: Wir werden die Chancen und Herausforderungen ei-
ner Gesellschaft des langen Lebens nur meistern, wenn wir 
die Verantwortungs- und Mitgestaltungsbereitschaft der 
Bürgerinnen und Bürger ansprechen und ihnen Raum ge-
ben – auch politisch. Nicht Investorenkalküle, nicht korpo-
ratistische Absprachen: die Auseinandersetzung mit dem 
Thema im Gemeinderat, in Kirchengemeinden, in Initiativen 
ist gefragt. Und die Bürgerinnen und Bürger sind interes-
siert und in erstaunlichem Umfang bereit, mit zu debattie-
ren und mitzumachen. Die (pro)aktive Auseinandersetzung 
mit den Themen Sorge und Pflege ist eine wesentliche Be-
dingung für Vertrauen in die Sorgefähigkeit der Gesell-
schaft und eine individuelle Auseinandersetzung mit exis-
tentiellen Fragen des Lebens, die sich allen stellen. Ob als 
Freiwillige49, als Pflegebegleiter50, in Genossenschaften51, 
in Wohngemeinschaften52 oder in Bürgergemeinschaf-
ten.53 Vielerorts geschieht dies in beeindruckender Weise. 
Wahrscheinlich wäre es klug, zunächst diesen Kommunen 
gesetzlich die Möglichkeit einzuräumen, Ressourcen und 
Kompetenzen für das Thema Pflege zu erhalten54, wenn sie 
sich konsequent auf den Weg zu Caring Communities ma-
chen (wollen).

ANMERKUNGEN

1 Statistisches Bundesamt (2015): Pflegestatistik 2013. URL: https://
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ALTWERDEN IN EINEM FREMDEN LAND

Älterwerden in der Fremde
Gürcan Kökgiran, Anna-Lena Kökgiran

Die gesellschaftliche Sensibilität für das Phänomen al-
ternder Migrantinnen und Migranten setzte in Deutsch-
land relativ spät ein. Dies hängt nicht zuletzt damit zu-
sammen, dass sich die Bundesrepublik Deutschland mehr 
als 50 Jahre mit dem Begriff „Einwanderungsland“ 
schwer tat. Inzwischen sind die Arbeitsmigrantinnen und 
-migranten der ersten Generation im Durchschnitt über 
70 Jahre alt und leben zum Teil seit über 50 Jahren in 
Deutschland. Was bedeutet es, in der Fremde älter zu 
werden bzw. alt zu sein? Wie wird diese Lebensphase 
subjektiv erlebt und reflektiert? Häufig sind ältere Mig-
rantinnen und Migranten in ihrer „zweiten Heimat“ meh-
reren Benachteiligungen ausgesetzt: Geringe Renten, 
psychosoziale Probleme und gesundheitliche Einschrän-
kungen, kulturelle und sprachliche Barrieren sowie nicht 
zuletzt Diskriminierungen im Alltag prägen das Älter-
werden in einem fremden Land. Gürcan und Anna-Lena 
Kökgiran folgern, dass aus diesen prekären Lebens- und 
Gesundheitsbedingungen ein (sozial-)politischer Hand-
lungsbedarf resultiert. Neben Sozial- und Gesundheits-
diensten, Wohlfahrtsverbänden, Renten- und Pflegekas-
sen sind davon auch Einrichtungen der professionellen 
Pflege betroffen. 

Alter und demografischer Wandel

Alter(n) ist ein vielschichtiger Prozess, der sich nicht nur auf 
biologische und psychologische Vorgänge beschränkt, 
sondern soziale, politische und kulturelle Dimensionen des 
gesellschaftlichen Lebens umfasst (vgl. Zoll 1997: 70). Fra-
gen nach dem biografischen Werdegang, der Persönlich-
keitsentwicklung, dem Verlauf der Erwerbstätigkeit sowie 
die Veränderung der eigenen Rolle in der Familie stellen 
wichtige zu beachtende Größen in der Trias der lebens-
laufberührenden Dimensionen Markt, Staat und Familie 
dar. Ebenso müssen Krankheitsverläufe, gesundheitliche 
Versorgung und die Wohnsituation berücksichtigt werden. 
All dies hat Auswirkungen auf die Lebensqualität im Alter, 
d. h. wie Alter gelebt und erlebt werden kann (vgl. Bay-
kara-Krumme/Motel-Klingebiel/Schimany 2012: 11).
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes wird die 
Zahl der über 60-jährigen Menschen in Deutschland bis 
2030 um 7,3 Millionen Menschen steigen. Zudem wird we-
gen des wachsenden Geburtendefizits eine Abnahme der 
Bevölkerung prognostiziert, so dass im Jahre 2050 die 
über 60-Jährigen 40 Prozent der Gesamtbevölkerung stel-
len werden (vgl. Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder 2011: 3). Diese Veränderung der Bevölkerungs-
struktur bedeutet, dass dann fast jeder zweite in Deutsch-
land lebende Mensch über 60 Jahre alt sein wird. Von be-
sonderer gesellschaftlicher Bedeutung ist, dass sich die 
Zahl der Hochaltrigen (80+) – also derjenigen Menschen 
mit einer signifikant hohen Pflegebedürftigkeitswahr-
scheinlichkeit – im Vergleich zu 2009 von vier auf über zehn 

Millionen Menschen erhöhen wird (vgl. Statistische Ämter 
des Bundes und der Länder 2010: 4).
Der hier angesprochene demografische Trend betrif ft nicht 
nur die autochthonen „Deutschen“, sondern auch die allo-
chthone (d. h. zugewanderte) Bevölkerung und hier insbe-
sondere die so genannten Arbeitsmigrantinnen und -mig-
ranten aus den klassischen Anwerbeländern mit einer Auf-
enthaltsdauer in Deutschland von meist mehr als 30 Jahren 
(vgl. Backes/Clemens 2008: 265 ff.; Schimany/Baykara-
Krumme 2012: 58).1 Noch unterscheidet sich die Alters-
struktur der Menschen ohne und mit Migrationshintergrund 
deutlich: ältere Zuwanderer sind bis dato eher „junge Alte“ 
– perspektivisch kommt es jedoch zu einer Angleichung der 
Altersstruktur (vgl. Schimany/Baykara-Krumme 2012: 55 f.). 

Seit Ende der 1950er Jahre wurden aus unterschiedlichen 
Ländern sogenannte Gastarbeiter angeworben, um den 
deutschen Arbeitskräftemangel auszugleichen. Die ange-
worbenen Menschen sollten im Sinne des Rotationsprinzips 
für ein oder zwei Jahre in Deutschland arbeiten und 
anschließend in ihre Heimatländer zurückkehren. Doch die 
allermeisten blieben; und Deutschland wurde ihr endgültiger 
Lebensmittelpunkt. picture alliance/dpa
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Exkurs: Mustafas Geschichte

Am Rheinufer gleich neben dem Jachthafen sitzt ein alter 
Mann mit weißen Haaren und einer Angelroute in der 
Hand. Die Wellen funkeln im Licht der Mittagssonne, träge 
tuckert eine Fähre vorbei, schlägt Wellen am Sandstrand. 
Mustafa angelt schon seit Jahrzehnten an der gleichen 
Stelle. Früher, als Mustafa ein zwanzigjähriger junger 
Mann war, war das Rheinwasser ein schmutziges und stin-
kendendes Gewässer. Ende der 1960er, Anfang der 1970er 
Jahre arbeitete er an den Hochöfen einer Metallgießerei. 
Damals wurden viele Abfallstoffe aus den Produktionspro-
zessen einfach ungefiltert in den Rhein entlassen. Ölschlie-
ren, Plastiktücher und allerlei Chemie und Müll trieben auf 
dem Wasser. In den 1980er Jahren fand ein Umdenken 
statt. Gesetzliche Regelungen setzten Auflagen für den 
Umgang mit der Umwelt fest, es wurden sogenannte Rhein-
gütestationen gebaut, die ständig die Qualität des Was-
sers bezüglich der Umweltbelastung kontrollierten. In den 
1990er Jahren entdeckte Mustafa das Angeln als Hobby 
für sich. Und seit er in Rente gegangen ist, angelt er bei-
nahe jeden Tag. Inzwischen hat das Rheinwasser an man-
chen Stellen eine sehr gute Qualität. Viele der Jachtkapi-
täne kennen ihn beim Namen, grüßen ihn beim Anlegen. 
Ab und an schaut ein Anglerfreund vorbei, dann wird unter 
den großen Platanen angestoßen und über die letzten 
Fänge geredet.
Mustafas Lebensgeschichte ist die klassische Geschichte 
eines Menschen, der als junger Mann seine Heimat verließ 
und in die Fremde zog, um ein besseres Leben zu verwirkli-
chen. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs führten tra-
gische Völkervertreibungen und das so genannte Wirt-
schaftswunder zu Zuwanderungsströmen nach Deutsch-
land. Abgesehen von den Millionen deutscher Flüchtlinge 
und Vertriebener, die gleich nach dem Ende des Weltkrie-
ges in die westlichen Besatzungszonen Deutschlands ein-
wanderten, nahm die Migration nach dem Mauerbau 1961 
durch die Zuwanderung ausländischer Staatsangehöriger 
eine neue Qualität an (vgl. Bade/Oltmer 2004: 71). 

Alter und Altwerden in der Fremde

Deutschland ist eine Migrationsgesellschaft und damit 
nicht nur eine Gesellschaft, in die ein- und ausgewandert 
wird, sondern eine Gesellschaft, in der auch transnatio-
nale Biografien immer mehr an Bedeutung gewinnen. Mus-
tafas Lebensgeschichte beispielsweise überschreitet staat-
liche und kulturelle Grenzen einer einzigen Nation und 
geht über diese hinaus. Sie verbindet kulturelle Eigenhei-
ten, die er in seiner Kindheit verinnerlicht hat, aber auch 
Entwicklungen und Prozesse bis zum hohen Alter im An-
kunftsland. Dabei zeigt sich der Zusammenhang von Mig-
ration und Alter(n) als Schnittmenge zweier großer gesell-
schaftlicher Herausforderungen: (1.) die der transnationa-
len Migrationsbewegungen und (2.) die der demografischen 
(Über-)Alterung der Gesellschaft (vgl. Baykara-Krumme/
Motel-Klingebiel/Schimany 2012: 11).
Seit Ende der 1950er Jahre wurden aus unterschiedlichen 
Ländern wie Italien, Griechenland, Portugal, Spanien, Ma-
rokko, dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei so 
 genannte Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter im Zuge bi-
lateraler Verträge angeworben, um den deutschen Ar-
beitskräftemangel auszugleichen. Dadurch wuchs die aus-

ländische Erwerbsbevölkerung bis zum Anwerbestopp 
1973, der durch die Ölkrise ausgelöst wurde, von circa 
280.000 auf etwa 2,6 Millionen Menschen (vgl. Bade/Olt-
mer 2004: 71) an. Die angeworbenen Menschen sollten im 
Sinne des Rotationsprinzips für ein oder zwei Jahre in 
Deutschland arbeiten und anschließend in ihre Heimatlän-
der zurückkehren, dafür sollten andere nachrücken. 
Mustafa lebte 1973 schon fünf Jahre in Deutschland. Er 
hatte inzwischen in der Türkei geheiratet, seine Frau nach 
Deutschland geholt und kurze Zeit später wurde er Vater. 
Die Rückkehr wurde immer wieder aufgeschoben, um das 
notwendige Kapital zusammenzugetragen. Irgendwann 
dachte er gemeinsam mit seiner Frau immer seltener an die 
Rückkehr in die Heimat seiner Jugend, da die Chance auf 
eine erneute Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis durch die 
Ölkrise sehr gering wurde. Der Gedanke einer dauerhaften 
Existenz in Deutschland als Lebensmittelpunkt wurde mit 
der Geburt zweier weiterer Kinder mehr oder weniger end-
gültig. Dieses Phänomen betraf in den folgenden Jahrzehn-
ten die meisten Arbeitsmigrantinnen und -migranten in 
Deutschland (vgl. Bade/Oltmer 2004: 78 ff.; Schmidt 2003). 
Inzwischen sind die Arbeitsmigrantinnen und -migran-
ten der ersten Generation der 1960er Jahre im Durch-
schnitt über 70 Jahre alt und leben stellenweise seit über 
50 Jahren in Deutschland. Alter(n) ist allgemein ein bedeu-
tendes Thema, das im Fokus des wissenschaftlichen wie 
auch des öffentlichen Interesses steht. Denn Mustafa ist 
gemeinsam mit Günther, seinem ehemaligen Arbeitskolle-
gen (stellvertretend für den alteingesessenen „deutschen“ 
Bevölkerungsteil), gealtert und befindet sich in inmitten ei-
ner demografischen Entwicklung hin zu einer Alterung der 
Gesellschaft und den damit verbundenen Problemen. Da-

Inzwischen sind die Arbeitsmigrantinnen und -migranten der 
ersten Generation der 1960er Jahre im Durchschnitt über 70 
Jahre alt und leben stellenweise seit über 50 Jahren in 
Deutschland. Was bedeutet es, in der Fremde älter zu wer-
den bzw. alt zu sein? Wir wird diese Lebensphase subjektiv 
erlebt und reflektiert? picture alliance/dpa
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mit sind die Erhöhung des Pflegebedarfs und das in den 
Medien immer häufiger auftauchende Schreckensszenario 
einer Gesellschaft, die weder angemessene Renten zahlen 
noch den Bedarf an professionellen Pflegediensten und 
-einrichtungen decken kann, gemeint. 
Erst relativ spät, Anfang der 1990er Jahre, setzte in 
Deutschland innerhalb des Diskurses um die (Über-)Alte-
rung der Gesellschaft eine öffentliche Diskussion zum Phä-
nomen der in Deutschland – also in einer vermeintlich 
„fremden Heimat“ – gealterten Arbeitsmigrantinnen und 
-migranten ein. Viele gesellschaftliche und vor allem politi-
sche Akteure hatten zuvor lange Zeit die Tatsache igno-
riert, dass Deutschland zu einem Einwanderungsland ge-
worden ist; nun stellten sie quasi überrascht fest, dass in 
jungen Jahren nach Deutschland geholte Arbeitsmigran-
tinnen und -migranten inzwischen das Rentenalter erreicht 
haben und ihren Lebensabend gemeinsam mit ihren Kin-
dern sowie Kindeskindern nicht (nur) in ihren Heimatlän-
dern, sondern (vor allem) im einstigen Anwerbeland ver-
bringen. Sehr viele der ehemaligen „Gastarbeiterinnen“ 
und „Gastarbeiter“ sind bis ins hohe Alter in Deutschland 
geblieben und hier „heimisch“ geworden. Sie haben den 
Großteil ihres Lebens im Aufnahmeland verbracht, nicht in 
ihren Herkunftsländern. Derweilen haben sich hier neue 
soziale Bindungen, gar neue individuelle Lebensstile her-
ausgebildet, während in den Herkunftsländern nach und 
nach die ältere Generation der Verwandten, wie Vater, 
Mutter, Tanten und Onkel, verstorben sind. 
Viele Migrantenfamilien nutzen die nachberufliche Phase 
zum Pendeln als „Transmigrant“ (vgl. Laubenthal/Pries 
2012) – gerade wenn die sozialen Beziehungen zum Her-
kunftsland über die Jahrzehnte stabil geblieben sind. Das 
Pendeln als transnationale Praxis2 bedeutet gerade für die 
ehemaligen „Gastarbeiterinnen“ und „Gastarbeiter“, dass 
die Entscheidung für eine Rückkehr in die „alte Heimat“ ver-
schoben werden kann und auf die Ressourcen beider Län-
der zurückgegriffen werden kann. Wenn die Mobilität auf-
grund des Alters und altersspezifischer Probleme wie eine 

beginnende Pflegebedürftigkeit eingeschränkt werden, 
wird die Entscheidung für das „stationäre Altern“ (vgl. Fass-
mann 2012) oft zugunsten Deutschlands getroffen – der 
Ort, an dem die eigenen Nachkommen aufgewachsen 
sind und leben und der inzwischen zur verkannten Heimat 
geworden ist (vgl. Dietzel-Papakyriakou 2005: 404).
Eine wichtige Konsequenz aus der verspäteten Diskussion 
um die in Deutschland alt gewordenen und dauerhaft le-
benden Arbeitsmigrantinnen und -migranten ist die soziale 
Dringlichkeit des Phänomens mit seinem enormen prakti-
schen Handlungsbedarf. Die Thematik berührt dabei un-
terschiedliche Instanzen. Neben politischen und öffentli-
chen Institutionen (kommunale Sozial- und Gesundheits-
dienste, Wohlfahrtsverbände, aber auch Renten- und 
Pflegekassen) sind meist Einrichtungen der professionellen 
Pflege betroffen. Grundsätzlich ist bedeutsam, dass die Si-
tuation älterer und älter werdender Migrantinnen und 
Migranten im Vergleich zu den „einheimischen“ Älteren in 
ihren Ausprägungen einige Besonderheiten aufweist, so 
dass eine spezifische Fokussierung notwendig ist.
Mustafas jahrzehntelanges hartes Erwerbsleben hat ge-
sundheitliche Spuren hinterlassen. Er hat chronische 
Schmerzen an den Knien und Schultern. Ihm fällt es immer 
schwerer, sich Dinge zu merken, er wird vergesslicher. Die 
eigenen Kinder sind verheiratet und wohnen in anderen 
Städten. Sie gehen einem geregelten Erwerbsleben nach, 
so dass sie bei einem möglichen Pflegebedarf keine Pfle-
geleistung aufbringen könnten. An seiner Biografie wird 
klar, dass der Migrationsgeschichte als Teil der individuel-
len Biografie im Alter oftmals eine besondere und entschei-
dende Rolle zukommt. Für Mustafa stellt sich im Hinblick auf 
eine mögliche Pflege im Alter die Frage, ob und welche auf 
ältere Migrantinnen und Migranten ausgerichtete Ange-
bote und Versorgungsinfrastrukturen bestehen. 

Quantitative Dimensionen

Zur Veranschaulichung der Brisanz der Thematik müssen 
wir uns zunächst die quantitativen Dimensionen des Phä-
nomens der Arbeitsmigrantinnen und -migranten, insbe-
sondere der Älteren, betrachten. Die erste Generation hat 
bereits partiell das 80. Lebensjahr erreicht und ist in der 
Riege der Hochaltrigen angekommen. Die Zahl der älteren 
Zuwanderer über 60 Jahre ist von 1991 bis 2003 um fast 
das Dreifache gewachsen, während die Zahl der älteren 
Deutschen lediglich um 21,6 Prozent zunahm (vgl. Roloff 
2004). Damit sind die älteren Migrantinnen und Migranten 
die am stärksten wachsende Bevölkerungsgruppe. Hierbei 
sind diejenigen, die die deutsche Staatsbürgerschaft an-
genommen haben oder schon hatten (vor allem Spät-/Aus-
siedlerinnen und Aussiedler) nicht mit eingerechnet. Die 
Zahl der migrantischen Seniorinnen und Senioren über 60 
Jahre wird sich in absoluter Zahl von 525.000 im Jahre 
2005 auf 2,5 Millionen im Jahre 2030 erhöhen. Dies ent-
spricht einem Anteil an der bundesrepublikanischen Ge-
samtbevölkerung von ca. 18 Prozent (vgl. Hassler/Görres 
2005: 22). Den Großteil der älteren Migrantinnen und 
Migranten ab 65 Jahren stellen dabei die Menschen aus 
den klassischen Anwerbeländern, wobei hier Personen mit 
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türkischer Staatsangehörigkeit mit 29,5 Prozent deutlich 
vor Menschen aus Italien (9,4 %) und aus Griechenland 
(6,7 %) liegen. Insgesamt stammen im Jahr 2010 54 Prozent 
der Migrantinnen und Migranten über 64 Jahre aus den 
klassischen Anwerbeländern Türkei, Italien, Griechenland, 
Kroatien und Spanien (vgl. Ausländerzentralregister 2010). 
Zur Zahl der in Altenheimen lebenden älteren Menschen 
mit ausländischem Pass liegen keine zuverlässigen Daten 
vor; lediglich die Sozialhilfestatistik liefert einen ersten 
Hinweis. Danach betrug der Anteil älterer Ausländerinnen 
und Ausländer in Altenheimen 1995 etwa 1,5 Prozent. Die 
oben skizzierte Entwicklung rechtfertigt die Prognose, 
dass der Anteil ausländischer Älterer, die auf professio-
nelle Unterstützung angewiesen sind, stark ansteigen wird 
(vgl. Hohmeier 2000: 44). Die Situation älterer Arbeitsmig-
rantinnen und -migranten unterscheidet sich nicht erst im 
Alter von der der einheimischen Bevölkerung: „Altwerden“ 
in Deutschland bedeutet für Menschen mit Migrationshin-
tergrund ein Altern auf der Basis einer ungünstigen und 
benachteiligenden Ausgangssituation. Es kommt zu einer 
Verkettung von migrationsspezifischen und altersspezifi-
schen Merkmalen (vgl. Backes/Clemens 2008: 265). 

Lebensbedingungen und Gesundheitszustand

Ältere Migrantinnen und Migranten zeichnen sich im Ver-
gleich zu in Deutschland geborenen Menschen durch eine 
allgemein schlechtere Lebenslage aus – bedingt vor allem 
durch nachteilige Arbeits- und Wohnbedingungen und ei-
nen schlechteren Gesundheitszustand – wobei je nach Er-
werbsbiografie gravierende Differenzen entstehen kön-
nen (vgl. Baykara-Krumme/Hoff 2006: 465; Tucci 2012: 
12). Nach einer ununterbrochenen Erwerbstätigkeit oder 
einer erfolgreichen Existenzgründung im Kleingewerbe 

bietet für manche die Rente verhältnismäßig günstige öko-
nomische und soziale Kapazitäten. Für viele andere sind 
materielle Erwartungen im Ruhestand als prekär einzustu-
fen. Arbeitsmigrantinnen und -migranten sind vor allem als 
an- oder ungelernte Kräfte tätig, womit eine höhere kör-
perliche Arbeitsbelastung und niedrige Löhne verbunden 
sind. Nicht umsonst mussten sie anfänglich bei der Anwer-
bung strenge Gesundheitskontrollen durchlaufen, erwar-
tete doch die meisten schwerste körperliche und monotone 
Arbeit.
Obwohl manche der ursprünglich ungelernten Arbeits-
kräfte sich in den Jahrzehnten ihres Erwerbslebens beruf-
lich weiterqualifizierten und auf erträglichere Arbeitsver-
hältnisse aufrückten, leiden viele im Alter unter gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen. Studien, die zum Beispiel den 
Gesundheitszustand von älteren türkeistämmigen Migran-
tinnen und Migranten untersuchten, haben anhand der An-
gaben über das subjektive Wohlbefinden einen im Ver-
gleich zu deutschen Seniorinnen und Senioren schlechte-
ren Befund ergeben (vgl. Hubert 2009: 58 ff.).3 Demzufolge 
bezeichneten lediglich 38,4 Prozent der Migrantinnen und 
Migranten ihren Gesundheitszustand als „sehr gut“ oder 
„gut“, hingegen 57,8 Prozent der autochthonen Deutschen. 
Ihren Gesundheitszustand bezeichneten als „schlecht“ 
oder gar als „sehr schlecht“ 18,6 Prozent der Migrantinnen 
und Migranten, aber nur 9,2 Prozent der Deutschen. Inter-
essant sind die Aussagen über den Gesundheitszustand 
niemals erwerbstätig gewesener Migrantinnen und 
Migranten, da der Gesundheitszustand von diesen subjek-
tiv schlechter erlebt wurde als von den entsprechenden 
„Deutschen“. Dies ist ein Hinweis darauf, dass neben schwe-
ren Arbeitsbedingungen weitere migrationsspezifische Be-
lastungsmomente für den schlechteren Gesundheitszu-
stand der Migrantinnen und Migranten vorhanden sind 
(vgl. Hubert/Althammer/Korucu-Rieger 2009: 60 f.).

Betrachtet man das Erwerbsle-
ben von Arbeitsmigrantinnen 
und -migranten, so ist dieses 
mit erheblichen gesundheitli-
chen Belastungen verbunden. 
Schädliche Stoffe am Arbeits-
platz, hohe Unfallrisiken und 
mangelnde Sicherheitsvorkeh-
rungen führen im Alter zu kör-
perlichen Verschleißerschei-
nungen sowie zu Erkrankun-
gen. Auch die im Text geschil-
derte Erwerbsbiografie von 
Mustafa ist durch die hohe kör-
perliche Belastung am Hoch-
ofen charakterisiert. 

picture alliance/dpa
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Betrachtet man das Erwerbsleben von Arbeitsmigrantin-
nen und -migranten, so ist dieses mit erheblichen gesund-
heitlichen Belastungen verbunden. Schädliche Stoffe am 
Arbeitsplatz, hohe Unfallrisiken und mangelnde Sicher-
heitsvorkehrungen führen im Alter zu körperlichen Ver-
schleißerscheinungen sowie zu bleibenden und wieder-
kehrenden Erkrankungen (vgl. Schroeter/Prahl 1999: 38). 
Eine Erwerbstätigkeit bis zum Erreichen des regulären Ren-
tenalters ist bei älteren Arbeitsmigrantinnen und -migran-
ten aufgrund dieser besonders hohen gesundheitlichen 
Belastungen eher die Ausnahme. Mustafas Erwerbsbio-
grafie ist eine solche Ausnahme. Er stand bis zu seiner 
Rente bei 1.500 Grad am Hochofen und war für den Ab-
stich, d. h. die Reinigung des Abflussloches für das flüssige 
Eisen zuständig. Viele seiner Kollegen verließen aus ge-
sundheitlichen Gründen den Betrieb früher.
Diesbezüglich zeigen statistische Angaben über bewil-
ligte Erwerbsunfähigkeitsrenten und frühe Invalidität eine 
auffällige Häufigkeit für die Altersgruppe zwischen 40 und 
50 Jahren, womit ein hohes Pflegebedürftigkeits- und Be-
hinderungsrisiko einhergeht (vgl. Thieme 2007: 189 ff.). Ein 
damit verbundenes Phänomen ist die Vorverlegung von 
„Altersproblemen“. Die Alterssoziologie bezeichnet dieses 
Phänomen auch mit dem Begriff der „jungen Alten“. Damit 
ist die Verjüngung des Alters gemeint, d. h. dass sich der 
Betroffene in einer Phase des Lebens (55–65 Jahre) befin-
det, in der er sich subjektiv noch nicht zu den Alten zählt, 
sich durch das frühe Ausscheiden aus dem Beruf aber be-
reits in „der Lebensphase Alter“ befindet. Diese Erschei-
nung betrif ft nicht nur Migrierte, sondern genauso Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Migrationshinter-
grund im so genannten mittleren Alter, die aufgrund von 
Beschäftigungsschwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt vor-
zeitig „in die Rente geschickt“ werden (vgl. Biermann/Gro-
hall 2006: 142). Jedoch gilt es festzuhalten, dass gerade 
ältere Arbeitsmigrantinnen und -migranten im Vergleich zu 
den Deutschen deutlich häufiger von Langzeitarbeitslosig-
keit, einer gesundheitlich stark beeinträchtigten Frühinvali-
dität und chronischen Krankheiten betroffen sind. Somit 
handelt es sich hierbei im Allgemeinen nicht um eine 
Gruppe „junger Alter“, die in einer gesunden Verfassung 
„entberuflicht“ wurden, sondern um Menschen, die sich 
früh mit altersspezifischen Problemen auseinandersetzen 
müssen (vgl. Bundesministerium für Familie und Senioren 
1993: 230; Prahl/Schroeter 1996: 67 ff.; Baykara-Krumme/
Hoff 2006: 465 ff.). 
Nicht alle Arbeitsmigrantinnen und -migranten können ge-
radlinige Erwerbsbiografien vorweisen; lange Phasen von 
Arbeitslosigkeit stellen keine Seltenheit dar. Damit sind 
kürzere Versicherungs- und Beitragszeiten verbunden. Al-
tersarmut stellt für diese Gruppe älterer Migrantinnen und 
Migranten aufgrund niedriger Rentenbezüge eine reale 
Bedrohung dar, die mit einem hohen Sozialhilferisiko ein-
hergeht (vgl. Schroeter/Prahl 1999: 39). Ältere Arbeitsmig-
rantinnen und -migranten erhalten Renten, die im Vergleich 
zu denen anderer Rentnerinnen und Rentner gewöhnlich 
um 25 Prozent niedriger liegen (vgl. Hohmeier 2000: 44). 
Die repräsentative Wiederholungsbefragung „Sozio-
oekonomisches Panel“ (SOEP) – durchgeführt vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) – stellte fest, 
dass das durchschnittliche Haushaltseinkommen von älte-
ren Migrantinnen und Migranten (ab 60 Jahre) ca. 1.077 
Euro betrug, für deutsche Seniorinnen und Senioren ab 60 
Jahren hingegen ermittelte das Institut ein Einkommen von 

ca. 1.470 Euro. Für die Gruppe älterer Türkeistämmiger er-
gaben die Berechnungen des SOEP ein noch geringeres 
durchschnittliches Einkommen von ca. 816 Euro (vgl. Zeman 
2005: 78).
Oftmals befindet sich die Höhe der Rente der Rentnerinnen 
und Rentner mit Migrationshintergrund unter dem Sozial-
hilfeniveau. Ängste vor der Ausländerbehörde (Angst vor 
Ausweisung bzw. Verlust eines bestimmten Aufenthaltsti-
tels bei Inanspruchnahme der Sozialhilfe) oder Verständi-
gungsschwierigkeiten bei der (in „Bürokraten-Deutsch“ 
verfassten) Antragstellung stellen im Alltag häufig kaum zu 
überwindende Hindernisse für eine Aufstockung der Ren-
ten auf Sozialhilfeniveau dar. Prinzipiell spielen bei Mig-
rantinnen und Migranten – besonders bei türkeistämmigen 
– sprachliche und kulturelle Barrieren und damit einherge-
hende Informationsdefizite in Bezug auf Beratungsstellen 
und Versorgungsinfrastrukturen eine große Rolle (vgl. Holz 
et al. 1994: 21 f.; Kelleter 1997: 52 f.; Schmidt 2003: 24 ff.; 
Wölk 1997).
Die gesundheitliche Verfassung älterer Arbeitsmigrantin-
nen und -migranten ist nicht nur von ihrer Erwerbsbiografie 
(samt den besonders nachteiligen Erwerbsbedingungen 
am Arbeitsplatz) gekennzeichnet. Auch die psychosoziale 
Situation wird durch die Migrationserfahrung und die Le-
bensbedingungen beeinflusst. Migration ist ein komplexer 
psychologischer Prozess mit Auswirkungen auf die indivi-
duelle Identität (vgl. Akhtar 1999). Der biografische und 
kulturelle Bruch, die Trennung von Familie und gewohnter 
Umwelt durch die Migration, Diskriminierungserfahrun-
gen, niedrigere Einkommen, prekäre Wohn- und Lebens-
bedingungen führen zu einem erhöhten Risiko, an psychi-
schen bzw. psychosomatischen Krankheiten zu leiden. Die-
ser psychosoziale Bedarf an Beratung und Betreuung 
potenziert sich im Alter (vgl. Wölk 1997: 17 ff.; Hohmeier 
2000: 44 f.; Holz et al. 1994: 21 ff.). Das Risiko einer Sinn-
krise durch das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben be-
trif f t rückkehrorientierte Migrant innen und Migranten häu-
fig, da die Migration durch das Erwerbsleben definiert 
war. Eine tatsächliche Rückkehr in das Heimatland offen-
bart sich als lang gehegte und immer wieder verschobene 
Illusion, die zugunsten der in Deutschland sozialisierten 
bzw. dort verwurzelten Kinder und Kindeskinder verwor-
fen wird. Es steigt vor allem das Risiko psychischer Erkran-
kungen. Gleichzeitig bedingen Veränderungen im familiä-
ren Bereich einen erhöhten Bedarf an professioneller 
Pflege. Denn entgegen des verbreiteten „Mythos einer 
harmonischen ‚Gastarbeiter-Großfamilie‘ “ (Kaewnetara/
Uske 2001: 19), die die Pflege der Angehörigen abdeckt, 
sind berufliche Mobilität und räumliche Fragmentierung 
der Familienmitglieder, eine Zunahme an Einpersonen-
haushalten und damit das Risiko sozialer Isolation ebenso 
sehr am Zunehmen wie bei der deutschen Bevölkerung. 
Mit der Verrentung und altersbedingten Beschwerden 
oder Pflegebedürftigkeit endet spätestens die als Proviso-
rium gedachte Migration. Das eigentliche Ziel und Projekt 
der Migration – temporär Geld zu verdienen und zurück in 
das Heimatland zu kehren – findet ein Ende. Die Arbeitsmi-
grantinnen und -migranten werden durch das Alter gera-
dezu überrascht, ihr Migrationsprojekt droht seine Kohä-
renz zu verlieren (vgl. Dietzel-Papkyriakou 1993). Der hohe 
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physische und psychische Verschleiß lassen einen hohen 
Grad an Pflegebedürftigkeit im Alter erwarten (vgl. Olber-
mann/Dietzel-Papakyriakou 1995: 17). Für die älteren Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten stellt ihre Migrationser-
fahrung ein Schlüsselerlebnis im Leben und damit auch für 
das „Altern in der Fremde“ dar. Die Konfrontation mit al-
terstypischen Problematiken wie Gebrechlichkeit und Pfle-
gebedürftigkeit erfolgt oftmals vollkommen unvorbereitet, 
das Risiko der innerfamilialen Überforderung ist hoch. Da 
sie in jungen Jahren das Heimatland und die Familie ver-
lassen haben, leben viele Arbeitsmigrantinnen und -mig-
ranten ohne einen direkten Bezug zur älteren Generation. 
Das Älterwerden der eigenen Eltern wird aus der Ferne be-
obachtet, viele alltägliche Problematiken nicht miterlebt. 
Die Planung des eigenen Alters und die Reflexion einer 
möglichen zukünftigen Pflegebedürftigkeit spielen in der 
eigenen Lebenswelt eine oftmals untergeordnete Rolle. 
Erst mit dem tatsächlichen Eintreten des Alters mit all seinen 
Facetten findet die Konfrontation mit alterstypischen Prob-
lemkonstellationen statt, ohne dass im Vorhinein außerfa-
miliale bzw. professionelle Strategien im Falle von Krank-
heit und Pflegebedürftigkeit besprochen wurden.

Ethnisches Alter

Eine Besonderheit in Bezug auf ältere Migrantinnen und 
Migranten stellt das so genannte ethnische Alter dar. Meh-
rere Studien weisen darauf hin, dass mit dem Alter – als 
Phase der Beschäftigung mit der Vergangenheit, des 
Schwelgens in Erinnerungen sowie der Auseinanderset-
zung mit dem Tod – ein verstärkter Rückgrif f auf kulturelle 
Traditionen sowie Werte- und Normenvorstellungen der 
frühen Sozialisation im Heimatland verbunden ist (vgl. 
Dietzel-Papakyriakou 1993: 11). Mit dem Ausscheiden aus 
dem Berufsleben droht der Verlust an alltäglichen Kontak-
ten zur Mehrheitsgesellschaft. Dies wird häufig durch ei-
nen Rückzug in ethnische Enklaven kompensiert. Das Phä-
nomen des „ethnischen Rückzugs“ (vgl. Olbermann/Diet-
zel-Papakyriakou 1995: 15) bedeutet, dass die sozialen 
Beziehungen interethnischen Charakters eingeschränkt, 
die familiären und innerethnischen hingegen ausgeweitet 
werden. Wenn Fremdheitsgefühle, Verständigungspro-
bleme und soziale Abkapselung im Alter zunehmen, dann 
kann ein Rückgrif f auf die kulturell-ethnische Identität und 
Gemeinschaft entlasten und Verunsicherungen auffangen 
(vgl. Zeman 2012: 453).
Hier wird deutlich, dass die Ballung alterstypischer und mi-
grationsspezifischer Merkmale nicht nur dysfunktionale Ef-
fekte erzeugt, sondern auf Sei ten der älteren Migrantinnen 
und Migranten der Rückzug in „ethnische Enklaven“ zur in-
terpersonalen Bündelung von Ressourcen führt und einen 
positiven Effekt auf das Erleben des Alters haben kann (vgl. 
Dietzel-Papakyriakou 1993: 16). Nicht nur der altersbe-
dingte Verlust von sozialen Kontakten und Rollen wird ab-
gefangen, sondern auch eventuell auftretende psychoso-
ziale Probleme können besser bearbeitet bzw. gelöst wer-
den. Das heißt, Ethnizität kann auf Seiten der Betroffenen 
der sozialen Integration dienen (vgl. Dietzel-Papakyriakou 
1993: 20; Trela/Sokolowsky 1979) und als Hilfe zur Selbst-
hilfe betrachtet werden. Im Hinblick auf die besondere Mi-
grationsform der Arbeitsmigrantinnen und -migranten er-
weist sich die Wiederbelebung von Ethnizität im Alter als 
besonders relevante Erscheinung. Der Rekurs auf die Her-

kunftskultur könnte der Kompensation der nicht realisierten 
oder immer weiter nach hinten verschobenen Rückkehr(-il-
lusion) dienen. Wird nach der Berentung im Migrations-
land verweilt, stellt sich die als Provisorium gedachte Mig-
ration als Dauerzustand heraus. Die eigentliche Legitima-
tion der Migration – das Erwerbsleben – fällt weg. Eine 
Verletzung des Selbstkonzepts und eventuelle Loyalitäts-
konflikte gegenüber dem Heimatland können durch den 
Rückzug in ethnische Enklaven kompensiert werden (vgl. 
Dietzel-Papakyriakou 1993: 13; Olbermann 2003: 108 f.).

Praktische Annäherung – Ältere Migrantinnen und 
Migranten in der professionellen Pflege

Ein spezifisches Themenfeld im Kontext in Deutschland äl-
ter werdender Migrantinnen und Migranten ist die Frage, 
wie mit Pflegebedürftigkeit im Alter umgegangen werden 
kann und wie sich die Institutionen professioneller Alten-
pflege auf Migrantinnen und Migranten als Klientel ein-
stellen können. Das Phänomen des „ethnischen Alters“ 
führt in der Frage nach einer bedarfsgerechten professio-
nellen Versorgung von allochthonen Älteren teilweise zu 
der Annahme, dass im Alter keine Integrationsleistung von 
den Migrantinnen und Migranten erwartet werden könne 
und die Angebote „ethnienspezifisch“ konzipiert werden 
sollen (vgl. Wölk 1997: 56 ff.). Das Aufleben von Ethnizität 
im Alter bedeutet auf der Seite der Regeldienste einen 
Anpassungsdruck der Angebote an die migrantische Le-
benswelt, damit ihre Angebote überhaupt wahrgenommen 
werden bzw. die prinzipielle Hürde bei der Nutzung von 
Diensten überwunden werden kann. Die Schwierigkeit be-
steht darin, Barrieren bei der Nutzung professioneller An-

Eine türkische Altenpflegerin 
zeigt einem Mitbewohner den 
islamischen Gebetsraum im 
multikulturellen Altenheim 
„Haus am Sandberg“ in Duis-
burg. Bewohner und Pflege-
personal des Altenheims stam-
men aus unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen. 95 
Menschen unterschiedlicher 
Nationalitäten wohnen im 
„Haus am Sandberg“. Vor 
allem türkischstämmige Senio-
rinnen und Senioren suchen die 
Betreuung in diesem vertrauten 
sprachlichen Umfeld.
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gebotsstrukturen zu überwinden und Pflegekonzepte zu 
entwickeln, die kulturspezifische Bedürfnisse beachten – 
ohne in kulturalisierende „Pauschalangebote“ (Marme-
lade zum Frühstück für die Deutschen und Oliven für die 
Migranten aus dem Mittelmeerraum) zu münden. 
Hier spielen die Vernetzung mit den Migranten-Communi-
ties sowie die Informations- und Aufklärungsarbeit eine 
entscheidende Rolle (vgl. Arbeitskreis Charta für eine kul-
tursensible Altenpflege 2002). Die Inanspruchnahme pro-
fessioneller Unterstützung bei der Altenpflege – und damit 
Pflege außerhalb rein familialer Strukturen – ist häufig ein 
Tabuthema. Besonders im Hinblick auf türkeistämmige Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten herrscht die Vorstellung 
einer traditionell familieninternen Pflege vor, die zudem als 
religiös legitimiert erscheint (vgl. Schmidt 2003: 26; Kökgi-
ran/Schmitt 2010). Vor diesem Hintergrund wird die Über-
gabe der altersbedingten pflegebedürftigen Familienmit-
glieder mit drei negativen Folgeerscheinungen in Zusam-
menhang gebracht: (1.) Eine soziale Abwertung des 
pflegebedürftigen Familienmitgliedes; (2.) religiös moti-
vierte Gewissensbisse, einem vermeintlich religiös be-
stimmten Pflegeauftrag nicht nachgekommen zu sein; (3.) 
die Angst vor der Schande bzw. Verurteilung durch die (tür-
keistämmige) Community. Um diesen Vorurteilen entge-
genzutreten, haben sich mittlerweile einige Pflegeträger 
auf die besonderen Bedürfnisse älterer Migrantinnen und 
Migranten konzeptionell ausgerichtet, hierzu gehören z. B. 
das Multikulturelle Seniorenzentrum Haus am Sandberg in 
Duisburg und das Interkulturelle Altenhilfezentrum Victor-
Gollancz-Haus in Frankfurt am Main, welches sich auf die 
Pflege türkischer Menschen spezialisiert hat. Beide Institu-
tionen bieten „kultursensible“ bzw. „interkulturelle“ Pflege 
an und zeichnen sich durch ein multikulturelles Personal 

aus. Dies ist wichtig, da gerade die erste Generation der 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten selten die Möglich-
keit hatte, die deutsche Sprache so zu lernen, dass alle 
Bedürfnisse adäquat ausgedrückt werden können. Die Be-
grif fe „kultursensible“ und „interkulturelle Pflege“ stammen 
aus der Gesundheits- und Pflegewissenschaft. Es handelt 
sich um Ansätze, die das Zusammenspiel von professionel-
ler Pflege und kultureller Sensibilität angesichts einer sich 
immer weiter pluralisierenden Gesellschaft erkannt haben. 
Hauptannahme ist, dass kulturelle Vorstellungen die Be-
dürfnisse im Bereich der Pflege unterschiedlich prägen 
(z. B. das Schmerzempfinden) und dementsprechend be-
rücksichtigt werden müssen. Gleichzeitig wird betont, dass 
eine prinzipiell sensible und biografieorientierte Pflege 
dies leisten kann, ohne auf stereotypisierendes kulturelles 
„Rezeptwissen“ zurückgreifen zu müssen (vgl. Arbeitskreis 
Charta für eine kultursensible Pflege 2002). 
Neben der Existenz solcher professioneller Angebote 
spielt die Aufklärungsarbeit in den Communities eine ele-
mentare Rolle, damit diese auch angenommen werden 
können. So zeichnet sich das Victor-Gollancz-Haus da-
durch aus, dass ein eigens dafür eingestellter Migrations-
beauftragter den Kontakt zu den Communities und den 
Moscheen aufrechterhält. Hier kommt auch den Imamen 
eine bedeutende Aufgabe zu, indem sie der tradierten Vor-
stellung einer familienzentrierten Pflege eine religiös legi-
timierte Alternative (Pflege in deutschen Pflegeeinrichtun-
gen) entgegensetzen und Tabuisierungen aufbrechen kön-
nen. Moscheen erfüllen in dieser Hinsicht nicht nur eine 
religiöse Funktion, sondern auch eine soziale. Sie stellen 
Schutzräume dar, in denen kulturelle, sprachliche und reli-
giöse Dimensionen ethnischer Zugehörigkeit stabilisiert 
bzw. stets erneuert werden. Hier wird deutlich, dass eine 
beratende Verzahnung von Pflegeinstitution und Migran-
ten-Community – beziehungsweise von Alten- und Migra-
tionsarbeit – notwendig ist, um bestehende Barrieren bei 
der Nutzung professioneller Beratungs- und Versorgungs-
angebote zu überwinden (vgl. Naegele et al. 1997: 85; 
Schmidt 2003: 26; Kökgiran/Schmitt 2010).

Älterwerden und Alt-Sein in der Fremde

Was bedeutet es, in der Fremde älter zu werden und alt zu 
sein? Wie wird diese Lebensphase erlebt, gewertet und 
subjektiv und innerfamiliär reflektiert? Und welcher Hand-
lungsbedarf ergibt sich aus der spezifischen jüngeren Ein-
wanderungsgeschichte Deutschlands, insbesondere der 
Arbeitsmigration?
Altwerden in der Migration bedeutet meist ein Altern auf 
der Basis prekärer Lebens- und Gesundheitsbedingungen 
sowie eine Potenzierung alterstypischer Beschwerden 
durch migrationsbedingte Faktoren. Besonders ältere Ar-
beitsmigrantinnen und -migranten sind in ihrer „zweiten 
Heimat“ doppelten Benachteiligungen ausgesetzt. Neben 
materielle Nachteile wie geringe Renten treten häufig psy-
chosoziale Probleme, die durch die Erfahrung der Migra-
tion und der Entwurzelung bedingt sind. Hinzu kommt ein 
Alltag, der durch ausländerspezifische Diskriminierungen 
sowie kulturelle und sprachliche Barrieren geprägt ist (vgl. 
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Wölk 1997: 27; Schmidt 2003: 18; Backes/Clemens 2008: 
267). Die erläuterten „migrationsspezifischen Phänomene“ 
müssen als bestimmende und spezielle Bedingungen, als 
Einflussfaktoren für ein spezifisches Erleben des Alters als 
Lebensphase betrachtet werden, in der das ethnische Mo-
ment (insbesondere Tradition, Brauch tum, Sprache, Kultur-
vorstellungen und Religion) – neben der individuellen Prä-
gung – eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt. Die Mig-
rationsgeschichte als biografisches Schlüsselerlebnis mit 
weit reichenden Auswirkungen auf das ganze Leben zu 
erkennen, ist unumgänglich, wenn es darum geht, älteren 
Migrantinnen und Migranten adäquate bedürfnisorien-
tierte Beratungs- und Versorgungsstrukturen zu bieten. 
Gleichzeitig sollte die erläuterte Besonderheit ausländi-
scher Älterer nicht statisch oder essentiell überbewertet 
werden, sondern auch das interkulturelle Moment mitbe-
dacht werden. Das jeweilige persönliche Selbstbild bein-
haltet auch „doppelte Zugehörigkeiten“ (Zemann 2002: 8) 
über nationale und kulturelle Grenzen hinweg. Die Her-
ausforderungen insbesondere für die Institutionen der pro-
fessionellen (Alten-)Pflege sowie der Wohlfahrtsverbände 
und Kranken- und Pflegekassen liegen darin, eine prinzipi-
ell offene Biografiearbeit – für Menschen mit und ohne Mi-
grationshintergrund – mit dem Wissen um bestimmte kultu-
relle Unterschiede (differierende Altersbilder, unterschied-
liche Schmerzempfindungen etc.) und das Gewicht der 
Migrationserfahrung zu verknüpfen, multikulturelles Perso-

nal bereit zu stellen und bestehende Zugangsbarrieren zu 
überwinden.

Und Mustafa?

Mustafa hat inzwischen eine besondere Versicherung ab-
geschlossen, die eine Beerdigung in der Türkei ermöglicht. 
Sein Alter wird er in seiner „zweiten“ Heimat verbringen, 
hier wo seine Kinder und Enkel, seine Freunde leben. Auch 
wenn eine Rückkehr in das Land, in dem er geboren wurde, 
sich als Illusion herausgestellt hat, so will er wenigstens die 
Option haben, dort begraben zu werden.
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ANMERKUNGEN

1 Hinzu kommen weitere allochthone Menschen, zum Beispiel Flüchtlin-
ge, anerkannte Asylsuchende und Menschen aus den Anrainerstaaten 
Deutschlands, die gegenüber den ehemaligen Arbeitsmigrantinnen und 
Arbeitsmigranten jedoch nur einen geringen Teil ausmachen (vgl. Deut-
sches Zentrum für Altersfragen 2003: 11).
2 Die Transnationalismusforschung beschäftigt sich mit grenzüber-
schreitenden Praxen und sozialen, kulturellen und ökonomischen Verknüp-
fungen von Migrationsbiografien (vgl. Pries 2008) 
3 Der Gesundheitsbegriff an dieser Stelle umfasst neben der physischen 
Gesundheit das psychische und geistige Wohlbefinden. 
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Rechtsextremismusforschung. 

155

ÄLTERWERDEN IN DER FREMDE
 
 

BiS2015_02_03_umbr.indd   155BiS2015_02_03_umbr.indd   155 29.06.15   11:2129.06.15   11:21



DAS KREATIVE POTENZIAL DES FEMINISMUS

„Methusalems Mütter“ – Vom Feminismus und 
der Frauenbewegung lernen
Antje Schrupp

Bei der Frage, wie der demografische Wandel der deut-
schen Gesellschaft bewältigt werden kann, lässt sich vom 
Feminismus lernen. Die Alterung der Bevölkerung be-
rührt klassische Themen der Frauenbewegung: das Ver-
hältnis der Geschlechter und der Generationen, die Ver-
einbarkeit von Erwerbsarbeit und Privatleben sowie die 
Gesundheits- und Sozialpolitik. Antje Schrupp erörtert 
dies zunächst an der „Sache des Kinderkriegens“. Unter 
den gegebenen Rahmenbedingungen lässt sich die ab-
nehmende Geburtenrate kaum politisch beeinflussen, 
zumal Haus- und Familienarbeit wenig finanzielle Wert-
schätzung erfahren und es für Frauen immer noch schwie-
rig ist, Beruf und Kinder zu vereinbaren. Ein Drehen an 
dieser demografischen „Stellschraube“ wird wenig be-
wirken, weil der Anteil älterer und pflegebedürftiger 
Menschen stetig steigt. Will man dieser demografischen 
Entwicklung sozialpolitisch angemessen begegnen, ist 
ein grundlegender Wandel der ökonomischen, pflege- 
und auch gesundheitspolitischen Strukturen unerlässlich. 
Frauen können bei diesem Paradigmenwechsel Modell 
und Vorbild sein, weil sie ihr Leben schon immer zwischen 
Erwerbsleben, Familienarbeit und Ehrenamt ausbalan-
ciert haben und weil die Pflege älterer Menschen über-
wiegend von Frauen geleistet wird. Es gilt, das kreative 
Potenzial weiblicher Weltgestaltung zu erkennen und zu 
nutzen.  

Das Altsein ist kulturell geprägt

Zwanzig Jahre nachdem sie ihren Bestseller „Das andere 
Geschlecht“ geschrieben hatte, machte sich Simone de 
Beauvoir, inzwischen 60 Jahre alt, an ein weiteres giganti-
sches Buchprojekt. „Das Alter“ nannte sie es schlicht, und 
auf eng bedruckten 500 Seiten beschreibt und erläutert sie 
darin die kulturellen und historischen Bedingungen dieses 
Menschheitsphänomens. Ganz ähnlich wie in ihrem Essay 
zur Geschlechterdifferenz war es Beauvoir auch hier wie-
der ein Anliegen, kulturelle Prägungen vermeintlich „natür-
licher“ Phänomene aufzudecken, und sie fragte: „Wie 
müsste eine Gesellschaft beschaffen sein, damit ein 
Mensch auch im Alter Mensch bleiben kann?“1 
Ihr berühmtes Fazit – „Man wird nicht als Frau geboren, 
man wird es“ – lässt sich dabei mit nur wenigen Einschrän-
kungen auf das Altsein übertragen: Weder die Biologie 
noch die natürlichen Lebensverläufe bedingen zwangs-
läufig eine bestimmte kulturelle Altersdefinition. Das Alt-
sein und seine Bedeutung sind ebenso kulturell geprägt 
wie das Frausein. 
In beiden Fällen leben wir in einer Kultur, die Unterschiede 
zwischen Individuen nicht im Sinne von Pluralität und Viel-
falt versteht, sondern im Sinne von Norm und Abweichung. 

Ebenso wie Frauen der Status eines „zweiten“ Geschlechts 
(so der französische Originaltitel von Beauvoirs Klassiker) 
zugewiesen wurde, gibt es auch eine Hierarchisierung von 
Altersgruppen: Alte Menschen gelten sozusagen als „defi-
zitäre“ Variante von „normalen“ Menschen. Bei der Frage, 
welches politische Handeln erforderlich ist, um die Veralte-
rung der deutschen Gesellschaft im Sinne eines „guten Le-
bens für alle“2 zu bewältigen, lässt sich daher einiges vom 
Feminismus und der Frauenbewegung lernen. Im Kern geht 
es erneut um eine Reflexion darüber, was ein „vollwertiger 
Mensch“ ist. Es geht um die Befreiung des Menschenbildes 
aus den engen Grenzen einer imaginären Norm und seine 
Weiterentwicklung hin zu einer realistischen Vielfalt. 
Die Frauenbewegung hat in Bezug auf das Geschlechter-
verhältnis in den vergangenen 50 Jahren vieles erreicht, 
was in Bezug auf das Alter noch vor uns liegt. So war es 
lange üblich, Frauen allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit 
zum weiblichen Geschlecht bestimmte Verhaltensweisen 
zuschreiben oder abzusprechen. Zum Beispiel wurde ge-
sagt: „Erika ist richtig gut in Mathe, obwohl sie ein Mäd-
chen ist.“ Auf diese Weise spricht heute niemand mehr von 
Frauen, es ist vielmehr im kulturellen Bewusstsein weitge-
hend verankert, dass allein die Tatsache, eine Frau zu sein, 
noch keine Rückschlüsse auf die jeweilige Person erlaubt. 
Denn warum sollte ein Mädchen nicht gut Mathe können? 

Zwei Frauen vor einer Fotogra-
fie der Schriftstellerin Simone 
de Beauvoir. Anlässlich des 
100. Geburtstages präsen-
tierte das Institut Francais in 
Berlin 2008 eine Fotoausstel-
lung. Beauvoir stellte in ihrem 
Buch „Das Alter“ die Frage: 
„Wie muss eine Gesellschaft 
beschaffen sein, damit ein 
Mensch auch im Alter Mensch 
bleiben kann?“
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Aussagen wie: „Er ist voriges Jahr nach China gereist, ob-
wohl er schon 80 ist“, gelten hingegen nach wie vor als le-
gitim, obwohl auch das kalendarische Alter allein noch 
keine Rückschüsse auf eine bestimmte Person zulässt.
Der demografische Wandel macht es erforderlich, mensch-
liche Vielfalt nicht länger in Kategorien von „Normalität“ 
und „Defizit“ zu interpretieren. Das heißt nicht, zu behaup-
ten, alle Menschen wären „gleich“. Sicher gibt es statisti-
sche Korrelationen, zum Beispiel zwischen Alter und der 
Fähigkeit, die Strapazen einer Chinareise zu bewältigen. 
Aber Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe ist nicht 
dasselbe wie Identität. Natürlich sind nicht „alle Menschen 
gleich“, die Menschen sind vielmehr in unendlich vielen 
Hinsichten ungleich, zum Beispiel, aber nicht nur hin-
sichtlich ihres Alters und ihres Geschlechts. Aber die beob-
achtbaren Unterschiede zwischen ihnen sind eben auch 
nicht auf eine Weise kategorisierbar, die es legitimiert, al-
lein aufgrund ihrer Zugehörigkeit (zu einem Geschlecht, 
zu einer Altersgruppe) bestimmte Annahmen über eine 
konkrete Person vorzunehmen oder Ansprüche an sie zu-
stellen.3

Doch die Demografiedebatte kann auch in anderer Hin-
sicht vom Feminismus lernen. Die Veralterung der Bevölke-
rung berührt schließlich ganz direkt die klassischen The-
men der Frauenbewegung: das Verhältnis der Geschlech-
ter, der Generationen, die Vereinbarkeit von Privatleben 
und Erwerbsarbeit, die Gesundheits- und Sozialpolitik. 

Die Sache mit dem Kinderkriegen

Neben Lebenserwartung und Migration ist die Geburten-
rate einer der drei Faktoren des demografischen Wandels. 
Über eine aktive Bevölkerungspolitik ist in Deutschland al-
lerdings bis vor kurzem so gut wie gar nicht diskutiert wor-

den. Mit Bundeskanzler Konrad Adenauer waren viele 
überzeugt: „Kinder kriegen die Leute sowieso.“
Inzwischen ist klar geworden, dass „die Leute“ eben nicht 
sowieso Kinder kriegen. Und zwar nicht erst seit dem „Pil-
lenknick“ in den 1970er-Jahren, sondern schon sehr viel 
länger: Bereits Anfang des 20. Jahrhunderts wurde das 
Kinderhaben von einer Selbstverständlichkeit zu einer Op-
tion. Lag die durchschnittliche Kinderzahl im 19. Jahrhun-
dert in Deutschland noch bei fünf Kindern pro Frau, sank 
sie am Anfang des 20. Jahrhunderts rapide auf nur noch 
1,8 Kinder in 1934.4 Familienplanung ist seit etwa hundert 
Jahren gängige Praxis in allen Bevölkerungsschichten: 
Schwangerschaften werden nicht mehr einfach als natür-
lich hingenommen, sondern die Geburt jedes einzelnen 
Kindes ist eine bewusste Entscheidung. Im Vergleich zu die-
sem tiefgreifenden Wandel sind die seitherigen Schwan-
kungen der Fertilitätsrate – zwischen 1,5 und 2,5 Kindern 
– vergleichsweise gering.
Entsprechend gering sind auch die Möglichkeiten, poli-
tisch auf die Geburtenzahlen Einfluss zu nehmen. Eine Frau, 
die keine Kinder haben möchte, wird ihre Meinung kaum 
ändern, nur weil es Elterngeld und Krippenplätze gibt. 
Sinnvoller als Versuche, Frauen zum Kinderhaben quasi zu 
„überreden“, ist es, diejenigen Fälle ins Auge zu fassen, in 
denen Menschen, und vor allem Frauen, einen vorhande-
nen Kinderwunsch nicht realisieren. In dieser Hinsicht be-
steht durchaus noch Spielraum. So lag der durchschnittli-
che Kinderwunsch in Deutschland nach einer Studie des 
Berliner Instituts für Bevölkerung und Entwicklung aus dem 
Jahr 2006 im Schnitt bei 2,1 Kindern, also deutlich über der 
Rate der tatsächlich geborenen Kinder.5 Es gibt offensicht-
lich eine Reihe von Faktoren, die die Fertilitätsrate niedri-
ger halten, als sie aufgrund des Kinderwunsches der Be-
völkerung eigentlich sein müsste. So erfahren Haus- und 
Familienarbeit kaum finanzielle wie symbolische Wert-
schätzung, während es andererseits nur schwer möglich 
ist, Berufstätigkeit und Kinder zu vereinbaren. Erst in jüngs-
ter Zeit wird auch in den alten Bundesländern in nennens-
wertem Ausmaß in Infrastruktur wie Ganztagsschulen und 
Kindergärten investiert. Und trotz aller Lippenbekennt-
nisse zu mehr Flexibilität ist die Mehrzahl der Unternehmen 
kaum auf die Bedürfnisse von Eltern eingestellt: Es fehlt an 
Teilzeitarbeitsplätzen für gut Qualifizierte, und auch der 
Trend zu längeren und mobileren Arbeitszeiten und -orten 
steht den Bedürfnissen von Familien klar entgegen. Im Er-
werbsleben fehlt es zunehmend an Planbarkeit und Dauer-
haftigkeit – das alles sind keine guten Rahmenbedingun-
gen für Kinder.
Dies alles ist inzwischen zumindest in der politischen Dis-
kussion. Es gibt aber noch einen anderen, seltener berück-
sichtigten Faktor, und zwar die Fixierung auf bestimmte For-
men von Familie und Elternschaft. Noch immer werden 
nicht alle Frauen, unabhängig von ihrer Lebensform, zum 
Kinderhaben ermutigt und beglückwünscht. Stattdessen 
schwebt die bürgerliche Zwei-Kind-Normfamilie aus Vater, 
Mutter und zwei Kindern als Idealbild über der Debatte. 
Lesben zum Beispiel werden immer noch rechtlich benach-
teiligt und häufig auch schief angesehen, wenn sie Kinder 
haben (wollen). Auch Frauen in sozial prekären Lebenssitu-
ationen oder Migrantinnen werden kritisch beäugt, ob sie 
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auch ja nicht zu viele Kinder bekommen. Oft scheint man 
sich eine gute, also den Bestand kontinuierlich reproduzie-
rende Bevölkerung außerdem so vorzustellen, dass jede 
Frau die dafür statistisch notwendigen zwei Kinder mög-
lichst auch höchstpersönlich bekommt. Kinderlose Frauen 
gelten ebenso als bevölkerungspolitische Irrgängerinnen 
wie Frauen, die mehr als drei Kinder haben. Hier werden 
rechnerisches Mittelmaß und Realität verwechselt. Denn 
statistisch ist es egal, ob ein neu geborenes Kind das erste, 
zweite, drit te, vierte oder fünfte ist, das eine Frau zur Welt 
bringt. So ist etwa in den USA oder in Schweden die Quote 
der lebenslang kinderlosen Frauen ähnlich hoch wie in 
Deutschland, und dennoch ist dort die Fertilitätsrate höher: 
Weil diejenigen Frauen, die Mütter sind, im Schnitt nicht 
ein oder zwei, sondern drei, vier oder fünf Kinder haben. 
Die einzig sinnvolle Weise, eine höhere Kinderrate poli-
tisch zu fördern, ist es, den Kinderwunsch dort zu unterstüt-
zen, wo er zwar vorhanden, aber nicht realisiert ist. Allzu 
große Hoffnungen, man könne auf diese Weise die demo-
grafische Entwicklung in relevantem Ausmaß beeinflussen 
(oder gar den anstehenden sozialpolitischen Herausfor-
derungen gerecht werden), sind dennoch verfehlt. Denn 
der entscheidende Faktor der demografischen Entwick-
lung ist nicht die Geburtenrate, sondern die Lebenserwar-
tung.

Fast alle leben heute länger

Dass der Anteil der älteren Menschen steigt, liegt in erster 
Linie daran, dass Menschen länger leben als früher. Wo-
bei sich nicht nur die mögliche Lebensspanne nach hinten 
verschiebt, sondern es werden auch viel mehr Menschen 
alt als früher. Dass über 90 Prozent der Bevölkerung ein 
Alter von 60 Jahren oder mehr erreichen, ist ein Sachver-
halt, den es in der ganzen Menschheitsgeschichte noch nie 
gegeben hat. Der demografische Wandel ist schlicht die 
Folge des Umstandes, dass heute nur noch wenige Men-
schen in jungen Jahren sterben müssen – was nun einmal 
bedeutet, dass mehr alte Menschen noch am Leben sind. 
Die Unterschiede zwischen den Geschlechtern in Bezug 
auf die Lebenserwartung sind allerdings nach wie vor er-
heblich; Frauen leben in Deutschland im Schnitt rund fünf 
Jahre länger als Männer.6 Lange glaubte man, eine einfa-
che Erklärung dafür zu haben: Männer führen ein risikorei-
cheres Leben, haben körperlich anstrengendere Berufe, 
fahren waghalsiger Auto und so weiter. Für die Kohorten 
der Kriegsjahre kommen zudem die hohen Todesquoten 
der männlichen Soldaten hinzu. Sicher ist, dass die niedri-
gere Lebenserwartung der Männer keine genetisch-biolo-
gischen Ursachen hat, sondern mit Lebensstil und Lebens-
wandel zusammenhängt. So liegt die Lebenserwartung 
von Mönchen kaum unter der von Nonnen. Und auch ent-
lang anderer Unterschiede ist ja der statistische Zusam-
menhang zwischen sozialen Lebensumständen und Le-
benserwartung hoch: Menschen mit hohem Einkommen 
etwa haben eine deutlich längere Lebenserwartung als 
Menschen mit niedrigem Einkommen. 
Da sich die Lebensstile von Männern und Frauen in den 
Industrieländern tendenziell angleichen, gehen deshalb 
viele Prognosen davon aus, dass die Lebenserwartung der 
Männer in Zukunft schneller ansteigen wird als die der 
Frauen, sodass der Unterschied sich im Laufe der Zeit ver-
ringert. Andererseits stellt sich die Frage, warum dieser Ef-

fekt nicht längst eingetreten ist. Schließlich ist schon seit 
etwa drei Jahrzehnten der männliche Lebensstil deutlich 
risikoärmer geworden als in den Generationen davor. Die 
Feministin Betty Friedan machte 1993 darauf aufmerksam, 
dass der Geschlechterunterschied in der Lebenserwar-
tung umso größer ist, je „gleichberechtigter“ eine Gesell-
schaft ist.7 Die Befreiung vom „Weiblichkeitswahn“ patriar-
chaler Zeiten, so Friedans Erklärungsversuch, habe Frauen 
eine Art „Evolutionsvorteil“ verschafft. Vorteile sieht sie 
etwa in ihrer größeren Flexibilität, in ihrer Sorge für die Ge-
sundheit, in ihrer Zugewandtheit zu sozialen Bezügen, in 
ihrer Balance zwischen Erwerbsarbeit, Ehrenamt und Ei-
genarbeit und darin, dass sie sich seit der Frauenbewe-
gung nicht mehr auf ein einengendes Rollenbild festlegen 
lassen, sondern verantwortlich ihren eigenen Lebensstil 
suchen und angehen. Männer hätten diese Flexibilität 
noch nicht erreicht, sie seien daher weniger gut in der Lage, 
mit Lebensumbrüchen fertig zu werden. Friedan glaubt, 
dass die Entwicklung der männlichen Lebenserwartung 
auch davon abhängen wird, ob es den Männern gelingt, 
von den Frauen zu lernen und sich von patriarchalen 
Männlichkeitsmustern zu befreien. 
So oder so sollte die wichtige Rolle der Lebenserwartung in 
den Debatten stärker in den Fokus genommen werden. Denn 
dadurch rückt ins Bewusstsein, dass die Veralterung der Ge-
sellschaft ein positiver Wandel ist und kein negativer – dass 
die einzige Alternative zum Altwerden ist, früh zu sterben, 
stimmt eben nicht nur für Individuen, sondern auch für Ge-
sellschaften. Es ist zynisch, wenn immer noch die „Alterspyra-
mide“ als Visualisierung einer idealen Bevölkerungsstruktur 
vorgestellt wird. Denn eine solche Pyramide ergibt sich nur, 
wenn jedes Jahr von jedem Jahrgang ein bestimmter Pro-

Die Unterschiede zwischen den Geschlechtern in Bezug auf 
die Lebenserwartung sind nach wie vor erheblich. Frauen in 
Deutschland leben im Schnitt rund fünf Jahre länger als 
Männer. picture alliance/dpa
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zentsatz an Menschen stirbt, was wohl kaum erstrebenswert 
ist. Wenn schon, dann wäre die Säule ein ideales Modell, 
also eine Gesellschaft, in der alle Menschen, die geboren 
werden, auch alt werden, bevor sie sterben. 

Was fehlt: eine demografiegerechte Sozialpolitik

Ein sozialpolitisches Problem stellt ohnehin nicht der demo-
grafische Wandel als solcher dar, sondern die Tatsache, 
dass die ökonomischen und politischen Rahmenbedingun-
gen nicht an eine sich verändernde Bevölkerungsstruktur 
angepasst wurden. Und das, obwohl demografische Ent-
wicklungen eigentlich langfristig prognostizierbar sind. 
Ein Kernproblem ist dabei die zentrale Rolle von Erwerbs-
arbeit bei der Organisation des sozialen Gefüges. Es ist 
nicht damit getan, das Renteneintrit tsalter um ein paar 
Jahre anzuheben. Eine alternde Gesellschaft braucht sehr 
viel mehr Flexibilität und Übergangsformen zwischen Er-
werbsarbeit und anderen Formen des Tätigseins, damit 
sich möglichst viele Menschen ihren individuellen Mög-
lichkeiten entsprechend an der Produktion von Wohlstand 
und allgemeiner Lebensqualität beteiligen können. Hier 
gilt es, einen tiefgreifenden kulturellen Paradigmenwandel 
anzustoßen, der weit über einzelne tagespolitische Maß-
nahmen hinausgehen muss. 
Frauen sind für diesen Transformationsprozess besser auf-
gestellt: Während für Männer traditionell die Erwerbsar-
beit die zentrale Rolle in ihrer Biografie spielt und ihr Selbst-
bild stark prägt, haben Frauen schon immer zwischen Er-
werbsarbeit, Familienarbeit und Ehrenamt changiert. Wenn 
Zukunftsforscher wie Horst Opaschowski behaupten: „Der 
Ruhestand, eine Errungenschaft der Neuzeit und der Indus-
triegesellschaft, hat sich im ausgehenden 20. Jahrhundert 
überlebt und wird durch die nachberufliche Lebensphase 
abgelöst. […] Dafür gibt es keine historischen Rollenvorbil-

der“8, dann ist das schlichtweg falsch. Lediglich Männer ha-
ben dafür keine historischen Rollenvorbilder. Für Frauen hin-
gegen war es schon immer normal, ihre Lebensläufe auch 
„jenseits der Erwerbsarbeit“ zu gestalten. 
Die traditionelle Mehrgleisigkeit von Frauen im Hinblick 
auf bezahlte Arbeit und andere Formen sinnvollen Tätig-
seins ist nicht nur eine Ressource für das individuelle Ge-
stalten des Alters, sondern auch, was die notwendigen 
Veränderungen der Arbeitswelt in Betrieben und Unter-
nehmen angeht. Es ist inzwischen etabliert, dass „lebens-
langes Lernen“ nur möglich ist, wenn Qualifikationen und 
Positionen fließend gestaltet werden, wenn Menschen be-
ruflich auf- und absteigen, wenn Tätigkeitsfelder wechseln. 
Das so genannte (und tendenziell männliche) „Senioritäts-
prinzip“, wonach mit zunehmendem Alter auch Ansehen, 
Status und Einkommen immer weiter steigen, ist nicht zu-
kunftsfähig. Die Arbeitsfähigkeit älterer Menschen wird 
nur dann zum Wohl der Allgemeinheit beitragen können, 
wenn Maßnahmen wie Altersteilzeit, Herunterstufung in 
der Hierarchie, Qualifikationsmaßnahmen und Ähnliches 
selbstverständlich sind und akzeptiert werden. Genau das 
fällt aber Frauen deutlich leichter als Männern. Frauen hat-
ten ja noch nie kontinuierliche Berufskarrieren. Sie unter-
brachen ihre Erwerbsarbeit häufig, wenn Kinder kamen 
oder der Mann aus beruflichen Gründen den Wohnort 
wechselte. Deshalb trif f t es sich gut, dass in den 2020er-
Jahren die Babyboomer der 1960er-Geburtsjahrgänge 
die Altersklasse der 60- bis 64-Jährigen durchwandern 
und dann überwiegend eben nicht in Rente gehen, sondern 
noch erwerbstätig sein werden. Der Anteil erwerbstätiger 
Frauen in den höheren Altersgruppen wird dann im Ver-
gleich zu heute stark ansteigen – er soll sich bis 2035 ver-
fünffachen, während sich der der Männer nur gut verdop-
pelt.9 Für die notwendigen Veränderungen in der Kultur der 
Arbeitswelt sind das gute Voraussetzungen. 
Leicht wird dieser kulturelle Wandel trotzdem nicht, zumal 
auch die Einkommensverteilung nach wie vor eng mit der 
Erwerbsarbeit verknüpft ist. Auch wenn die Kohorte der 
heute alten Menschen im Schnitt wohlhabender ist als je 
eine Generation zuvor, so wird das nicht so bleiben. Auf-
grund der prekärer werdenden Lebensverhältnisse wird es 
schon in wenigen Jahrzehnten wieder gravierende Alters-
armut geben, wenn nicht gegengesteuert wird, etwa durch 
die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens. 
Nicht nur die Erwerbsarbeit selbst, auch das gesamte kom-
plexe Spannungsfeld von Erwerbsarbeit, Einkommen, Eh-
renamt, privates Tätigsein muss im Sinn eines guten Lebens 
für alle neu geordnet werden. Damit sind Frauen hier längst 
Protagonistinnen einer Entwicklung, die die Gesellschaft 
insgesamt betrif ft, denn Erwerbsarbeit wird zunehmend 
ihre Bedeutung als integrativer und sinnstiftender Faktor im 
Leben verlieren – auch für Männer und Frauen, die noch 
nicht alt sind. 

Die Sache mit der Pflege: die Care-Revolution

Diese Notwendigkeit, die Grenzen zwischen Erwerbsar-
beit und unbezahlter Arbeit durchlässiger und flexibler zu 
gestalten, stellt sich auch, weil viele der zukünftig wichtiger 
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werdenden Tätigkeiten im „haushaltsnahen Dienstleis-
tungsbereich“ – also in der Unterstützung von Menschen, 
die sich nicht vollumfänglich selbst versorgen können – an-
sonsten gar nicht gewährleistet werden kann. 
Im Jahr 2011 gab es in Deutschland 2,5 Millionen pflege-
bedürftige Menschen.10 Da die Wahrscheinlichkeit, pfle-
gebedürftig zu sein, im Alter stark ansteigt, wird auch der 
Pflegebedarf in Zukunft wachsen: Voraussichtlich wird es 
2050 doppelt so viele Menschen über 80 Jahre geben wie 
heute.11 Wie viele von ihnen dann tatsächlich pflegebe-
dürftig sind, lässt sich allerdings nicht vorhersagen, denn 
das hängt stark von technischen und medizinischen Ent-
wicklungen ab. Längst nicht alle Hochaltrigen sind ja pfle-
gebedürftig. Schon heute können sich rund 80 Prozent der 
80-Jährigen und immerhin rund 40 Prozent der über 
90-Jährigen selbst versorgen. Es ist anzunehmen, dass me-
dizinischer Fortschrit t (besonders im Bereich der Demenz-
forschung) und technischer Fortschrit t (Geräte zur Unter-

stützung des Alltags) dazu führen, dass der Unterstüt-
zungsbedarf alter Menschen in Zukunft niedriger sein wird 
als heute. Dennoch ist ein einfaches „Weiter so“ im Um-
gang mit altersbedingter Hilfsbedürftigkeit nicht möglich. 
Sowohl unter den Pflegebedürftigen als auch unter den 
professionell oder im häuslichen Bereich Pflegenden sind 
die Mehrzahl Frauen, auch wenn sich die Zahlen langsam 
ein wenig angleichen. Bei den pflegenden Familienange-
hörigen etwa ist der Frauenanteil von ehemals über 80 Pro-
zent auf etwa 66 Prozent gesunken.12 Das liegt vor allem 
daran, dass inzwischen häufig auch Männer im Bedarfs-
fall die Pflege ihrer Ehefrauen übernehmen. Eltern oder gar 
Schwiegereltern hingegen werden nach wie vor ganz 
überwiegend von Töchtern oder Schwiegertöchtern ge-
pflegt. Allerdings sind heute schon mehr Frauen im Alter 
der typischen „Pflegetöchter“, also zwischen 50 und 70 
Jahren, berufstätig, und das wird sich in Zukunft noch deut-
lich ausweiten. Diese Ressource an unbezahlter Arbeit wird 
kommenden Generationen nur noch in geringem Maße zur 
Verfügung stehen.
Auch die professionelle Pflege, vor allem in Privathaushal-
ten, wird ganz überwiegend von Frauen geleistet. Ein gro-
ßer Teil davon bewegt sich heute im informellen bis illega-
len Bereich: Migrantinnen übernehmen rund um die Uhr 
Betreuungen im Haushalt, oft ohne jede soziale Absiche-
rung. Aber der offizielle Weg über institutionalisierte Pfle-
gedienstleistungen ist für viele Familien, deren Angehörige 
eine Vollzeit-Pflege benötigen, schlicht viel zu teuer. Man-
gels Alternative werden diese prekären Verhältnisse in der 
häuslichen Pflege bislang ordnungspolitisch kaum erfasst, 
sondern weitgehend ignoriert.13 Das Thema wird aber 
nicht von selbst verschwinden, denn ein eklatanter Anstieg 
im Bedarf ist zu erwarten, wenn die Kohorte der heute 50- 
bis 70-Jährigen selbst in das Alter der Pflegebedürftigkeit 
kommt, also ungefähr ab 2035. Den dann Hochbetagten 
wird nur noch eine sehr geringe Zahl an potenziell Pflegen-
den gegenüberstehen. Spätestens dann muss eine Lösung 
für die Bereitstellung professioneller oder zumindest au-
ßerfamiliärer Pflegeleistungen gefunden werden. Feminis-
tisch inspirierte Initiativen wie etwa das Netzwerk „Care-
Revolution“ widmen sich schon jetzt mit großem Engage-
ment diesem Thema und versuchen, in den Medien und in 
der Politik ein Bewusstsein für die Notwendigkeit eines 
Wandels zu schaffen.14 Auch Wohlfahrtsverbände wie Di-
akonie und Caritas drängen zunehmend darauf, dass das 
Thema auf politischer Ebene realistischer als bisher ange-
gangen wird.15 
Die Pflege alter Menschen ist dabei nur ein Beispiel für 
viele Aspekte rund um das Thema „Care“, bei dem sich im-
mer dringlicher die Frage stellt, wer die Arbeiten, die früher 
überwiegend Frauen gratis und im Privaten erledigt ha-
ben, in Zukunft eigentlich übernehmen soll und zu welchen 
Bedingungen. Dabei allein auf Professionalisierung und 
kommerzielle Anbieter zu setzen, ist unmöglich. Die Quali-
tät würde sinken, die Preise in astronomische Höhen stei-
gen, und der Bedarf könnte trotzdem nicht annähernd be-
friedigt werden. Vielmehr müssen Maßstäbe und Kriterien 
entwickelt werden, die es ermöglichen, diese notwendige 
Arbeit so zu organisieren, dass es den Bedürfnissen aller 
Beteiligten gerecht wird – sowohl derer, die auf Unterstüt-
zung angewiesen sind, als auch derer, die diese Unterstüt-
zung leisten, sei es im Rahmen von Erwerbsarbeit, gratis in 
Haushalten, oder über ehrenamtliches Engagement. Es 
wäre fatal, wenn sich diese Diskussion gleich wieder nur 

Sowohl unter den Pflegebedürftigen als auch unter den pro-
fessionell oder im häuslichen Bereich Pflegenden sind die 
Mehrzahl Frauen, auch wenn sich die Zahlen langsam 
angleichen. Bei den pflegenden Familienangehörigen ist der 
Frauenanteil von ehemals über 80 Prozent auf etwa 66 Pro-
zent gesunken. Dies liegt daran, dass inzwischen auch Män-
ner die Pflege ihrer Ehefrauen übernehmen.

picture alliance/dpa
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ums Geld drehen würde: Es geht nicht in erster Linie darum, 
wie viel es uns kosten wird und wer das bezahlen soll. Son-
dern es geht um die Frage, wie wir mit der Tatsache unser 
aller Bedürftigkeit in Zukunft als Zivilisation umgehen wer-
den.
Klar ist jedenfalls, dass Frauen die maßgeblichen Protago-
nistinnen dieses Wandels sein werden: Sowohl bei den 
pflegenden Angehörigen als auch bei den Pflegebedürfti-
gen selbst wie auch unter denjenigen, die in der professio-
nellen Altenpflege tätig sind, stellen sie schließlich die 
ganz überwiegende Mehrheit der Beteiligten. Klassische 
Unterscheidungen wie zum Beispiel die zwischen bezahl-
ter und unbezahlter Arbeit sind dabei nicht immer hilfreich 
für die Analyse: Sowohl die Altenpflegerin in einem Heim 
als auch die Schwiegertochter zuhause sind bei der Pflege 
mit ähnlichen Problemen und Fragestellungen konfrontiert. 
Initiativen wie das Netzwerk „Care-Revolution“ bringen 
deshalb gezielt professionelle, ehrenamtliche und famili-
äre Care-Arbeiterinnen und Arbeiter zusammen. Und auch 
feministische Wissenschaftlerinnen beschäftigen sich 
schon sehr lange mit diesem Thema. Wichtige frühe Bücher 
dazu sind etwa Carol Gilligans „Die andere Stimme“ 
(1990), Lisa Conradis „Take Care“ (2001) oder Angelika 
Krebs’ „Arbeit und Liebe“ (2002). Inzwischen ist die Zahl 
der Veröffentlichungen zur Zukunft von „Care“ stark ange-
wachsen – doch leider werden diese Arbeiten im politi-
schen und wirtschaftswissenschaftlichen Diskurs noch im-
mer viel zu wenig berücksichtigt. Dabei enthalten sie wert-
volle Anregungen und Analysen, wie es gelingen kann, für 
einen Paradigmenwechsel in der Politik und in der Wirt-
schaftswissenschaft zu sorgen, der „Care“ ins Zentrum 
stellt und nicht länger als Randthema betrachtet.16

Noch einmal: für ein neues Menschenbild

Die unausweichlichen Veränderungen im Zuge des demo-
grafischen Wandels werden umso fruchtbarer sein, je mehr 
wir uns bewusst machen, dass dieser Wandel keine Kata-
strophe, sondern zu allererst eine positive Sache ist, dass 
er für unsere Gesellschaft zahlreiche Vorteile bringen 
könnte. Je mehr alte Menschen es unter uns geben wird, 
desto weniger wird sich das irreführende Leitbild eines 
leistungsstarken, angeblich autonomen (und tendenziell 
männlich gedachten) „Normalmenschen“ aufrechterhal-
ten lassen, das schon immer ausschließend war. Es wird 
einem Menschenbild weichen müssen, das vielfältiger und 
damit realistischer ist. Das anerkennt, dass alle Menschen 
bedürftig und von anderen abhängig sind, und dass das 
keineswegs prinzipiell ihrer Freiheit entgegensteht. Die 
Veralterung der Gesellschaft könnte endlich dazu führen, 
dass soziale Probleme angepackt werden, die ohnehin 
dringend sind, nun aber nicht länger ignoriert werden kön-
nen. Das wäre jedenfalls nicht nur im Interesse der Alten, 
sondern im Interesse aller. 
Denn eine Welt, die gut für Alte ist, ist gut für alle: Dass Hür-
den gesellschaftlicher Integration fallen, ist nicht nur für 
alte Menschen gut, sondern generell. „Gutes Leben“ be-
deutet, dass für alle essenziellen Bedürfnisse der Men-
schen zuverlässig gesorgt wird. Nur eine Politik und eine 
Ökonomie, die Vielfalt akzeptiert und die gegenseitige 
Angewiesenheit aller Menschen aufeinander ins Zentrum 
ihrer Überlegungen stellt, können wirklichen Wohlstand 
hervorbringen. 
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Oper und Politik

Hartmut Wasser:
Verdi und Wagner: Oper und Politik. 
Ein Beitrag zur europäischen Operngeschichte

Schwoerer Verlag, 2. neubearbeitete und erweiterte Auflage, 
Waiblingen 2014.
219 Seiten, 19,90 Euro.

Ja, gibt’s denn das? Ein ausgewachsener Politikprofessor 
und ausgewiesener USA-Spezialist schreibt ein Buch über 
Oper und Politik! Wenn man Hartmut Wasser genauer 
kennt, weiß man, dass er ein leidenschaftlicher Musiklieb-
haber ist. Sein Herz gehört vor allem der Oper. Und ein 
nicht geringer Teil seines Professorengehalts ist bestimmt 
in Opernbesuche geflossen.
Der zweihundertste Geburtstag von Giuseppe Verdi und 
Richard Wagner im Jahr 2013 war nun der Anlass, ein Buch 
zu schreiben, das sich mit dem Werk der beiden Operngi-
ganten und deren Beziehungen zur Politik beschäftigt. Der 
Autor schreibt im Vorwort: Die Schrift „will für wundervolle 
Momente in meinem Leben danken, die sie mir mit ihrer Mu-
sik geschenkt haben“. Die Begeisterung von Hartmut Was-
ser an der Oper zieht sich durch das gesamte Werk. Seine 
Freude überträgt sich auch auf jene, die das Buch lesen. 
Weil er so engagiert ist, liegt ihm auch die aktuelle Lage 
der Oper am Herzen. So beginnt er sein Buch mit einem 
flammenden Plädoyer für die Förderung und Entwicklung 
der Oper. Aus seiner Sicht sind in Deutschland und ins-
gesamt in Europa mehrere Opernhäuser in Gefahr. Sorge 
bereitet ihm auch, dass vor allem junge Leute kaum den 
Weg zur Oper finden. Das ist auch deshalb schade, weil 
die Künste generell, aber besonders die Oper seiner Mei-
nung nach den Glauben an eine bessere Welt lebendig 
halten. Darum gibt Hartmut Wasser zu bedenken, das 
Staatsziel „Kultur“ ins Grundgesetz aufzunehmen.
Seine Kritik am Regietheater ist fast beißend. Manche In-
tendanten und Regisseure berauschen sich nach vielfälti-
gen Erfahrungen unseres Autors am „Sensationsheischen-
den und Skandalträchtigen“. Dabei kann das Wesen man-
cher Stücke auf der Strecke bleiben.
Der Autor zeigt auf, dass es nicht einfach ist, die politische 
Bedeutung der Opern von Verdi und Wagner aufzuwei-
sen. Die Bezüge sind bei Verdi leichter nachzuvollziehen, 
weil der Künstler die politischen Probleme seiner Zeit ge-
nau verfolgt und mit in sein künstlerisches Schaffen auf-
nimmt. Im Mittelpunkt steht das Risorgimento, die italieni-
sche Einheits- und Freiheitsbewegung. Verdi gilt ab den 
60er Jahren des 19. Jahrhunderts geradezu als nationale 
Heldengestalt. In seinen zahlreichen Opern tauchen in Va-
riationen immer wieder die Themen Macht und Ohnmacht, 
Frieden und Auseinandersetzungen sowie Freiheit und ihre 
Gefährdungen auf. Wenn man Verdis Opern einmal spezi-
ell unter diesen Fragestellungen erlebt, werfen sie Licht auf 
fundamentale Zusammenhänge menschlicher Existenz und 
des politisch-sozialen Zusammenlebens.
Hartmut Wasser geht soweit ins Musikdrama hinein, dass 
er z.B. in der Oper „Macbeth“ den Feldherr mehr deklamie-
ren als singen hört, weil die rücksichtslose Machtgier wohl 
gar nicht singen kann. Es wäre gut, wenn der Autor noch 
mehr ähnliche Beobachtungen vermittelt hätte.

Richard Wagner ist bei unserer Thematik schwerer zu fas-
sen. Es ist bekannt, dass er in der Revolution 1848/49 mit 
auf den Barrikaden stand und nach dem Scheitern der Re-
volution nach Zürich geflohen ist. Aus dieser unmittelbaren 
Teilnahme am politischen Geschehen darf man aber nach 
unserm Autor nicht schließen, dass Wagner klare Vorstel-
lungen darüber gehabt hätte, was auf die bestehende 
Ordnung folgen sollte. Die Musik zeigt nach Richard Wag-
ner aber den Weg in eine neue, bessere Gesellschaft. Der 
große Opernkomponist hat die Vision einer konflikt freien 
und harmonischen Gesellschaft. Nahrung für seine Visio-
nen bezieht er aus seiner mythologischen Weltsicht, was 
sich in verschiedenen Opern nachweisen lässt. Er will die 
Menschen mit aller Macht von den politischen Verwirrun-
gen der Gegenwart erlösen. Der Autor verschweigt nicht 
die Schattenseiten von Richard Wagner, die sich vor allem 
in seinem deutlichen Antisemitismus finden. Allerdings sind 
davon kaum Spuren in seinen Opern zu entdecken. Und für 
den Missbrauch seines Werkes im „Drit ten Reich“ – der 
„Walkürenrit t“ wurde z.B. für Siegesmeldungen und Durch-
halteparolen benutzt – kann man den großen Musiker 
nicht haftbar machen.
Hartmut Wasser bedauert, dass sich Verdi und Wagner 
nie begegnet sind, obwohl sich besonders in Wien man-
che Gelegenheiten ergeben hätten. Man könnte fast be-
haupten: Sie sind sich aus dem Weg gegangen.
Es lohnt sich aber in jedem Fall, sich mit den beiden Meis-
tern und ihrem Werk zu beschäftigen. Und vor allem aus 
der Sicht politischer Bildung ist es reizvoll, den politischen 
Bezügen der Opern von Verdi und Wagner nachzugehen. 
Dazu gibt das Buch von Hartmut Wasser eine ganze Reihe 
wertvoller Anregungen.

Siegfried Schiele

Die Erbengesellschaft

Julia Friedrichs:
Wir Erben. Was Geld mit Menschen macht

Berlin Verlag, Berlin 2015.
320 Seiten, 19,99 Euro.

„Es gibt im Grunde genommen zwei Wege, um reich zu 
werden. Entweder durch eigene Arbeit oder durch Erb-
schaft.“ Dieses Zitat des französischen Ökonomen Thomas 
Piketty ist eine reichlich steile These. Stimmt diese poin-
tierte Behauptung? Sind harte Arbeit und eine gute Ausbil-
dung (noch) Garanten für Auskommen und Wohlstand? 
Oder übertrif f t vererbter Reichtum Einzelner gar den im 
Laufe eines langen Arbeitslebens erworbenen bescheide-
nen Wohlstand vieler? 
Das nächste Jahrzehnt wird die Dekade der Erben werden. 
Die ins Alter und zu Wohlstand gekommene Nachkriegs-
generation gibt ihren Besitz weiter. Dieser Vermögens-
transfer beläuft sich pro Jahr auf ca. 250 Milliarden Euro 
– eine stolze Zahl mit immerhin neun Nullen. In zehn Jahren 
macht dies summa summarum 2,5 Billionen Euro. Diese 
„Erbschaftswelle“ wird uns, die Gesellschaft und das Land 
verändern. Bedroht dieser gewaltige Vermögenstransfer 
der kommenden Jahre unser Verständnis von Demokratie 
und unsere sozialen Grundüberzeugungen? Denn span-

162

BUCHBESPRECHUNGEN

BiS2015_02_03_umbr.indd   162BiS2015_02_03_umbr.indd   162 29.06.15   11:2129.06.15   11:21



nend ist allemal, wie sich dieses gewaltige Vermögen ver-
teilt. Die Vermögensungleichheit in der Bundesrepublik 
Deutschland ist einer Studie des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung zufolge jetzt schon größer als in den 
meisten anderen Ländern der Welt. Insofern ist die Frage 
statthaft, ob das Erbe der Nachkriegsgeneration die Un-
gleichheit in die nächste Generation fortschreibt. Wird es 
eine „unsichtbare Parallelgesellschaft von […] reichen Er-
ben“ geben, wie es die über hundert Jahre nach Bosch-
Gründer Robert geborene Ise Bosch konstatiert? Zum Erbe 
ihres Großvaters merkte sie unlängst in der Zeit an: „Ver-
dient habe ich es nicht…!“
Julia Friedrichs, studierte Journalistin und freie Autorin, die 
u.a für den WDR und die Wochenzeitschrift Die Zeit 
schreibt, hat sich in ihrem neuesten Buch mit dem Phäno-
men der Erbengesellschaft auseinandergesetzt. Materi-
elle Veränderungen im Kreis ihrer Freunde, deren Immobili-
enkäufe im gehobenen Segment und veränderte Le-
benspraxis münden nach forschem Nachfragen, auf die 
Julia Friedrichs oft einsilbige Antworten bekommt, schließ-
lich in die Frage: „Bist du Erbe oder nicht?“ Nach diesen 
persönlichen Beobachtungen, die sie für das Thema Er-
bengesellschaft sensibilisiert haben, skizziert Julia Fried-
richs eingangs ihren Recherche- und Arbeitsprozess. Sie 
liest unzählige ökonomische Fachbücher und Wirtschafts-
magazine, setzt sich mit dem Erbrecht und mit Parteipro-
grammen auseinander, stellt europäische und internatio-
nale Vermögensvergleiche an, recherchiert statistische 
Daten und Wirtschaftsfakten. Rasch stellt sich bei Julia 
Friedrichs jedoch die Erkenntnis ein, dass ihr auskunftsfreu-
dige Erben fehlen: „Echte lebendige Erben. Reiche Erben. 
Firmenerben. Glückliche Erben. Zerstrit tene Erben. Ent-

erbte Erben. Verzweifelte Erben.“ So ein Satz aus dem ein-
leitenden Kapitel. Unzählige Anfragen, sich häufende Ab-
sagen, die Bitte um Diskretion und monatelange Geduld 
führen schließlich zum Erfolg. Die „Reise“ zur bundesdeut-
schen Erbengeneration nimmt ihren Anfang. 
Wie fühlt man sich als Erbe? Welche Gewissensbisse ver-
spürt das eher linksliberale Bürgertum, wenn es plötzlich 
oder unerwartet erbt? Lars, ein 41-jähriger Komponist, 
schämt sich ob seines Erbes. Und dennoch: Obwohl er das 
Geld nicht selbst verdient hat, gibt es ihm Sicherheit. Das 
Leben auf dem finanziellen Sockel der Vorgängergenera-
tion bereitet zwar ein schlechtes Gewissen, macht aber 
den Alltag angenehmer, einfacher und sorgenfreier. Beate 
hingegen, eine Wissenschaftlerin, verschweigt ihr Erbe 
seit 22 Jahren. Geerbtes Geld stinkt zwar nicht, aber es 
klebt an einem! Beate war ehedem ein linker Teenager und 
politisch aktiv. Das Kapital war schlechthin das Böse, mit 
dem es sich nun – unerwartet zu Reichtum gekommen – zu 
arrangieren gilt. Und letztlich schätzt auch Beate trotz al-
ler moralischen Irritationen dieses ungeliebte Sicherheits-
netz. 
In einem durchaus aktuellen Exkurs über die „Steueroase 
Deutschland“ beschreibt Friedrichs die Unwucht des deut-
schen Steuersystems: Während Arbeit und Konsum relativ 
hoch besteuert werden, zeigt sich der Staat beim Kapital 
weitaus bescheidener. Die Große Koalition bekam bereits 
2012 für das Erbschaftssteuergesetz einen Rüffel vom Bun-
desfinanzhof, der eine „verfassungswidrige Überprivile-
gierung“ für Unternehmenserben feststellt. Verstärken Un-
ternehmenserbschaften die Vermögenskonzentration? Be-
fördern sie die ökonomische Machtzusammenballung? 
Seit das Bundesverfassungsgericht Ende 2014 in seinem 
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Urteil eine Reform der Erbschaftssteuer verlangt hat, tobt 
eine Debatte zwischen Politik und Wirtschaft. Wolfgang 
Schäubles Entwurf (Stand Juni 2015) sieht vor, dass das Pri-
vatvermögen von Erben großer Betriebe bis zur Hälfte zur 
Begleichung der Steuer herangezogen werden kann. Die 
Prüfschwelle dafür soll bei 20 Millionen Euro liegen, bei 
Familienbetrieben bei 40 Millionen. Kritiker der Reform se-
hen Betriebe in ihrer Existenz gefährdet, befürchten den 
Abbau von Arbeitsplätzen oder die Verlagerung von Fir-
menteilen ins Ausland. Familienunternehmer, auch Teile 
der SPD fordern eine Grenze erst ab 100 Millionen. 
Die kluge Gesamtkomposition des Buches zeigt sich in der 
anschließenden Schilderung des Besuchs bei Wolfgang 
Grupp, dem „König von Burladingen“. Der in Talkshows 
gern gesehene Patriarch pocht auf das Recht freier Erben 
und wird sein Unternehmen selbstverständlich an seine Kin-
der vererben, die es – ganz dem dynastischen Prinzip ver-
pflichtet – auch weiterführen. Grupp steht als Beispiel für 
die rund 90 Prozent aller Unternehmen, die in Familienbe-
sitz sind, immerhin 55 Prozent aller deutschen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter beschäftigen und beinahe die 
Hälfte aller Umsätze erwirtschaften – mithin ein wesentli-
cher Teil der deutschen Wirtschaft. Im Vergleich zu anderen 
Familiendynastien ist Grupp nur ein Mittelständler in einer 
schwäbischen Kleinstadt. Bei den wirklich Großen geht es 
um Einfluss, um Macht und vor allem um sehr viel Geld. Ent-
wickelt sich hier ein „neuer ökonomischer Feudalismus“? 
Julia Friedrichs taucht in der Folge in die Geschichte der 
Familiendynastien ein und beschreibt die Dramen, die sich 
in diesen „Geheimbünden“ abspielen, gewährt aber auch 
Einblicke in die ab und an lächerlich anmutenden Familien-
komödien der Oetkers, der Springers, der Mohns und Ross-
manns. Ungeachtet aller Höhen und Tiefen einzelner Unter-
nehmensdynastien erinnert Friedrichs daran, dass viele 
Erben produktiv etwas mit dem geerbten Vermögen ma-
chen. Sie investieren in Firmen, gründen Stiftungen oder 
spenden es. Anzumerken bleibt, dass viele Stiftungen auch 
Steuerbegünstigungen mit sich bringen und letztlich schal-
ten und walten können, wie sie wollen.
Weitere Gespräche – so z.B. mit Lea, die einen Teil des Er-
bes ihres Großvaters Otto Herbert Hajek, des 2005 in 
Stuttgart gestorbenen Künstlers, erbt – belegen eindrucks-
voll, dass Todesfälle und Erbschaften die sensible Statik 
ganzer Familien ins Wanken bringen. Der Kampf um das 
Erbe entwickelt sich zur familiären Schlussabrechnung, 
macht vor Erbschleicherei und gar Mord aus Habgier nicht 
halt. Ist es insofern nur konsequent, wenn Götz Werner, der 
Gründer der Drogerie-Kette DM, seinen Kindern nichts 
vererbt? Er will – so sein Argument – seinen Kindern ein ei-
genständiges und kein vorbestimmtes Leben ermöglichen. 
Aus all den Porträts, faktenreichen Schilderungen der Ge-
spräche mit Erben, Unternehmern, Ökonomen und Politi-
kern leitet Julia Friedrichs vorsichtig abwägend Szenarien 
ab, denen wir bei der Entwicklung hin zur Erbengesell-
schaft entgegensehen müssen. Trotz aller Scheu der Poli-
tik, die Reform der Erbschaftssteuer anzugehen, sollte Er-
ben grundsätzlich gerechter werden, damit sich die Un-
gleichheit zwischen Erben und Nichterben nicht 
umgebremst fortsetzt. So traf Julia Friedrichs bei ihren Ge-
sprächen z.B. auf Erben, die eine Pflichtabgabe eher als 
Entlastung einschätzen und keine Einwände gegen eine 

gerechtere Umverteilung haben. Zudem ist eine Rückbe-
sinnung auf „Leistungswerte“ und deren steuerliche Aner-
kennung sinnvoll, will man Arbeit wieder belohnen. Je-
doch hält sich der Optimismus angesichts der „Macht des 
alten Geldes“, der Netzwerke und der konsequent dem 
unternehmerischen Interesse geschuldeten Ausbildung 
der nachwachsenden Eliten im Rahmen. Julia Friedrichs 
blickt eher skeptisch in die Zukunft. Ihre Skepsis wird auch 
von einer allzu zögerlichen Politik gespeist, die zwar die 
Erbengesellschaft durchaus kritisch sieht, aber Angst vor 
unbequemen Schrit ten hat. Und nicht zuletzt trägt die so-
ziale und gesellschaftliche Praxis, über das Erbe(n) vor-
nehm zu schweigen, seinen Teil dazu bei, dass über das 
Thema nicht oder nur wenig in Öffentlichkeit und Politik 
gesprochen wird.
Julia Friedrichs hat ein brisantes Thema aufgegrif fen und 
so sachkundig aufbereitet, dass auch ökonomische Laien 
dieses Buch mit Gewinn lesen werden. Die Mischung aus 
fundierten analytischen Kapiteln, die mit zahlreichen Zi-
taten aus einschlägigen Wirtschaftsmagazinen und Zeit-
schrif ten bzw. von Wirtschafts- und Steuerexperten an-
gereichert werden, und die einfühlsame Schilderung der 
Gespräche mit Erben oder solchen, die ihr Erbe weiterge-
ben (oder auch nicht), macht den besonderen Reiz des 
Buches aus. Kluge und umsichtige Recherchen auf der ei-
nen Seite, dichte Beschreibungen auf der anderen ge-
währen bei der Lektüre Einblicke in soziale, ökonomische 
und politische Perspektiven der bundesdeutschen Erben-
gesellschaft.

Siegfried Frech

(Mit)Reden können

Joachim Detjen:
Reden können in der Demokratie. Studien- und Übungsbuch 
zur politischen Rhetorik.
Band 1: Grundlagen rhetorischer Kommunikation
Band 2: Politische Rede- und Kommunikationssituationen

Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2014.
Band 1 (208 S.), Band 2 (160 S.), 19,80 Euro pro Band (32,00 Euro 
im Paket)

In der Demokratie sollen sich Bürgerinnen und Bürger in 
die Politik einmischen. Das Leitbild eines interventionsfähi-
gen Bürgers setzt auf politisches Handeln. Und dieses wie-
derum ist vorrangig sprachliches Handeln. Will man das 
Feld des (politischen) Handelns nicht ausschließlich rheto-
risch (mehr oder weniger) geschulten Politikern überlas-
sen, benötigen Bürgerinnen und Bürger rhetorische Grund-
kenntnisse. Aufgrund fehlender rhetorischer Kenntnisse 
und Übung sind allzu viele jedoch gehemmt, sich in Debat-
ten und Diskussionen zu Wort zu melden oder gar in der 
Öffentlichkeit an ein Mikrophon oder Rednerpult zu treten. 
Joachim Detjen, bis 2013 Inhaber des Lehrstuhls für Politik-
wissenschaft II der Katholischen Universität Eichstätt-In-
golstadt, hat unlängst zwei Rhetorikbände vorgelegt, die 
das notwendige rhetorische Rüstzeug für Bürgerinnen und 
Bürger sowie für Schülerinnen, Schüler und auch Studie-
rende verständlich, faktenreich und vor allem praxisnah 
ausbreiten. (Und wer Joachim Detjen je „live“ erleben 
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durfte, weiß nur allzu gut, dass er als Referent stets sein 
Publikum zu fesseln wusste!).
Der ersten Band ist als Grundkurs angelegt. Er macht mit 
den Grundlagen rhetorischer Kommunikation vertraut. 
Grundlagen, die für alle Redegattungen, nicht nur für die 
politische Rede gelten. Am Anfang stehen elementare Situ-
ationen wie der Umgang mit Lampenfieber, das anre-
gende Sprechen selbst und die Körpersprache. Die Struk-
turierung, die Ausgestaltung von Redetexten und der argu-
mentative Aufbau von Reden werden ebenfalls in den Blick 
genommen. Dabei folgt der Band der Logik vom Einfachen 
hin zum Komplexen.
Der zweite Band baut auf dem ersten auf und befasst sich 
mit den verschiedenen politischen Rede- und Kommunika-
tionsanlässen. Er informiert über politische Redeanlässe 
und über die Besonderheiten der politischen Sprache. Le-
serinnen und Leser erhalten Gelegenheit, aus der Perspek-
tive von Politikern und sich politischen einmischenden Bür-
gerinnen und Bürgern Reden zu politischen Themen zu 
analysieren, zu entwerfen und zu trainieren.
Beide Bände überzeugen durch ihre klare Struktur. Jedes 
einzelne Kapitel ist übersichtlich aufgebaut: Den rhetori-
schen Sachinformationen folgen jeweils praktische 
(Sprech-)Übungen, die zum eigenen Tun und selbstständi-
gen Lernen anregen. Hinzu kommt, dass die Übungen nicht 
nur für das Selbststudium hilfreich sind, sondern auch in 
Kursen der nonformalen Jugend- und Erwachsenenbil-
dung verwendet werden können. Zahlreiche Belege, anre-
gende Beispiele und klug gewählte Abbildungen garan-
tieren eine spannende und in Sachen Rhetorik durchaus 
gewinnbringende Lektüre. 

Siegfried Frech 

Der lange Arm der Stasi

Susanne Muhle:
Auftrag: Menschenraub. Entführungen von Westberlinern und 
Bundesbürgern durch das Ministerium für Staatssicherheit der 
DDR

Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 2015. 
670 Seiten, 49,99 Euro.

25 Jahre nach dem Mauerfall steht der zeitgeschichtlich 
Interessierte vor einer Vielzahl von Büchern und Aufsätzen, 
in denen die DDR-Vergangenheit und besonders die Rolle 
von Partei und Stasi aufgearbeitet werden. Die erhaltenen 
180 Kilometer Stasi-Akten sind (wenn auch mit großen Lü-
cken, u. a. dem Verlust der Unterlagen zur „Westarbeit“) für 
Historiker eine riesige Herausforderung.
Susanne Muhles Buch (eine überarbeitete Münsteraner Dis-
sertation) ist eine umfassende und sehr beeindruckende ak-
ribische Darstellung eines der schlimmsten Kapitel der deut-
schen Spaltung in der Zeit des Kalten Krieges. Muhle be-
schreibt eingehend die Entführungspraxis des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) und die Folgen für die Opfer (ins-
besondere Regimegegner und Abtrünnige). Dabei kamen 
ihr drei Unterlagensammlungen der Staatsanwaltschaft 
Berlin, des Bundesarchivs und eine Zusammenstellung der 
Berliner Polizei zu mehr als 250 Entführungen der Jahre 
1949–1952 zu Hilfe. Sie schildert eindringlich die entsetzli-
chen Bedingungen in der Untersuchungshaft, die Rechtlo-
sigkeit der Opfer in den Prozessen, die unverhältnismäßig 
hohen Strafen nach Sondergesetzen, sowie Folterungen 
besonders in der frühen stalinistischen Zeit und auch den 
schwierigen Neuanfang der oft gesundheitlich Geschädig-

Ziele

• altersgemäße Auseinandersetzung 
mit politischen Fragen auf Grundlage 
des „Beutelsbacher Konsenses“

• Anregungen zum gesellschaftlichen 
und politischen Engagement 

• Erwerb methodischer Kompetenzen 
und Einüben sozialer Lernformen

• Ergänzung und Vertiefung von 
Unterrichtsthemen der gesellschafts-
kundlichen Fächer

Politische Tage 
Für Schülerinnen und Schüler aller weiterführenden Schularten sowie Grundschulen ab Klasse 2

Besonderheiten

• methodisch abwechslungsreiche 
Formate (z. B. Planspiele, Szenario-
Workshops, Aktionstage u. a.)

•  Themenvielfalt: Demokratie, Kom-
munalpolitik, Europa, Globalisie-
rung, Frieden/Sicherheit u. a.

• intensive thematische Auseinander-
setzung über eine (Doppel )Schul-
stunde hinaus 

• Durchführung an Schulen oder 
außerschulischen Lernorten 

Ansprechpartner

• Außenstelle Freiburg für Schulen im 
Regierungsbezirk Freiburg 
www.lpb-freiburg.de

• Außenstelle Heidelberg für Schulen 
in den Regierungsbezirken  
Karlsruhe und Stuttgart 
www.lpb-heidelberg.de

• Fachbereich „Politische Tage“ für 
Schulen im Regierungsbezirk  
Tübingen www.lpb-bw.de/fach-
bereich_politische_tage.html

Politische Tage – ein Angebot der Landeszentrale für politische Bildung für Schulen in 
Baden-Württemberg. Veranstaltungen zu ausgewählten politischen Themen als Ergänzung zum 
normalen Schulunterricht durch junge Expertenteams der Landeszentrale. 
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ten nach der Entlassung. Dabei wählt sie aus der großen 
Zahl der Opfer von ca. 400 bekannten verschleppten Perso-
nen besonders eindringliche Fälle aus. Nach sowjetischem 
Vorbild hatten das MfS und die DDR-Regierung keine Hem-
mungen, „Straftaten“ auch außerhalb des Staatsgebietes 
zu verfolgen – und die „Täter“ auch von dort zu entführen 
(oder ggf. zu „liquidieren“). Dabei ging man besonders 
hasserfüllt mit abtrünnigen ehemaligen MfS- und Armeean-
gehörigen, aber auch mit nicht zurückgekehrten Spitzen-
sportlern um. All dies ungeachtet internationaler Rechtsnor-
men und dann ohne den Angeklagten (bei laut verkündeter 
Drei-Staatentheorie) Verteidiger eigener Wahl vor Gericht 
zu erlauben, wobei Urteile bis zur Todesstrafe (und deren 
Vollstreckung) möglich waren. Für eine Strafverfolgung 
reichte schon eine Befragung beim Notaufnahmeverfahren 
von DDR-Flüchtlingen (Muhle weist auf die „uferlose Aus-
weitung des Straftatbestandes Spionage“ hin), aber es gab 
auch umfangreiche Grauzonen, wo westliche Geheim-
dienste die Kenntnisse von Flüchtlingen und Gegnern des 
DDR-Regimes für ihre Zwecke nutzten. Auffällig ist, dass der 
SED und der Stasi (als „Schild und Schwert der Partei“) vor 
allem die kritische Dokumentation, Berichterstattung und 
Analyse von Zuständen in der DDR verhasst war, wie beson-
ders in den bekannten Fällen von Walter Linse (gewaltsame 
Entführung auf offener Straße 1952, in Moskau 1953 hinge-
richtet) und Karl Wilhelm Fricke (Menschenraub mit Betäu-
bung durch Gift). Viele dieser Fälle sind in einzelnen Mono-
graphien oft autobiographisch dargestellt, aber hier in ei-
nen systematisch-analytischen Rahmen gestellt. Die 
Schilderung zeigt, wie die Zahl der Entführungen und die 
Brutalität der Verfolgung abhängig war von der (welt-)poli-
tischen Lage, macht aber auch deutlich, dass der Westen 
gegen die geübte Praxis weitestgehend machtlos war – es 
gab noch keine Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland, und das Rote Kreuz kümmerte sich in der Früh-
zeit nicht um die Behandlung der Inhaftierten.
Besonders wertvoll in dem Buch ist die gründliche Analyse 
der sozialen Hintergründe und der Motivationen der aus-
gewählten, als Informelle Mitarbeiter (IM) des MfS einge-
setzten Menschenräuber: Nach Vorarbeit von Fricke, der 
25 IM-Fälle veröffentlichte, beschreibt die Autorin hier 50 
ausgewählte Personen, die (selten) aus politischer Über-
zeugung, meist geleitet von Karrieredenken, finanziellen 
Anreizen, Abenteuerlust und Gewaltbereitschaft zum frei-
willigen kriminellen Dienst für die DDR bereit waren. Dabei 
handelt es sich in der größten Gruppe um Arbeitslose, oft 
mit einem langen Vorstrafenregister – der Typ, dem man 
solche Handlungen wohl auch am ehesten zutraut. Die de-
taillierte Dokumentation ist hier besonders beeindruckend. 
Kleinere Gruppen handelten auf der Grundlage persönli-
cher Bekanntschaft oder erschlichenem Vertrauen. Trotz 
der umfassenden Dokumentation der Täter blieben nach 
der Wende die strafrechtlichen Folgen für die Entführer 
meist aus. Durch die systematische Auffächerung der 
Schicksale der Opfer entstehen hier keine zusammenhän-
genden Biografien (die in manchen Fällen auch schon ge-
trennt vorliegen). Leider ist der Namensindex, der bis zu 30 
Belegstellen für einzelne Opfer aufweist, sehr selektiv – so 
kann man für viele Entführte nicht einmal durch Zusammen-
setzen der Belegstellen zu einem Gesamtbild kommen (die 
willigen IM-Helfer sind gar nicht indiziert).

Muhle hat mit beeindruckender Akribie ein lesbares Buch 
geschrieben, das Maßstäbe setzt, aber dem Leser eine 
große Fleißarbeit abverlangt: An die 600 Titel sind in der 
Forschungsliteratur aufgelistet, und der Text wird von über 
2.000 Fußnoten (oft sehr detaillierten Quellenangaben 
und weiterführenden Hinweisen) begleitet, die eine Über-
prüfung der gemachten Aussagen für den Laien weitge-
hend ausschließen. So sehr man den Verlag auch für sei-
nen Mut beglückwünscht, ein solch akribisch recherchier-
tes umfangreiches Werk zu verlegen, so sehr muss man 
auch feststellen, dass diesem (sehr notwendigen) Buch die 
verdiente weite Verbreitung zu wünschen, wohl ein from-
mer Wunsch bleiben muss. 

Manfred Görlach

1945 – Niederlage, Befreiung, Neuanfang

Stiftung Deutsches Historisches Museum (Hrsg.): 
1945 – Niederlage. Befreiung. Neuanfang. 
Zwölf Länder Europas nach dem Zweiten Weltkrieg

Theiss Verlag/WBG Darmstadt, Darmstadt/Berlin 2015.
248 Seiten, 150 Abbildungen, 24,95 Euro.

Es brauchte vier Jahrzehnte, bis der 8. Mai 1945 mit der 
Rede des damaligen Bundespräsidenten Richard von 
Weizsäcker in der Bundesrepublik Deutschland eine ange-
messene historische Konnotation erhielt. Weizsäcker 
sprach 1985 vom „Tag der Befreiung“, an dem Deutschland 
und Europa „vom menschenverachtenden System der nati-
onalsozialistischen Gewaltherrschaft“ befreit wurden. 
Die bedingungslose Kapitulation am 8. Mai 1945 und das 
Kriegsende wurden von einem Großteil der Deutschen als 
bittere Niederlage empfunden. Deutschland bot ein einzi-
ges Bild der Verwüstung: zerbombte Städte, eine zerstörte 
Infrastruktur, hungernde Menschen und Flüchtlingsströme, 
eine traumatisierte Gesellschaft. Eine Generation – die 
sich ehedem „Herrenmenschen“ nennen durfte – war poli-
tisch, militärisch, mentalitätsmäßig entmachtet worden, 
und sie reagierte mit oftmals Trotz und Verstocktheit. Au-
ßerhalb Deutschlands wurde der 8. Mai 1945 als Moment 
des Siegs empfunden. Bereits am Nachmittag des 7. Mai 
feierten eine halbe Million Menschen auf den Straßen 
Manhattans den Sieg. (Gleichwohl ging der Krieg im Pazi-
fik unvermindert weiter bis zum 15. August 1945, dem Tag 
der Kapitulation Japans.) In Moskau versammelten sich 
etwa zwei Millionen Menschen auf den Straßen der Stadt. 
In der Sowjetunion wurde der 9. Mai 1945 offiziell als Tag 
des Sieges verkündet. Angesichts der unermesslichen Op-
fer und Verwüstungen, die der Überfall auf die Sowjet-
union verursachte, ist der 9. Mai in Russland bis heute ein 
symbolträchtiger und wichtiger Gedenktag. 
Kein Krieg hatte jemals zuvor derart hohe Opferzahlen ge-
fordert: Die schreckliche Bilanz des Zweiten Weltkrieges 
beläuft sich weltweit auf 60 Millionen Opfer; in Europa 
zählte man 45 bis 50 Millionen Kriegstote, unter ihnen 
zahlreiche Zivilisten. Millionen von Menschen verloren ihr 
Leben durch die verbrecherische und erbarmungslose NS-
Machtpolitik. Die Nationalsozialisten ermordeten sechs 
Millionen Juden und 200.000 Sinti und Roma. Drei Millio-
nen sowjetische Kriegsgefangene starben in deutschen 
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Lagern. Besonders in Polen und in der Sowjetunion erlit t 
die Zivilbevölkerung extrem hohe Verluste. Von den knapp 
13,5 Millionen Zwangsarbeitern starben über 500.000 im 
„Deutschen Reich“. In Heil- und Pflegeanstalten wurden 
200.000 Menschen ermordet. Besatzungsregime und 
Massenverbrechen, Vertreibungen und Zwangsumsiedlun-
gen prägten die Länder Europas und vor allem auch die 
Menschen nachhaltig. 
In vielen Regionen Europas herrschten nach dem Ende der 
Kampfhandlungen chaotische Zustände, denen ein „kurzer 
Sommer der Anarchie“ – so der amerikanische Essayist Ian 
Buruma unlängst im Wochenmagazin Die Zeit – folgte. Der 
Zweite Weltkrieg hatte nicht nur die materielle Infrastruk-
tur zerstört, auch die politischen Systeme waren zusam-
mengebrochen.
Der Krieg endete in verschiedenen Teilen Europas zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten. Und die Nachkriegszeit war bei-
leibe keine stabile Ära des Friedens. In Griechenland, Ju-
goslawien und Polen tobten die durch die Besetzung aus-
gelösten Bürgerkriege noch mehrere Jahre. In der Ukraine 
und im Baltikum setzten nationalistische Partisanen den 
Kampf gegen die sowjetischen Truppen fort. Und bereits in 
den Nachkriegsjahren zeichnete sich der beginnende 
Kalte Krieg ab. Das heutige Europa ist ohne das „Schwel-
lenjahr“ 1945 und ohne Kenntnis der Auswirkungen des 
Zweiten Weltkriegs und der Jahre, die auf das Kriegsende 
folgten, nicht zu verstehen.
Das Deutsche Historische Museum kommt mit der Ausstel-
lung „1945 – Niederlage. Befreiung. Neuanfang. Zwölf 
Länder Europas nach dem Zweiten Weltkrieg“ seinem Auf-
trag nach, deutsche Geschichte in ihren unterschiedlichen 
Facetten und internationalen Zusammenhängen darzu-

stellen. Ein angemessener Beitrag zur Erinnerungskultur – 
so Alexander Koch, der Präsident der Stiftung Deutsches 
Historisches Museum Berlin in seinem Vorwort – kann nur 
gelingen, wenn historische Geschehnisse, Inhalte und Kon-
texte mehrperspektivisch und kontrovers präsentiert wer-
den. Zu der vom 24. April bis zum 25. Oktober 2015 dau-
ernden Ausstellung „1945 – Niederlage. Befreiung. Neu-
anfang. Zwölf Länder Europas nach dem Zweiten 
Weltkrieg“ liegt nunmehr ein opulenter, fachwissenschaft-
lich überzeugender und verständlich geschriebener Aus-
stellungskatalog vor, der durch sachkundige Beiträge, die 
anregende Gestaltung des Innenteils und durch die groß-
formatige Präsentation der Fotografien, der abgebildeten 
Sachquellen und Exponate überzeugt.
Anlässlich der 70. Wiederkehr des Kriegsendes in Europa 
nimmt die Ausstellung die unmittelbare Nachkriegszeit in 
Deutschland, Österreich, Dänemark, Norwegen, Luxem-
burg, den Niederlanden, Belgien, Frankreich und der So-
wjetunion in den Blick. Die Ausstellung fokussiert einer-
seits die von der NS-Besatzungsherrschaft betroffenen 
Nachbarländer, andererseits mit Großbritannien und der 
Sowjetunion die europäischen Siegermächte. Die einzel-
nen Länderkapitel werden im Ausstellungskatalog dabei 
den historischen, gesellschaftlichen und politischen Para-
metern sowie den außenpolitischen Faktoren gerecht, die 
wesentlich die Nachkriegsjahre prägten. Leitende Frage-
stellungen sind: Wie ließen NS-Regime, Besatzung bzw. 
Kriegsgeschehen die Länder zurück? In welchem Zustand 
befanden sich Gesellschaft und politisches System am un-
mittelbaren Ende des Krieges? Welche Umwälzungen 
und Veränderungen brachte die Nachkriegszeit? Die ein-
zelnen, von ausgewiesenen Historikerinnen und Histori-
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kern verfassten Kapitel setzen mit dem Kriegsende bzw. 
der Befreiung ein und skizzieren die Nachkriegszeit bis 
zur ersten politischen und gesellschaftlichen Konsolidie-
rung. Entlang dieser Fragestellungen werden die zwölf 
Länder nebeneinander gestellt. Die Länderkapitel ma-
chen die Gleichzeitigkeit, das Gegen- und Nebeneinan-
der der europäischen Staatenwelt nach 1945 sowie in 
den ersten Jahren nach dem Krieg ersichtlich. Jedes Kapi-
tel beginnt mit einem doppelseitigen Eingangsbild, das je 
für sich genommen eine Bildikone des Kriegsendes ist. Die 
Einzelkapitel sind sowohl an (einschlägig) Interessierte als 
auch an historische Laien adressiert und orientieren sich 
an den drei Begriffen „Niederlage“, „Befreiung“ sowie 
„Neuanfang“.
Nach einer großzügig gestalteten Eingangsseite, die the-
senartig die wichtigsten zeitgeschichtlichen Ereignisse 
bzw. Entwicklungen des Kapitels zusammenfasst, folgt die 
Erörterung der länderspezifischen Situation unmittelbar 
nach 1945 und daran anschließend die Skizzierung der 
Brüche und Kontinuitäten, d.h. die gesellschaftlichen und 
politischen Entwicklungen in den ersten Nachkriegsjah-
ren. Die großzügige Bebilderung, die durch wechselnde 
Größen überzeugt, kommt einer „Fotogalerie“ gleich. Am 
oberen linken oder rechten Seitenrand sind zeitgenössi-
sche Fotografien, die – einem Geschichtsfries nicht unähn-

lich – exemplarisch eben jene drei Begrif fe abbilden. So 
finden sich im Kapitel über Deutschland Fotografien von in 
Köln einmarschierenden US-amerikanischen Soldaten, 
von befreiten Häftlingen des KZ Dachau, die US-Soldaten 
zuwinken, oder ein Bild von Displaced Persons nach der 
Befreiung. Der „Mythos Trümmerfrau“ (Leonie Treber) wird 
ebenso ins Bild gesetzt wie Internierungslager für belas-
tete Deutsche oder der Blick auf die Anklagebank beim 
Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozess 1945/1946. 
Abbildungen von Sachquellen, Reproduktionen von Plaka-
ten und Zeitungsseiten, Fotos von profanen Alltagsgegen-
ständen und symbolisch aufgeladenen Objekten folgen im 
Anschluss an die einzelnen Länderkapitel. 
Der Ausstellungskatalog ist ein sorgfältig herausgegebe-
nes „Bilder- und Lesebuch“, das informativ und kurzweilig 
geraten ist und dennoch durch Tiefgang überzeugt! Die 
einzelnen Kapitel vermitteln sehr wohl, dass das Kriegs-
ende 1945 der Ursprung unserer Gegenwart ist. Die „Tota-
lität der Niederlage“ legte geradezu eine Rückbesinnung 
auf freiheitliche und demokratische Traditionen nahe. Eine 
Rückbesinnung, die hierzulande letztlich zur Entwicklung 
eines stabilen demokratischen Staates führte und – zumin-
dest für Teile Europas – eine langfristige Friedensordnung 
mit sich brachte.

Siegfried Frech
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